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Vorwort. 



W ie die im vorigen Jahre erschienene Schrift : ;,Das 
Herzogthum Estland unter den Königen von Dänemark", 
so war auch die vorliegende ursprünglich für meine 
,,Baltischen Geschichtsstudien" bestimmt, erscheint jedoch, 
aus ähnlichen Gründen, wie jene, als selbständiges Werk. 
Es ist darin derselbe Plan, sowohl was die äussere An- 
lage, als die zum Grunde gelegten Quellen betriffit, be- 
folgt worden, so dass in beiden Beziehungen auf die 
frühere Rechtfertigung Bezug genommen werden kann: 
nur über einzelne Abschnitte ist einiges Besondere zu 
bemerken. * 

Die für das Werk gesteckte zeitliche Gränze — 
das dreizehnte und vierzehnte Jahrhundert — ist nicht 
überall streng eingehalten worden, und namentlich ist die 
äussere Geschichte der Stadt schon mit dem für die Ver- 
fassung Riga's Epoche machenden Jahre 1330 abgebrochen 
worden. Die Weiterführung konnte unterbleiben und ist 
unterblieben, weil sie auf die Schilderung der weit- 
schichtigen, ermüdenden und doch unfruchtbaren Rechts- 
händel sich hätte beschränken müssen, welche Erzbischof 
und Orden, zum Theil auch wegen der Herrschaft über 
die Stadt, vorzugsweise vor der Römischen Curie, gegen 
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einander führten. Auf die inneren Verbältnisse der Stadt 
waren diese Händel bis über das vierzehnte Jahrhundert 
hinaus von keinem wesentlichen £influss. 

Wenn nun auch für den zweiten, die Verfassungs- 
gescfaichte behandelnden Abschnitt das Jahr 1330 als 
Gränze beibehalten worden, so war für den dritten eine 
solche Begränzung nicht durchführbar ; weil für dessen 
Inhalt die Quellen erst mit dem Ende des vierzehnten 
Jahrhunderts reichlicher zu iliessen anfangen: die Dar- 
stellung wäre eine gar zu dürftige und fragmentarische 
geworden. Ja, um ein einigermaassen vollständiges und 
anschauliches Bild des inneren Lebens der Stadt zu geben, 
war mitunter selbst ein Hinübergreifen in das Quellen- 
material aus dem Anfange des fünfzehnten Jahrhunderts 
nicht zu vermeiden. — In weit geringerem Maasse be- 
durfte es dessen für die drei letzten Abschnitte, weil der 
Bechtszustand Kiga's sogar schon am Ende des dreizehnten 
Jahrhunderts sich vollkommen ausgebildet und in den so- 
genannten umgearbeiteten Statuten gewissermaassen seinen 
Abschluss gefunden hatte. 

Es erübrigt noch, den wärmsten Dank auszusprechen 
für die unschätzbare Unterstützung, deren ich bei dieser 
Arbeit von Seiten meines verehrten Freundes, Herrn 
Leonhard Napiersky in Aschaflfenburg, mich zu er- 
freuen gehabt habe. Nicht nur hat er mehrere wichtige, 
noch ungedruckte Quellen, und selbst eigene noch nicht 
veröffentlichte Abhandlungen, in uneigennützigster Weise 
mir zur Verfügung gestellt, sondern auch meine ganze 
Arbeit einer sorgsamen Prüfung unterzogen, und mich — 
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besonders durch seine genauere Kenntniss der Local- 
Verhältnisse — vor manchem Fehlgriff bewahrt. Ja, er 
«rbpt sich, den mir am wenigsten geläufigen fünften Ab- 
schnitt — das Straf recht — auszuarbeiten, und hat sich 
dieser Aufgabe in einer volle Anerkennung verdienenden 
Weise entledigt. Was schliesslich dieses Werk seiner 
musterhaften Ausgabe der älteren Bigischen Rechtsquellen 
verdankt, bedarf keiner weiteren Ausführung. 



Gotha, im April 1878. 



Dr. F. 0. V. Bnnge. 
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Erster Theil. 



Aeussere Geschichte, Verfassung und 
Verwaltung der Stadt Riga. 



T. Bunge, Die Stadt Kiga. 



Einleitung, 



ihs dürfte kaum eine zweite im Mittelalter ge- 
gründete Stadt geben, deren Geschichte , wie die Biga'Sy 
bis zur Idee ihrer Schöpfung hinauf, an der Hand zu- 
verlässiger Quellen, sich verfolgen lässt. Zu diesen 
Quellen gehört in erster Reihe die berühmte Chronik 
Heinrichs von Lettland, unter dessen Augen Biga 
entstand und aufwuchs; und sind es auch nur einzebie 
Andeutungen, die er darüber giebt, so sind diese doch 
— von Urkunden unterstützt — vollkommen genügend, 
um daraus eine klare Einsicht in die Genesis der Stadt 
zu gewinnen. Für den weiteren Verfolg sind wir fast nur 
auf Urkunden angewiesen; denn JKiga hat sich für die 
beiden ersten Jahrhunderte seines Bestehens keiner 
eigenen gleichzeitigen Stadtchronik zu erfreuen *), und 
was die Landeschronikeri bieten, ist von sehr unter- 
geordneter Bedeutung. Es kommen von solchen fast nur 
die sog. Dünamünder Annalen (nebst deren Nach- 
bildungen und Fortsetzungen) und die Chronik Her- 
manns von Wartberge in Betracht, und auch diese 
liefern nur für die Geschichte der äusseren Schicksale 
der Stadt vereinzelte Daten ; die Entwickelung der i n - 



*) Allenfalls könnte man dahin reebnen das Bruchstück 
einer Chronik des Lübecker Kanzlers Albrecht vonBardewik, 
über [welche unten — im ersten Abschnitt Anm. *), zwischen 
den Anmerkungen 100 und 101 — Näheres angegeben ist. 

1* 
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neren Verhältnisse lernen wir ausschliesslich aus Ur- 
kunden kennen. Wir nehmen dieses Wort hier in seiner 
weiteren Bedeutung, sofern wir nämlich darunter auch die 
sog. Stadtbücher begreifen, d. i. die ofßciellen Aufzeich- 
nungen der Stadtbehörden über vor ihnen und durch sie 
verhandelte öffentliche und Privatangelegenheiten. Diese 
StadtbUchcr — so weit sie auf uns gekommen — be- 
dürfen wegen ihrer besonderen Wichtigkeit näherer Er- 
wägung*). Es gehören dahin: 

1) das Schuldbuch der Stadt, Inscriptionen über 
Privatschuld Verhältnisse aus den Jahren 1286 bis 134ö, 
musterhaft herausgegeben von H. Hildebrand. St. 
Petersburg 1872. 4. Die hohe Bedeutung dieses Buches 
für die Geschichte des Handels und des Privatrecbts 
ersieht man aus der gründlichen einleitenden Abhandlung. 

2) die Rechnungsbücher der Stadtkämmerer, 
Von diesen hat sich für unsem Zeitraum nur eines er- 
halten, welches die Jahre 1348 — 1860 umfasst, noch un- 
gedruckt ist und in der Bibliothek der Livländ. Ritterschaft 
in Riga aufbewahrt wird. Diese, besonders für die Finanz - 
geschichte, aber auch für andere Verhältnisse wichtige 
Quelle ist uns leider nicht zugänglich gewesen. Eine 
Fortsetzung, die aber erst mit dem Jahre 1405 beginnt 
und bis 1473 reicht, wird im Rathsarchiv aufbewahrt. 
Die Rechnung für das Jahr 1405 auf 1406 ist abgedruckt 
in V. Bunge *8 Urkundenbuch Bd. IV. No. 1954. 

3) Von derselben Bedeutung für das städtische Fi- 
nanzwesen ist der gleichfalls in obgedachter Bibliothek 
befindliche Liher redituum für die Jahre 1349 bis 1400. 
Auch ihn haben wir nicht benutzen können. In dieselbe 
Kategorie gehört 



*) Vergl. auch H. J. Büthführ, Die Rigische Ratbslinie. 
2. Ausg. S. 18 fgg. 
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4) das Buch der Landvögte, in welchem über 
die von diesen in den Jahren 1383 bis 1479 aus der 
Stadtmark bezogenen Einnahmen und für dieselbe be- 
strittenen Ausgaben Bechnung geführt wird. Auszüge 
daraus im Urkundenbuch Bd. IV. No. 1593. 

5) Zwar zunächst für das Privatrecht von Interesse, 
allein zugleich als Hauptquelle für die derzeitige Topo- 
graphie der Stadt von Bedeutung ist das Erbebuch 
(irrthümlich Denkelbuch genannt)xauf der Kigischen Stadt- 
bibliothek. Es ist am Anfange, in der Mitte und am 
Schluss defect und enthält mehr als 1000 Inscriptionen über 
Besitzübertragungen von Grundstücken in der Stadt 
sowie in der Stadtmark aus den Jahren 1384 — 1418, 
1430—1458 und 1468—1482. Von dieser wichtigen Quelle 
hat Herr L. Napiersky eine vollständige genaue Ab- 
schrift angefertigt und diese uns zur Benutzung ge- 
fälligst anvertraut. Auszüge daraus hat C. E. Napiersky 
in den Mittheilungen der Gesellschaft für Geschichte XI, 
163 — 174 geliefert (darnach auch das Urkundenbuch Bd. 
VI. No. 2953) und ebendas. S. 175-183 topographische 
Notizen daraus zusammengestellt. 

Zu diesen Quellen kommen noch hinzu die älteren 
Stadtrechte, Burspraken und andere Rechtsquellen, 
über welche im zweiten Theile, dem sie zunächst zu 
Grunde liegen, das Behufige beigebracht werden wird. 

Die unmittelbare Benutzung der reichen hand- 
schriftlichen Materialien Sammlungen, besonders 
der Rigischen Stadtbibliothek — unter diesen voran der 
Sammelwerke J. C. Brotze's — war uns nicht ermög- 
licht; indessen dürften sie für das dreizehnte und vier- 
zehnte Jahrhundert wenig bieten, was nicht bereits ver- 
öffentlicht ist und daher hier verwerthet werden konnte. 

Die Litter atur der Geschichte Riga's für den hier 
in Rede stehenden Zeitraum ist im Ganzen dürftig. Die 
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älteren Schriften , meist wenig befriedigend , sind ver- 
altet. Wir verweisen hier auf das Verzeichniss derselben 
in E. Winkelmann's Bibliotheca Zdvoniae historica 
S. 196 fgg.. Unter den neueren ist nur hervorzu- 
heben: C. E. Napiersky, Kurze Uebersicht der älteren 
Geschichte der Stadt Riga, von 1200 bis 1581 , in den 
Monumenta Livoniae antiquae, Bd. IV. — Monographien 
werden ihres Orts Erwähnung finden. 



Erster Abschnitt. 

Aenssere Schicksale der Stadt. 

• 

Erstes Capitel. 

Gründung der Stadt. 
I. 

Erste Anfinge bis znr Yerleihnng des Stadtreehts. 

Lk\k den bedeutendsten Thaten des umsichtigen 
Schöpfers des Staatswesens in Livland, Bischof KV 
berts I., gehört unstreitig die Gründung der Stadt lUga. 
Die nächste Anregung dazu mochte ihm die Vorschrift 
des canonischen Rechts bieten, dass Bischöfe ihre Kesi- 
denz nicht in vereinzelt liegenden Burgen oder kleinen 
Dörfern, sondern in grösseren, volkreichen Ortschaften 
aufschlagen sollen (1). Der bisherige Bischofssitz , das 
Schloss Ikeskola (2), entsprach seinem Zwecke nicht: die 
Lage desselben, zwar an der schiffbaren Düna, allein zu 
tief landaufwärts, daher für grössere Schiffe unerreichbar, 
mochte wenig geeignet sein, eine grössere Zahl von 
Deutschen Ansiedlem anzulocken. Für die meist des 
Handels wegen die Mündung der Düna Suchenden war 
vielmehr ein der See näher liegender, einen bequemen 
Hafen auch für grosse Schiffe bietender Ort der beste 
Anziehungspunkt. Dies erkennend, Hess Bischof Albert 
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• 

— wie sein Chronist Heinrich berichtet — bereits im 

zweiten Jahre seiner Regierung, vor seiner ersten Beise 
aus Livland nach Deutschland, im Spätsommer des Jahres 
1200 (3)| von den in der Gegend ansässigen Liven ein 

— vermuthlich von ihnen durch Kauf oder Schenkung 
erworbenes — Stück Landes, unweit der Mündung der 
lüge in die Düna, zur Anlage einer Stadt sich ein- 
weisen (4). Gleichzeitig erwirkte er, um das Aufblühen 
der künftigen Stadt zu fördern i vom Pabste einen Be- 
fehl^ durch welchen den Kaufleuten der Besuch des be- 
nachbarten Sem<;allischen Hafens bei Strafe des Bannes 
untersagt wurde (5). Nach des Bischofs Bückkehr wurde 
denn auch im nächsten Sommer (1201) mit dem Bau der 
Stadt in einer weiten Ebene der Anfang gemacht (6). 
Die oben erwähnte Bige, ein Nebenfluss (Arm?) der Düna 
(7), von welchem aus der Bau der Stadt begonnen zu 
haben scheint, bildete oberhalb ihrer Mündung ein so 
weites und gei^umiges Wasserbecken (8), dass m dem- 
selben ein bequemer Hafen für Schiffe angelegt werden 
konnte (9). 

Dass die Umgebung des fUr die Stadt bestimmten 
Baumes mit einer Mauer — zum Schutz gegen feind- 
lichen Ueberfall — mit zu den ersten Bauuntemehmungen 
gehörte, steht ausser Frage. Obschon unser Chronist es 
nicht ausdrücklich bezeugt^ so erhellt es doch deutlich 
aus seinem Berichte, dass bereits in den cTabren 1207 und 
1209 zu einer Erhöhung der Stadtmauer geschritten 
wurde (10), und dass an der Errichtung der Mauer, so 
wie an den Arbeiten zur Befestigung der Stadt überhaupt, 
sämmtliche Pilger sich eifrig betheiligten (11). Die ur- 
sprüngliche Stadtmauer umfasste übrigens nur einen Theil 
der späteren inneren Stadt, und lief, in der Nähe der 
BigemUndung beginnend, innerhalb der beutigen Münsterei- 
gasse und grossen Schmiedestrasse, dem Laufe der Rige 
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folgend und gleich ihr einen Bogen bildend ^ dann, sich 
nadi Südwest wendend, innerhalb der Pferdeetraese und 
der Bosengasse zur Düna hinab^ und längs dieser, nach 
Südost hin^ bis zu ihrem Ausgange unweit der Mün- 
dung der Rige (12). 

Bereits im Jahre 1201 hatte Albert seinen und seines 
Domcapitels (Convents) Sitz von Ikeskola nach Riga ver- 
legt (13), und in der Stadt den Bau der ersten Kirche, 
der bischöflichen Cathedrale oder Domkirohe, begonnen 
(14). — In dem darauf folgenden Frühling (1202) landete 
in Riga des Bischofs Bruder, Enoelbert^ Ordensbruder 
aus dem Kloster Neumünster in Holstein, ;,mit den ersten 
Bürgern" (15). Die Zahl dieser letzteren mochte jedoch 
sehr bald bedeutend anwachsen; denn schon im Jahre 
1211 machte sich das Bedürfniss zu Bauten ausserhalb 
der Ringmauer geltend (16). Die Vermehrung der Ein- 
wohnerzahl und überhaupt das Emporkommen seiner 
jungen Schöpfung zu fordern, Hess Bischof Albert sich in 
jeder Weise angelegen sein. Aus der richtigen Erkennt- 
niss, dass die Bewilligung von Freiheiten, besonders in 
Bezug auf Handel und Gewerbe, zur Heranziehung 
von Ansiedlem vor Allem geeignet sei (16,a), floss das 
Privilegium, welches er im Jahre 1211 den nach der 
Düna — also zunächst nach Riga — und den übrigen 
Ltfivländischen Häfen handelnden Kaufleuten, insonderheit 
denen aus Wisby auf Gothland, zur Belohnung ihrer 
Verdienste um die Bekehrung Livlands, verlieh. Er be- 
freite sie durch dasselbe von 2iöllen und von dem Ge- 
brauche der GottesurtheilC; nahm sie gegen das Strand- 
recht in Schutz, regelte das Münzwesen und die Juris- 
dictionsverhältnisse u. s. w. (17). 

So schnell übrigens in Folge dessen die neue Pflan- 
zung aufblühte, so hatte sie gleich in den ersten Jahren 
ihres Bestehens mit Widerwärtigkeiten aller Art zu 
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kämpfen, die sie jedoch glücklich überwand. Zunächst 
wurde sie wiederholt von äusseren Feinden bedroht. Dem 
oben erwähnten päbstlichen Verbote (18) zuwider be- 
sichtigten im Jahre 1203 einige — wie es scheint Russische 
— Handelsleute, die Düna hinabfahrend, den Semgalli- 
schen Hafen aufzusuchen. Die Rigenser fuhren ihnen 
auf Schiffen entgegen, griffen sie an, erschlugen ihre 
Lootsen und ihren Steuermann und zwangen sie zur 
Bückkehr (19). Vielleicht um Rache zu üben, erschien 
bald darauf der König von Gercike mit einem (Russisch-) 
Lettischen Heere vor Riga, raubte das auf der Weide 
grasende Vieh der Bürger, nahm zwei Priester gefangen 
und tödtete den Anführer der ihm nacheilenden Bürger 
(20). In dem folgenden Jahre wurde abermals von einem 
dreihundert Mann zählenden Trupp heidnischer Letten 
und Liven ein Raubzug auf die Stadtweicie unternommen. 
Einige versuchten auch, zu Schiffe in die Stadt zu drin- 
gen. Allein diesmal wurden die Feinde von den Bürgern, 
denen die Schwertbrüder zu Hülfe kamen, in einem 
heissen Gefechte zurückgeschlagen und ihnen ihre 
Beute, bis auf drei Pferde, wieder abgenommen (21). 
Gefährlicher war der Ueberfall, den im Frühjahre 1210 die 
Kuren, von den Liven aufgestachelt, mit grosser Macht 
von der See aus gegen Riga ausführten. Nach blutigen 
Kämpfen mussten die Rigenser sich in die Stadt zurück- 
ziehen, welche nunmehr eine förmliche Belagerung aus- 
zuhalten hatte, bis ein Heer treu gebliebener Liven aus 
Holme (Kirchholm) heranzog und den Feind zum Rück- 
zuge zwang. Es geschah dies am Tage der heil. 
Margaretha (den 13. Juni) , und man beschloss , diesen 
Tag künftig als Befreiungsfest in der Stadt jährlich zu 
feiern. (22). 

Seit dieser Zeit hatte Riga für eine längere Reihe 
von Jahren Ruhe vor äusseren Feinden: es fehlte aber 
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auch nicht an inneren. Eine im Jahre 1206 der Stadt drohende 
Hungcrsnoth wurde noch durch zwei rechtzeitig aus 
Gothland anlangende Getreideschiffe glücklich abgewandt 
(23). Im Jahre 1215 aber brach in den Fasten (im 
März) zur Nachtzeit eine Feuersbrunst aus, welche 
einen grossen Theil der inneren Stadt: „von der St.-Ma- 
rienkirche bis zum Hause des Bischofs, mit den anliegen- 
den Häusern; bis zur Kirche des Ordens der Schwert- 
brüder'' in Asche legte (24). Allein auch von diesem 
Missgeschick erholte sich die Stadt nicht nur bald, son- 
dern es gab sogar Anlass zu einer bedeutenden Er- 
weiterung derselben. Die Ringmauer wurde nämlich 
nordwärts so weit ausgedehnt, als sie im Wesentlichen (25) 
noch bis in die neuere Zeit bestand, so dass der Raum 
innerhalb derselben sich nahezu verdoppelte (26). Seit- 
dem wurde zwischen der alten und der neuen Stadt Riga 
(Altstadt und Neustadt?) unterschieden (27). 

n. 

DieYerleiliung des Stadtreclits nnd Einsetzung des Rathes. 

So hatte Riga im Laufe des ersten Viertels des drei- 
zehnten Jahrhunderts zu einer bedeutenden, rasch auf- 
blühenden Ortschaft sich entwickelt: es war ein für jene 
Zeit stark befestigter, nach aussen abgeschlossener Platz, 
der Sitz eines Bischofs, seines Landesherm, und der 
Landesregierung; zugleich der Sammelpunkt für die zahl- 
reichen Deutschen Pilger und Kreuzfahrer, welche von 
hier aus der Weitereroberung Livlands und der Be- 
kehrung seiner heidnischen Bewohner sich unterzogen. 
Demnächst hatten sich daselbst in nicht geringer Zahl 
feste Ansiedler, vorzugsweise Kaufleute, niedergelassen, 
welche bereits einen lebhaften Handel trieben und nament- 
lich den Verkehr zwischen Deutschland und Russland 
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vermittelten. Sie nannten sich Bürger^ cives, und hatten 
einen eigenen^ vom Landesherm eingesetzten Vogt, ad' 
vocatutf an ihrer Spitze (28). Alle« dessen ungeachtet 
war aber Biga noch keine Stadt im rechtlichen Sinne 
des Wortes (29); dazu fehlte dem Orte die städtische 
Verfassung, das iu8 civüaUs^ Stadt- oder Weichbild- 
recht , und dieses zu erlangen, bedurfte es eines kaiser- 
lichen Privilegiums (30). Solches erhielt aber der Bischof 
von Biga erst durch die bekannte Urkunde vom 1. De- 
cember 1225 , mittelst welcher ihn König Heinrich, 
Kaiser Friedrichs U. Sohn, zum Deutschen Keichsfursten 
erhob. Unter den ihm in Folge dessen verliehenen Be- 
fugnissen wird namentlich die aufgeführt: ^ffundandi 
civitatetn in Riga et in locis aliiSf in (/uibus eaa fieri 
oporluerif^ (31). 

Um dieselbe Zeit war der durch sein segensreiches 
Wirken im nördlichen Europa berühmte päbstliche Legat, 
Bischof Wilhelm von Modena, an die Seite Bischof 
Alberts getreten (32). Die Pläne und Schöpfungen des 
letztern voll würdigend, griff der Legat überall fördernd, 
vermittelnd, entscheidend ein: unter seinen Auspicien 
war es auch, dass in Riga die städtische Verfassung ein- 
geführt wurde. Zunächst trat an ihn im December 1225 
die Bitte um Entscheidung verschiedener Zweifel über die 
Bedeutung des den Bürgern Kiga's vom Bischof ver- 
liehenen üothländischen Rechtes (33), namentlich über die 
Gerichtsbarkeit, das Münzwesen und einige andere Punkte« 
Der Legat erledigte diese Zweifel in einer alle Theile be- 
friedigenden Weise (34), entschied auch gleichzeitig die 
Gränzstreitigkeiten zwischen der Stadt einerseits, und dem 
Bischof von Semgallen (35)', sowie dem Kloster Düna- 
münde, andererseits (36). Im März des nächsten Jahres 
stellte er die Gränzen der Stadtmark, des nachmals so 
genannten Patrimonialgebietes , fest (37), und erliess ver- 
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schiedene Verordnungen über die Entscheidung von 
Gränzstreitigkeiten durch Schiedsrichter (38). Ueber alle 
diese Verhältnisse geben die bis auf den beatigen Tag 
erhaltenen bezüglichen Urkunden genaue Auskunft; da- 
gegen fehlt eine urkundliche Beglaubigung der Art über 
einen für Riga vor Allem bedeutsamen Act: die Ein- 
setzung des Käthes der Stadt^ so dnss der Zeitpunkt 
derselben nur annähernd, wiewohl ziemlich genau, durch 
Combinationen festgestellt werden kann (39). Bei den ob- 
erwähnten Verhandlungen vom December 1225 und vom 
März 1226^ zuletzt am 16. März, war nämlich die Stadt, 
bezw. die Bürger, nur durch einen Syndicus, Albert, 
vertreten (40). Am 18. April 1226 dagegen treten zum 
erstenmal die „c o ns u l e s Ri g e n s e s** handelnd auf, indem 
sie, im Beisein des Legaten, mit dem Orden der Schwert- 
brüder über verschiedene Momente sich auseinandersetzen 
(41): ihre Einsetzung fällt daher in die Zeit zwischen 
dem 16. März und 18. April 1226. Aus einer wenige 
Jahre jüngeren Urkunde lernen wir auch die Namen einiger 
der ersten Glieder des Rathes kennen: den Vogt Al- 
bert (wahrscheinlich denselben, der die Stadt bis dahin 
als Syndicus vertreten hatte) und die constdea Th. von 
Berewich und Job. von Horehusen. Die bei- 
gefügte Bemerkung, dass sie zur Zeit, als der Legat, Bi- 
schof Wilhelm, in Riga weilte, ernannt seien (42), ge- 
stattet die Folgerung, dass der Legat nicht unthätig ge- 
wesen ist bei diesem Act, durch welchen Riga's städtische 
Verfassung in ihren Grandpfeilem vollendet wurde. 
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Zweites Capitel. 

Aeussere Geschichte bis zum Ausbruch der Fehde 
mit dem Deutschen Orden im Jahre 1297. 

in kurzer Zeit gewann die Stadt zusehends an Reich- 
thuniy Ansehen und Macht, nicht bloss durch den immer mehr 
in Aufschwung kommenden Handel , sondern auch durch 
die Waffenthaten ihrer tapferen Bürger ^ welche an der 
Eroberung des Landet einen nicht unwesentlichen An- 
theil genommen hatten. Hierauf fussend, erhoben sie An- 
spruch auf einen Antheil an den künftig zu erobernden 
Ländereien, und erhielten solchen zugesagt, indem der 
Legaty Bischof Wilhelm, durch einen Schiedsspruch ihnen 
ein volles Drittel der künftigen Landerwerbungen zu- 
erkannte (43). In Folge dessen reichte denn auch Bischof 
Nicolaus von Riga im Jahre 1231 der Stadt (44) den 
dritten Theil der seit dem Weggange des Legaten unter- 
worfenen und noch zu unterwerfenden Länder: Oesel, 
Curland und Semgallen, förmlich zu Lehn (45). Indessen 
erfreute sich die Stadt nicht gar zu lange dieses Be- 
sitzes. 

Was zuniichst Oesel anlangt , so wurde ihr zwar 
im folgenden Jahre ihr Dritttheil in bestimmten Gränzen 
eingewiesen (46); allein bald darauf vermochte der Legat, 
Bischof Wilhelm, die Stadt, die Hälfte ihres Antheils dem 
Bischof von Oesel zu überlassen; sollte übrigens der 
Letztere auf das noch übrige Sechstheil je Ansprüche er- 
heben , so solle derselbe jenen ihm überlassenen Antheil 
der Stadt wieder zurückgeben (47). Dagegen befahl, 
wenige Jahre später, 1235, der Pabst der Stadt, auch 
jenes letzte Sechstheil dem Bischof von Oesel abzutreten 
(48). Zur Ausführung dieses Befehls scheint es zwar zu- 
nächst nicht gekommen zu sein: denn als im Jahre 1258 
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der Bischof von Oesel dieses letzte Sechstheil von der 
Stadt verlangte, wandte sich diese klagend an den Pabst, 
und erwirkte einen Befehl desselben an den Prior des 
Klosters Dünamünde, die Sache zu untersuchen und zu 
entscheiden (49). Wie diese Entscheidung ausgefallen 
und welchen Fortgang überhaupt die Streitsache zunächst 
genommen, ob und wie lange die Stadt sich im facti- 
schen Besitz behauptet^ darüber fehlt es gänzlich an Nach- 
richten. Erst am Ende des fünfzehnten Jahrhunderts 
taucht die Angelegenheit wieder auf, um zu Gunsten des 
Bischofs von Oesel erledigt zu werden: der Stadt wurde 
jeder Anspruch auf Oesel abgesprochen (50). 

Ebensowenig nachhaltig war der Besitz Kiga's in 
C u r 1 a n d und Semgallen. Bereits vor jener Verleihung 
durch den Bischof Nicolaus hatte die Stadt im Januar 
1231, in Gemeinschaft mit dem Bigischen Domcapitel 
(wohl während der Sedisvacanz) und dem Orden der 
Schwertbrüder, mit einem Theile der sich zur Annahme 
der Taufe erbietenden Curen einen Vertrag geschlossen, 
vermöge dessen letztere sich zur Leistung von Zinsen 
und von Kriegsdiensten verpflichteten (51). Ziemlich 
gleichzeitig (52) traf der Mönch Balduin von Alna (53), 
Bevollmächtigter des päbstlichen Legaten, Cardinais Otto, 
mit demselben Theile der Curen eine im Wesentlichen 
übereinstimmende Uebereinkunf t^ nur dass darin der Zins- 
pflichtigkeit nicht gedacht wird ; dagegen sollen die Curen 
den Geistlichen, deren Ernennung er, Balduin, sich vor- 
behielt, die gesetzlichen Leistungen verabfolgen (54). Sehr 
bald darauf entspannen sich jedoch in dieser Veranlassung 
zwischen der Stadt und jenem ränkevollen Priester viel- 
fache Streitigkeiten (55), welche durch die oberwähnte 
Zuwendung eines Drittels von ganz Curland und Sem- 
gallen an die Stadt seitens des Bischof Nicolaus neue 
Nahrung erhalten mochten (56). Balduin ging nach Rom 
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und setzte hier beim Pabete nicht nur die Bestätigung 
seiner mit den Curen geschlossenen Verträge (57), son- 
dern auch seine Ernennung zum Bischof von Semg^Hen 
und zum päbstlichen Legaten in Liv-, Est- und Cur- 
land durch (58) , endlich auch das Verbot an alle Christ- 
gläubigen seines Legationsbezirks^ mit den Heiden jener 
Gegenden, ohne seine , Balduins, Genehmigung, in Ver- 
handlungen über Frieden oder über Zinsleistungen sich 
einzulassen (59). Diese Misshelligkeiten wurden schliess- 
lich im Jahre 1234 in der Art beigelegt, dass die Stadt 
Riga allen Ansprüchen auf Curland und 8emgallen ent- 
sagte (60), dagegen Balduin, auf Bitte der Bigischen 
Stadtgemeinde, sechs und fünfzig Bürger ^ jeden mit 25 
Haken Landes^ in Curland belehnte (61). Ob aber die 
Belehnten in den factischen Besitz ihrer Lehen gelangten, 
ob und wie lange sie sich darin behaupteten, welche 
Stellung die Stadt als solche ihren belehnten Bürgern 
gegenüber einnahm ^ von alle dem erfahren wir nichts. 
Balduin kam bald darauf um sein Legatenamt, wie um 
sein Bisthum, und von Besitzungen der Stadt oder ihrer 
Bürger in Curland und Semgallen ist lange Zeit nicht 
weiter die Rede. Erst zu Anfang des folgenden Jahr- 
hunderts finden wir^ dass der Deutsche Orden auf diese 
Besitzungen Ansprüche erhebt (62) und dass im Jahre 
1307 die Stadt sie demselben abtritt (62, a). 

So wenig Glück mithin Riga in Beziehung auf die 
Erwerbung und Erhaltung entfernteren Landbesitzes hatte, 
so schnell und mächtig entwickelte sich sein Handel. 
Wie weit seine Verbindungen reichten, seine Schiffe 
segelten, wie gern diese überall aufgenommen wurden, 
dafür liefert die grosse Zahl von Handelsprivilegien, die 
es nach einander erwarb, den bündigsten Beweis. Wäh- 
rend die Zusammenstellung der der Stadt und ihren Kauf- 
leuton durch diese Privilegien ettheilten Handelsfreiheiten 
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im Einzelnen späterer Ausführung vorbehalten bleibt ((>3), 
mögen an diesem Orte nur die Landesherren aufgezählt 
werden, welche der Stadt ihre Gunst zu Theil werden 
Hessen. Den Reigen eröffnet bereits im Jahre 1232 der 
Herzog Albrecht von Sachsen-Lauenburg (64) ; ihm folgten 
im Jahre 1246 Johann, Herzog von Meklenburg (65), 
1251 Johann und Gerhard, Grafen von Holstein (66), 
1255 der König Mindowe von Litthauen (67), 1257 Bor- 
win, Herr von Kostock (68), 1271 Waldemar, König von 
Schweden (69), 1277 Erich Glipping, König von Däne- 
mark (70), 1281 Wizlaw, Fürst von Rügen (71), 1285 
Erich Priesterfeind, König von Norwegen (72), und 1294 
Philipp der Schöne, König von Frankreich (73). Die 
beiden letztgedachten Privilegien sind übrigens nicht der 
Stadt Riga allein ertheilt, sondern zugleich mehreren an- 
deren, mit ihr verbündeten Städten. Schon früh schloss sich 
nämlich Rigä's Kaufmannschaft dem orrossen Norddeutschen 
Handelsvereine an, der sich im zwölften Jahrhundert unter 
der Benennung des „gemeinen (d. i. gesammten) Deut- 
schen Kaufmanns*' — y^universitas communium mer- 
catorum^ — gebildet hatte (74), und aus welchem um die 
Mitte des dreizehnten Jahrhunderts der Hansische 
Städtebund hervorging (75). Im Jahre 1282 aber trat 
die Stadt selbst — „advocatus, consules et commune 
%en«ß.s" — in ein förmliches Bündniss {confoederatio) mit 
Lübeck und den Deutschen in Wisby, zum Schutze des 
Handels auf der Ostsee (76), und wurde so eines der 
ältesten Mitglieder des genannten Städtebundes. Diesen 
Bündnissen der Kaufleute sowohl als der Städte wurden 
auch von den heimischen Livländischen Landesherren zahl- 
reiche Handelsfreiheiten verliehen. Dahin dürfte auch 
schon die oben erwähnte Urls^nde Bischof Alberts von 
ßiga vom Jahre 1211 (77) zu zählen sein (78). Es wur- 
den aber auch speciell der Stadt Riga Begünstigungen 
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dcH Handelet zugesichert von dem Bischof Nicolaus von 
Riga im Jahre 1250 (7(i) und von dem Livländischen 
Ürdenpmeister Walter von Nordeck 1275 (80). 

Von äusseren Feinden hatte Riga in diesem Zeiträume 
wenig zu leiden. Nur einmal^ im Jahre 1286, drang ein 
feindlicliCH Semgnllenheer in die Stadt^ ohne jedoch dieser 
wesentlichen Schaden zuzufügen (81). Uebrigens be- 
theiligten sich die Bürger öfters an den Ilecrzügen 
des Ordens gegen die Fleiden (82). - Streitigkeiten, 
welche mit dem Rigischen Domcapitel ausbrachen, wur- 
den auf gütlichem Wege beigelegt (83). — Dreimal wurde 
die Stadt in diesem Zeiträume durch heftige Feuers- 
brünste verheert: zu retri-Pauli (den 29. Juni) 1264 
brannte sie fast ganz ab, zu Epiphanias (d. 6. Januar) 
1274 zum grossen Theil (84) und ebenso in der St.- 
Martinsnncht (10. Novbr.) 1293 (84, aj. 



Drittes (Jai)itel. 

Fehden der Stadt mit dem Deutschen Orden in 
Livland, bis zur Unterwerfung der ersteren unter 

den ietzteren im J. i330. 

I. 

VerhältnisH der Stadt zu dem Orden big znm Ansbmch 

der Felide im J. 1297. 

I>ci der im Jahre 1210 vorgenommenen Theilung 
dcH bis dahin eroberten Liven- und Lettenlandes zwischen 
dem Bischof Albert und dem Orden der Schwertbrüder 
(85; war die Stadt Riga nicht in Berücksichtigung ge- 
zogen worden : sie verblieb vielmehr im ausschliesslichen 
Besitze des J^inchofs, ihres Gründers. Es scheint jedoch, 
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dass der Orden schon damals diese Zurücksetzung nicht 
stillschweigend hingenommen hat. Zwar erfahren wir das 
Nähere darüber erst aus einer Bulle Innocenz' III. vom 
10. October 1213 (86); allein diese weist deutlich darauf 
hin, dass der bezügliche Streit bereits seit Jahren schwebte. 
Es heisst darin nämlich : Meister und Brüder des Schwert- 
ordens hätten vor längerer Zeit (olim) beim Pabste 
sich darüber beschwert, dass der Bischof, entgegen der 
mit ihm getroflfenen Vereinbarung, dem Orden den dritten 
Theil der Stadt, der dortigen Kirchen, der daselbst er- 
hobenen Zehnten, sowie der Gefälle aus der Vogtei, der 
Münze und der Fischerei, nicht zugestehen wolle. In 
Folge dessen habe der Pabst an den Bischof die Weisung 
ergehen lassen, dem Orden den freien und ungestörten 
Besitz der von ihm beanspruchten Objecte, auf Grundlage 
der über die Vereinbarung aufgesetzten Urkunde (authen- 
ticum) , einzuräumen, und die Ordensbrüder in keiner 
Weise zu belästigen , namentlich auch in Beziehung auf 
die ihm obliegenden Procurationen Maass zu halten etc. 
Zugleich habe er den Abt, den Prior und den Gustos des 
Klosters Dünamünde beauftragt, für den Fall, dass der 
Bischof in der Erfüllung des päbstlichen Mandats sich 
lässig zeigen sollte, ihn durch kirchliche Censuren dazu 
anzuhalten. Nunmehr sei ihm, dem Pabste, berichtet 
worden, dass seine Weisungen und Aufträge, zum Theil 
aus nichtigen Gründen, bis jetzt nicht erfüllt worden seien ; 
er befehle daher dem Abte, Prior und Gustos zu Düna- 
münde aufs strengste, jenen Auftrag ohne jede Rücksicht- 
nahme auszuführen, und den Bischof durch Suspension 
vom Amte und, falls nöthig, durch Excommunication zur 
Erfüllung der ihm gewordenen Weisung zu zwingen. 
Ueber den Ausgang dieses ßechtshandels fehlt es zwar 
an directen Nachrichten ; allein der Verfolg zeigt , dass 
der Orden seine bezüglichen Ansprüche entweder auf- 

2* 
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• 

gegeben hat oder — was wahrscheinlicher ist — mit 
denselben abgewiesen worden. Denn der Bischof erhält 
sich nach wie vor im Besitz von Riga, und selbst unter 
den verschiedenen Differenzpunkten zwischen Bischof und 
Orden, welche dem Legaten, Bischof Wilhelm von Mo- 
dena, zur Entscheidung vorgelegt wurden (87), kommt 
kaum eine Anspielung auf die hier in Rede stehende 
Frage vor (88). Zwar hatten in der Zwischens^eit zwischen 
der Stadt selbst und dem Orden mancherlei Streitigkeiten 
und Eifersüchteleien {aemulatione.i non bonae) , über deren 
Wesen wir nicht genauer unterrichtet werden , sich ent- 
sponnen ; allein diese wurden, unter Vermittelung des Le- 
gaten^ im Jahre 1226 beigelegt: beide Theile erklärten, 
sowohl dem Bischof, ihrem Herrn und geistlichen Vater, 
als auch der Kirche, ihrer* Herrin und geistlichen Mutter, 
in Beziehung auf Personen und Sachen aufrichtig er- 
geben und treu sein zu wollen. Ebenso gelobten sie sich 
gegenseitig Treue und Unterstützung. Die Ordensbrüder 
sollen — unbeschadet ihrer Privilegien — echte Bürger 
Riga^s sein und einer oder zwei von ihnen das Recht 
haben, in dem — eben eingesetzten — Rathe der Stadt 
zu sitzen. Dagegen soll auch jedem Bärger freistehen, 
unter Einbringung seiner beweglichen und unbeweglichen 
Habe, in den Orden zu treten etc. (89). 

Bei diesem freundlichen Verhältniss hatte es , wie es 
scheint, sein Bewenden bis zur Einverleibung des Ordens 
der Schwertbrüder in den Deutschen Orden, im Jahre 
1237, und mochte dasselbe zunächst auch auf letzteren 
übergegangen sein. Indessen kam es bald zu neuen 
Reibungen, indem der Orden an der Dünamündung dem 
Handel allerlei Hindernisse in den Wecr legte, die Aus- 
übung der Fischerei in gewissen Gewässern beHcliränktc 
U.S.W. Im Jahre 1255 wurde aber der Friede wiederher- 
gestellt: der Orden gelobte, sich jener Störungen hinfür 
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enthalten zu wollen, und beide Theile verbanden sich 
förmlich zu gegenseitigem Schutz und Beistand. An den 
Heerfahrten des Ordens wider die Heiden sollen übrigens 
die Bürger nicht anders als freiwillig sich zu betbeiiigen 
haben (90). Noch im Jahre 1273 gab der Ordensmeister 
Walter von Nordeck die Zusicherung , dass die von dem 
Orden (in Riga's Nähe?) erbauten und noch zu erbauen- 
den Befestigungen der Stadt und dem gemeinen Kauf- 
manne nicht zum Verfange gereichen sollten: diesen soll 
vielmehr der Besuch aller Länder und Strassen frei und 
ßollen sie überall Waaren zu kaufen und zu verkaufen 
befugt sein (91). Auch diesen Erlass mochten wohl Ueber- 
grifFe der Ordensbrüder hervorgerufen haben. 

Diese im Ganzen noch ziemlich friedlichen Verhält- 
nisse waren indessen nicht von langer Dauer. Die zwi- 
schen Albert (Suerbeer), Erzbischof von Preussen, Liv- 
und Estland, nachmals von Riga, und dem Orden gegen 
die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts ausgebrochenen 
vielfachen Zwistigkeiten (92) konnten auch auf Riga nicht 
ohne Einfluss bleiben. Dass namentlich der Orden — 
wenigstens im Stillen — nicht nachliess, nach einer Mit- 
herrschaft über die Stadt zu streben , ergiebt sich daraus, 
dass, als Pabst Alexander IV. im Jahre 1255 die Be- 
sitzungen und Rechte des Erzbischofs von Riga bestätigte, 
€r demselben zwar auch den Besitz der Stadt Riga zu- 
sprach, jedoch unter dem ausdrücklichen Vorbehalte der 
Rechte des Ordens (93). Aber nicht bloss beim Pabste 
wirkte der Orden für diesen Zweck, er wandte sich auch 
an den Kaiser, und hier errang er mehr, als einen blossen 
Vorbehalt. Den Vor wand zu diesem Schritt nahm er 
höchst wahrscheinlich von nachstehendem Vorfall : Rigische 
Bürger hatten im Mai 1274 einen gewissen Tidemann 
^onToyvele und dessen Genossen — muthmaasslich 
wegen eines von denselben verübten Excesses oder Ver- 
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brechen« — im Hofe des Erzbiechofs gegriffen, gebunden 
und darauf enthauptet (94). Die Thätcr, besorgt, die Im- 
munität deH er/J)iHchöf liehen Hofes verletzt zu haben, 
baten den Erzbinchof reuig um Gnade, und diese wurde 
ihnen ohne Weiteren bewilligt (95). Nicht lange darauf 
aber erHchien ein an nämmtliche Hürger gerichtetes Schrei- 
ben Kaiser U u d o 1 p h s , (Ich Inhalts : Es sei an ihn (ohne 
allen Zweifel von dem Orden) der glaubhafte Bericht 
{twdafio veri'lica) g(;langt, dass einige Bürger, unter Nicht- 
achtung der richterlichen Gewalt, Anderen zum Aergemiss 
und zum Schaden ihres eigenen Heils, von ihren persön- 
lichen Gefühlen und Trieben sich leiten und beherrschen 
lassen. Er habe daher, Behufs Erhaltung des Friedens^ 
des Wohlergehens und der Ehre aller Bürger und jedes 
einzelnen, die Handhabung der weltlichen Gerichtsbarkeit 
in der Stadt dem Meister des Deutschen Ordens in Liv- 
land übertragen, und befehle ihnen — den Bürgern — 
desmittelst, demselben, als dem zu ihrem Wohle einge- 
setzten Richter, die gebührende Treue und Ehrfurcht zu 
erweisen (9(5). 

Darüber, dass dieser Befehl thatsächlich zur Ausführung 
gekonnnen, findet sich in den Quellen nicht die entfernteste 
Andeutung; im (iegentheil fuhren die Erzbischöfe fort^ 
die Hoheitsrechte über Kiga ungestört auszuüben (97), 
während von einer Einwirkung des Ordens auf den Kath 
und die Stadtobrigkeiten überhaupt nirgends etwas zu 
spüren ist (9H). Nicht unwahrscheinlich hatten, in Ver- 
anlasHung jenes kaiserlichen Befehls , der Erzbischof so- 
wohl, als die Stadt, sich an den Pabst gewandt, so dass 
vor diesem der Jurisdictionsstreit weiter verhandelt wurde 
(99). WenigHtens dürfte dafiir der Umstand sprechen^ 
dass die Stadt Kiga noch im Jahre 1292 einen eigenen 
Procurator oder Syndicus bei der Komischen Curie be- 
steHtc (ICK.)), also einen wichtigen Kechtshandel daselbst 
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zu führen hatte; und dieser konnte doch nur gegen den 
Orden gerichtet sein, von dessen Uebergriffen die Stadt 
so oft schon zu leiden gehabt. Doch — genug der Ver- 
muthungen: wenden wir uns lieber wieder zu den erweis- 
lichen Thatsachen der nächsten Zeit hin, welche das gereizte 
Verhältniss zwischen Orden und Stadt deutlich abspiegeln. 

II. 

Fehden der Stadt mit dem Dentschen Orden, 

1297 Ms 1330. 

Um den Uebelständen zu steuern, welche jährlich 
durch die mit dem Eisgranor^ auf der Düna verbundenen 
Ueberschwemmungen herbeigeführt wurden, liess die 
Stadt im Frühjahr 1297 (101) mit grossen Kosten im 
Strom, in der Nähe einer Insel, ein in der Tiefe des Was- 
sers sieben Ellen starkes Bollwerk errichten. Da die 
bei diesem Bau beschäftigten Arbeiter mit dem Bau- 
material viermal täglich über den ßigebach setzen mussten, 
woraus Ungelegenheit und Zeitverlust entstand, beschloss 
der Rath, über dieses Wasser, dessen ^beide Ufer der Stadt 
gehörten, eine Brücke zu schlagen. In deren Mitte wurde 
ein Kaum von 33 Fuss für grössere Schiflfe offengelassen, 
ausserdem Räume für Prahme und kleinere Schiffe. Be- 
hufs Schliessung des offenen Raumes sollte eine beweg- 
liche oder Zugbrücke dienen, und bis zu deren Vollendung 
wurden über jene Oeffnung Pfosten und Bretter gelegt. 
— Das ganze Unternehmen missfiel den Ordensbrüdern: 
als sie eines Tages ein Schiff durch diese Brücke 
leiten mussten, schickten sie in der Morgendämmerung 
ihre Knechte hin , welche die Pfosten und Bretter zer- 
hieben (102). Der in Riga residirende Hauscomthur, dar- 
über befragt, ob dies mit seinem Willen geschehen, er- 
theilte den an ihn gesendeten Boten höhnende Antworten; 
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(li(;>*e wurden mit Drohungen erwidert, bis beide Theile 
dahin ühcrcinkntncn , die Entscheidung der Sache dem 
Vice-Ordensmeiöter Bruno anheimzustellen. Die dem- 
nächst an diesen abgefertigten Boten der Stadt brachten 
die Nachricht, derselbe habe alle der Stadt und den Bür- 
gern in den Wäldern, Gewässern und auf den Landstrassen 
des Ordensgcbietes crtheilten Freiheiten zurückgenommen, 
die Freiheitsbriefc cassirt, und erklärt, er werde alle durch 
das Ordensgebict gehenden Güter der Städter mit Be- 
schlag belegen lassen, bis sie die Brücke wieder abge- 
brochen hätten; thäten sie dies nicht, so werde er die 
Brücke abtragen lassen und sollte der ganze Orden dar- 
über zu Grunde gehen. I Herauf wandte sich der Kath, 
begleitet und unterstützt von den Domherren, abermals an 
den Ilauscomthur mit der dringenden Bitte, der Sache 
Anstand zu geben bis zur Heimkehr des abwesenden Erz- 
bischofs, Johannes, Grafen von Schwerin (103), 
und bis zum Eintreffen des neuen Ürdensmeisters , fanden 
bei ihm jedoch Anfangs kein (iohör, und ebensowenig 
beachtete er die von dem Käthe verlaut harte Appellation 
an den l*abst. Endlich bewilligte er zwar einen Waffen- 
stillstand; allein nocfi vor dessen Ablauf verstärkte er be- 
deutend (bis auf 500 Mann) die Besatzung' des in der Stadt 
belegenen Ordcnsschlosses, des sog. St.- J ürgonhofes, 
versah dasselbe mit Steinen und Hess neue Befestigungen 
daran ausführen. Als die Bürger dies gewahrten, rüsteten 
auch sie sich zum Widerstände (104). Am 15. Juni, an 
welchem der Waffenstillstand ablief, legten die Domherren 
sich wiederum ins iVIittel und erwirkten eine Verlängerung 
d(;sselben, um nochmals mit dem VicemeisFer zu unter- 
handeln. So begaben sich denn vier Domherren auf den 
Wci^: während ihrer Abwesenheit und noch drei Wochen 
nach ihrer Rückkehr sollte Friede gehalten werden. Aber 
auch im Laufe dieser Zeit verweiirten die (Ordensbrüder 
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den Bauern, Getreide und andere V^orräthe zur Stadt zu 
bringen, verweigerten den Bürgern die Benutzung der 
Mühlen im Ordensgebiet, verboten ihnen überhaupt das 
Betreten dieses Gebietes, belegten ihre dorthin gelangten 
Güter mit Beschlag, nahmen ihre Schiffe weg etc. In 
dieser Noth wandten sich Rath und Bürgerschaft an den 
Rath zu Lübeck, berichteten ihm das Vorstehende und 
baten ihn um Hülfe und um Berathung der Sache mit 
den benachbarten Städten, auch um eine Sendung Mehls, 
da sie daran Mangel litten (105). 

Die Domherren scheinen indessen bei dem Meister 
nichts ausgerichtet zu liaben; denn noch vor Ablauf des 
Stillstandes erschien derselbe vor der Stadt mit starker 
Macht, verheerte die Obst- und Gemüsegärten der Bürger 
ausserhalb der Stadtmauer und zerstörte eine dem Stadt- 
hospitale gehörige Mühle. In der Stadt selbst aber ent- 
brannte der Kampf zwischen dem St.-Jürgenshof und den 
Verschanzungen der Bürger. Letztere schössen das Kreuz 
vom St.-Jürgensthurm herab und bedrängten die Ordens- 
brüder dergestalt, dass dieselben sich genöthigt sahen, den 
Jürgenshof zu räumen und zu dem Heere des Meisters 
ausserhalb der Stadt zu stossen (106). Während dieses 
Kampfes brach am 20. Juli Feuer aus, welches einen 
grossen Theil der Stadt zerstörte (107). Da kam, drei 
Tage vor dem Ablaufe des Stillstandes, der Erzbischof 
heim, und ihm gelang es, zu vermitteln, dass beide Theile 
am 20. August ihn und den Bischof von Dorpat zu 
Schiedsrichtern ernannten. Es wurde ein neuer Waffen- 
stillstand bis zum St.-Michaelistage (d. 29. Septbr.) ver- 
einbart, unter der Bedingung, dass die Stadt die streitige 
Brücke abbreche, dagegen der Vicemeister das Heer, mit 
welchem er die Stadt umschlossen, zurückziehe; alle Kriegs- 
vorbereitungen sollten ruhen, übrigens beiden Theilen ihre 
Bechte für den Fall vorbehalten bleiben, dass binnen der 
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verabredeten Zeit der Friede nicht hergestellt würde 
(108). Bereits am folgenden Tage wurden die Friedeng- 
unterhandlungen, unter Zuziehung des Bischofs von Oesel, 
des Abtes von Dünamünde, des Rigischen und des Dörpt- 
schen Domprobstes, begonnen; beide Tlieile hatten dazu 
Deputirte, zur Wahrung der gegenseitigen Kechte, ent- 
boten. Nachdem alle erdenklichen Bemühungen, beide 
Tlieile in Güte zu vergleichen, gescheitert waren, wandte 
man sich zur Prüfung der ursprünglichen Quelle des Un- 
friedens, d. i. zur Frage, ob die Stadt zum Bau der Brücke 
berechtigt gewesen. Aus mehreren Urkunden des Le-- 
gaten, Bischofs Wilhelm von Modena, wies die Stadt 
nach, dass sie in Beziehung auf gemeinnützige Bauten 
im Bereiche der Stadtmark durchaus nicht beschränkt 
sei , und dass nur neue Mühlen und Fisch wehren (^m/- 
gustia) nicht anders, als mit Einwilligung sowohl des Rigi- 
schen Domcapitels, als auch des Ordens, angelegt werden 
dürften. Da die anwesende (jegenpartei nichts dawider 
einwandte, so fiel der Schiedsspruch dahin aus, dass die 
Stadt die um des Friedens willen abjjetrafjene Brücke von 
neuem bauen dürfe (10^)). 

Zum Frieden kam es übrifjens nicht. Vielmehr 
steckten in der Nacht auf St -Michaelis, wo der WaflFen- 
stillstand zu Ende ging, die Bürger den Marstall des Or- 
dens in Jkand und verheerten die Häuser und sonstigen 
Besitzungen desselben ausserhalb der Stadtmauer; und 
am Tage darauf zerstörten sie auch den St.-Jürgenshof 
nebst der Kirche. Sie nahmen dabei den Hauscomthur 
und sechzig Ordensbrüder gefangen und enthaupteten sie 
(110). JJie kurz vorher in Riga angelangten Sendeboten 
der Städte Lübeck und Wisby - erstere zugleich in 
Vollmacht von Wismar und Greifswald — • konnten unter 
solchen Umständen als Vermittler bei dem Ordensmeister 
nichts ausrichten. Die Ordensbrüder brachen, von der in 
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der Nähe der Stadt belegenen befestigten Bertoldsmühle aus, 
gegen die Stadt auf und verwüsteten deren Umgebung. Als 
aber neue Sendeboten aus Rostock und Stralsund ankamen, 
erneuerten diese in Gemeinschaft mit den Bischöfen die 
Friedensunterhandlungen und brachten endlich am St.- 
Martinstage (den 11. November) einen Stillstand bis zum 
6. Januar zu Wege. Am 1. Januar sollten die Friedens- 
verhandlungen „auf der Heide", auf halbem Wege zwi- 
schen Riga und Dorpat, beginnen, und hatte der ürdens- 
meister den Rigischen Sendeboten zu dem dort zu halten- 
den Tage bereits sicheres Geleit ertheilt. Als er aber 
von einem zwischen dem Erzbischof, den Bischöfen von 
Dorpat und Oesel und der Stadt Riga insgeheim wider 
den Orden eingegangenen Bündnisse Kunde erliielt, sagte 
er den Tag wieder ab. Der Mönch jedoch, welcher seine 
bezüglichen Schreiben an den Riorischen Rath und an die 
fremdstädtischen Boten überbringen sollte, versäumte deren 
rechtzeitige Ablieferung, so dass vier Glieder des Rigi- 
schen Rathes mit den fremden Boten am 29. December 
sich ahnungslos zu Pferde auf den Weg nach der Heide 
machten. Als sie an der ,,langen Brücke" anlangten, wur- 
den sie von ihnen entgegenkommenden Ordensbrüdern 
angehalten , und die Rigenser entgingen nur mit Mühe, 
auf dringende Verwendung der Fremden, dem ihnen, als 
Feinden des Ordens, angedrohten Tode, und kehrten mit 
jenen nach Riga zurück (111). 

Der Meister versammelte nunmehr ein grosses Heer, 
kündigte dem Erzbischof und dem Bischof von Oesel den 
Frieden, rückte zunächst gegen des letzteren Schloss Leal 
■ und eroberte dasselbe. Während dessen zogen die Rigi- 
schen mit Belagerungsgeschütz {bilden und evenho) vor 
die Bertoldsmühle , wo sie sich mit dein Kriegsvolk des 
Erzbischofs vereinigen sollten. Letzteres wurde jedoch 
von einem Ordensheere abgeschnitten und in einer blutigen 
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Schlacht beeiegt, worauf die Rigischen sich wieder in die 
Stadt zurückzogen, der Bischof von Dorpat aber sich von 
dem Bündnisse gegen den Orden lossagte. — Die Ordens- 
brüder bemächtigten «icli nunmehr der erzbischöflichen 
Schlösser Trcyden und Kokenhusen, sowie der Person 
des Erzbischofs, und hielten dienen in Fellin lange Zeit 
in strenger Haft. Sie errichteten sodann Befestigungen 
„bei der neuen Mühle (nachmals Neuermühlen) vor 
der langen Brücke", und schickten sich an, aus grossen 
Balken auf der Düna eine Burg aufzuführen, durch welche 
die Verbindung der Stadt mit dem Meere abgeschnitten 
werden solhe (112). 

Dergestalt bedrängt, rief die Stadt, in Gemeinschaft 
mit dem Uigischcn Domcapitel, der Klostergeistlichkeit 
und den Pilgern, mit Outheissen der fremdstädtischen 
Sendeboten, des Ordens alte Feinde, die Litthauer , zu 
Hülfe und schloss mit ihnen ein Bündniss ab (113). 
Dieses Beistandes sicher, rüstete die Stadt ein mächtiges 
Heer aus. Dasselbe zo<r des Mittwochs in der Oster- 
wochc (den 9. April) vor Neuermühlen, zerstörte das gegen 
die Stadt erbaute Werk, verbrannte ein grosses Haus, 
welche« viele Landleute, Vorräthe an Rüstungen und an- 
deren Dingen, sowie Pferde beherbergte, und kehrte „ohne 
Schaden, mit Schalle" in die Stadt zurück. Die Sende- 
boten der fremden Städte aber reisten, ohne ihre 
Mission erfüllt zu haben, iieim. Um Pfingsten (den 25. 
Juni) vereinigten sich die Bürger Kiga's mit den herbei- 
gekommenen Litthauern und deren Helfern in unzähliger 
Menge und brachen über die Treyder Aa in das Ordens- 
gebiet ein. Die Litthaucr überzogen, ohne Kirchen und 
Kirciihöfe zu schonen, das ganze Land mit Kaub und 
Brand, und drangen bis zum Ordensschlosse Karkus vor, 
welches sie ausplünderten und niederbrannten. Mit grosser 
Beute beladen und mit Hunderten von Gefangenen jedes 
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Alters und Geschlechts begaben sie sich dann auf den 
Heimweg. An der Treyder Aa wurden sie von dem 
inzwischen gesammelten Ordensheere eingeholt: es kam 
am 1. Juni zu einer blutigen Schlacht, welche mit einer 
vollständigen Niederlage des Ordens endete und in der 
auch der Meister Bruno fiel (114) Die Bürger rückten 
nunmehr mit ihren Helfern vor die Bertoldsraühle , er- 
oberten und zerstörten dieselbe, während sie die Besatzung 
theils erschlugen, theils gefangen abführten (115). Zu 
St.-Johannis machten sie sich sodann zu Schiffe nach 
Neuermühlen auf und begannen die Belagerung dieser 
Feste. Hier aber wurden sie von einem aus Preussen 
dem Orden zu Hülfe eilenden Heere überrascht, welches 
am Tage Petri und Pauli (den 29. Juni) einen vollkommenen 
Sieg über sie davontrug. Die Rigenser verloren ihre 
s'ämmtlichen Belagerungsmaschinen, Waffen und Rüstungen ; 
auch ihre Schiffe fielen dem Feinde in die Hände, und 
vier Glieder des Rathes blieben auf dem Schlachtfelde jpl 16). 
Gegen die nach der Stadt zu fliehenden Bürger Riga's 
scheint das Ordensheer seinen Sieg nicht weiter verfolgt, 
sondern sich damit begnügt zu haben, die Litthauer bis 
über die Gränzen ihres Landes hinauszudrängen (117). Auf 
die Nachricht von der schweren Niederlage der Rigischen 
sandten die Städte Lübeck, Wisby, Wismar, Rostock, 
Greifswald und Stralsund abermals Boten nach Livland, 
welche sich eifrig bemühten, den Frieden mit dem Orden 
herzustellen (118). Die bezüglichen Verhandlungen scheinen 
sich jedoch sehr in die Länge gezogen zu haben ; erst zu 
Anfang des folgenden Jahres, 1299, kam es auf einem 
Hansetage zu Lübeck, — welchem auch Brüder des 
Deutschen Ordens und ein Sendebote aus Riora bei- 
wohnten — vorläufig nur zu einem WafFenstilistande bis 
zum St.-Nicolaustage, den 6. December (119j. 

Bereits vor der Niederlage bei Neuermühlen hatte 



50 Abschn. I. Aeussere Schicksale der Stadt. 

das Kigische Domcapitel, in Gemeinschaft mit der Stadt 
Riga, sich auch an den König Erich Menved von Dänemark 
gewendet und dessen Hülfe gegen den Orden in Anspruch 
genommen. Es wurde denn auch am 12. Juni ein förm- 
liches Bündniss abgeschlossen, und der König versprach, 
noch vor Eintritt des Winters eine bewaffnete Mannschaft 
nach Riga zu senden (120). Zur Ausführung gelangte 
dieses Bündniss jedoch nicht, vielleicht in Folge der eben 
erwähnten Friedensunterhandlungen: der König begnügte 
sich damit, den Rigischen Bürgern einen Schutzbrief 
auszufertigen (121). — Demnächst hatte der Erzbischof 
oder sein Capitel, wahrscheinlich auch die Stadt Riga, 
einen Bericht über die von dem Orden erlittenen Be- 
drückungen an den Pabst abgestattet. Dieser — Boni- 
faz VIII. — erliess in Folge dessen an den Hochmeister 
am 7. Januar 1299 einen Befehl des Inhalts: er solle, bei 
Strafe der Excommunication und des \ erlustes der Meister- 
würde den Erzhischüf unverzüglich in Freiheit setzen (122) 
die Stadt Riga in Ruhe lassen etc., sodann aber — binnen 
der peremtorischen Frist von sechs Monaten — persön- 
lich, in Begleitung des Livländischen Ordensmeisters oder 
dreier anderen dortigen Gebietiger ^ in Rom erscheinen, 
um dort die weiteren Befehle entgegenzunehmen. Zu- 
gleich wurden der Erzbischof und der Bischof von Oesel, 
oder doch einer von ihnen, geladen, zu demselben Termine 
sich persönlich einzufinden; die Geistlichkeit aber, des- 
gleichen die Stadt Riga, sowie etwanige andere Städte 
oder Ortschaften, sollten geeignete Procuratoren bei der 
Curie bestellen (123). Dieser strenge Befehl mochte den 
Orden veranlassen, wenigstens mit einem seiner Gegner 
die Aussöhnung anzustreben; denn noch vor Ablauf des 
anberaumten Termines konnte der Livländische Ordens- 
meister dem Pabste berichten, daes er mit dem Erzbischof 
Frieden geschlossen habe. Die ^^^ahrhaftigkeit dieses 
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Berichtes voraussetzend, erliess denn Bonifaz im Juni so- 
wohl dem Ordensmeister, als auch dem Hochmeister, das 
Erscheinen vor der Curie; da jedoch die Feindseligkeiten 
mit dem Bischof von Oesel und der Stadt Riga noch 
fortdauerten, so solle der Orden in Rom durch einen 
Procurator sich vertreten lassen, falls nicht auch mit 
diesen Gegnern die Einigkeit inzwischen wiederhergestellt 
sein sollte (124). 

Zu einer Einigung mit Riga kam es jedoch noch 
lange nicht; über den weiteren Verlauf der Feindseligkeiten 
haben sich indess nur fragmentarische Nachrichten er- 
halten (125), welche deren ununterbrochene Fortdauer be- 
zeugen. Die Rigischen gaben ihre Verbindung mit den 
Litthauern nicht auf, und der Orden suchte durch neue 
Bundesgenossen sich zu stärken. Namentlich schloss 
letzterer am 25. Februar 1304 zu Dorpat mit den Bi- 
schöfen von Dorpat und Oesel und deren Capiteln, so- 
wie mit den königlich Dänischen Vasallen in Estland, ein 
förmliches Schutz - und Trutzbündniss ab , welches aus- 
drücklich auch gegen Riga gerichtet war. In dem be- 
züglichen Vertrage heisst es nämlich: Alle diejenigen, 
insbesondere die Rigischen Bürger, die sich unterfangen 
sollten, mit den Litthauern und Russen ein Separatbündniss 
oder einen Friedensvertrag einzugehen, oder die bisherigen 
Verbindungen der Art nicht auflösen, sollen ermahnt 
werden, diesem Bündnisse beizutreten; weigern sie sich, 
60 sollen die Verbündeten sich gegen sie, als ihre offenen 
Feinde, mit gesammter Macht erheben. Die Streitig- 
keiten, welche zwischen dem Orden und der Stadt Riga 
bestehen oder noch entstehen sollten, soll der Bischof von 
Dorpat, im Verein mit den Achten von Dünamünde und 
Valkena und drei anderen vom Bischof zu wählenden Prä- 
laten, sowie mit Zuziehung von zwölf Rittern aus der 
Zahl der Dänisch-Estländischen Vasallen, gehörig unter- 
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suchen. Finden sie die Sache des Ordens gerecht, so 
sollen sie die Bürger Riga's ermahnen, von ihren un- 
gerechten Forderungen abzustehen, widrigenfalls die beiden 
Bischöfe und die königlichen Vasallen dem Orden bei- 
stehen sollen, die Rigischen zur entsprechenden Genug- 
thuung zu zwingen. Wird dagegen die Sache Riga's gerecht 
befunden, so sollen die Dorpatepser und die königlichen 
Vasallen sich friedlich verhalten und keinem der streiten- 
den Theile Rath und Beistand leisten (126). 

Nur wenige Wochen später, als dies in Livland vor- 
ging, erfolgte in der Angelegenheit zwischen Orden und 
, Stadt auch in Rom ein wichtiger Schritt. Hier weilte zu 
der Zeit Isarn, der, nach des Erzbischofs Johannes 
von Schwerin Tode, im December 1300, vom Pabst zum 
Erzbiscliof von Riga ernannt (127), jedoch schon nach 
zwei Jahren auf den erzbischöflichen Stuhl von Lund ver- 
setzt worden war (128). in jener kurzen Frist hatte der- 
selbe durch sein kluges und versöhnliches Auftreten das 
Vertrauen aller Parteien in dem Grade erworben (129), 
dass er jetzt sowohl von dem Orden, als auch von der 
Stadt Riga — vermuthlich durch deren in Rom anwesende 
Vertreter (130) — zum Schiedsrichter über die zwischen 
ihnen schwebenden Differenzen und deren Folgen ernannt 
wurde. Nach Vernehmung beider Theile, Prüfung der 
von diesen beigebrachten Heweismittel und Berathung mit 
zweien ihm zu dem Zweck vom Pabste Benedict XI. bei- 
geordneten Cardinälen, fällte er nachstehenden Schieds- 
spruch: Die gegenseitigen Schadenstandsforderungen werden 
compensirt; der Orden soll der Stadt alle bebauten und 
unbebauten Grundstücke, welche er während der Fehde 
in der Stadt und deren Mark innegehabt, zurückgeben. 
Zwischen der Stadt und dem Ordenshause soll auf des 
Ordens Kosten eine Mauer von gehöriger Stärke und 
sechs Ellen Höhe, ohne dadurch die Strassen und Plätze 
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der Stadt zu beengen ^ aufgeführt werden. Die Ordens- 
brüder dürfen nur innerhalb dieser Mauer wohnen, auch 
in derselben nur eine vier Fuss breite und sechs Fuss 
hohe Thür anbringen. Ausser dem Thore, welches die 
Brüder bereits früher iu der Stadtmauer gehabt, dürfen 
sie kein anderes, auch in der Kirche nicht, anlegen. 
Mehr als zwanzig (Ritter-) Brüder, nebst ebenso vielen 
Dienstleuten, dürfen in der Stadt nicht ihren Wohnsitz 
aufschlagen; auch darf daselbst keine Versammlung {par- 
lamentum) und kein Capitel gehalten werden, ausser einmal 
im Jahre, und auch dann dürfen nicht mehr als fünfzig 
Ordensbrüder hinkommen. Die Fiechwehre in der Sem- 
galler Aa soll von beiden Theilen benutzt und auf ge- 
meinschaftliche Kosten unterhalten werden. Die Ordens- 
brüder dürfen keine Befestigungen und keinen Thurm in 
der Stadt und deren Mark errichten. Die über den Rige- 
fluss gebaute Brücke soll bestehen bleiben, jedoch auch 
des Ordens Schiffe freien Durchgang haben. Meister und 
Brüder sollen den Bürgern, und diese jenen und ihren 
Angehörigen gestatten, überall frei zu kaufen, zu verkaufen, 
überhaupt Handel zu treiben ; sie sollen sich gegenseitig 
vertragen, schützen und vertheidigen ; keine neuen Steuern 
und Zölle, ausser den bisher üblichen oder angeordneten, 
sollen erhoben werden, vorbehaltlich der vom Römischen 
Stahle etwa aufzuerlegenden. Falls Meister und Brüder, 
selbst oder durch Andere, Bürger tödten, verwunden oder 
einkerkern (mala ceperint captione), oder die Stadt be- 
lagern oder angreifen, sollen sie aller Güter und Rechte, 
welche sie in der Stadt geniessen, verlustig und dieselben 
der Kigischen Kirche und dem Erzbischof verfallen sein. 
Wegen der 1500 Haken, welche die Bürger in Curland, 
und der hundert Haken, welche sie in Oesel in Anspruch 
nehmen, wird schliesslich die Entscheidung dem Pabste 
^behalten (131). 

T. Bange, Die Stadt Riga. 3 
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ho >ohr im (lanzen dieser Schiedsspruch zu Gunsten 
d(;r Stadt Ui<jra und ihrer Bürger ausgefallen war, so be- 
niliigtcii diese s*i(»h doch nicht bei demselben, sondern 
!i|i|)cllirti*n von ilim an den Pabst (132). Die Recht- 
fertij^im«^ dioscr Appellation ist uns zwar nicht erhalten; 
(•s ItiHst Hi(*li jcdoeli annehmen, dass die dem Orden, seinen 
Aiig<'höri^<'n und Vasallen zuerkannte Freiheit des Handels- 
hi!t riebe»« aln ein Kint^rifV in das den Bürgern bis dahin 
}iU.sH<'hliesHlioh zustehend gewesene Recht der „bürger- 
ruihen Nahrung*' den llauptbeschwerdepunkt abgegeben 
haben rncige (133). Indessen kam doch noch einmal ein 
V('rgh'i(jh zu Stande, durch welchen Meister und Brüder 
«i(;li verpflichteten, ihr Schloss und alle Freiheiten, welche 
.si<; biHh(*r in der Stadt gehabt, der letzteren für ein Tausend 
Mark Silber Kigischeu (iewichts zu verkaufen: dagegen 
M>llt(Mi die Rimsehen Bürnrer innerhalb eines Jahres alle 
mit den Litthauern gegen den Orden und die übrigen 
liivliindiwchen Landeslierren eingegangenen Verbindungen 
kündigen und ohne Wissen imd Willen der übrigen 
I^andesherren in Zukunft keinen Frieden mit jenen 
ftchliessen (134). Wie weit es mit der xVusführung dieses 
Vergleichs gekonunen, ist nicht klar. Die Stadt zahlte 
von der bedungenen Summe am G. Juli 1306 den Betrag 
von S(K) Mark ab (134*). Nach einer anderen Nachricht 
leistete sie in dieser Zeit an den Orden eine Zahlung von 
angeblich 20()0 Mark: der Orden jedoch erhob neue An- 
sprüche, indem er verlangte, die Bürger sollten auf ihre 
Besitzungen in Curland verzichten (135). Dadurch scheint 
denn auch dieser Versuch der Aussöhnung gescheitert zu 
bein: die Feindseligkeiten — von dem neuen Erzbischof 
Friedrich, der mit dem Orden zerfallen war, ge- 
ochürt — entbrannten von neuem und wurden durch 
fernere Schritte des Ordens noch gesteigert. 

Bereits im Jahre 1263 hatten Rath und Bürgerschaft 
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Riga's — die hohe Bedeutung einer ungehinderten Be- 
nutzung der Düna bis zu deren Mündung ermessend — 
von dem Abt und Capitel des Klosters Dünamünde sich 
das Versprechen geben lassen, von dem Klostergebiet . 
ohne ihren, der Rigischen, Rath und Zustimmung, weder 
durch Tausch noch durch Verkauf etwas zu veräussern, 
noch daselbst Gebäude aufzuführen, welche der Stadt 
schädlich sein könnten (136). Diesem Versprechen zu- 
wider verkauften im Jahre 1305 die Klostervorstände das 
ganze Gebiet, weil sie es gegen die Einfälle der heid- 
nischen Litthauer nicht zu vertheidigen vermöchten, dem 
Deutschen Orden für 4000 Mark Silber Cölnischen Ge- 
wichts (137). — Waren schon die beiden Festen (Neuer- 
mühlen und die Bertholdsmühle), welche der Orden nach 
der Landseite hin so nahe der Stadt errichtet hatte, dieser 
lästig, weil beengend, so drohte vollends die Erwerbung 
Dünamünde's ihr die Hauptader ihres Verkehrs zu unter- 
binden, die ungehinderte Verbindung mit dem Meere zu 
hemmen, Dass die Stadt in ihrer so orefährdeten Lage 
wieder zu den Litthanern, dem einzig ihr übrig gebliebenen 
Beistande, ihre Zuflucht nahm, ist erklärlich. Diese ihre 
Verbündeten brachen denn auch in die Gebiete des 
Ordens und des Bischofs von Dorpat ein, flohen aber, 
als das Ordensheer ihnen entgegenkam, mit einer Menge 
geraubter Menschen unter die Mauern Riga's. Besorgt, 
dass dieselben hier von den Bürgern Unterstützung finden 
würden, wagten die Ordensbrüder nicht, sie anzugreifen, 
sondern traten erst in Unterhandlungen mit den Bürgern 
ßin, welche denn auch, gegen das Versprechen einer Zah- 
lung von 700 Mark und verschiedener Freiheiten, ihre 
Neutralität zusagten. Nunmehr erfolgte der Angriff, 
welcher mit einer völligen Niederlage der Litthauer 
endete. So lautet der offenbar parteiisch gefärbte Bericht 

des Ordensprocurators (138). Einer solchen Schlacht unter 

3* 
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<Ic'n Muuorn Uiga*8 tliun übrigens auch andere QaeUen 
Krwäluuin^, (totzen sie aber auf den 2. Juli 1307 (1391 
Von du an winl der Kampf gegen den Orden, vor- 
/.nj^MwciHo von Seiten des Erzbischofs Friedrich, in der 
crbitttTtMlcn Woiso zwar fortgesetzt, allein nur vor der 
KömiHclirn Curie, während die weltlichen Waffen ruhen. 
Di«' Darstolhin^ der überaus weitschichtigen Verhand- 
lungen kann liier übergangen werden, da die Stadt da- 
bc'i , weni^^tenH formell, i*ich nicht betheiligte (140). — 
IndeNHen fehlte es nicht an Versuchen Unbetheiligter, die 
Stadt mit dem Orden zu versöhnen. Ein solcher, von 
den HlHelitifen von Keval und Dorpat und den königlich 
DilniHelK'u Vannllen in Estland im Jahre 1309 unter- 
nonnnen, H<*lieiterte jedoeh, indem die Rigenser erklärten, 
HIV. wollten von dem Bündniss mit den Litthauern nicht 
la«Hen, noch weniger dem Orden w^ider dieselben Beistand 
leisirn, ho lange der Orden das zum Schloss ausgebaute 
iXinaniilnde in hesit/ behalte (141). Vermuthlich in Folge 
<le.nM*n Iviindlf^te der (h*den der Stadt um dieselbe Zeit 
den mit ihr im .lahre 12;*);') abgeschlossenen Vertrag (142). 
Von giluMti^erem Krfolgu begleitet war ein vier Jahre 
Hpiiter erneuerter Ver^ueh der Bischöfe von Reval und 
Oenel, des königliehen Hauptmanns und der Vasallen im 
Ilerzogthum Kstland, der Oeserschen Vasallen und der 
Stadt Ueval. Diese, am 15. Mai 1313 beim Dorfe Wosel 
in KiHtland versannnelt, entsemieten an den Ordensmeister 
und an die Stadt Riga eine Botschaft, bestehend aus sechs 
Kittern der verschiedenen Diöcesen , zwei RevaVschen 
und zwei Üorpat'schen Bürgern. In den diesen mit- 
gegebenen Schreiben, und zwar in dem ersten, wird der 
Orden aufgefordert und peremtorisch ermahnt: den Bür- 
gern Riga's alle Freiheiten und Rechte, welche dieselben 
bisher von dem Orden oder von Andern erworben, zurück- 
zuerstatten und -sie in deren Ausübung nicht zu hindern; 
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die in oder um Riga zum Schutze der Bürger noch anwesen- 
den Litthauer unhehellio^t heimkehren zu lassen, und den 
Rigensem die ihnen zugefügten Schäden nach schieds- 
richterlicher Schätzung zu ersetzen. In dem zweiten, an 
den Rath und die Bürgerschaft Riga^s gerichteten Schrei- 
ben werden diese in derselben Weise aufgefordert und 
ermahnt, die intime Freundschaft {aunritia familiaris et 
familiaritaa specialis) mit den heidnischen Litthauern — 
übrigens unbeschadet dem altherkömmlichen Handels- 
verkehr — definitiv aufzugeben, und mit dem Orden eine 
feste und dauernde Freundschaft einzugehen, auch den- 
selben in der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten in 
keiner Weise zu hindern. In beiden Schreiben folgt dann 
die Erklärung, dass die Aussteller entschlossen seien, 
demjenigen Theile, welcher ihre Vorschläge annimmt, gegen 
den dieselben ablehnenden Theil mit ihrer ganzen Macht 
beizustehen. Uebrigens soll durch alles dieses nicht vor- 
gegriffen werden den Anordnungen des Pabstes, den bei 
der Römischen Curie schwebenden Verhandlungen zwi- 
schen dem Erzbisckof von Riga, dem Orden und der 
Stadt Riga, und dem geistlichen Rechte. Wenn beide 
Theile sich in der angegebenen Weise einigen, ist der 
Friede in Gegenwart der Sendeboten dergestalt zu be- 
kräftigen, dass er von einer Anzahl angesehener Ordens- 
brüder und Bürger eidlich zugesichert wird, dass eben so 
viele Personen körperliche Sicherheit (wohl als Geiseln) 
leisten, und dass ein Friedensinstrument ausgefertigt und 
sowohl von beiden Parteien, als auch von den Landes- 
herren, Capiteln und den auf dem abzuhaltenden allgemeinen 
Landtage {die^ placitorum omni um nostrum) zu wählenden 
Edlen besiegelt wird. Schliesslich werden die Sendeboten 
'ür ermächtigt erklärt, zu den obigen Artikeln die er- 
forderlichen Erläuterungen zu geben, etwanige Einwürfe 
zu beantworten, über die Zeit der Einberufung des Land- 
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ttma^i mit den A<l<lreHateii Hicli zu einigen, und überhaupt 
die j^anze An|(el(*^(;nheit zu einem gedeihlichen Ende zu 
fbhren (\4i\j. In der Thai wirkten denn auch diese 

Kendehoten ho erfolgreich, dtiHs der Friedensvertrag be- 
reitH am 1). Juni nhgeHchloHsen wurde (143, a), worauf 
Mowohl der ( )rdenHnieiHter uIh auch der lligische Hath 
drni Käthe zu Lühec^k die Mittheilung machten: dass 
ihu'ch VennitteUuis^ der I>irsehöfe von Ueval und Oesel 
elc. uWvv Zw int y.wim'hen ihnen heneitigt sei und — wie 
iler OnhMiHnieiHter nicli ausdrückte — aufrichtiger Einig- 
kc^it, (h*ni FritMlen und einem Uündniss für ewige Zeiten 
Hau gemacht hahr (144). 

l)in !)Muer iliencf* „ewigen** Friedens war indessen 
tiur yti Hclu* abhängig von dem Ausgange der obgcdachten 
gloioliKeiiigcn \ orbehalte. Nicht tinwahrscheinlich gab 
namt'uilich die nach vieljährigen Verhandlungen endlich 
Int Jahvr KUl^ erfolgte päbstliche (ienehmhaltung des 
Vc^t'kattfn \on hünaniündc an den Onien (145) der Stadt 
Ui^a Anlan». ihre alii'u Verbindungen mit den Litthaucrn 
wimldv anzuknüpfen I Vuilieher tritt dies freilich erst nach 
t^ini^on Jahivn beixor, allein die aheste darüber bekannte 
t^knndr cm Sohivlben des Itigi^tehen Käthes an den 
dt:«t'4i:^i(tL!rn Könii* ll«r\>^Mü^ston^ vou Litthauen, Gedimin^ 
\oin i>l> \o\rnd^cj irc?!* ^14t»''— spricht sich unverhohlen 
lUvilbri' rtu^» d•^^^ >oi»on >c4t Isingerer Zeit der Orden wie- 
dov \\\ oin truuUrhj;'o> \ rrhiüluiss *u der Stadt getreten 
&i:^^ moaoÄ SoJnvibru - ül>riircii5 in «weiea nicht ganz 
*H^nl»^tn<o^\ i^ij;inÄlot^ni-»cj*tru im Kigi^ciien Kathsarchiv 
t^^hrtUr^n #;»cl>t Moh kund Äl^ eine Antwort auf den von 
Hvdu\Mn »ohtiiihrh jivMusjtrTtwi Wuu««ch, nsrii alter Weise 
Wiiidov v^\%% Knodonyln4ndnis> (..ä.v^w <i ftrvwya*) mit der 
H}^\h f^i^^PH^lion IVv Kj»th erklärt ftich dazu bereit, 
\\\\\P\ <^^»bo«»Mi*5o»v . uui driw ^.^n^oja krixMRD Frieden und 
W\\\ \^i\\\^\\\\>i9^ ^u rn*iohrr4\. »vhjir den iCrr.b)«icliQif und die 
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Stadt mit einzuschliessen, und spricht endlich — in dem 
einen der Coneepte — geradezu den König um Beistand 
gegen den Orden an, da dieser die Stadt und deren Bür- 
ger vielfach bedränge (147). Dass das Bündniss dem- 
nächst förmlich abgeschlossen wurde, kann keinem Zweifel 
unterliegen. Die nächste Folge desselben waren die von man- 
chen Seiten als unecht angefochtenen (148) Briefe Gedimins, 
welche er seit dem 23. Januar 1323 in alle Welt sandte, 
auch an den Pabst richtete, und in denen er seinen Knt- 
schluss zu erkennen gab, die Christliche Religion anzu- 
nehmen und in seinem Reiche zu verbreiten, sowie mit 
allen Christlichen Staaten und Völkern in friedlichen 
Verkehr zu treten (149). Dass diese Briefe auf Anregung 
und selbst unter Mitwirkung der Stadt Riga, bezw. der 
Sendeboten der Stadt, abgefasst und ausgesandt worden 
(150), ist nicht nur möglich, sondern auch wahrscheinlich 
(151) y ohne dass man jedoch anzunehmen braucht, die 
Bigenser hätten dabei in bösem Glauben gehandelt. Mag 
auch dahingestellt bleiben, ob es Gedimin von Hause 
au8 mit der Taufe Ernst gewesen, für die Rigenser war 
die thatsächliche Christianisirunir Litthauenf« schon aus dem 
tininde von hoher Bedeutung , weil dadurch der alte 
Vorwurf der Verbindung mit Heiden gegen Christen 
für die Zukunft beseitigt wurde. Sie mochten um f^f «e- 
niger an der Aufrichtigkeit der Gesinnungen de« K^/ni^ 
zweifeln, al« derselbe noch s[^ter, in Gegenwart der Liv- 
ländisdien Sendeboten, sich zu jenen Briefen und deren 
Inbalt bekannt hat (\b2). Dass er ^ie später widerrief, 
18t jedenfalls kein Beweis dafür, da»« sie unecht o<ler 
untergeschoben gewesen seien. — Jene Briefe nun waren 
auch an die Livländischeo Landeslierren gerichtet^ und 
veraolaseten diese, aof einer zu Edremes ^Ermes. f>ei Walk | 
am 10. August 132^ abgehaltenen Zusaouuenkunft . eute 
aus Deleginen eiaumlicber Lamde^berren K^wie der ^^iM}xe 
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liitrii und Dorpat bcBtchcnde Botschaft an Oedimin ab- 
zufertigen, um mit ihm ein Friedennbündnies abzuschliessen 
(153). Diese BotBchaft, zu der auch zwei Ordensbrüder 
gehörten, begab sich demnächst nach Wilna, wo der förm- 
liche Friedensschluss am 2. October zu Stande kam (154). 
Der Livländittche ürdensmeister hatte offenbar, der Ein- 
stimmigkeit der übrigen Landesherren und der Städte 
Livlands gegenüber, der Theihiahme am Frieden sich 
nicht entziehen können, demHclben atHo unfreiwillig, und 
ohne Wissen und Genehmigung des IIochmeisterH und des 
Ordens in Preussen, sich unterworfen. Letztere aber, seit 
Jahrzehnden mit den Litthauern im Kampfe, mussten mit 
(irund befürchten, dass diese ihre Feinde nunmehr, nach 
Livland hin gcHichert , mit um so grösserer Macht sich 
gegen Preussen wenden würden. Kaum war daher die 
Kunde von dem Frieden dahin gelangt, als auch zunächst 
die Preussischen Bischöfe sich in Kll)ing versammelten 
und an särnmtliche Theilnehmer am Friedensschlüsse be- 
reits unterm 24. October ein fulminantes Schreiben ergehen 
liessen, in welchem sie dieselben inständigst auffordern, 
jenen Frieden, als einen für IVousHcn und Livland ver- 
derblichen, als ein wahres Werk des Teufels, schleunigst 
zu kündigen (15.5), Dass der Livländische Zweig des 
Ordens, wohl auch vom lIochmeiHter dazu angehalten, 
sich diesem Verlangen fügte, ist leicht begreiClich, und so 
eröffnete denn derselbe auch alsbald seine Feindseligkeiten 
nicht nur gegen die Litthauer (156), sondern auch gegen 
die treu zum Frieden haltende Stadt Riga (lo?). Wenig- 
stens gelangten an den Papst bald neue Beschwerden dar- 
über, dass der Orden die Bürger Riga's in ihren Rechten 
und Freiheiten, namentlich in Betreff* der Ufer der Düna 
und anderer Flüsse, beeinträchtige, ihnen ihre Besitzungen 
entziehe, sie sowohl als auch Pilger und andere Christen 
verhindere, im Hafen von Dünamünde frei zu landen und 
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von dort nach Riga sowie aus dieser Stadt wieder zu- 
rückzuziehen (158). 

Zu einer offenen Fehde zwischen Stadt und Orden 
kam es indessen in der nächsten Zeit nicht. Am 6. Juli 
1328 aber unternahmen die Bürger — die nächste Ver- 
anlassung dazu ist nicht bekannt — zur Nachtzeit einen 
Streifzug gegen Dünamünde, verbrannten den unter den 
Mauern der Burg liegenden Ort (opidum) und erschlugen 
über fünfzig Männer, Weiber und Kinder (159). Wahr- 
scheinlich aus Furcht vor der Rache des Ordens, riefen 
sie sodann wiederum die Litthauer ins Land, welche, von 
ihnen geführt und verpflegt, im folgenden Jahre in das 
Ordensgebiet eindrangen, und namentlich in dem Gebiete 
von Karkus, in den Kirchspielen Heimet und Paistel, so 
wie in Saccala, grosse Verheerungen anrichteten (160). 
Nachdem der in Preussen abwesende Ordensmeister Eber- 
hard von Monheim herbeigeeilt war und sich mit 
Mühe dieses Feindes erwehrt hatte, zog er, wahrschein- 
lich im Herbste 1329, mit grossem Heere vor die Stadt 
Riga, umschloss dieselbe vollständig und begann eine 
strenge Belagerung. Die nach allen Seiten von der Stadt 
gerichteten Hülferufe, an den Pabst, an die Livländischen 
Landesherren, an die Seestädte, an den König von Lit- 
thauen, blieben ohne Erfolg. Auch der Ordensmeister 
wollte sich zu keinerlei Zugeständnissen verstehen, und, als 
die liCbensmittel der Einwohner erschöpft waren und 
Hungersnoth eintrat, blieb dem Rathe , nach vorgängiger 
Besprechung mit der Gemeinde, nichts übrig, als sich dem 
Orden auf Gnade und Ungnade zu ergeben (161). 

Am Dienstag nach Lätare, den 20. März, 1330 trafen Rath 
und Gemeinde der Stadt mit dem Meister und den Brüdern des 
Ordens am „Mühlgraben" zusammen, um ihren alten Zwist 
allendlich zu schlichten. Jene „befahlen und untergaben 
sich und die Stadt Gotte und der heiligen Jungfrau und 



42 Abschn. I. AcuKsere Schicksale der Stadt. 

der Gnade des Meisterd und der Brüder, mit allen ihren 
Gütern und Freiheiten^ die (iesundheit ihres Leibes vor- 
behalten. Und weil Meister und Orden an ihren schlichten 
Worten kein (ienügc hatten, räumten sie denselben frei- 
willig ein : den Sandthurm mit seiner Pforte und mit dem 
daselbst gebauten neuen Vorwerke, sowie den lleiligen- 
Geistes-Thurm mit seiner Pforte und dem dabei gelegenen 
Marstall, solche zu behalten und zu bewahren, bis sie 
über die ihnen und der Stadt vorzuschreibenden Be- 
dingungen einen ]k*schluss gcfasst iiätten^^ (l^^^)* In Folge 
dessen Urkunden und bekeimen Kath und Gemeinde ain 
30. März (lOl^): es hätten in den von ihnen in Gemein- 
schaft mit den Heiden gegen die Christenheit, den Meister 
und die Brüder des Ordens geführten Kriegen, letztere 
unerträglichen Schaden, Drangsal und Verfolgung ge- 
litten. Damit dies einigermaassen wieder gut gemacht und 
ihrerseits von Herzen vergessen werde, wollen sie, Ilath 
und Gemeinde, sich freiwillig zu nachstehenden Artikeln 
verpflichten: 1) Da des Ordens Convent zum heil. Georg 
(der St. Jürgenshof) von den Bürgern im ersten Kriege 
zerstört worden sei, überlassen sie dem Orden einen Platz 
neben dem „heiligen Geist'', auf dass derselbe sich dort 
nach Belieben ein neues Schloss aufführe, und dazu einen 
(näher bezeichneten) llaum vor der St. Jacobspforte bi^ 
zu der Viehweide, mit dem Mühlbach beim Hospital und 
den Bächen^ die hineingeleitet werden können, welche die 
Ordensbrüder nach Belieben, Behufs Anlegung von Müh- 
len, dämmen können; die Viehweide soll wie bieher von 
beiden Theilcn gemeinsam benutzt werden. Auch mehrere 
Aecker, welche Bürgern gehörten, werden zum Nutzen des 
Schlosses abgetreten. 2) Die Stadt zahlt dem Schlosse 
jährlich hundert Mark. 3) Die städtischen Fischer sollen 
von allen Fischen, die sie fangen, dem Orden den Zehnten 
entrichten; demselben wird auch alles Recht der Stadt an 
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der Wehre zu Mitau überlassen. 4) Die dem Orden gehörigen 
Häuser und Plätze sollen von städtischen Steuern frei sein, 
die Bewohner derselben jedoch gleich den Bürgern steuern. 

5) Sie überlassen ferner dem Orden und den Brüdern 
das halbe Gericht in der Stadt, so dass ein Ordensbruder, 
nach Bestimmung des Meisters, gemeinschaftlich mit dem 
Stadtvogt über alle Verbrechen nach Stadtrecht richten 
und die Bussen zum Besten beider Theile erheben soll. 
Falls übrigens jener Bruder oder ein Stellvertreter des- 
selben nicht zugegen sein könnte oder wollte, soll 
gleichwohl das in seiner Abwesenheit Erkannte volle 
Kraft haben. Auch soll dieser Bruder zu jeder Zeit be- 
liebig den Sitzungen des Rathes beiwohnen können. 

6) Jedes neu gekorene Glied des Käthes leistet, wie der 
Stadt, so auch dem Meister und Orden den Eid der 
Treue; dasselbe sind alle Bürger, sobald sie dazu auf- 
gefordert werden, zu thun verpflichtet. 7) Die Stadt will 
dem Meister und Orden mit Rath und That beistehen 
wider Alle, die ihn anfechten ; übrigens mit Vorbehalt der 
Rechte des Erzbischofs und dessen Kirche. Wenn der 
Meister persönlich - ins Feld zieht oder ein feindliches 
Heer ins Land bricht, wollen Rath und Gemeinde ihn 
nach ihrem Vermögen und nach seinem Willen unter- 
stützen. Wenn aber der Landmarschall mit der diesseit 
der Düna und in den Districten Wenden und Segewold 
befindlichen Streitmacht in den Krieg zieht, muss die 
Stadt dazu dreissig Reisige zu Pferde stellen. 8) Zum 
ewigen Gedächtniss und zum Seelenheil der im Kriege 
auf beiden Seiten Gefallenen werden fünf Vicarien, jede 
mit sechs Mark Rigisch dotirt, gestiftet, welche der Mei- 
ster nach seinem Ermessen vergiebt. 9) Wenn ein Bür- 
ger in seinem Testamente dem Orden ein Ver mächt niss 
zuwenden will, so soll er daran in keiner Weise verhindert 
werden. 10) Alle der Stadt von dem Orden bisher ver- 
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gehen, ist die Mitwirkung des Ordensvogts oder eines 
anderen Ordensbruders unerlässlich. 8) Ihre Privilegien, 
Freiheiten und Rechte sollen von dem Orden und seinen 
Angehörigen unverletzt gehalten werden, sofern sie den 
Rechten des Ordens und den über diese neue Sühne aus- 
gefertigten Briefen nicht zum Verfange gereichen (165). 
Diese ünterwerfun«C8verträore wurden sodann von dem 
Orden dem Römischen Kaiser zur Bestätigung vorgelegt, 
welcher dieselben nicht nur in ihrem ganzen Umfange 
genehmigte, sondern auch zugleich dem Orden die volle 
Landeshoheit über die Stadt, deren Gebiet und Bewohner 
verlieh (166). 



Mit der Unterwerfung Riga's unter den Orden be- 
ginnt eine neue Periode seiner Geschichte, welche nicht 
mehr in das Bereich unserer Aufgabe gehört. Da in- 
dessen, um die zusammenhängende Darstellung der Fehde 
der Stadt mit dem Orden nicht zu unterbrechen, zwei in 
diese Zeit gehörige Episoden übergangen worden sind, so 
müssen diese hier schliesslich noch nachgeholt werden. 

Die erste dieser Episoden betrifft eine Fehde, welche 
der Bischof von Oesel und eine Anzahl seiner Vasallen 
und Vasallendiener gegen die Bürger Riga's erhoben, weil 
diese mehrere Verwandte jener erschlagen hatten. Die 
Veranlassung zu diesem Morde wird verschieden erzählt. 
Der Orden, welcher im Jahre 1305 von dem Erzbischof 
Friedrich der Theilnahme an dieser That oder doch der 
Begünstigung derselben beschuldigt wurde (167), stellt die 
Sache so dar: Das Rigische Domcapitel habe den Rigi- 
«chen Domprobst ViTedekin (auch Vitkin, Windekind, We- 
techin genannt), da er über das ihm eingehändigte Kirchen- 
gut nicht Rechenschaft ablegen wollte, vertrieben gehabt, 
dieser jedoch, mit Hülfe des Domherrn Heinrich von Lü- 
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beck und vier und zwanzig Bewaffneter, sich gewaltsam 
wieder in den Besitz seiner Prohstei gesetzt. In Folge 
deSHen hätten die Stiftfigeistlichen die Sturmglocke ge- 
zogen, die Bürger hätten sich versammelt, und den Probet 
mit deflsen (ienossen, die sich in die Kirche geflüchtet, 
daselhat erschlagen; der Orden sei l)ei der ganzen Sache 
unl)etheiligt gewesen (\GH), Nach einer anderen Version 
hätte der Bischof (Jonrad von Oesel den lligischen Bür- 
gern Waaren und Güter, die ihm gehörten und mit denen 
seine Leute nach Riga geflüchtet wären , zur Bewahrung 
anvertraut, und diese Güter seien in der Domkirche nieder- 
gelegt worden. Da al)cr ein an der Oeserschen Küste 
gestrandetes (Uigischcjs) Schiff' daselbst nicht Sicherheit 
genossen (beraubt worden V), wollten die Kigischen Bür- 
ger an den Gütern des Bischofs Repressalien üben. Dies 
hätten des Bischofs Leute, an deren Spitze der Dora- 
probst Wedekin stand, nicht zugeben wollen und sich daher 
der Domkirche gewaltsam bemächtigt. Auf das Sturmläuten 
der Domherrn seien Bürgerschaft und Obrigkeit der Stadt 
herbeigeeilt; sie seien in die Kirche gedrungen, hätten 
den Probst und zwanzig seiner Gefährten erschlagen 
und deren Waff'en und Pferde weggenommen (169). Die 
letztere Darstellung hat das für sich, dass sie durch die 
urkundlich festgestellten Folgen des Ereignisses in der 
Hauptsache bestätigt wird. Zunächst trat nämlich im 
Jahre 1306 der Bischof Conrad von Ocsel klagend auf, 
wegen der ihm von Rigischen Bürgern entzogenen Güter, 
wegen der Beleidigungen, die ihm und seinen Angehörigen 
widerfahren, sowie wegen der Ermordung mehrerer der 
letzteren. Er erklärte sich jedoch zu einem Vergleiche 
bereit (170), der denn auch ein Jahr später durch schieds- 
richterliche Vermittelung dahin erfolgte, dass die Rigi- 
schen Bürger sich verpflichteten, ihm die entzo<yencn 
Güter zurückzugeben, I)eziehung8wei8e deren Werth zu 
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ersetzen, wofür vier Glieder des Rathes die Bürgschaft 
übernahmen. Das Erkennt niss gegen die des Mordes 
Schuldigen wurde den Landesherren vorbehalten, falls die 
Betheiligten nicht binnen zehn Tagen sich einigen könnten 
(171). Von einem Erkenntniss der Landesherren ist nichts 
bekannt ; eine gütliche Einigung kam aber auch nicht so- 
bald zu Stande, vielmehr wurden die Rigischen Bürger 
von den Verwandten der Erschlagenen Jahre lang be- 
fehdet. Nachdem die Bürger mit einzelnen ihrer Gegner 
im Laufe der Jahre sich abgefunden (172), wurde erst im 
Jahre 1319 die Sache allendlich dadurch erledigt, dass der 
Rigische Rath in der Oeserschen Cathedrale eine Vicarie 
stiftete und mit zwölf Haken Landes dotirte, und in den 
Klöstern ganz Livlands und Sachsens in einem Zeitraum 
von Jahr und Tag tausend Messen und eben so viel Vi- 
gilien zum Gedächtniss der Erschlagenen feiern Hess (173). 
Die zweite Episode bildet ein Streit der Stadt mit 
dem Rigischen Domcapitel. Der zur Domkirche gehörige 
Hof reichte bis zu der längs der Düna laufenden Stadt- 
mauer, durch welche hier ein Thor — die noch jetzt sog. 
Stiftspforte — hinausführte. Im Jahre 1311 schrieb der 
Erzbischof Friedrich an Rath und Gemeinde, er sei nicht 
im Stande, dieses Thor gegen etwanigen Eindrang von 
Feinden zu bewahren, und gestatte daher der Stadt, das- 
selbe vermauern zu lassen. Zugleich habe er angeordnet, 
dass in dem Theile der Stadtmauer, welcher den Hof 
und die Gärten der Domherren umgiebt, weder Thore, 
noch Fenster, noch andere Oeffnungen angebracht werden 
dürfen, und dass, falls dies doch geschehe, Rath und Ge- 
meinde befugt sein sollen, solche Oeffnungen, gleich der 
Haup'tpforte, zuzumauern (174). Die Pforte wurde dem- 
zufolge zugemauert. Allein schon nach zwei Jahren er- 
langte das Capitel von dem Rathe die Genehmigung, die- 
selbe unter nachfolgenden Bedingungen wieder zu öffnen: 
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Der Schlüssel zur Pforte soll^ sobald der Rath es ver- 
langt, demselben zur Bewahrung übergeben und nur von Zeit 
zu Zeit den Domherren zur Benutzung verabfolgt werden. 
Tritt jedoch ein Nothfnll der Art ein, dass auch die 
übrigen Stadtpforten ^ die minder gefahrbringend sind, 
vermauert werden müsHcn, ho wollen sie, die Domherren, 
auf ergangene Mahnung, auch ihre Pforte für eigene 
Kosten wieder zumauern (175). Nachdem in der Folge 

— vermuthlich bei eingetretener (iefahr — die Pforte 
wieder vernjauert worden war, fanden eines Morgens vor 
Tagesanbruch, zu Anfang des Jahres 1326, einige Raths- 
glieder und Bürger zu ihrer Ueberraschung die Mauer 
durchbrochen und die Pforte oflfen. Darüber erhol>' sich 
ein gehässiger Zwist und Zank zwischen der Stadt und 
dem Cnpitel (17(3j, bis beide Theile sich entschlossen, die 
Entscheidung der Sache Schiedsrichtern zu übertragen 
(177). Deren alsbald erfolgter Ausspruch (178) wurde 
von der Stadt angenommen; das Capitel dagegen lehnte 
densell>cn entHchiedcn al), und weigerte sich, ihm Folge 
zu leisten (179). Endlich gelang es einer von dem Bi- 
schof Engelbert von Dorpat, seinem Capitel, seinen Va- 
sallen und der Stadt Dorpat nach Kiga abgefertigten Bot- 
schaft, die Parteien — bis zur Ankunft des Erzbischofs 

— in nachstehender Weise zu vergleichen: Die Itoten 
lassen die in der Zwischenzeit wieder zugemauerte Pforte 
für ihre Kosten öffnen und die Thorflügel in die Angeln 
fügen; die Schlüssel dazu erhält der Kath. Dagegen er- 
halten die Domherren zu ihrem Gebrauch den Schlüssel 
zu einem kleinen Pförtchen (in oder neben dem grossen 
Thore ?), nn'issen aber auch diesen im Falle einer drohen- 
den Gefahr dem liathe abliefern, sobald die Mönche des 
Prediger- und des Minoritenklosters mit den Schlüsseln 
zu ihren Pforten dasselbe thun, und ist der Rath nur ver- 
pflichtet, ihnen in dieser Zeit das Pförtchen mit dem in 
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seinen Händen bleibenden Schlüssel zu öffnen, so oft die 
Domherren dessen bedürfen. Sobald demnächst die grosse 
Pforte geöffnet sein wird, lassen die Domherren für ihre 
Kosten dieselbe mit einer zwei Ziegel starken Mauer von 
Aussen umgeben, unter Offenhaltung des obgedachten 
kleinen Pfortchens , auch über der Pforte eine Schutzwehr 
(propugriaculu/n)f zur Aufnahme der städtischen Wächter, 
errichten. Zu dem kleinen, zwiechen dem Kirchhof und 
dem Bischofshof befindlichen Pförtchen erhalten beide 
Theile je einen von Aussen wie von Innen schliessenden 
Schlüssel. Die allendliche Entscheidung der oranzen Sache 
wird schliesslich dem Erzbischof vorbehalten (180). Ob 
und wann diese erfolgt, ist unbekannt. 



T. Bunge, Die Stadt Riga- 
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Anmerkungen, zum ersten Abschnitt 



1) Call. 3. Dist. 80: ,fEpi8copi nou in caHtellis aut moilicis 
civitatibuH dehent conHtitui.^^ 8. auch das Schreiben Pabst Alexan- 
ders IV. an den Erzbischof Albert II. von Riga vom 20. Janaar 
1255 (Ü.-B. Nr. 279) und v. Bungc'a Balt. Studien Lief. I. S. 5. 

2) S. die Chronik Heinrichs von Lettland L 3. 6. VI, 
3. 4. Bullen Clemens' 111. vom 25. Septbr. und vom 1. Octbr. 1188 
(U.-B. Nr. 9 u. 10;. 

3j E. Bonn eil, Kussisch • Livländische Chronographie, Com- 
mentar 8. 45. 

4) So ist ohne Zweifel zu verstehen der Bericht Heinrichs 
V. L. (IV, 5): ^yAntc ejltum auum Livones epUcopo locum civitatis 
demonntrant^ quam (et) Rigam appellant,^^ Denn von einem 
blossen Zeigen des Ortes , einem Hinweisen auf denselben, kann 
hier das Wort ^^demonatrart^*^ nicht wohl verstanden werden. 
8. auch E. Pabst, Heinrichs v. L. Chronik, S. 24. Anm. 6,2. — 
Dasb an dif^Her Stelle bereits eine bewohnte Ortschaft, etwa ein 
Livisches Dorf, bestanden, ist nicht anzunehmen. Zwar spricht 
Heinrich v. L. (11, 4. IV, 3), ehe er von der Erbauung der Stadt 
handelt, wiederholt von dem ,,locu8 Jtiye^^y will damit jedoch un- 
streitig nur den Oil bezeichnen, wo später die Stadt liiga erbaut 
wurde: „lorufi ]{i(ja&*. Gleicher Ansicht ist Pabst a. a. 0. 
S. 15, Anm. 4,4. 

5) Heinrich v. L. IV, 0. 

6) Das. V, 1 : ffAnnn tertlo sue conHCcrationiH episcopiu/ 

iu JAconlaiii recertitvr ^ et endem estate in campo spatioso^ iu.i'ta 
qurrit porliiH naviitm esse poterat, Riga civltas edificatur.^^ 

7) 8. darüber besonders W. v. Gutzeit in den Mittheilungen 
aus der Geschichte Livlands etc. X, 231 fgg. und in den Sitzungs- 
berichten der Kig. Gesellschaft für Geschichte der Ostseeprovinzen. 
Jahrg. 1874 8. 42 fgg. 

S) Vergl. das Schreiben des Kigischen Käthes vom Juni 1297 
(U.-B. Nr. 507) und v. (Jutzeit in den Mittheill. a. a. (). 8. 241. 
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Diese Beschaffenheit des Wassers mag Heinrich v. L. (IV, 5) 
veranlasst haben, die Kige einen See: „Riga lacus*'^ zu nennen. 
9) S. Heinrich y. L. in der oben, Anm. 6, angeführten Stelle. 

10) Das. XI, 1 : ,yAnno nono Rigensts antistes inperUe- 

coste (den 10. Juni 1207) Rigam veniensj cum gaudio ab omnibus 
8U8cipitur, cum quo venu comes de Feremunt Godescalcus, et 
comes cdiuSy et alii quam plures peregrini^ nobües et honesti virij 
quij pace ecclesie gaudentes^ murum civitatis in tantum 
exaltaverunt, ut deinceps paganorum non timeretur insul' 
<u*." XIII, 3: jjPeregrtni ~ eiusdem anni (1209) in muri exal- 
tatione obedire parati erant.^*" 

11) Heinrich v. L. XII, 1: „Qm* (peregrini) autem in Riga 
remanserarU (nämlich nach der abermaligen Abreise des Bischofs 
nach Deutschland im Frühjahr 120S), confortantes se invicem et 
mriliter agentes^ civitatem undique firmabant,^*' 

12) S. W. y. Gutzeit in den Mittheill. X, 359 fg. und den 
beigefügten Plan. 

13) Heinrich v. L. VI, 4. 

14) Ebendas. u. X, 7. Vergl. W. v. Gutzeit a. a. 0. S. 31 4 fg. 

15) Das. VI, 4: jfPost cuivs (episcopi AlbertiJ discessum f roter 
eins Engelbertus^ homo religiostis, de Novo Monasterio vocatus, 
Rigam cum primis venit civibus.^^ 

16) S. die ürk. vom 25. Juli 1211, U.-B. Nr. 21, und unten 
Abschn. III. Anm. 273. Vergl. auch Heinrich v. L. XIV, 5, wo 
beim Jahre 1210 von einer „villa extra muros^^ die Bede ist. 

16») Noch im Jahre 1221 (U.-B. Nr. 53) spricht Albert es aus» 
drücklich aus: ^fium Rigensis civitas ad inhabitationem sui 
plus libertatis gratia^ quam prediorum circumiacentium fer- 
tilitatis, fideles alliceret etc,^^ 

17) Urkunde vom Frühjahr 1211 (U.-B. Nr. 20) und dazu 
ELHöhlbaum in den Hansischen Geschichtsblättern. Jahrg. 1872. 
S. 56. 

18) S. oben S. 8. Auf Grundlage dieses Verbotes hatten die 
Kaofleute (Riga's?) den Beschluss gefasst, dass Jeder, der des 
Handels wegen den Semgallischen Hafen besucht, Gut und Leben 
verlieren solle. Heinrich v L. IV, 7. 

19) Heinrich v. L. a. a. 0. 

20) Das. VII, 8. Vergl. auch § 7. 

21) Das. VIII, 1. 

22) S. die ausführliche Schilderung ebendas. XIV, 5. 

23) Das. X, 9. 

24) Das. XVIII, 6. 

25) üeber die späteren Veränderungen, bezw. Erweiterungen, 
vergl. W. v. Gut zeit in den Mittheill. X, 362. 

4* 
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26J S. überhaupt W. v. Gutzeit a. a. 0. S. 361 fgg, und den 
beigefügten Plan. 

27) S. z. B. das U.-B. Nr. 48, das liigische Schuldbuch Nr. 334. 
12b2. 1682. 1815, das älteste Kigisehe Erbebuch an verschiedenen 
Stellen. Vergl. die Mittheill. XI, 180. Dass derzeit der ganze 
innerhalb der ursprünglichen Ringmauer befindliche Theil als alte 
Stadt oder Altstadt bezeichnet wurde, dürfte kaum einem Zweifel 
unterliegen. Die Beschränkung der letzteren Benennung auf den 
kleineren , im Südosten gelegenen District ist sicher späteren Ur- 
sprungs. 

*) Vgl. E. Winkclmann in den Mittheill. XI, 327 fgg. 

2S) Bereits im Jahre 1209 erscheint unter den Zeugen in einer 
Urkunde des Bischofs Albert (U.-B. Nr. 15): y,Philippiu/y adoocatus 
de JUga^ cum huIh ciknhuay S. auch das U.-B, Nr. 20 u. 21. In 
den Urkunden Nr. 61—63 vom Jahre 1224 wird als erster unter 
den civcs Higensea aufgeführt: ,yljuderijui advocatun.^'' 

29) Dem steht nicht entgegen, dass der Ort schon in dieser 
Zeit — offenbar uneigentlich und ungenau — zuweilen , wiewohl 
im Ganzen selten: ^^clvitaH Riffenffi»^'' genannt wird. So z. B. schon 
von Heinrich v. L. IV, 6. V, 1. VI, 1. XJ, 1. XII, 1. XVIII, 6. 
Einmal wird diese Bezeichnung vom Pabst gebraucht (U.-B. Nr. 27), 
dreimal vom BiHchof Albert selbst (das. Nr. 48. 53. 73.). Ungleich 
häufiger, mithin in der Hegel, wird der Ort einfach als ^JUga^*^ 
bezeichnet. Heinrich v. L. VI, '2. 4. VIII, 1. XIV, 5.* XV, 8. 
12. 13. XXI, 2. XXV, 3. XXVI, 9. XXVII, 6 u. ö. U.-B. Nr. 15. 
23. 25. 56. 61. 62. 63. 70. 73a. 74. 

30) Noch im J. 1310 erkannte Kaiser Heinrich VII: ^yQuod nullus 
princfps ant dominuH potent aliciii oppido conferre vel concedere 
(diqiiaa libcrtatea vel etlarri privUegiare eadem abnque manu et 
exprettMo consüio regU.^'' Pertz, Monum. Germ. Leges II, 500. 

31) U.-B. Nr. 67. Vergl. dazu v. Bunge in den Dorpater 
Jahrbüchern I, 153. 

'M) Am 31. December 1224 vom Pabste Honorius III. zum 
Legaten in Livlaiid und Preussen etc. ernannt (U.-B. Nr. 69), langte 
er im Sommer 1225 in Kiga an (Heinrich v. L. XXIX, 2). Eine 
gedi äugte Darstciliing seiner gesammten Wirksamkeit liefert 
E. Strehlke in seinen „Regesten Wilhelms von Modena" in den 
Scriptores rerum Prussicarum II, 116 — 134. 

33) Es wird hier offenbar auf das oben (8. 9) erwähnte, den 
nach den Livländischcn Häfen handelnden Kaufieuten ertheilte 
Privilegium vom Jahre 1211 (U.-B. Nr. 20) Bezug genommen. 

34) U -B. Nr. 75. 

35) Das. Nr. 76, vom December 1226. Vergl. auch die Urk. 
Nr. 134 vom J. 1234. 
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36) Das. Nr. 79 u. 80, vom 16. u. 17. März 1226, bestätigt im 
Jahre 1234 Nr. 138. 

37) Das. Nr. 78, Vom 15. März 1226. 

38) Das. Nr. 85. 86. 89. 

39) Vergl. darüber (J. H. Bö th führ) Der ßath der Stadt 
Riga (Kiga 1855) S. 3, und v. Bunge, Die Revaler Rathslinie 
<Reval 1874) S. 143, vergl. mit S. VI der Einleitung. 

40) U.-B. Nr. 75. 76. 79. 

41) Das. Nr. 2717. 

42) Urk. vom Jahre 1232 (U.-B. Nr. 114), ausgestellt von; 
^^A(lbertu8) advocatus, Th. de ßerewich, Jo. de Horehusen, 
ceterigue constUes Rigenses , eo tempore , quo venerahilis pater^ 
dominus Wilhelmus, Mutlnensis episcopua, ac tunc apoatollce sedis 
legatvSj in Riga permantfit, constitutiJ'^ 

43) Urk. vom 11. April 1226, Nr. 83. 

44) Die Verleihung geschah zwar an die ^,civcs ac eorum 
heredes utrinsque sexus*^; allein das Lehn sollte von den zwölf 
constdes empfangen, und von jedem Nachfolger eines etwa aus- 
geschiedenen Consuls gemuthet werden etc. Mithin war oftenbar 
die Stadt, als Corporation, als beliehen angesehen. 

45) Urk. vom 9. August 1231, Nr. 109. 

46) Urk. vom 20. December 1234, Nr. 139. 

47) Urk. vom 7. April 1235, Nr. 142. 

48) Bulle vom 24. Februar 1236, Nr. 145. 

49) Bulle vom 14. März 1258, Nr. 321. 

50) Vergl. darüber C. E. Napiersky in den Monum. Livoniae 
iintiquae IV, CXVIII fg. S. aber auch noch unten Anm. 62. 

51) Urk. vom Jahre 1231 im U.-B. Nr. 105. 

52) Ueber das zeitliche Verhältniss der drei Urkunden über 
^ie Verträge mit den Curen im U.-B. Nr. 103 — 105 zu einander 
'vergl. Ph. Schwartz (Curland im 13. Jahrhundert S. 23 Anm. 2), 
"welcher aus gewichtigen Gründen die Urkunde 105 für älter hält, 
^ die Nr. 104. 

53) S, über denselben überhaupt v. Bunge 's Baltische Studien 
^ief. 1 S. H9 fgg. und die daselbst angeführten Schriften von 
V. Goetze, Th. Kalimeyer, F. Winter und A. L. Ewald. 

54) Urk. vom 17. Januar 1231, U.-B. Nr. 104. 

55^ Die über diese Streitigkeiten berichtende Urkunde (U.-B. 
^r. 106) ist leider so defect, dass aus ihr eine zusammenhängende 
Darstellung des Herganges nicht entnommen werden kann. S. die 
Versuche von Th. Kallmeyer in den Mittheilungen IX, 180 fg., 
von A. Büttner das. XI, 17fgg. und von Ph. Schwartz a. a. 0. 
8. 22 fgg. Vergl. auch v. Bunge*s Archiv III, 313 fgg. 

56) Noch am 16. Februar 1232 (U.-B. Nr. 125) entschied 
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Bischof Nicolaus oinen Streit zwischen den Rigischen BürgerD 
und Kaufleuten über die Theilung Curlands und Semgallens. 

57) Bullen Gregors IX. vom 11. Februar 1232, im U.-H. Nr. 124, 
Reg. Nr. laS u. 139. 

58) Bulle vom 2S. Januar 1232, U.-B. Nr. 115. 

59) Hülle vom 3. Februar 1232, das. Nr. 121. 
«0) Urk. vom 11. März 1234, Nr. \:u. 

61) Urk. vom 6. April 1234, Nr. 135. 

02) Noch im Jahre 1304 nahmen die Rigischen Bürger 
1500 Haken in Curland und 100 Haken in Oesel von dem Ordeu 
in Anspruch und wurden wegen der Entscheidung darüber an den 
Pabßt verwiesen (U.-H. Nr. 610 a. E.). S. auch die Urk. des Erz- 
bischofs Friedrich von Riga vom 14. September ]3i'5 (U.-B. Nr. 610), 
unten Anm. 135. 

62a) Vergl. die Chronik Hermanns von Wartberge (Scr. 
rer. Pruss. II, 50) zum Jahre 1307, unten Anm. 139. 

63) S. unten Abschn. III. Cap. 4. 

64) U.-B. Nr. 1 13. In dietiem Privilegium wird zwar Riga nicht 
flusdrückiich genannt; vielmehr ist die weiterhin besprochene 
^ytmiversita» communlum mercatorum^^ als mit den Freiheiten be- 
gnadigt bezeichnet. Dennoch ist es in der That — zunächst wenig- 
stens — für Riga gegeben, da darin frUherer, „zu Zeiten des Hischo£i 
AlViert von Livland und des Hischofs von Modena'* ertheilter Frei- 
heiten Erwähnung geschieht, und da die Urschrift der Urkunde 
noch heut zu Tage in dem Rigischen Rathsarchiv aufbewahrt wird. 

05) Das Nr. 192. 

0(;) Das. Nr. 227, wiederholt im Jahre 1254, bei Gelegenheit 
der Anwesenheit der Grafen in Riga: das. Nr. 267. 
67) U.-B. Nr. 243. 
68j Das. Nr. 805. 

69) Das. Nr. 427, bestätigt und erweitert vom König Magnus 
von Schweden in den Jahren 1275 u. 76: das. Nr. 444 u. 446. 

70) U.-B. Nr. 450. S. auch die Urkunde des Königs Erich 
Menved vom Jahre 1298, das. Nr. 674. 

71) U.-H. Nr. 3048. In dieser zu Treyden in Livland aus- 
gestellten Urkunde wird früher bereits ertheilter Privilegien ge- 
dacht. Eine im Wesentlichen gleichlautende Urkunde fertigte der 
Fürst im folgenden Jahre zu Riga aus: U.-H. Nr. 476. 

72) U.-B. Nr. 496. 496. S. auch Nr. 625 u. 564. 

73) Das. Nr. ;)51. 

74) Vergl. oben Anm. 64. 

75) S. überhaupt K.Kopp mann in den Recessen der Hanse- 
tage I, XXV fgg., XXXII fgg. 

76) Urk. vom 8. September 1282, U.-H. Nr. 481. 
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77) S. oben S. 9. 

78) S. z. B. das U.-B. Nr. 251. 89. 91. 368. 439—41. 53 u. a. 

79) Das. Nr 213. 
SO) Das. Nr. 433. 

81) Livländische Keimchronik Vers 1 0201 fgg. Vergl. B o n n e 11 , 
Chronographie S. 87. 

82) S. z. B. die Keimchronik Vers 6918. 9537. 10415. 577. 909. 
923. 11166. 860. 

83) Ü.-B. Nr. 412. 429. 

84) Dünamünder Annalen in den Verhandll. der gel. Estnischen 
Gesellschaft VII, 3, 56. 

84a) U.-B. Nr. 549. C. E. Napiersky (a. a. 0. 8. XXVIII) 
verwechselt diese Feuersbrunst mit derjenigen, von welcher in der 
Denkschrift der Stadt Kiga vom Jahre 1299 (U.-B. Nr. 585) be- 
hauptet wird, dass das Feuer von den Ordensbrüdern angelegt 
worden sei. S. unten und vergl. A. v. Kichter, Geschichte der 
Ostseeprovinzen I, 289 Anm. 90, der übrigens auch ungenau ist. 

85> S. die Bulle vom 20. October 1210 (U.-B. Nr. 16) und vergl. 
über die Landestheilung überhaupt v. Bun^e, Baltische Ge- 
schichtsstudien Lief. II S. 42 fg. und .die dort angeführten Schriften 
von Hansen, Hildebrand und Kathie f. 

86) Ü.-B. Nr. 27. 

87) S. ebendas. Nr. 73l). 74. 83. 84. 85 a. 

88) Nur in der Urkunde Nr. 82 wird eiu Sti-eit über das Pa- 
tronatsrecht an der St. - Jacobikirche zu Kiga, und auch dieser zu 
Gunsten des Bischofs, entschieden. Ueber die muthmaasslichen 
Grründe, aus welchen die Ansprüche des Ordens nicht zur Geltung 
kamen, s. v. Bunge in den Studien Lief. II S. 43 Anm. 187 und 
S. 61 Anm. 242. 

89) Urk. vom 18. April 1226, U.-B. Nr. 2717. Vergl. auch 
überhaupt v. Bunge a. a. 0. S. 61 fg, 

90) U.-B. Nr. 3026. 

91) Das. Nr. 433. 

92) Die Geschichte derselben und ihres Ursprungs muss hier 
als bekannt vorausgesetzt werden. Eine gedrängte Uebersicht 
giebt A. V. Richter a. a. 0. I, 179fgg. 

93) Bulle vom 31. März 1255 (U.-B. Nr. 282): „ statuentes, 

^ quascunque possessiones , quecunque bona eadem ecclesia (Ri- 
gerusisj — — possidet^ — — firma tibi tuisque successoribiia per- 
nanearU, In quibus hec propriia duximus exprimenda vocabulia : 
locum ipsum, in quo prefata ecclesia sita est, cum omnibua per- 
tinentüs suis, civitatem Rigensem, cum pertinentiis omnibus 
süisy salvo iure filiorvm dilectorum, magistri et fratrum 
^ogpitalis s, Marie Theutonicoriim, castra etc.^^ 
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94) Es bleibt dunkel, ob nur die Ergreifung und Fesselung, 
oder aucb die Enthauptung von den Bürgern eigenmächtig aus- 
geführt ist. Für Ersteres dürfte die Urkunde des Erzbischofe 
(Aum. 95), für Letzteres die des Kaisers (Anm. 96), welche freilich 
auf den Bericht der Gegner sich gründet, sprechen. 

95) Urk. des Erzbischofe Johannes I. vom 17. Mai 1274, U.-B. 
Nr. 3044. 

96) Urk. vom 23. November 1274 (nicht 75), im Ü.-B. Nr. 445. 
Vergl. die Regeste 505 in Bd. VI. S. 24. 

97) So bestätigten sie — allein — am 20. August 1275 und im 
April 1296 die Privilegien der Stadt (U.-B. Nr. 443 u. 563), er- 
weiterten am 5. November 1276 die Gränzen der Stadtmark (das. 
Nr. 447), nahmen die Rigischen Bürger gegen verleumderische 
Beschuldigungen derselben in anderen Städten in Schutz (U.-B. 
Nr. 507. 3051) u. s. w. 

98) Im Gegentheil erscheint im Jahre 1^81 der Ordensmeister 
dem Rathe der Stadt gegenüber als Bittsteller: U.-B. Nr. 3047. 

99) In dem langjährigen Kampfe zwischen dem Orden und 
den Bischöfen ist es eine ganz gewöhnliche Erscheinung, dass, wenn 
eine der Parteien eine ihr günstige Entscheidung des Kaisers er- 
wirkt hatte, die andere sich an die Römische Curie wandte, und 
umgekehrt. 

100) U.-B. Nr. 3053. 

*) Neben den bezüglichen Urkunden ist — besonders für den 
Anfang dieser Periode — eine Hauptquelle das Bruchstück einer 
Chronik des Lübeck'schen Kanzlers Albrecht von Bardewik, 
eines Zeitgenossen, abgedruckt in F. H. Grau to ff 's Lübeckischen 
Chroniken I, 417 fgg., und daraus in v. Bunge's Archiv (2. Ausg.) 
II, 213 — 224. Die bisherigen Darstellungen der Fehde sind viel- 
fach ungenau, ja unrichtig, namentlich die von J. Voigt (Ge- 
schichte Preussens IV, 123 fgg., 141 fgg.), dem C. E. Napiersky 
(Monum. Livon. ant. IV, XXVII fgg.) im Wesentlichen folgt. Beide, 
auch schon B. Bergmann (Magazin für Russlands Geschichte I, 
1, 29 fgg.) und noch 0. v. Rutenberg (Geschichte der Ostsee- 
provinzen I, 256 fgg.)» setzen den Ausbruch der Fehde irrig in das 
Jahr 1292 (s. unten Anm. 101). Zum Theil noch gröbere Irrthümer 
finden sich bei v. Richter (a. a. 0. I, 186 fgg.), und auch 
E. Strehlke (in den Script, rer. Pruss. II, 54 fgg. Anm. 3), des- 
gleichen C. Cröger (Geschichte Livlands etc. I, 205 fgg.), lassen 
Manches zu wünschen übrig. In Beziehung auf die Chronologie 
trifft im Ganzen (s. Anm. 111) das Richtige E. Bonn eil, Chrono- 
graphie S. 91 fgg. u. Commentar S. 129 fgg. — Unter solchen Um- 
ständen dürfte eine ausführlichere neue Darstellung der Ereignisse, 
wenn nicht geboten, so doch gerechtfertigt sein. 
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101) Für dieses und gegen das früher angenommene Jahr 1292 
(s. Anm. *) sprechen nicht nur die im U.-B. Reg. I, 168 angeführten 
Gründe , sondern auch die 6 a r d e w i k ' sehe Chronik (v. 6 u n g e ' s 
Archiv II, 213 Anm. 2) und die Dünamünder Annalen: ,jÄnno 
Domini 1291 orta est seditio inter fratres et cives Rigenses,^ 
S. auch die verwandten Annalen in den Yerhandll. der gel. Estn. 
Gesellschaft YII ,3,58 fg., Peter von Dusburg, Preussische 
Chronik Cap. 269 (Scr. rer. Pruss. IF, 163), und überhaupt Bonn eil, 
Comm. a. a. O. 

102) Nach Bardewik a. a. 0. wurden die Knechte von den 
Bürgern angegriffen, entkamen jedoch noch glücklich {mit eoenture) 
den Hieben derselben durch Flucht. 

103) Derselbe war nach Flandern gegangen, um einen Bein- 
bruch heilen zu lassen. S. das Zeugenverhör im U.-B. Reg. 737. 

104) Sie stellten Sehleudermaschinen [bilden) auf, rüsteten den 
Thurm der Petrikirche und nahmen die dem St.-JUrgershof nahe 
belegene Kirche der Predigerbrüder in Beschlag, au der sie Brust- 
wehren {erhenere) errichteten. 

105) Diesem undatirten Berichte (im U.-B. Nr. 567) ist die bis- 
herige Darstellung entnommen, während die ihn ergänzenden No- 
tizen aus der Bardewik* sehen Chronik in die Anm. 102 u. 104 
Terwiesen sind. Zugleich ist auch die Denkschrift des Procurators 
der Stadt vom Jahre 1299 (U.-B. Nr. 585) berücksichtigt. In 
dieser findet sich unter Anderm auch die Angabe, dass das sich 
stauende Eis zuweilen den Gipfel der Stadtmauer erreicht und diese 
zu durchbrechen droht; desgleichen, dass ein in Sachen der Art 
erlahrener Pilger (peregrlnus) den Bau in Vorschlag gebracht 
und den Plan dazu entworfen. In Betreff des Stillstandes wird hier 
angegeben, derselbe sei der Art geschlossen, dass beiden Theilen 
die Kündigung freistehen , allein auch nach erfolgter Kündigung 
noch acht Tage lang die Waffen ruhen sollten. 

106) Bardewik im Archiv S. 214. 

107) Dünamünder Annalen b. Jahr 1297: ,yPaulo post, hoc est 
hiduo ante Marie Magdalene, civitatis maxima pars hora noctis 
combusta est/*^ S. auch die Denkschrift vom Jahre 1299 (U.-B. 
Nr. 585). 

108) Urkunden-Begeste vom 20. August 1297 bei Th. Schie- 
ne an n, Regesten verlorner Urkunden etc. S. 5 Nr. 20. Hiermit 
üt wahrscheinlich identisch die Begeste 650a im U.-B. VI, 28. 
Vwgl. auch Bardewik und die Denkschrift von 1299 a. a. O. 

109) Urk. vom 21. August 1297, bei S chicmann a. a. 0. 
S. 43 fgg. ; auch nach dem defecten Original im U.-B. Nr. 568, mit 
dem — vielleicht unrichtig gelesenen — Datum : ,yXVI, (statt XU.) 
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die eaUuiL Septeptl^U.** Vergl. aach die oben angefahrte Denkiehrift 

Tom Jahre \t^. 

nO^ Denkachrift des Ordens wider den Ersbischof vom Mai 
1366 (U.-B. Nr. 2'>S4 1, 2. Albrecht von Bardewik S. 205fe. 

111) S. besonders Barde wik S. 215-219. Mit BemfuDg auf 
diese Stelle setst Bonne U (Commentar S. 130) den Wiederbeginn 
der Feiudaeligkeiten anf den 22. December, „den Sonntag tot 
Weihnachten'', und darauf beruht wohl auch deine Angabe iChronogr. 
S. 92). der Ordenömeister habe den Stillstaud am 21. Deccmber 
g«fkündipt (ebenso Cröger a. a. O. S. 20*'.). Allein das von Bar- 
dcwik angeführte Datum: ,//f* »Munt^ndagf* in tlrm heiligen iiagen 
to winachtfu'^ bedeutet nicht den ^M>untag vor Weihnachten, sondern 
den Sonutag in den Weihnachtstagen . ali»u den auf Weihnachten 
folgenden Sonntag, und dies war der 29. Deceml>er; der 22. war 
noch kein Weihnachtstag. Vergl. auch H. Grotefend, Handbuch 
der Chronologie 8. 37 a. K. 

112) Bardewik S 219— :(21. 

113) In einer Urkunde vom 30. Märi 1298 (U.-B. Nr. 570) be- 
zeugen Rath und Gemeinde der Stadt Kiga. das Rigische Dom- 
capitel. der Abt von Hünamünde, die Predigerbrnder und Minoriten, 
der Uauptmaim der Pilger und diese selbst, sowie die in Riga 
anwesenden frcmdstiidtischen Sendeboteu: der Erzbischof habe 
durch Abgesandte an die heidnischen Litthauer mit diesen wegen 
ihrer l^'kchrung zum Christenthum und Ab^chliessung eines Friedens- 
büudnisses unterhandelt. In Folge dessen seien in diesen Tagen 
Litthauische Abgesandte, ungeachtet der ihnen von den Ordens- 
brüdern in den Weg gelegten Hindernisse, nach Riga gekommen, 
und hätten ei<liich angelobt, den Christlichen Gluul>en anzunehmen 
und friedliche Gesinnungen aufrechtzuerlialteu. Dass dieses 
Zeuguiss nur den Zweck hatte, ein fiegen den Orden ein- 
gegangenes Bünduiss zu verdecken, lässt sich nicht nur zwischen 
den Zeilen herauslesen , sondern wird auch durch die unmittelbar 
darauf erfolgten Ereignisse unwiderleglich dargethan. Vergl. auch 
Bardewik a. a. O. S. 221: „»SV (tU honjhere ran der Ryglte) 
lüden de Runen und de I^Jtotren und andere hrydeven rele,^^ 

114) Rardewik a. h. O. Dünamünder Annalen beim J. 1298. 
D<fnkschrift des Ordens vom J. I3ß« (U.-B. Nr. 2b^4) II, 8. 

115) Von der Zerstörung dieser Mühle ist höchst wahrschein- 
lich die Stelle in der Denkschrift des Ordens vom Jahre 13f>6 
(U.-B. Nr. 2f584) I, 3 zu verstehen. 

116) Bardewik S. 223 fg. DOnamünder Annalen und P. v. 
Dusburg Cap. 204. 

117) Vergl. Voigt, Geschichte Preussens IV, 144 fg. Was 
derselbe über die Erstürmung und Plünderung der erzbischöflichen 
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Burg in Biga, mit Berufung auf die Denkschrift des Erzbischofs 
vom Jahre 1299 (U.-B. Nr. 584) erzählt, bezieht sich offenbar nicht 
auf diese Burg, sondern auf die Beraubung des Schlosses Treyden, 
bei Gelegenheit der Gefangennehmung des Erzbischofs zu Anfang 
des Jahres 1298. S. oben S. 28. 

118) Mit der Erzählung von dieser Botensendung bricht die 
Chronik Albrechts von Bardewik (S. 224) ab, und damit versiegt 
unsere Hauptquelle für die Ereignisse dieser Zeit. 

119) S. den undatirten Bericht des Dortmunder Sendeboten im 
U.-B. Xr. 3207. lieber die Zeitbestimmung s. C. Kopp mann in 
den Hanserecessen I, 40 fg. K. Höhl bäum im Hansischen 
Urkundenbuch (I, 435 Anm. 1) setzt die Urkunde schon an den 
Schluss des Jahres 12'J8. 

120) S. die beiderseitigen Ausfertigungen vom 12. Juni 1298 
im U.-B. Nr. 573 und Reg. 655 u. 656. 

121) Urk. vom 13. Juni 1298, im U.-B. Nr. 574. 

122) Der Erzbischof befand sich übrigens damals ohne Zweifel 
bereits auf freiem Fuss, da seine Verhaftung wahrscheinlich bereits 
im ersten Viertel des vorhergehenden Jahres, vielleicht schon im 
Februar, stattfand (s. oben S. 28), und die Getangenschaft drei 
und dreissig Wochen, mithin bis zum October oder November, 
dauerte. Denkschrift des Erzbischofs im U.-B. Nr. 584. 

123) U.-B. Nr. 577. Gleichzeitig erging eine Bulle an den 
Erzbiscbof : U.-B. Nr. 578. Dieser Ladung verdanken höchst wahr- 
scheinlich ihre Entstehung die drei Denkschriften des Erzbischofs, 
des Bischofs von Oesel und der Stadt Riga im U,-B. Nr. 584—586. 

124) Bulle vom 13. Juni 1299, im U.-J3. Nr. 582. Vergl. dazu 
die Reg, 665 in Bd. VI. S. 30. 

125) Sie müssen fast ausschliesslich den oft auch in Beziehung 
auf Thatsachen einander widersprechenden Klage- und Ver- 
theidigungsschriften entnommen werden, welche die Paiieien bei 
der Römischen Curie wechselten. 

126) S. das U.-B. Nr. 608. 

127) Bullen vom 19. December 1300, U.-B. Nr. 592 u. 2765. 

128) Die Versetzung geschah wohl zu Ende des Jahres 1302; 
denn bereits am 18. Januar 1303 tritt Isarn urkundlich als Erz- 
bischof von Lund auf U.-B. Reg. 696. S. auch die Stellen aus 
Dänischen Chroniken in Gadebusch's Livländ. Jahrbüchern I, 
1, 358 Anm. 

129) Er hatte bereits im Juni 1302 als Schiedsrichter den 
Frieden zwischen dem Bischof von Oesel und dem Orden vermittelt 
(U.-B. Nr. 606). Gegen den letzteren zeigte er sich besonders 
günstig gesinnt, nachdem er sich mit ihm am 7. Februar. 1302 
wegen der Ansprüche des Erzstifts verglichen hatte. S. Schiemann's 
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Kf^gesten verlorner Urkundf^n Nr. 7 und das U.-B. VI. 31. Reg. 
6S9, d und 690, e. f. 

130) Sollten diese, namentlich die Vertreter Kiga*s, von dem 
Dorpater Jiündniss noch keine Kenntniss gehabt haben? 

131) Urk. vom 21. März 1304, U.-B. Nr. (ilü. Gleichaeitig 
sprach Isarn ein Uhnlichep, theil weise dieselben Bestimmungen ent- 
haltendes Erkenntnis» in dem Streite zwischen dem Orden und dem 
Krzbischof aus. \J,-h. lieg, 701. — Auffallend ist es, dass diese 
Erkenntnisse von demselben Tage datirt sind, wie die Bulle, durch 
welche der Pabht seinen Pönitentiar, den Minoritenbruder Friedrich, 
zum Erzbisehof von Kiga ernennt: T.-B. Nr. 609. 

132) Undatirte Denkschrift des Ordcnsprocurators im U. »B. 
Keg. 714 a. E. — Die Zeit, welcher diese Urkunde angehört, ist 
bestritten: s. das U.I^. Reg. II, 20 u. VI, 32; Honneil a. a. 0. 
Commentar H. 132; Strehlke in den Scr. rer. Pruss. II, 66 
Anm. 4. Obs^hon gewichtige Gründe für das Jahr 13o(; streiten, 
so wird dies doch zweifelhaft durch die Erwähnung des Kampfes 
gegen die Littliauer unter d(>n Mauern Higa's, welcher nach zu- 
verlässigen Quellen erst im Jahr 1307 stattfand. S. unten Anm. 139. 

133) Bereits in der Denkschrift des Procurators der Stadt vom 
Jahre 1299 (U.-B. Nr. 585) a. E. wird auf dieses ausschliessliche 
Recht der Bürger und die Eingriffe der Ordensbrüder in dasselbe 
besonden^s Gewicht gelegt. 

134) Auch dies erfahren wir aus der oben, Anm. 132, an- 
geführten Denkschrift. Den Wortlaut der bezüglichen Stelle s. in 
Voigt^s Geschichte Preussens 111, 105 Anm. 2. 

134 a) S. die Quittung des Ordens im U.-B. Nr. 620. 

135) Urk. des Erzbischof» Friedrich vom 14. September 1305 
(U.-B. Nr. 616): „ — — preceptor et fralres etc., immemoreM 

arbitril, aröürati per dominum l8(irnnm etc.j a ciuibua nostris 

JligenäitjuB , quos plurlhus inlariu nulea gravnrant^ eis innumera^ 
bilcB molestias In f er endo , contra iiiHtitlam duo millia marcarvm 
per ordinafioneM iniastoH H indehitos extortferunt, compellentes 
eo« nichilomlnuB , ut ah actione super bouis, que in Curoni/i 
jfosside/jantf penitiin dealMereiity 

136) U.-B. Nr. 374. 

137) Urk. vom 26. Mai 1305, dan. Nr. <H4. Vergl. auch das. 
ikl. 111. Nr. 614, a. Nach den Dünamünder Annalen (a. a. 0. S. 58) 
erwarben (adepti sunlj die Ordensbrüder das Kloster am 26. Juli 
fin crastino h, Jacobi) 1305. Dies dürfte das Datum der auf 
Grundlage des zwei Monat früher abgeschlossenen Vertrages er- 
folgten förmlichen Itesitzcrgreifung sein. 

138) S. das U.-B. Reg. 714. Die Darstellung wird schon da- 
durch verdächtig, dass die ganze Begebenheit mit dem oben (S. 31) 
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erwähnten Dorp^ter Bündnisse vom 25. Februar 1304 in unmittel- 
bare Verbindung gebracht wird. Damals war aber der erzbischöf- 
liche Sitz vacant, erst im März wurde der neue Erzbischof vom 
Pabste ernannt, und kam erst im folgenden Jahre, 1305, ins Land. 
Dagegen erzählt der Ordensprocurator : die Dorpater Verbündeten 
hätten, der Verabredung zufolge, eine Hotschaft nach Riga gesandt 
und mit der Fehde gedroht, falls die Stadt nicht der Verbindung 
mit Litthauen entsage. Der Erzbischof aber habe die Bürger 
ermahnt, bei dieser Verbindung zu beharren, und als derselbe fort- 
gezogen, seien die Litthauer, von den Bürgern herbeigerufen, ins 
Land gefallen u. s. w. Es scheinen hier offenbar verschiedene Be- 
gebenheiten , die auseinander lagen , unrichtig verbunden zu sein. 
Vergl. auch oben Anm. 132. 

139) Dünamünder Annalen (a. a. O. S. 5S): ^^Anrw 1301 dimi- 
catitm est ante Hygam contra Lettowhios in die 88. Processi et 
Martinmni^*, Damit übereinstimmend die andern Texte, desgleichen 
Hermann von Wartberge (Scr. rer. Pruss. II, 56), der noch 
hinzufügt: ,^Po8t hec (magisfer^ f rater Gotfridus lloghe) fecit 
C7tm Rigensibvs treu gas et compositiones^ recrpti^ ab eis uncis^ 
qvos in Cnronla ^t Osilia in parte fratrum habucrunf.^^ Sollten 
^lesetreugae und cotnpositiones in Beziehung stehen zu den von dem 
Ordensprocurator gemeldeten Verhandlungen vor der Schlacht .•* 
Nur neu aufzufindende Urkunden dürften Klarheit in die Sache 
bringen. 

140) Von einer solchen Betheiligung ündct sich kaum eine 
Spur. Den Streit wegen des für die Stadt wichtigsten Momentes, 
der Erwerbung Düuamünde's durch den Orden, führte ohnehin schon 
der Erzbischof fort, der auch seine Territorial- und Diöcesan- 
rechte dadurch für verletzt erachtete. — Uebrigens könnte in diese 
Zeit die Klageschrilt der Stadt gehören, deren in den Sitzungs- 
berichten der Rig. Alterthumsgesellschaft für 1873, S. 33 fg., Er- 
wähnung geschieht. 

142) U.-B. Reg. a. a. 0. Nr. 724, a. Hier muss „Kündigung** 
statt „Erneuerung" gelesen werden. Schicmann Nr. 22. Vergl. 
dazu die Sitzungsberichte der Rig. Alterth.-Gesellschaft Jahrg. 1873 
S. 56. 

143) S. die beiden Schreiben im U.-ß. 644 u. 45. 

I43,a) S. die etwas confuse Regeste bei Schiemann S. 8 
Nr. 28. 

144) Schreiben des Ordensmeisters vom 13. Juni und des Rigi- 
8chen Käthes vom 15. Juni 1313, im U.-B. Nr. 645, a. u. b. 

145) Bulle Johannes' XXII. vom 25. Juli 1310, U.-B. Nr. 670. 

146) U.-B. Nr. 3068. Vergl. übrigens auch schon die in der 
Anm. 143, a angeführte Regeste. 
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Verwerfung durch den Hochmeister im J. 1322 stammen. Vergl. 
noch Strehlke in den Scr. rer. Pruss. a. a. 0. Anm. J. 

158) S. das Schreiben Riga's an Lübeck v. J. 1324, U.-B. Nr. 
3072, die Bulle Johannes' XXII. vom 10. Februar 1324, das. Nr. 
700, und den Bannspruch des Erzbischofs Friedrich vom 4. April 
1325, das. Nr. 710. 

159) Dünamünder Annalen, Lemberger Text, a. a. O. S. 64 
und der Canonicus Samhiensis ebendas. S. auch die Relation des 
Ordensprocurators vom Mai 1366 (U.-H. Nr. 2S84) I, 7 und die 
Chronik Hermanns von Wart berge (Scr. rer. Pruss. II, 68), 
wo, wohl minder richtig, als Datum der 23. Juni und die Zahl 
der erschlagenen Männer und Frauen auf mehr denn hundert an- 
gegeben wird. 

160) S. die in der Anm. 159 angeführte Relation von 1366 I, 6. 

161) S. die Schilderung desZustandes der Stadt vor der Ueber- 
gabe in der Urk. vom 18. März 1330, im Ü.-B. Nr. 739. 

162) Urk. vom 23. März 1330, in der Folge unter der Be- 
nennung „der nackende BriefV vorkommend, im Ü.-B. Nr. 740. 
— Der Fortsetzer von P. von Dusburg's Chronik (Scr. rer. 
Pross. I, 218) weiss noch zu erzählen, dass der Ordensmeister die 
Stadt nicht eher habe betreten wollen, als bis die Stadtmauer auf 
eine Strecke von dreissig Faden in den Graben gestürzt worden. 
Die jüngere Hochmeisterchronik (das. V, 117) berichtet, der Mei- 
ster habe erst auf dringende Zuspräche des Landmarschalls, an den 
der Rath sich gewandt, zu den Unterhandlungen sich verstanden, 
und die Rathsglieder hätten ihn fussfällig um Gnade bitten müssen. 
— Beim Schweigen der Urkunden muss jedoch die Richtigkeit 
dieser Angaben sehr in Zweifel gezogen werden. 

163) S. diesen sog. „Sühnebrief" im U.-B. Nr. 741. 

164) Dünamünder Annalen und Canon. Samb, a. a. 0. S. 68. 

165) U.-B. Nr. 743. 

166) Urk. Kaiser Ludwigs IV. vom 8. Mai 1332, U.-B. Nr. 749. 

167) Urk. vom 14. Septbr. 1303, U. B. Nr. 616. 

168) Denkschrift des Ordensprocurators vom J. 1306 (?) im 
U.-B. Reg. 714. Die Betheiligung des Ordens scheint in der That 
von keinem Belange gewesen zu sein. Wenigstens ist von ihr in 
späteren Klageschriften des Erzbischofs gegen den Orden, z. B. in 
der Denkschrift vom J. 1366, im U.-B. Nr. 2884, nicht weiter die 
ßede. S. jedoch das Zeugenverhör vom J. 1312 im U.-B. Nr. 638, 
zum Art. 188. Auffallend ist es übrigens, dass der Ordensprocu- 
wtor in jener Vertheidigungsschrift des Bischofs Conrad von Oesel 
gar nicht gedenkt. 

169) So erzählt C. E. Nap i ersky , in den Monum. Livon. 
ant. IV, XXX fg. und— wahrscheinlich nach ihm — A. v. Rieh- 
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ter in der Geschichte der Ostseeprovinzen I, 190. Welcher Quelle 
diese Nachrichten über die erste Veranlassung — die Flucht der 
Leute des Bischofs mit dessen Waaren nach Riga und die Be- 
raubung des Rigischen Schiffes an der Rüste von Oesel — ent- 
nommen sind, haben wir nicht zu ermitteln vermocht. 

170) Urk. vom 23. März 1306, Ü.-B. Nr. 618. 

171) Urk. vom 1. Mai 1307, U.-B Nr. 622. 

172) S. die Urkunden von den Jahren 1311, 12, 15, 16, im 
U.-B. Nr. 635. MJ. (i53 u. 55. 

173) Urk. des Bischofs Härtung von Oesel vom 15. Juni 1319, 
U.-B. Nr. 6(>7. 

174) Urk. vom 16. August 1311. U.-B. Nr. 636. 

175) Urk. des Domcapitels vom 17. Novbr. 1313, das. Nr. 647. 

176) Urk. vom 9. Februar 1326, das. Nr. 720. 

177) Desgl. vom 8. u. 9. Februar 1326, das. Nr. 719 u. 20. 

178) Deagl. vom 12. Febr. 1326, das. Nr. 721. 

179) Notariatsinstrument von dems. Datum, das. Nr. 722. 

180) Urk. vom 1. April 1326, Nr. 723. 



Zweiter Abschnitt. 

Verfassung der Stadt. 
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Erstes Oapitel. 

Das Stadtgebiet und dessen Bewohner. 

I. 

Die ianere Stedt. 

\. Die Ringmauer mit ihren Pforten und 

Thürmen*). 

Lieber den Umfang und die liichtung der King- 
mauer^ sowohl der ursprünglichen^ als auch der nach 
dem Brande vom Jalire 1215 erweiterten, ist bereits in der 
Uebersicht der politischen Geschichte das Behufige an- 
gegeben worden (1). 

Durch die Bingmauer führten aus der Stadt eine 
Anzahl von Pforten, und zwar deren mehr, als in der 
späteren und jüngsten Zeit: wenigstens werden in Ur- 
kunden und Stadtbüchem eine ganze Beihe bei Namen 
aufgeführt y welche längst nicht mehr ezistiren. Einige 
derselben mögen übrigens auch nur ihren Namen später 
gdUidert oder frühzeitig mehr als einen Namen geführt 
haben. Von den bis in die neuere Zeit erhalten ge- 
wesenen Pfortennamen kommen in unserem Zeiträume 
und bis zum Anfange des fünfzehnten Jahrhunderts nur 

T. ß«ng€, \y\f. HU4t Kfgs. 5 
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vor: die St. Jacobs-, die Sand-, die Schaal- und die 
Stiftspforte (2). Ausserdem werden erwähnt: zunächst 
die Rathspforte, radporte, porta consulum seu consittorü 
(3). Sie befand sich an der Ecke (comu muri), welche 
die ursprüngliche Stadtmauer beim Zusammenstoss der 
jetzigen Bosengasse mit der Pferdestrasse bildete (4). 
Mehrere Pforten führten ihren Namen nach den Strassen, 
an deren Ausgange sie angebracht waren. Dahin gehören : 
Die sioi/neporte , nachmalige Schwimmpforte, die Küter- 
pforte, kuf erporte, porta fartorum (6) $eu maetcUomm; die 
Heiligen -Geist -Pforte (6), die Schuhpforte, schoporte^ 
p. mtorum, später kalkporte, p. cementi^ genannt (7); die 
stekestraienporte ', die beverporte, p, caatorutn^ die Resen" 
porte und die Rigemunde porte. Auch einer Pforte am 
Ende der rikenstrale wird gedacht, ohne dass deren Name 
angegeben wird (8). Zu den vorgenannten kommen noch 
hinzu: die porta novi pontis, wie es scheint , hinter dem 
St. Johanniskloster und dem späteren Hospitale zum heil. 
Geiste (9); die p, Schakemanni , in der Nähe der beider' 
porte^ wenn nicht mit derselben identisch, und die Lette- 
wesehe porte, deren Lage sich nicht ermitteln lässt (10). — 
Ausser diesen eigentlichen Stadtpforten führten noch aus 
den Höfen einzelner, an die Ringmauer gränzenden öffent- 
lichen Gebäude kleinere Pförtchen durch jene, wie 
namentlich aus mehreren Klosterhöfen und dem Hofe der 
grossen Oildestube. 

Einige von den Stadtpforten scheinen gewissermaassen 
als Zubehör der über ihnen errichteten T h ü r m e gegolten 
zu haben (11); aber nicht alle Pforten trugen dergleichen 
Thürme; dagegen waren solche auch an anderen Stellen 
der Ringmauer aufgeführt, und sie alle dienten zunächst 
zur Aufnahme von Wächtern und von Kriegsgeräth (12), 
desgleichen als Getreidekammem (13). Nicht alle Thürme 
führten besondere Namen, sie werden vielmehr oft nur nach 
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ihrer Lage bezeichnet (14). Bei Namen genannt werden : 
der Sandthurm^ der Heiligen- Geist -Thurm, der bever- 
torfiy der Reaentorn^ der buddentorriy der vrouwentomy der 
verkante (d. i. der viereckige) tom (15). — Ueberdies 
waren noch andere Befestigungen theils an^ theils auf der 
Ringmauer, theils vor den Pforten angebracht, welche 
unter der Benennung /^ropt/^nacuJa, Werke, vorkommen (16). 
Der Bischof, bezw. Erzbischof, das Domcapitel, die 
E^öster, deren Grundbesitz in der Stadt bis an die Mauer 
reichte, mussten dieselbe, soweit sie in ihren Gränzen 
lag^ in gutem Stande erhalten; sie durften sie namentlich 
nicht niedriger machen und ohne Genehmigung des Kä- 
thes weder Thüren noch Fenster durchbrechen. Anbauten 
waren gestattet, mussten jedoch, sobald der Rath es ver- 
langte, insbesondere bei drohender Kriegsgefahr, wieder 
abgetragen werden (17). Die Schlüssel zu den Pforten, 
welche — ausser in Kriegszeiten' (18) — nur während 
der Nacht geschlossen waren, befanden sich im Verwahr 
des Rathes, was namentlich auch von den kleineren 
Pforten gilt, welche von den Höfen des Bischofs, des Ca- 
pitels, der ELlöster und der Gildestube durch die Mauer 
hinausführten (19). 

2. Die öffentlichen Plätze, Strassen, Brücken. 

Ob ausser der bereits früher erwähnten, in Folge des 
Brandes vom Jahre 1215 entstandeneu Eintheilung der 
Stadt in die alte und die neueStadt (20) noch eine weitere 
stattgehabt, ist aus den Quellen nicht zu entnehmen ; auch 
jene mochte in Beziehung auf öffentliche Einrichtungen 
von keiner Bedeutung sein. 

Von öffentlichen Plätzen kommt, ausser den Kirch- 
höfen, cimiteria, nur der Marktplatz, forum^ vor. Zwei- 
mal geschieht übrigens im Erbebuche des forum carbo- 
num, kolmarketj Kohlenmarkt, Erwähnung, welcher, wie 
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es scheint, vor der Mündang der grossen Sandstrasse in 
die St. Jacobsstrasse belegen war. 

Dass in dem Strassennetze, in Folge der vielen 
und bedeutenden Feuersbrünste (21), im Laufe unseres 
Zeitraumes manche A^eränderung vorgegangen , lässt sich 
mit Grund annehmen; am Schlüsse desselben jedoch, oder 
schon seit dem Anfange des vierzehnten Jahrhunderts^ 
mochte es von dem gegenwärtigen nicht wesentlich ab- 
weichen. Auch einzelne der heutigen Strassennamen 
stammen aus jener Zeit her; so unter den Hauptstrassen : 
die beiden Sandstrassen , ptcUeae arenae, die kalkatrate^ 
jd. cementi (22) j die kopstratey pl. merccUarum, die ^, 8. 
Jacohij sunte Jarobesstrate, die pL marschcdcif mcaretalstraUf 
die j*L institorunif kremirstrate , die schalportenstratSf die 
/iUter streite j pL martatorwn seu camificum. Ein einziges 
mal geschieht auch der />/. maceUarum , Scharrenstrasse, 
Erwähnung (23), und von kleineren Strassen gehört hier-» 
her die i^tekestratß, jetzige Stegstrasse. — Indessen darf 
man aus der blossen Uebereinstimmung der Namen keines^ 
wegs auf die Identität der Strassen schliessen : so mündete 
die ptatea RiU/ienorum^ Ruschestrate, damals einerseits in 
die St. Jacobsstrasse und machte andererseits eine Ek^ke 
mit der grossen Sandstrasse, entsprach mithin vollständig 
der heutigen grossen Lärmstrasse, während die jetzigen 
Keussischen Gassen zwischen dem ilarkte und der Düna 
laufen. Ebensowenig ist unter der platea fabromm, 
smedestratej jener Zeit (mit welcher die ein Paarmal vor- 
kommende pL cavbonum identisch zu sein scheint) eine 
der jetzigen Schmiedestrassen zu verstehen ; sie lief viel- 
mehr parallel mit der Kaufstrasse und ist eins mit der 
heutigen Rosengasse. Dagegen ist die htverstraU y pl. 
castoruniy d. i. Biberstrasse, in späterer Zeit — wohl auq 
Missverstand — in die Weberstrasse umbenannt. Auch 
hatten bereits in jener Zeit einzelne Strassen ihren Namen 
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gewechselt ; so hiess die jetzige Scbwimmstrasse ursprüng- 
lich wikboldesstrate y pL wicboldi] seit dem Anfange des 
fünfzehnten Jahrhunderts erhält sie (nach der Pforte, zu 
welcher sie führte) den Namen jpZ. porcorum , 8wy nestrate 
(24), und aus dem letzteren wurde dann später Schwimm- 
strasse gemacht. Unter der perdesfavensirafe ist die heu- 
tige Pferdestrasse zu verstehen. — Von mehreren oft ge- 
nannten Strassen, deren Namen nicht mehr existiren, 
läset sich mit Bestimmtheit, von anderen wenigstens mit 
grosser Wahrscheinlichkeit nachweisen, welchen der heu- 
tigen Strassen sie entsprechen, oder doch in welcher Ge- 
gend der Stadt sie zu suchen sind. So ist unter der 
rederstrate^ pL rederi s, redera , zu verstehen die jetzige 
grosse Schlossstrasse, unter der pl. s, spiritus die kleine 
Schlossstrasse, unter der achu- oder schostrafe, pL suto- 
rum, die Scheunengasse (25). Die littke schoatrate, pl, 
parva stUorum, entspricht vielleicht der jetzigen kleinen 
Münzgasse. Unter der Re^^enatrate ist die grosse Peitau- 
gasse, unter der Rigemundestrate vermuthlich die kleine 
Peitaugasse zu verstehen. Die rikenatratey pl. divitum^ ist 
^ie gegenwärtige Sünderstrasse ; die scheeratrate, pl, rasorum^ 
zuweilen auch pL sartorum oder aertorum genannt, verband 
den Markt mit dem Kirchhof zu St. Petri, durchschnitt 
also die heutige Herrenstrasse. Diese letztere existirte 
derzeit noch nicht; die Strecke derselben zwischen der 
Marstall- und der Schwimmstrasse wird wiederholt als 
Quergasse ohne selbstständigen Namen bezeichnet. Der 
obere Theil derselben gehörte zum Markte (26), der mitt- 
lere bis zur Schwimmstrasse herab scheint die Bredebeke- 
strate gebildet zu haben. Hiermit sind sämmtliche im 13. 
und 14. Jahrhundert bei Namen genannte Strassen er- 
erschöpft. Dazu kommt noch eine nicht geringe Zahl 
von Quer- oder Verbindungsstrassen, welche nur nach 
ihrer Lage und Richtung bezeichnet werden, ohne be- 



70 AbschD. II. Verfasfung der Stadt 

• 
sondere Namen zu führen (27). — Ob alle diese Strassen 

in der inneren Stadt oder doch einige von ihnen gepflastert 

oder gebrückt waren^ ist nicht bekannt. 

Neben den Strassen kommen mehrere siegele, stegulae^ 
vor^ wohl schmale Fusssteige, vielleicht auch Stiegen. So 
finden wir eine ategida bei der St. Petrikirche, eine andere 
in der Nähe der derzeitigen Schmiedestrasse: ^,hinter dem 
Chor der Kirche der heil. Jungfrau", d. i. also der Dom- 
kirche ; sie ist daher wohl auch zu verstehen unter den Be- 
nennungen: ^yden domes Uegele^^ und ,fUnser vrouwf n siegele 
in der cremerstraten^* , da letztere hinter der Domkirche 
mit der Schnüedestrasse eine Ecke bildet. Verschieden 
davon dürfte die ^jjunkj'rcuwen siegele*' sein, deren Lage 
sich übrigens nicht nachweisen läset. Endlich findet sich 
eine Hteyula auch in i}ier rikevslrale^ die übrigens möglicher 
Weise mit der bei der Petrikirche identisch ist (28). 

Die in Urkunden und in den Stadtbüchern (29) hin 
und wieder genannten Brücken lagen fast ausschliess- 
lich ausserhalb der Stadt, wenn sie auch zum grösseren 
Tbeile in nächster Nähe der Ringmauer^ namentlich über 
den Rigebach und die Stadtgräben (30), führten. Aus- 
nahmsweise war mitten in der Stadt eine Brücke stehen 
geblieben, welche über den Graben führte, der denjenigen 
Theil der ursprünglichen Kingmauer umgab, welcher die 
alte Stadt von der neuen trennte und daher wohl früh 
abgetragen worden sein mag. Wir finden diese Brücke 
noch im fünfzehnten Jahrhundert im Erbebuche erwähnt 
als f^de Lrugge, dar de nie slad au geil** , und können aus 
den näheren Angaben schliessen, dass sie sich vor der 
Uathspforte befand. 

3. Bebaute Grundstücke, Häuser. 

Wohl lange vor dem Ablauf des dreizehnten Jahr- 
hunderte war der ganze von der inneren Stadt eingenom- 



Cap. 1. Das Stadtgebiet und dessen Bewohner. 7l 

mene Baum mit Häusern bebaut^ wie schon daraus hervor- 
geht, dass bereits vor dem ersten Brande vom Jahre 1215 
die Erweiterung der Stadt für nöthig erachtet und in 
Aussicht genommen wurde (31). Ein nicht geringer Theil 
des Grundes und Bodens wurde für die öffentlichen und 
gemeinnützigen Gebäude in [Anspruch genommen , der 
grössere jedoch einzelnen Privatpersonen ^ namentlich den 
Bürgern, zur Ansiedelung eingewiesen. Jedes einzelne 
abgetheilte Grundstück der Art wird toort oder wurt, 
areay d. i. Haus- oder Hofstätte, genannt (32). 

Die Gebäude waren ursprünglich, wenn nicht alle, so 
doch der bei Weitem grösste Theil derselben, von Holz auf- 
geführt (33)? Daher die vielen verheerenden Feuersbrünste 
im dreizehnten Jahrhundert, daher der nach der letzten 
vom Jahre 1293 von dem Bathe und der Gemeinde ge- 
f asste Beschluss : ,,Wer bauen will , soll bauen mit (d. i. 
von ) Stein und decken mit Stein. Wer dies nicht vermag, mag 
Ständer setzen und decken mit Stein oder mit Lehm^' (34). 
Dass hier unter Ständern hölzernes, mit Steinen (oder 
Lehm?) auszufüllendes Fach werk zu verstehen ist, dürfte 
keinem Zweifel unterliegen (35). Von den grossen, 
meist massiven Giebelhäusern, für welche die Bezeich- 
nungen Am«, erve, domusy heredüasy gebraucht werden, 
untercheiden die Quellen die boden, hodae. Darunter sind 
kleine, in der Regel wohl von Fachwerk errichtete (selb- 
ständige) Häuser zu verstehen, welche jedoch nur zum 
Theil als Buden im heutigen Sinne des Worts, d. i. als 
Kauf- oder Kramläden, benutzt und dann auch kremer^ 
boden genannt wurden (36); ein anderer Theil von ihnen 
diente, besonders der ärmeren Classe, als Wohnung (37). 
Mit boda in der letzteren Bedeutung scheinen die hin und 
wieder vorkommenden bursen (38), desgleichen die man-' 
siones , gleichbedeutend. Die besonders im Erbebuche 
öfters aufgeführten Steinhäuser, slenhusy domus lapidea^ 
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führen diese Benennung nicht im Gegensatz zu Holz- 
häuseni; sondern es sind darunter steinerne Nebengebäude 
der Hauptwohnhäuser zu verstehen (39), Der eben- 
daselbst vorkommende Ausdruck f^pereehua** endlich be- 
deutet höchst wahrscheinlich einen Speicher oder eine 
Scheune (40); es finden sich dergleichen Persehäuser im 
Besitze der Stadt ^ der St. Petrikirche und nicht weniger 
Privatpersonen. 

Die Aufzählung einzelner öffentlicher und gemein- 
nütziger Gebäude ist einem späteren Abschnitte vorbe- 
haken (41). 

II. 

Die Stadtmark''). 

Wohl gleich bei der ersten Anlage der Stadt wies 
Bischof Albert derselben ein bedeutendes Landgebiet, auf 
beiden Seiten der Düna^ als Mark zu, welches mit den 
späteren; zum Theil noch diesem Zeiträume angehörigen 
(42) Erweiterungen, einen Flächenraum von 656 Quadrat- 
wersten oder 746 Quadratkilometern einnimmt. Die Gbün- 
zen dieser Stadtmark wurden zuerst von dem Legaten, 
Bischof Wilhelm von Modena, in den Jahren 1225 und 
1226 genauer bestimmt (43). — Besonders der am rechten 
Dünaufer liegende Theil der Stadtmark wurde von mehreren 
Nebenflüssen und Armen der Düna durchflössen , wodurch 
verschiedene Inseln, Ilölmer genannt, gebildet wurden. 
Auch einige mitten im Dttnastrom befindliche Hölmer 
gehörten zur Stadtmark (44). Hier — in der Mark — 
findet sich denn auch eine nicht geringe Anzahl von 
Brücken, welche höchst wahrscheinlich alle ven Holz ge- 
schlagen waren (46). — Die die Mark durchschneidenden 
Wege {viae) haben zum grössten Theil keine besonderen 
Namen, sondern werden nach der Richtung, in welcher, 
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oder dem Orte, nach welchem sie führen, bezeichnet ; so 
z. B. die via aicut ilur ad paseua (46). Wenigstens ein- 
zehie von ihnen waren, wegen der sumpfigen Boden - 
beschaffenheit, ^»gebrückt*' oder gepflastert (47). Eine im 
Erbebuch sehr häufig genannte Gegend ist der j^Eller^ 
brok'* oder JSlrehruk, unstreitig eine mit Ellemgesträuch 
bestandene Niederung an den Ufern des Rigebaches; also 
ausserhalb der Stadtmauer, allein hart an diese gränzend. 
Sie erstreckte sich, wie es scheint, von der Beverpforte 
bis in die Gegend des St. Johannisklosters und des 
Hospitals zum heil. Geist, mithin da^ wo gegenwärtig die 
grosse Schmiedestrasse sich hinzieht. 

Ein Theil der Stadtmark war zur gemeinsamen Be- 
nutzung durch alle Bewohner der Stadt bestimmt; dahin 
gehörte insbesondere die vor der St. Jacobspforte be- 
legene Viehweide. Auf anderen Theilen waren — 
wohl schon aus früherer Zeit her — Landeseingeborne, 
namentlich Liven und Selen, angesiedelt (48). Die der 
Ringmauer zunächst gelegenen Plätze aber waren — sofern 
nicht für gemeinnützige städtische Anstalten vorbehalten 
— einzelnen Bürgern sowohl, als Nichtbürgem, desgleichen 
Kirchen und Stiftungen, verliehen, und hier wurden schon 
früh nicht nur Gärten angelegt, sondern auch Wohnhäuser 
erbaut (49). Aus diesen Anlagen erstanden allmählich 
die Vorstädte, welche — wohl erst in späterer Zeit — 
als solche, aus der Stadtmark ausschieden *und einen be- 
sonderen Theil des gesammten Stadtgebietes zu bilden 
anfingen (50). 

III.- 

Die Einwohner des Stadtgebietes % 

Die Einwohner des Stadtgebietes, d. i. die daselbst 
ihren bleibenden Wohnsitz habenden Personen, sind in 
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erster Linie und in der überwiegenden Mehrzidil Deut- 
sche. In dem Rigischen Schuldbuche sind fUr die Jahre 
1286 — 1352 gegenüber etwa 1150 Deutschen Namen nur 
ungefähr 150 Nicht deutsche verzeichnet (51). Noch gün- 
stiger stellt sich das Verhältniss für jene heraus in dem 
ältesten Erbebuche für die Jahre 1383 — 1482, in welchem 
die Zahl der anderen Nationalitäten angehörenden Per- 
sonen eine verschwindend kleine ist. Der Grund dieser 
Verschiedenheit liegt übrigens augenscheinlich dariu; dass 
das Erbebuch zum grössten Theil Grundbesitzer aufführt^ 
während das Schuldbuch auch eine grosse Anzahl von 
Fremden verzeichnet. Berücksichtigt man überdies, dass 
vorzugsweise nur bemittelte Persönlichkeiten in beiden 
Stadtbüchern handelnd auftreten ; zu denen insbesondere 
die Ansiedler in den von der inneren Stadt entfernteren 
Theilen der Stadtmark nicht gehören, so dürfte für die 
Bestimmung des Verhältnisses der Nationalitäten im ganzen 
Stadtgebiet der Inhalt jener Bücher nicht als maassgebend 
gelten. Immerhin kann man aber aus ihnen das Ergebnias 
ziehen, dass die Masse der in der inneren Stadt fest an- 
gesessenen Personen, namentlich der Bürger ^ Deutsche 
waren, dass diese die herrschende Classe bildeten , und 
dass Nichtdeutsche meist nur vorübergehend^ zunächst des 
' Handels wegen, daselbst sich aufhielten, oder unter- 
geordnete Stellungen einnahmen. — Der Theil Deutsch- 
lands, von welchem aus Uiga bevölkert worden^ ist, wie 
für ganz Livland^ erweislich der Nordwest , namentlich 
Westfalen und Niedersachsen (52). 

Unter den Nichtdeutschen kommen zunächst in Be- 
tracht die Landeseingebornen^ von denen am häufig- 
sten Liven genannt werden, seltener Selen oder Se- 
lon e n (53 j. Sie werden schon im vierzehnten Jahrhundert 
auch mit der noch in neuerer Zeit nicht selten gebrauchten 
Collecti vbenennung Undeutsche bezeichnet (54). Vor- 
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zugsweise Liven waren in nicht geringer Zahl von Alters 
her auf Ländereien angesiedelt, welche zur Stadtmark ge- 
zogen wurden (55). Viele von ihnen mögen, wohl schon 
bald nach Gründung der Stadt, in dieser als Arbeiter und 
Dienstleute bleibenden Aufenthalt genommen haben (56); 
einige erwarben schon früh Grundbesitz daselbst (57). 

Dass bereits im Anfange des dreizehnten Jahrhunderts 
Küssen sich in Livland niederliessen, ist urkundlich be- 
zeugt (58) ; dass sie aber namentlich auch Riga des Han- 
dels wegen aufsuchten^ und Einzelne sich daselbst förmlich 
ansiedelten^ beweisen die alten Stadtbücher. Unter den 
oben bezeichneten 150 Nichtdeutschen Personennamen des 
Kigischen Schuldbuches gehört die grössere Hälfte, näm- 
lich achtzig, Russen an (59). Nicht wenige von ihnen 
sind bereits seit dem dreizehnten Jahrhundert in der inneren 
Stadt^ vorzugsweise als Handelsleute, ständig angesessen 
und zum Theil grundbesitzlich (60); ihnen verdankt die oben 
erwähnte »^Russische Strasse^^ ihren Namen ; denn in dieser 
hatten die meisten Russen ihren Wohnsitz aufgeschlagen, 
und hier lagen die Russische Kirche nebst Friedhof und 
der Russische Convent. Die ganze Gegend wird im Erbe- 
buche einmal auch mit der Benennung „das Russische 
Dorf" bezeichnet (61). 

Von anderen, als den bisher aufgeführten Nationali- 
taten, werden in Riga nur noch, und zwar nicht selten, 
Liitthauer angetroffen. Allein die einzelnen Namen 
werden, mit wenigen Ausnahmen, im Schuldbuche nur je 
einmal genannt, und von einer bleibenden Niederlassung, 
geschweige denn von Grundbesitz in Riga ist nirgends 
eine Spur zu finden (62). 

Für die auch nur annähernde Bestimmung der Zahl 
der Einwohner sowohl der Stadt, als ihrer Mark, bieten 
die Quellen nicht den geringsten Anhalt. 
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Zweites Oapitel. 
Die Stadtobrigkeit. 

I. 

Der Landesherr. 

j5evor Riga da» Stadtrecbt verliehen und der Bath 
daselbst eingestetzt wurde (63), betrachtete der Bischof 
von Riga sich als Herrn des Orts und als Eigenthünier 
des Grundes und Bodens. Er nahm für sich allein das 
Recht in Anspruch, innerhalb der Stadt einzelnen In- 
dividuen Wohnplätze zu verleihen und anzuweisen (64); 
ihm gebührte die obrigkeitliche Gewalt über dieselbe, und 
er übte diese theils unmittelbar aus, theils übertrug er 
sie einem von ihm eingesetzten Beamten: dem Vogt oder 
Richter der Stadt, adiwcaluH hpu iudex rivilads (65). Er, 
der }}ischof, bewilligt den nach Riga handelnden Kauf- 
leuten verschiedene Freiheiten, macht von seiner Geneh- 
migung die Bildung von genossenschaftlichen Vereinen, 
Gilden, abhängig, setzt den Münzwerth fest und bestimmt 
den Betrag der sog. Mannbusse (66). 

Als in den Jahren 1225 und 1226 dem Legaten, Bi- 
schof Wilhelm von Modcna^ verschiedene Streitfragen zur 
Entscheidung vorgelegt wurden, bei denen zum Theil die 
Stadt dem Bischof gegenüberstand^ erscheint als Vertreter 
der ersteren ein syndicuH dvilalin (67), welcher wahr- 
scheinlich von den Bürgern gewählt war. Schon durch 
die Entscheidung einer jener Streitfragen durch den Le- 
gaten beginnt eine Aenderung in den oben dargestellten 
Verhältnissen, indem die Bürger das Recht erhalten, ihren 
Richter oder Vogt selbst zu wählen, und dem Bischof nur 
das Recht vorbehaken wird, denselben mit dem Gerichts.- 
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bann zu beleihen (68). Noch bedeutenderen Einfluss auf 
die Stellung des Bischofs zur Stadt hat aber die Einsetzung 
des Rathes. Auf diesen geht nicht nur die ganze Ver- 
waltung des Stadtwesens über, sondern auch das Recht, 
Grundstücke und Wohnplätze in dem Stadtgebiete zu 
vergeben (69). Dem Bischof, als Landesherm, verbleibt 
somit von reellen Befugnissen, nächst dem Rechte, den 
Stadtrichter zu investiren, nur noch das Recht, Münzen 
zu prägen. Der Erhebung von Zöllen hatte er sich bereits 
früher begeben (70) ; auch an Gerichtsgefällen hat er keinen 
Antheil, indem diese der Stadt zufallen (71); von einem 
Heerbann des Bischofs in der Stadt findet sich keine 
Spur (72), Ja selbst das Münzrecht wird mit der Zeit 
darauf beschränkt, dass der Bischof befugt ist, auf die 
von der Stadt geprägten Münzen „sein Zeichen zu setzen'' 
(73). Alles dessen ungeachtet wurde er aber stets als 
Landesherr anerkannt, dem die Bürger zur Treue und 
Ergebenheit verbunden sind, und Riga blieb eine landes- 
herrliche Stadt (74). 

IL 

Der Rath*). 

1. Organisation des Rathes. Rathswahl. 

lieber die ursprüngliche innere Einrichtung des im 
Jahre 1226 eingesetzten Rathes (consUiumj Rath, gemeiner 
Bath), ist nur so viel bekannt, dass er anfänglich aus 
zwölf Mitgliedern, consvles^ ralhmanni (75), bestand (76), 
welche das erstemal wahrscheinlich von der Gesammtheit 
der Bürger gewählt wurden (77). Ihr Amt war zwar ein 
lebenslängliches (78); allein es darf nicht bezweifelt wer- 
den, dass, nach dem Beispiele der zunächst verwandten 
Städte, Hamburg und Lübeck (79), auch in Riga schon 
von Anfang an die Einrichtung des wechselnden Rathes 
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eingeführt war, wie wir sie in der dem Ende des drei- 
zehnten Jahrhunderts angehörigen ähesten Wahlord- 
nung des Rigischen Rathes antreffen (80). Hier wird 
verordnet: „Der Rath, welcher im Laufe des Jahres ge- 
sessen hat, soll wählen den Rath, welcher das folgende 
Jahr sitzen soll; und soll sie benennen (d. i. der Gewählten 
Namen bekanntmachen) bei der öffentlichen Verkündigung 
der Bursprake am Sonntage vor St. Michaelis, und ihrer 
sollen sein zwölf. Und des nächsten Freitags nach den 
Meneden (81) soll der gemeine (d. i. der gesammte) Ratb, 
sowohl der alte als der junge, die gehen und stehen kön- 
nen, auf das ^athhaus kommen. Die Bürgermeister, der 
Vogt und die Kämmerer sollen sodann ihre Aemter auf- 
geben (d. i. niederlegen) , die zwölf aber, die gekoren sind, 
das (nächste) Jahr zu sitzen, vom Hause niedergehen (d. i. 
abtreten), und vier Männer, welche in den nächsten (d. i. 
nächst vergangenen) zwei Jahren nicht im Rathe gesessen 
haben, zu sich einladen, um den Rath zu wahren (d. i. 
durch den Eintritt in den Rath dessen Bestes zu fördern). 
Darauf sollen die vier jüngsten von den sechszehn ab- 
treten , und von dem alten (d. i. dem bis jetzt funj^rt 
habenden) Rathe einige Glieder, welche sie wollen , zu 
sich bitten, und bei ihrem Eide aus den zwölf (jüngst 
Gewählten) zwei Bürgermeister erwählen. Wenn dies 
geschehen, treten die (eben gekomen) Bürgermeister, nach- 
dem sie einige Glieder des (neu gewählten) Rathes, welche 
sie wollen, zum Mitgehen aufgefordert, ab, und diese 
wählen dann bei ihrem Eide einen Vogt und zwei Käm- 
merer, die der Stadt nütze und recht sind. Sobald der 
Rath dergestalt gesetzt und geordnet ist, soll man binnen 
einem Monate dieses Buch (d. i. das Stadtrecht oder die 
Statuten) im Rathe (durch)Iescn, damit Jedermann des Be- 
sten wisse, wie man richten soll auf gleiche Weise dem 
Armen und dem Reichen^' (82). 



Cap. 2. Die Stadtobrigkeit 79 

Aus dieser Wahlordnung ergiebt sich, dass, wie in 
Hamburg, Lübeck und eval (83), so auch in Riga, der 
Rath alle Jahre erneuert wurde, indem an die Stelle des 

• 

alten, abtretenden Käthes ein neuer, junger, 
sitzender, trat, sowie dass der alte Rath für den neuen 
zwölf Glieder erwählte, worauf dann letztere noch vier 
h inzu wählten , so dass der sitzende Rath jedesmal aus 
sechszehn Mitgliedern bestand. Daraus, dass die vier 
Hinzugewählten in den letzten zwei Jahren nicht im Rathe 
gesessen haben dürfen, lässt sich schliessen^ dass 1) die 
zwölf zuerst Gewählten aus den Gliedern des vorletzten 
Käthes entnommen werden konnten , und wohl auch, 
wie in Lübeck und Reval, der Regel nach in der That 
genommen wurden; 2) dass die vier Hinzugewählten in 
der Regel noch nicht im Rathe gesessen hatten. Diese 
vier sind denn auch ohne Zweifel identisch mit den „vier 
jüngsten'', denen — unter Mitwirkung einiger älteren 
Glieder — die Wahl der Bürgermeister vorbehalten ist 
(84). Eine weitere Folgerung aus dieser Wahlordnung 
ist, dass die Glieder des alten Rathes zwar insofern zeit- 
weilig ausschieden, als sie von den Sitzungen des Rathes 
frei waren (85), dessen ungeachtet aber immer als zum „ge- 
meinen Rathe'' gehörig angesehen wurden, dass ihre Function 
daher im Grunde eine lebenslängliche war, sie mithin ohne 
Zweifel auch alle Ehrenrechte fortgenossen, welche, wie 
z. B. das Pi^icat Herr, mit der Würde eines Raths- 
gliedes verbunden waren (86). Dass sie dagegen, wie in 
Reval, auch stehende Aemter bekleideten, dürfte bezweifelt 
werden (87); allenfalls mochten sie mit Botschaften auf 
Städte- und Hansetagen etc. betraut werden (88). 

Ueber die sog. passive Wahlfähigkeit hat sich gar 
keine Nachricht erhalten. Dass nur einzelne Geschlechter 
rathsfähig waren, ist nicht anzunehmen (89); vielmehr 
konnte wahrscheinlich jeder mit einem Grundstücke in der 
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Stadt angCBsesene Bürger, der nicht ein Handwerk betrieb, 
in den liath gewählt werden (90). — In einer im Jahre 
1226 mit dem Orden der Schwertbrüder getroffenen Ver- 
einbarung hatte, wie bereite früher erwähnt, der Rath zu- 
gestanden, dass ein oder zwei Ordensbrüder das Uecht 
haben soHten, an den Sitzungen des Käthes theibsunehmeii 
(91). Ob dies zur Ausführung gekommen, ob insbesondere 
jene Berechtigung auch auf die Brüder des Deutschen Or- 
dens übergegangen, ist zwar unbekannt, dürfte jedocli 
mehr als zweifelhaft sein (92). 

Als Bischof NicolauH im Jahre 1231 den dritten Theil 
von Oesel, Curland und Semgallen den Kigischen Bürgern 
in ihrer (icsammtheit zu Lehen reichte, verpflichtete er 
die Glieder des Käthes zur Leistung des Eides der Lehn^- 
treue (93). Mit dem Verluste jener Lehen (94) hörte selbst- 
verständlich diese Verpflichtung auf. Von einem dem Bi- 
schöfe, als Landesherrn, zu leistenden Eide ist nirgends 
die Kede. Dagegen muss jedes neu gewählte Rathsglied 
einen Amt seid schwören (95). 

Hier dürfte der geeignetste Ort sein, des Siegels 
zu gedenken, dessen sich der Kath bediente, zumal in 
demnelben das WappenderStadt abgebildet ist. Das 
älteste bekannte Siegel ist vom Jahre 1226, und stellt 
eine Mauer mit einem offenen Thore und zwei Thürmen 
yor, zwischen denen zwei aufgerichtete Schlüssel und in 
deren Mitte ein bischöfliches Kreuz zu sehen sind. Die 
Umschrift lautet: jjSiyiUum bürge nainm in Riga maneptium*^, 
— Nachdem die Stadt sich dem Orden unterworfen hatte, 
erscheinen — in einem Siegel vom Jahre 1349 — die 
beiden Schlüssel ins Andreaskreuz gelegt und das Ordens- 
kreuz darüber gesetzt; unter dem Thore ruht ein Löwen- 
kopf. Umschrift: f^Sigillurn cicilalin RigenM*, — Das 
kleinere Siegel oder Secret ist nur in Abdrücken aus dem 
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Anfange des fünfzehnten Jahrhunderts. Es zeigt die 
ins Kreuz gelegten Schlüssel und das Andreaskreuz dar- 
über (96), 

Als älteste Rigische Schiffsflagge erscheint eine 
schwarze Fahne mit einem weissen Kreuze (97). 

2. Wirkungskreis des Käthes. 

Der Wirkungskreis des Rathes war ein überaus viel- 
seitiger; denn in seinen Händen lag die ganze Regierung 
der Stadt (98), ohne dass er einer höheren Obrigkeit 
untergeordnet war (99). Dagegen stand ihm die Stadt- 
gemeinde zur Seite; an deren Mitwirkung er, wie unten 
gezeigt werden soll^ in vielen Beziehungen gebunden war. 
Hiervon einstweilen abgesehen, hatte der Rath 

1) die Stadt als Corporation nach Aussen zu ver- 
treten, wovon in der Darstellung der äusseren Schicksale 
der Stadt, im ersten Abschnitte, eine Reihe von Beispielen 
sich aufgeführt findet (100). 

2) Der Rath übt das ihm bereits im Jahre 1238 aus- 
drücklich verliehene Recht der Autonomie (101) in aus- 
gedehntestem Maasse. Er normirt nicht nur einzelne Rechts- 
verhältnisse durch Beschlüsse, sog. Willküren, sondern 
er emanirt auch ganze Rechtskörper, Stadtrechte oder 
Statuten und Burspraken; auch die Statuten der 
bürgerlichen Genossenschaften, sog. Scraen, gehen von 
ihm aus oder bedürfen seiner Bestätigung (102). 

3) Der Rath übt ferner die Gerichtsbarkeit 
nicht nur im ganzen Stadtgebiete aus, — in erster Instanz 
durch den von ihm gewählten Vogt (103), in zweiter in 
seinem vollen Bestände (104), — sondern ist auch Oberhof 
für die mit Rigischem Recht be widmeten Städte (105). 

4) DemRathe gebührt die Ertheilung des Bürger- 
rechts und die Aufsicht über den Betrieb bürgerlicher 

T. BuDge, Die Stadt Riga. 6 
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Nahrung durch Fremde (106), desgleichen über die städti- 
schen Genossenschaften (107). 

5) Der Rath verwaltet das Vermögen der Stadt, und 
hat das Recht, Grundstücke im Stadtgebiete sowohl 
Bürgern, als auch Fremden, zu verleihen und zu ver- 
geben (108). 

6) Der Kath ist verbunden, den Bürgern der Stadt, 
auch wenn sie ausserhalb des Stadtgebietes und ausser- 
halb Landes sich befinden, falls sie beeinträchtigt werden, 
den erforderlichen Schutz und Beistand angedeihen zu 
lassen (109). 

7) Dem Rathe liegt die Sorge ob für Aufreoht- 
erhaltung der Ordnung und Sicherheit in der Stadt, insbe- 
sondere die Bewachung und Bewahrung der Mauern, Thürme 
und Pforten, der Feuerlöschgeräthschaften etc. (HO). 

8) Er beaufsichtigt die Märkte und achtet auf die 
Richtigkeit von Münze, Maass und Gewicht. 

9) Seiner Sorge und Pflege sind die gemeinnützigen 
Anstalten und milden Stiftungen anvertraut u. s. w. (111). 

3. Rechtsverhältni SS der einzelnen Glieder 
des Rathes. Besondere Aemter. 

Je^em Gliede des Rathes gebührt das Ehrenprädicat 
„Herr*^, „domlnuH^^ {\\2), Das Zeugniss eines Rathmannes 
hat besondere Beweiskraft (113). — Binnen den vier Wän- 
den des Rathhauses haben sich die Rathsglieder gegen- 
seitigen anständigen Benehmens zu befleissigen: wenn 
einer den anderen beleidigt, verfällt er in eine Geldbusse 
und darf das Haus nicht eher verlassen, als bis die Sache 
„verglichen und geebnet ist" (114). 

Ausser der Verpflichtung aller Glieder, den Ver- 
sammlungen oder Sitzungen des Rathes, sobald sie dazu 
aufgefordert, beizuwohnen (116), müssen die einzelnen 
sich auch den ihnen werdenden besonderen Aufträgen 
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ohne Weigerung unterziehen, es seien dies vorübergehende 
Besorgungen, z. B. Botschaften (116), oder — bei Ge- 
legenheit der jährlichen Rathswahl — für die Dauer des 
Jahres ihnen übertragene Aemter (117). Zu den letzteren 
gehören : 

1) das Amt der Bürgermeister, Proconstdea. Ihrer 
werden jedesmal zwei ernannt, von denen einer in den 
Sitzungen des Rathes präsidirt und die Verhandlungen 
leitet, daher der worthabende, verbum tenensy heisst, 
wahrend der andere sein Company in proconsulalu socius, 
genannt wird (118). Sie sind befugt, einzelne Glieder 
des Rathes mit Botschaften und anderweiten Geschäften 
m Angelegenheiten der Stadt zu beauftragen (119). 

2) Das Amt des Vogts (120) oder Stadtrichters, 
>• odvocatus 8€u iudex civilalisj dem die Gerichtspflege in dem 

Stadtgebiete oblag. Er musste zu dem Zweck von dem 
Bischof, bezw. Erzbischof, als Landesherm, investirt, d. i. 
nut dem Gerichtsbanne beliehen werden (121). Dies ge- 
schah durch Ueberreichung eines mit einem EdeHltein ge- 
zierten Fingerringes (122). Für den Fall, dass der Landes- 
herr abwesend oder sonst schwer zugänglich war, konnte 
die Investitur auch vertagt werden, ohne Nachtheil für 
die Amtsgewalt (123). Auch erhielt der einmal investirte 
Vogt das Recht, einen Stellvertreter (übrigens wohl immer 
nur aus der Zahl der Rathsglieder) zu substituiren, für 
welchen es keiner besonderen Investitur bedurfte (124), — 
Das Amt des Vogts wurde für ein besonders hervor- 
ragendes und ehrenvolles angesehen, und wohl nur aus 
diesem* Grunde wird sowohl in den Erlassen des Rathes, 
als auch in Anreden an denselben, das Amt und bezw. 
der Name des Vogts in der Regel denen der übrigen 
Rathsglieder, selbst der Bürgermeister, voraus ge- 
nannt (125). 

3) Den zwei Kämmerern, camerariiy lag die Ver- 

6* 
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waltung des Stadtrennögena ob, die Erhebung der etadd- 
sehen Einkünfte und die Lieiatung von Zahlungen ffir Be- 
dürfnisse der Stadt lieber diese, wie über jene, führten 
sie besondere Bücher (126). Für den nicht seltenen FaU 
des Ankaufe oder Verkaufs von Häusern und Grund- 
stücken von Seiten der Stadt war ihnen die bezügliche 
Thätigkeit bei der gerichtUchen Auflassung übertragen« 
Ohne Zweifel leiteten sie auch das Bauwesen der Stadt 
und beaufsichtigten die städtischen Gebäude. 
Schliesslich ist hier zu erwähnen: 

1) dass zwei Glieder des Bathes verpflichtet waren, 
wenn der Vogt Gericht hielt, ihm zur Seite zu sitzen (127). 
E^ scheint übrigens nicht, dass immer dieselben Personen 
dieses Beisitzeramt bekleideten (128). 

2) Gegen das Ende des vierzehnten Jahrhunderts« 
(seit dem J. 1383) finden wir zwei Glieder des Bathes 
als Landvögte, advocaU marehiae ctüitatü^ angestellt, 
denen die Erhebung der Einkünfte der Stadt aus der 
Stadtmi^k und wohl überhaupt die Verwaltung der letzteren 
übertragen war (129). Ob sie, wie der Name anzudeuten 
scheint, auch die Gerichtsbarkeit in ihrem Verwaltungs- 
bezirk übten, bleibt dahingestellt. 

3) Um dieselbe Zeit geschieht auch der Delegation 
von zwei Rathsgliedem — nachmaligen Amtsher ren — zu 
den Versammlungen der Handwerksämter Erwähnung (130). 

4. Beamte und Diener, 

Obschon urkundlich erst im Jahre 1330 ein dem 
Bathe zugeordneter Secretär, unter der Benennung i2cki«- 
Mnhriver oder Stadychrirer, nolarina 8, 8cnha ncitatis^ sich 
nachweisen lässt (131), so ist doch kaum daran zu zwei- 
feln, dass schon weit früher, wenn nicht seit Bestehen des 
Käthes, dieser einen Schriftführer gehabt hat Möglich 
ist es übrigens, dass einer der Rathmannen mit der Wahr- 
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nehmung dieser Function betraut gewesen (132). Zu An- 
fang des fünfzehnten Jahrhunderts gab es schon mehr als 
dnen Schreiber^ scriplares^ welche eine eigene Wohnung 
{casa seriplorum) innehatten (133) und in Eid genommen 
wurden (134). 

Andere Stadtbeamte scheint es in diesem Zeiträume 
luoht gegeben zu haben (135), wohl aber eine Anzahl von 
Dienern, welche unter den Benennungen: Knechte, 
famulif Boten, baden y wallbaden^ nuntii, vorkommen (136). 
Das älteste Stadtrecht kennt nur einen Gerichtsboten, 
proeco (137). In jüngeren, dem Ende des vierzehnten 
imd dem fünfzehnten Jahrhundert angehörigen Quellen 
finden wir, nach den ihn^n übertragenen besonderen 
Functionen, erwähnt: einen Hausschliesser, einen Mar- 
schalk, einen Landknecht, diesen im Dienste der Land- 
^ögte (138). Alle diese Diener wurden auf Kosten der 
Stadt gekleidet, und hatten, ausser ihrem Lohn in Gelde 
(139), freie Wohnung in einem besonderen Hause, dem 
SladesbodenhuSy mansio nunlioruin civitatis (140). 



Drittes CapiteL 

Die Stadtgemeinde. 

I. 

Die Classen der Stadteinwohner überhaupt. 

JJie Einwohnerschaft Riga's bestand nicht nur aus 

Personen von verschiedener Nationalität (141), sondern 

aach von verschiedenen Geburtsständen, und zwar nicht 

nur aus Freien, sondern auch aus Unfreien. Allein weder 

ifationalität, noch Geburtsstand hatten Einfluss aut die 

öffentliche — politische wie gesellschaftliche — Stellung 
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de0 Einzelnen. Diese hing Tielmehr mb von der Ge- 
winnung de« BQrgerrechts: norderBfirger warToU* 
berechtigtes Mitglied der Stadtgemeinde im engeien 
ond eigentlichen Sinne. Ihnen , den Bürgern, gegenflber 
«tdien: 

1) die Fremden oder Gäste, welche nor zeitweilig 
in der Stadt sich aufhalten und unter denen die Pilger 
und die Kauf leute unterschieden werdoi, je nachdem der 
Zweck ihres Aufenthalts die Bekämpfung der Heiden oder 
die Betreibung von Handelsgeschäften ist (142). 

2) Die dauernd angesiedelten Personen h(äieren Stan- 
des, welchen das Bürgerrecht nicht veriiehen ist, wohin 
insbesondere Ritterburtige , Brüder der Bitterorden und 
Geistliche gehören. 

3) Die freien Knechte oder Dienstboten. 

4) Die eingeborenen Landbewohner der Stadtmark und 

5) die eigenen Leute. 

Die Birger. 

1. Gewinnung und Verlust des Bürgerrechts. 

Bürger — boruerey drhy seltener hurgenf^U (143) — 
konnte Jeder werden, der seinen bleibenden Wohnsitz in 
der Stadt aufschlagen wollte .144). Er musste jedoch zu 
dem Zweck förmlich in die Bürgerschaft aufgenommen 
werden, das Bürgerrecht (145) — Oorcferschnp^ burscap 
— gewinnen (146), und für die Aufnahme eine Steuer, 
das nachmals sogenannte Bürgergeld, im Betrage von 
zwölf Oer, entrichten (147). Die Aufnahme in die Bürger- 
schaft und Ertheilung des Bürgerrechts geschah durch 
den Rath (148), welcher es — wie in anderen Städten, 
so wohl auch in Riga — mündigen Söhnen von BQi^m 
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nicht verweigern, aber auch Fremden ertheilen durfte (149). 
Besondere Bequisite finden sich in den Quellen nirgends 
angegeben: man darf aber voraussetzen, dass der Auf- 
zunehmende freien Standes, mündig und von unbescholtenem 
Lebenswandel sein musste; der Besitz eines Hauses oder 
Qrandstückes dürfte kein nothwendiges Erfordemiss ge- 
wesen sein (150). Ob der Aufgenommene derzeit bereits 
in Eid genommen wurde, ist unbekannt. 

Das Bürgerrecht ^ng verloren: 1) durch freiwilliges 
Aufgeben desselben, welches jedem Bürger unverwehrt ist ; 
er muss aber zuvor den ,ynächsten'' (nächstjährigen?) 
Schoss erlegen (151). 2) Zur Strafe für gewisse Vergehen 
kann das Bürgerrecht nicht nur dem Schuldigen selbst 
(lö2), sondern auch seiner Ehefrau und seinenKindem ent- 
zogen werden (153). 

2. Die Rechte und die Verpflichtungen der 

einzelnen Bürger. 

Zu den Rechten der einzelnen Bürger — im Gegen- 
satz zu den Rechten, die der Bürgerschaft als Gemeinde 
zustanden (154) — gehört: 

1) dass sie nur von dem Stadtrichter gerichtet wer- 
den dürfen; wer einen Mitbürger vor einem fremden 
Bichter belangt, ist strafbar (155); 

2) die Befreiung von der Anwendung der Gottes- 
urtheile im gerichtlichen Verfahren (156); 

3) das ausschliessliche Recht, bürgerliche Nah- 
rung, d. i. Handel und Gewerbe, zu betreiben (157); 

4) die Befreiung von Zöllen (158) und von dem 
Kirchenzehnten (159); 

5) ein Vorzugsrecht beim Einkauf auf dem Vieh- und 
Fischmarkt (160); 

6) besondere Vorrechte in Beziehung auf die Nutzungen 
der Stadtmark (161); 



88 Abschn. II. VerfasBung der Stadt. 

7) die Fähigkeit, Lehngüter zu erwerben (162). 

Den Rechten der Bürger gegenüber standen ihre? 
Verpflichtungen, die bürgerlichen Lasten, in den. 
Quellen gewöhnlich als „borgerrechl^^ ^angariae seu iustüiae 
cinlalia^^ bezeichnet. Sie bestanden zunächst in der Leistung 
verschiedener Dienste behufs Bewachung und Vertheidi- 
gung der Stadt und in der Erlegung von Schoss und 
Steuer zum Besten des Stadtärars (163). Auch die Ver- 
pflichtung zur Uebemahme von Stadtämtem kann hierher 
gerechnet werden (164). 

3. Die Bürgerschaft als Gemeinde. 

Bereits vor der Einsetzung des Käthes treten wieder- 
holt die Bürger als eine geschlossene Genossenschaft auf,, 
an deren Spitze^ wie es scheint, der bischöfliche Stadtvogt 
stand (165). Wo es auf die Wahrnehmung ihrer Rechte 
ankam, wurden sie durch einen Syndicus vertreten (166),. 
den sie wahrscheinlich aus ihrer Mitte wählten (167). Von 
besonderen Corporationsrechten ist aber noch nirgends die 
Rede. Erst nachdem der Rath eingesetzt war, erscheint 
die Gesammtheit der Bürger als Gemeinde — de meene 
oder gemene borgere (168), in der ersten Zeit * gewöhnlich, 
einfach cives oder universi cives (169), dann universitas (170) 
oder communilas civium (171), später am häufigsten com-- 
mune civitatis genannt (1T2). Die Gemeinde tritt übrigens 
fast nie allein und selbständig handelnd auf (173), viel- 
mehr immer nur in Verbindung mit dem Rathe, und der 
letztere handelt wiederum nicht allein, sondern stets nur 
unter Mitwirkung der Gemeinde bei allen Verhandlungen 
nach Aussen hin ; so namentlich bei der Eingehung von . 
Verträgen und Bündnissen mit auswärtigen Corporationen 
und Mächten, bei Friedensschlüssen, bei der Führung 
von Rechtshändeln, welche das gesammte städtische Interesse 
zum Gegenstande haben (174). Dagegen concurrirt die 
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Gemeinde nur selten und ausnahmsweise — offenbar aus 
besonderen Gründen — bei der Ausübung der Autonomie 
(175), bei der Verleihung von Grundstücken (176)^ der 
Befreiung Einzelner von bürgerlichen Lasten (177). 

Schwer zu beantworten ist die Frage über die Orga- 
msation der Gemeinde, da die Rechtsquellen dieser Zeit 
darüber schweigen. Den einzigen Anhalt bietet der aus- 
führliche Bericht über eine Berathung des Käthes mit der 
Gemeinde^ anlässlich der Belagerung der Stadt durch den 
Orden im Jahre 1330 (178). Hier finden wir in dem 
oberen Befectorium des Bigischen Domcapitels versammelt : 
„den Rath und die vornehmsten Bürger — poliores cives 
— in grosser Zahl^^ Dass unter den j^potiores^^ nicht 
Vorstände zu verstehen sind, dürfte schon aus der „grossen 
Zahl^' derselben geschlossen werden. Bei der Berathung 
selbst nehmen nicht einzelne Bürger im Namen der übrigen 
das Wort, sondern sie antworten dem Käthe wiederholt 
jjalle einstimmig^', und beziehen sich darauf, was ^yschon 
früher m der Stube von Soest, wo die ganze Stadtgemeinde 
(iota communilas dvitatia), arm und reich, versammelt ge- 
wesen, ausgesprochen worden^' (179). An einer organischen 
Vertretung, an Vorständen, scheint es demnach durchaus 
gefehlt, die innere Verfassung der Gemeinde sich erst in 
der Entwickelung befunden zu haben. Von. einer Schei- 
dung der Bürgerschaft in besondere Corporationen — die 
spätere grosse und kleine Gilde — findet sich vollends 
weder in dieser Zeit, noch bis zum Ende des vierzehnten 
Jahrhunderts auch nur eine Spur. Die Corporationen be- 
standen zwar allerdings, allein nur zur Verfolgung ge- 
selliger, nicht politischer Zwecke, und ohne — wie dies 
in späterer Zeit der Fall war — die gesammte Bürger- 
schaft in sich zu vereinen (180). 
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4. Die städtischen Genossenschaften, Brüder- 

schaften, Gilden. 

Der im Deutschen Mittelalter, besonders in den Städten, 
allgemein verbreitete Trieb zur Bildung von genossen- 
schaftlichen Vereinen — Brüderschaften, Gilden, 
Compagnien ~ wird auch in Riga schon früh an- 
getroffen. Bereits im Jahre 1211 fand Bischof Albert 
sich veranlasst, zu verordnen, dass keine Gilde ohne des 
Bischofs Genehmigung errichtet werden solle (181). Nach 
Einsetzung des Bathes erwarb dieser das Recht, sowohl 
die Errichtung solcher Vereine zu gestatten, als auch die- 
selben zu beaufsichtigen (182), und insbesondere die Statuten 
derselben, S c r a ' e n oder Schrägen, zu bestätigen (183). 
Die älteste bekannte Sera, die der „Gilde des heili- 
gen Kreuzes und der heiligen Dreieinigkeit'', 
ist vom Jahre 1252 datirt, die der Zeit nach nächste: 
,,die Sera der gemeinen Compagnie der Kauf- 
leute, beide Gäste und Bürger'^, vom Jahre 1354. 
Aus dieser Compagnie, welche vielleicht selbst nur eine 
Fortsetzung jener Gilde des h. Kreuzes etc. war (184), 
ist in der Folge die sog. „grosse Gilde'* hervor- 
gegangen (185). Die übrigen Scra'en, einzelnen Hand- 
werkervereinen oder „Aemtem'* gegeben, gehören zwar 
grösstentheils erst dem letzten Viertel des vierzehnten 
Jahrhunderts an; es dürfte jedoch keinem Zweifel unter- 
liegen, dass sie erst geraume Zeit nach Entstehung der 
Vereine selbst erlassen sind, und nur von der Obrigkeit 
sanctionirte Aufzeichnungen der bestehenden Einrichtungen 
enthalten. Unter ihnen ist übrigens eine, welche auf kein 
einzelnes Handwerk Rücksicht nimmt, daher keinem be- 
sonderen Handwerksamte angehört, sondern allgemeine 
Vorschriften für alle Handwerksämter enthält. Es ist dies 
die vielleicht schon in der ersten Hälfte des vierzehnten 
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Jahrhunderts von einem y,Herrn Diedrich Kreyge'^ 
gestiftete „kumpanie'' (186), in welcher man daher mit 
Qrund eine Vereinigung sämmtlicher Handwerksämter zu 
einer Genossenschaft, der nachmals sogenannten „klei- 
nen Gilde «S erblickt (187). 

Ausser den bisher aufgeftihrten Genossenschaften 
kommen auch noch andere in Riga vor, von denen wir 
nicht viel mehr, als den Namen kennen; so die Lotgilde 
(188), die „St. Gertrud-'*, die „St. Antonius-" und „Unserer 
Frauen Gilde" (189) und die Brüderschaft von dem Ka- 
Und. Letztere Genossenschaft, die auch in anderen 
Deutschen Städten nicht selten angetroffen wird (190), 
fthrte ihren Namen davon, dai^s die Genossen am ersten 
Tage jedes Monats (den Römischen Kaienden) sich zu ver- 
sammeln pflegten. Ihre Mitglieder gehörten in der Regel, 
namentlich auch in Riga, der Geistlichkeit an (191). 

Alle diese Genossenschaften verfolgten keine politi- 
schen Zwecke (192) und hatten namentlich an der Ver- 
Mraltung der Stadt keinen Antheil. Ihr Ziel war vielmehr 
theils auf gesellige Unterhaltung, theils auf gegenseitige 
Beschützung und Unterstützung gerichtet, bei den Hand- 
werksämtern aber zugleich auch auf Regelung des Ver- 
hältnisses zwischen Meistern, Gesellen und Lehrlingen 
und des Gewerbebetriebes überhaupt. Von diesen Be- 
sonderheiten der Handwerker-Scra'en abgesehen (193), ent- 
halten die Scra'en aller der verschiedenen Genossenschaften 
im Ganzen übereinstimmende Bestimmungen über die 
Organisation derselben, und gestatten daher, ein gemein- 
sames Bild dieser Einrichtungen zu entwerfen (194). 



Die Aufnahme in die Genossenschaft — die 
Gilde, das Amt — geschieht mit Einwilligung aller Mit- 
glieder (195). Einige Gilden nehmen nicht bloss Brüder, 
sondern auch Schwestern auf (196;. Der Aufzunehmende 
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moM freien Standes (197), ehelich geboren (198) und nn-^ 
berüchtigt, d. i. von unbescholtener Führung, sein (199). 
Bei den Handwerksämtem wird auch der Nachweis ge- 
fordert, dass der Bewerber eine bestimmte Sunmie (2 — 8 
Mark Slb.) sein eigen nenne (200), so wie dass er da» 
Bürgerrecht gewinne oder gewonnen habe (201). Sehr 
gewöhnlich sind Undeutsche von der Aufiiahme aus-^ 
geschlossen (202); in der Kaufmannsgilde kann kein Hand- 
werker und kein Messepriester Bruder werden (203); die 
Gilde des h. Kreuzes schliesst Weber und Badstüber au» 
(204). — Aus der Gilde wird ausgeschlossen, wer 
eine ehrlose Handlung begeht oder einen Mitbruder einer 
solchen grundlos beschuldigt (205) , wer „sich emiedert^ 
d. i. eine Ehe mit einer Person niederen Standes, nament-^ 
lieh mit einer unehelich Geborenen oder einer Undeut^ 
sehen, eingeht (206), wer sich muthwillig der Zahlung der 
ihm auferlegten Geldstrafe widersetzt (207), oder mit einem 
Mitbmder in Streit geratben ist und sich nicht vergleichen 
will (208). In der Compagnie der Kaufleute scheint auch 
Zahlungsunfähigkeit ein Grund zur Ausschliessung ge- 
wesen zu sein (209). 

Ein Hauptzweck aller dieser Vereine war die Unter- ' 
Stützung kranker und nothleidender Brüder und Schwestern, 
die Begleitung und Beschützung solcher, welche einen 
feindlichen Angriff zu befürchten haben, die Auslösung 
gefangener Brüder etc. Die Unterstützungen an Gelde 
und Lebensmitteln wurden zunächst als Darleben gereicht, 
Unvermögenden jedoch die Erstattung erlassen (210). Je- 
des Mitglied war bei Strafe verpflichtet, dem Leichen- 
begängnisse verstorbener Brüder und Schwestern so wie 
ihrer Kinder beizuwohnen und zur Abhaltung von Seel- 
messen und Vigilien beizusteuern (211). Auch sind in 
mehreren Scra'en jährliche Todtenfeste angeordnet (212). 
— Der weitere Zweck, die gesellige Unterhaltung, wurde 
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«zonäcbst erreicht durch TrinkgelagCi drunke oder 
drenke genannt ^ welche zu bestimmten Zeiten des Jahres 
von den einzelnen Gilden veranstaltet wurden (213), und 
^u denen jedes Mitglied zu erscheinen verbunden war; 
wer ohne genügende Entschuldigung ausblieb , musste 
dennoch seine Zeche bezahlen oder eine Geldstrafe erlegen 
(214). Zu diesen Gelagen, auf denen von Getränken nur 
Bier gereicht wurde (215) , durfte jedes Mitglied einen 
Qast mitbringen. Diese Gäste mussten aber der Gesell-« 
Schaft würdig sein (216) und der Wirth (der sie eingeführt) 
haftete sowohl für ihre Zeche, als auch für die ihnen 
^twa auferlegten Brüche (217). Die Gesellschaft ver- 
sammelt sich zu fest bestimmter Stunde, und geht aus- 
einander, sobald der Aeltermann ,,Urlaub giebt''; alle 
^Vor- und Nachtrüiike'' sind untersagt und strafbar (218). 
Niemand darf Dolche (slekemest) oder andere Waffen bei 
«ich tragen (219). Während des Gelages musste Anstand 
lind Ordnung beobachtet werden : wie sehr darauf gesehen 
'wurde, beweist , um nur ein Beispiel hervorzuheben, die 
in mehreren Scra'en sich wiederholende Bestimmung, dass 
selbst derjenige mit Geldstrafe bedroht ist, welcher mehr 
Bier vergiesst, als er mit einem Fusse bedecken kann 
(220). Ueberbaupt bietet die Festsetzung von Brüchen 
— in Geld, Wachs oder Bier — fiir die verschiedenartig- 
sten Ungehörigkeiten bei den Gelagen einen Hauptinhalt 
•der meisten Scra'en (221). — Bei der Compagnie der Eauf- 
leute gab es auch Unterhaltung durch Musik (Spielleute) 
und Tanz (222). Dagegen war das Würfelspiel ver- 
boten (223)! 

An der Spitze der Gilde steht in der Regel ein 
Aeltermann (224), welcher von der gesammten Brüder- 
schaft gewählt wird (225). Er kündigt die Versammlungen 
^er Gildengenossen, sog. Steven, an (226), leitet die 
Verhandlungen in denselben, hält auf Ordnung, auch bei 
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den Gelagen, und seinen Geboten muss sich Jeder bei 
Strafe fugen (227). Mit seinen Beisitzern (228) hält 
er „an der Tafel" (229) Gericht über diejenigen Genossen^ 
welche eine Uebertretung der Straf bestimmungen der Sera 
sich haben zu Schulden kommen lassen (230), es wäre 
denn das Vergehen ein schwereres; d^nn solches, nament- 
lich ^,Bl&u und Blut''; muss der Stadtvogt richten (231). 
— fiin wichtiges Amt bei den Gelagen ist das der Ger- 
demänner oder Gerdeleute, auch Schaffer ge- 
nannt. Ihnen liegt die Besorgung alles dessen ob, was 
zur Ausrichtung des Gelages gehört: sie schenken das 
Bier aus (232), sie nehmen die vorfallenden Brüche ein 
und verrechnen dieselben; ihnen muss der einzuführende 
Gast angemeldet werden etc. Es werden ihrer in der 
Regel zwei Von den Gildegenossen so oft gewählt, als eine 
Drunke gehalten werden soll (233). In der Gilde des h. 
Kreuzes und in der Compagnie der Kaufleute ist übrigens 
die Erhebung der Brüche und anderer Einnahmen und 
deren Verwaltung und Verrechnung einem besonderen 
Kämmerer anvertraut (234). — Wer zu irgend einem 
der genannten Aemter gewählt ist, darf sich der lieber- 
nähme desselben bei Strafe nicht entziehen (235). 

Ueber alle Genossenschaften hatte der Bath die 
„oberste Hand'' (236) ^ d. i. die Oberaufsicht ^ und zwar 
wurde diese gegen das Ende des vierzehnten Jahrhunderts, 
wenigstens in einigen Handwerksämtem, zunächst durch zwei 
dazu delegirte Glieder des ßathes geübt, welche den Ver- 
sammlungen (Steven) der Aemter beiwohnen mussten (237). 

III. 

Die Fremden — Pilger, Gäste. 

Es ist nicht zu bezweifeln, dass in den ersten Jahren 
nach Erbauung der Stadt die Zahl der in derselben 
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wesenden Fremde n, sowohl Pilger oder Kreuzfahrer, 
als Kau fle Ute, die der Bürger bedeutend überwog, und 
wenn auch nach Eroberung des Landes der Zuzug von 
Kreuzfahrern allmählich geringer wurde, so dauerte er 
doch mindestens bis zum Ende des dreizehnten Jahr- 
hunderts, und vielleicht noch darüber hinaus, fort, und 
zwar war Riga ihr Sammelplatz (238). Der Zufluss an 
Kaufleuten aber wurde, bei den Vortheilen, die ihnen 
Biga's immer mehr aufblühender Handelsverkehr bot, auch 
danu wohl nicht schwächer, als früher. So bildeten denn 
die Fremden auch noch im vierzehnten Jahrhundert einen 
sehr bedeutenden und wesentlichen Bestandtheil der städti- 
schen Einwohnerschaft. 

Obschon die Pilger sowohl, als die fremden Kauf- 
leate, den Bürgern, als der besitzenden Classe^ gegen- 
über, gleichsam als deren Schützlinge angesehen wurden 
(239), so genossen sie doch, schon nach dem ältesten 
Stadtrecht (240), im Ganzen gleiches Recht mit ihnen. 
Namentlich hatten beide Classen von Fremden mit den 
Bürgern gleiche Antheil an der Benutzung der Stadt- 
mark (241) , des Hafens und Strandes (242). Ja , wenn 
sie in gerichtliche Streithändel verwickelt wurden, genossen 
sie vor den Bürgern sogar den Vorzug eines beschleunigten 
gerichtlichen Verfahrens (243). 

In anderen als den eben gedachten Beziehungen ist 
dagegen das Rechtsverhältniss der Pilger und der Kauf- 
leute, welche letztere auch Gäste im engeren Sinne ge- 
nannt werden (244), ein verschiedenes. Offenbar bezieht 
sich nur auf letztere (245) die Bestimmung des Stadt- 
rechts^ dass sie nur „im ersten Jahre'^ gleiche Rechte mit 
den Bürgern haben sollen , wenn sie aber länger in Riga 
verbleiben und daselbst Handel oder Gewerbe {kopenscap 
ofte ammef) irgend welcher Art treiben wollen, bei Strafe 
das Bürgerrecht gewinnen müssen (246). Sowohl hiervon. 
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als auch von den Vergünstigungen verschiedener Art, 
welche den Gästen im engeren Sinne zugesichert waren, 
wird seines Orts die Bede sein (247). Besondere politi- 
sche oder Standesrechte genossen sie nicht. 

Anders verhielt es sich mit den Pilgern. Obscbon 
diese der Begel nach nur ein Jahr im Lande zu bleiben 
pflegten (248), so erhielten sie doch früh eine corporative 
Verfassung, mit eigenen Vorständen, welche, zum Tbeil 
wenigstens, in Biga ihren Sitz hatten (249). Die Corpo- 
ration hatte ihr eigenes Siegel (250) und, wie es scheini^ 
eine gemeinschaftliche Casse (251). Bereits im Jahre 1224 
wird eines dux peregrinorum (252) und noch im Jahre 
1298 eines capitaneus peregrinorum (253) erwähnt, ohne 
Zweifel die Anführer der Pilger im Kriege. Die in Biga 
anwesenden Pilger hatten das Becht, einen eigenen Vogt, 
advocalus (254), zu wählen, welcher dem Bathe vorgestellt 
werden musste und von diesem mit dem Gerichtsbann 
beliehen wurde. Dieser Vogt richtet nach Bigischem 
Becht, aber nur in Fällen, in denen der Beklagte ein 
Pilger ist. In allen anderen Fällen, diet Klage mag nun 
gegen einen andern Gast oder gegen einen Bürger gerichtet 
sein, ist nur der Stadtvogt zuständig (255). 

IV. 

Die Standegyerhältnisse der Vbrlgm Bewohner der Stadt 

und ihreg Gebietes. 

Alle Bewohner der Stadt und ihres Gebietes waren, 
wohl nur mit geringen Ausnahmen , freien Standes (256). 
Der Unfreien — egen knape, egme magH — geschieht 
in den Quellen nur selten Erwühnung, und die Stadtrechte 
enthalten über sie nur wenige Bestimmungen. Dahin ge- 
hört, dass derjenige, der eine unfreie Magd beschliift, 
ihrem Herrn eine Busse entrichten soll. Schwängert er 
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sie, so soll er das Kind zu sich nehmen; die Magd aber 
bleibt eigen (257). Wer einen freien Menschen verkauft 
oder zu seinem Leibeigenen macht, wird mit dem Verluste 
des Lebens gestraft (258V Wenn dagegen ein Leibeigener 
von aussen her in die Stadt flüchtet und von seiner Herr- 
schaft zurückgefordert wird, so muss er dieser ausgeliefert 
werden (259), es sei denn, dass er das Bürgerrecht er- 
worben und als Bürger im Laufe von Jahr und Tag in 
der Stadt seinen Wohnsitz gehabt (260). — Als im vier- 
zehnten Jahrhundert auf den Landgütern Livlands die 
Eigengehör igkeit der Landeseingebornen sich allmählich 
auszubilden begann (261), behielten, wie es scheint, die 
in dem Rigischen Stadtgebiete angesiedelten „Undeutscheu" 
ihre persönliche Freiheit; wenigstens findet sich keine 
Spur einer Beschränkung derselben (262). 

Von den einzelnen, oben (263) bereits aufgezählten 
Classen der Bewohner, welche nicht Bürger waren, lässt 
sich rücksichtlich ihres Verhältnisses zur Stadt als solcher 
BUr der negative Satz aussprechen, dass sie nicht Mit- 
glieder der Stadtgemeinde waren, daher auf keinerlei 
Communalrechte Anspruch machen konnten. Ihre persön- 
lichen Standesrechte blieben indess unangetastet, nament- 
lich die den Gerichtsstand betreffenden. Dagegen waren 
sie in Beziehung auf das Recht, Handel und Gewerbe 
zu treiben, und auf einzelne Privatrechte, insbesondere 
auf das Recht, Grundbesitz in der Stadt zu erwerben, 
Beschränkungen unterworfen, welche ihres Orts Erwähnung 
finden werden. 



T. Bange, Die Stftdt Biga. 
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Viertes CapiteL 
Die Kriegsverfassung. 

Zu den wichtigsten Obliegenheiten der Bürger ge- 
hörte die persönliche Betheiligung derselben an der Be- 
wachung und Vertheidigung* der Stadt. Zu dem Zweck 
war vor Allem jeder Bürger verpflichtet, der Reihe nach^ 
die Wachen — zunächst wohl bei den Stadtpforten — 
zu beziehen (264). Aber auch zur Leistung von Kriegs- 
diensten waren die Bürger verbunden, indessen nur so 
weit es die Vcrtheidigung der Stadt gegen feind- 
liche Angriffe galt. Nur vorübergehend wurde die 
Dienstpflicht weiter ausgedehnt > und zwar nach zwei 
Seiten hin: 

1) Als im Jahre 1231 die Stadt vom Bischof Nicolaus 
mit Lehngütem in Curland; Semgallen und auf Oesel 
bedacht wurde, musstcn sich die Bürger zu Lehnsdiensten 
behufs Vcrtheidigung der Gränzen des Bisthums anheischig 
machen (265). Ja^ im folgenden Jahre stiftete Nicolaus 
eine Art von Militärcorps, bestehend aus mindestens 
71 Mann, Kaufleuten^ welche an jenen Lehngütem An- 
theil erhalten hatten und im Falle eines Krieges mit 
den Bürgern unter dem Banner der Stadt ausziehen 
sollten (266). Diese Einrichtung bestand jedoch nur kurze 
Zeit, indem bereits im Jahre 1234 die belehnten Bürger 
und Kaufleute ihre Rechte dem Legaten, Bischof Balduin 
von Semgallen, abtraten (267). Die von dem letzteren 
gleich darauf erfolgte Investirung von 56 Rigischen 
Bürgern mit je 25 Ilaken in Curland (268) dürfte wohl 
von nicht viel längerer Dauer gewesen sein^ da Balduin 
noch in demselben Jahre seines Amtes als Legat und 
zwei Jahre später auch des Bischofsamtes enthoben 
wurde (269); und es höchst wahrscheinlich nie zu einer 
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Besitzergreifung von Seiten der Belehnten gekommen 
ist (270). 

2) Durch Verträge mit dem Orden der Schwert- 
briider sowohl (271)^ als auch mit dem Deutschen 
Orden (272), übernahmen Kiga^s Bürger die Verbindlich- 
keit, die Besitzungen des Ordens gegen dessen Feinde 
schützen zu helfen, wogegen der Orden ihnen seinen 
Schatz für die Stadt zusagte. Auch dieses Verhältniss 
wurde durch den Ausbruch der Feindseligkeiten zwischen 
deiD Deutschen Orden und der Stadt im Jahre 1297 
aufgelöst (273). 

Zur Theilnahme an den Angriffskriegen, Reisen, 
Heerfahrten, expeditionesj des Bischofs sowohl, als 
auch besonders des Ordens, waren die Bürger in keiner 
Weise verpflichtet, sie mochten es denn für die Stadt er- 
spriesslieh erachten oder sonst freiwillig thun (274). 
Letzteres geschah denn auch seit der Mitte des drei- 
zehnten Jahrhunderts nicht selten (275), indem es ge- 
wissermaassen „Sitte" wurde (276), dass die Bürger zum 
Ordensheere eine bewaffnete Schaar stellten. Anfangs 
scheint diese Theilnahme sich auf Fälle beschränkt zu 
haben, in welchen der Krieg in der Nähe der Stadt 
wüthete (277), so dass hier mehr die Pflicht der Selbst- 
vertheidigung die Triebfeder war. Später aber machten 
die Bürger wiederholt auch entferntere „Reisen*' gegen 
die Heiden mit (278), bis — nach Ausbruch der Fehden 
im Jahre 1297 — das Verhältniss sich umkehrte, so dass % 
die Bürger mitunter unter Betheiligung der Heiden gegen 
den Orden kämpften (279). 

Von den Anstalten und Mitteln zur Vertheidigung 
der Stadt ist, sofern es die Befestigung derselben durch 
Mauern und Thürme betrifft, bereits früher die Bede ge- 
wesen (280). Ueber andere dahin zielende Einrichtungen 

ist nur Einzelnes bekannt^ das hier nachzutragen ist. 

7* 
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Jeder Bürger musste eine eigene Rüstung {^^hamasch to 
sinem egetien Uv^^) haben (281); die ab 9,Heerleate'^ 
dienenden Knechte erhielten ihre Rüstung {„wappfJdeei*^ 
von der Stadt (282). Einer öffentlichen Waffenkammer 
(Arsenal) wird zwar in den Quellen nicht gedacht; dass 
aber eine solche bestand^ dürfte um so weniger einem 
Zweifel unterliegen^ als sich die Nachricht erhalten ^ dass 
— im Anfange des fünfzehnten Jahrhunderts^ wahrschein- 
lich aber auch schon weit früher — Büchsenkraut^ 
d. i. Schiesspulver, für Rechnung der Stadt bereitet 
wurde (283). Eine Sturmglocke in der Stadt (284) 
diente zum Verkünden einer drohenden Gefahr. Das 
Aufgebot der Kriegsdienstpflichtigen erfolgte durch den 
Rath.(28ö); die Anführung der Kriegesschaar übernahmen 
einzelne Glieder des Rathes (286). Das Heer folgte dem 
eigenen Banner der Stadt (287). 

Schliesslich darf hier nicht unerwähnt bleiben der 
Antheil; den Riga seit den sechziger Jahren des vier- 
zehnten Jahrhunderts an den Seekriegen genommen, 
welche die Deutsche Hanse, besonders gegen Dänemark^ 
sowie zur Bekämpfung der Seeräuber (Vitalienbrüder) in 
der Ostsee führte. Diese Unternehmungen , sowie die 
Rüstungen zu denselben^ stehen jedoch mit der Geschichte 
der Hanse überhaupt in so innigem Zusammenhange, dass 
eine gesonderte Darstellung der Betheiligung Riga^s daran 
nicht möglich ist. 



Fünfte« CapiteL 
Die Kirchenverfassung. 

In kirchlicher Beziehung war die Stadt dem Bischof, 
nachmals Erzbischof von Riga, als ihrepn Diöcesan, unter- 



Cap. 5. Die KirchenverfaBsuiig. 101 

geben (288). Das Verhältniss derselben zu einander war 
vom Anfange an ein — auf Grundlage des allgemeinen 
canonischen Rechts — so geregeltes (289), dass es im 
dreizehnten und vierzehnten Jahrhundert zu Differenzen, 
daher auch zu besonderen Festsetzungen, so gut wie 
gar keinen Anlass bot. Nur in Betreff der geistlichen 
Gerichtsbarkeit kam es zu einigen Vereinbarungen (290), 
deren Erörterung anderen Abschnitten vorbehalten werden 
muss. Die Streitigkeiten zwischen dem Bischof und dem 
Orden über die Parochial- und Patronatrechte ihrer 
Earchen (291) berührten die Stadt als solche nicht. — 
Nachrichten über die kirchlichen Anstalten — Kirchen, 
Klöster, Schulen und milde Stiftungen — finden sich im 
letzten Capitel des folgenden, dritten Abschnittes zusammen- 
gestellt. 
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strate ganz. In den Jahren 1 473-78 wird die Strasse auch Königsstraise 
genannt: ,^in der komnges, anders genant in der nayneHralen,^ 
Später aber tritt der Name swyneslrate wieder in sein Becht. 

25) Nachdem die Kalkstrasse aus der Schuhstrasse ausgeschieden 
worden war (Anm. 22!', scheint die letztere Benennung wenigstens 
auf einen Theil der heutigen Scharrenstrasse ausgedehnt worden 
zu sein; denn vom Jahre 1443 ab wird im Erbebuche wieder- 
holt angeführt, dass der Fleischscharren und der vor demselben 
befindliche Brunnen in der Schuhstrasse belegen seien« 

2i\) Die beiden gegenwärtig zwischen dem Markte und der 
Herrenstrasse liegenden Häusercomplexe sind neueren Ursprung^. 

27) Alle diebe Nachweise gründen sieh auf vielfache Com- 
binationcn von weit über tausend Inscriptionen des Erbebuches. 
Vergl. auch die Auszüge aus demselben in den Mittheilungen XI, 
175 fg. 

28) S. das Erbebuch und die Auszüge daraus in den Hit- 
theilungen XI, 179. 181. 

29) U.-B. Nr. 567. 68. 1123, 38. 1213, 35. 36. Das Erbebnch 
und die Auszüge a. a. 0. S. 177. 

30) Aus der Erwähnung eines „extremum fosscUum** im 
Erbebuche dürfte gefolgert werden, dass die Bingmauer — wenig- 
stens an einigen Stellen — mit mehr als einem Graben um- 
geben war. 

31) U.-B. Nr. 21 vom Jahre 1211. S. oben S. 9 und unten Ab- 
schn. III Cap. 5 Nr. II. 

32) S. z. B. das U.B. Nr. 21. 549. 742, und das Erbebuch an 
vielen Steilen. 

33) Dies war im zwölften und dreizehnten Jahrhundert in den 
meisten Deutschen Städten der Fall, namentlich auch in Hamburg 
und Lübeck. S. G. L. v. Maurer, Geschichte der Städteverfassung 
in Deutschland II, 4 fgg, Dass Kiga keine Ausnahme machte, ist 
um so mehr anzunehmen, als sich in der Nähe der Stadt keine 
Steinbrüche fanden, an Bauholz dagegen kein Mangel war. 

34) S. die älteste Kigische Bauordnung vom Jahr 1293, im 
U.-B. Nr. 549. Dieselbe enthält eine Reihe von Bestimmungen 
über den Wiederaufbau der Stadt, die den BauheiTcn von Seiten 
der Stadt zu gewährende Beisteuer an Steinen, die gegenseitigen 
Verhältnisse der Nachbarn u. s. w. 

35; Vergl. auch H. Hildebrand, Das Big. Schuldbnch. 
Einl. S. LXII. 

36) S. z. B. das U.-B. Nr. 3087. 

37) S. Schiller und Lübben, Mittelniederd. Wörterbuch I, 
368. Vergl. auch du Cange, Glossarium lat. med. aevi (ed. 
Henschel)I, 710. — Mehrere solche Buden wurden zuweilen zu 
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einem Hause umgebaut. In einer Inscription des Erbebuches vom 
Jahre 1399 heisst es: „J. Rtuse resignavit I. Sperlinc unam domwny 
säam etc, et fverant primitus böde.^* 

38) Erbebuch: „twe bursen edder Meine tpanhuse,^^ 

39) In Reval hat „Steinhaus*^ noch heut zu Tage diese Be- 
deutung. 

40) Nach Schiller und Lübben (III, 321 fg.) bedeutet 
„perae^^ eine Presse, namentlich Oel- und Weinpresse; dies dürfte 
jedoch hier nicht zutreffend sein. Dagegen findet sich in dem 
Pemau*schen Erbebuche beim Jahre 1524 die Nachricht, dass da- 
selbst durch eine Feuersbrunst „e2a£ radthus, ok de beiden ßas 
persen^^ zerstört worden seien* Mit flas persen sind hier also ohne 
Zweifel Flachsspeicher gemeint S. auch Brotze in den neuen 
nord. Miscell. Stck. XVII S. 161. Vergl. das. XI, 474 und XV, 566. 

41) S. unten Abschn. III Cap. 5. 

*) Vergl. Y. Gut zeit, Das Stadtgebiet Riga's, in den Mittheill. 
XI, 205 fgg. 

42) Urkunden der Erzbischöfe Albert 11. vom 21. Septbr. 1272 
und Johannes I. vom 5. Noybr. 1276, U.-B. Nr. 431 u. 447. 

48) Urk. vom 15. März 1226, U.-B. Nr. 78; desgL vom De- 
zember 1225 und vom 17. März 1226, das. Nr. 76 u. 80. 

44) Vergl. über diese Hölmer v. Gut zeit in den Mittheil. X^ 
234 fgg. 

45) Sie haben zum Theil besondere Benennungen, wie: „notm« 
pons, de hohe brvgge^'' ; später wenigstens gab es auch eine ^yduvels' 
brugge"'^ die meisten werden nach den Pforten bezeichnet, vor 
denen sie sich befinden: j^pons s, lacobij p, siUorum, p. Rige- 
munde* ^ u. a. m. Mittheill. XI, 176. 

46) Mittheill. a. a. 0. S. 178 fg. Nur selten und ausnahms- 
weise werden sie als Strassen bezeichnet. S. z. B. die folgende 
Anmerkung. 

47) In dem Sühnebrief vom Jahr 1330 (Ü.-B. Nr. 741) wird 
der Stein weg (via lapidea) erwähnt, der von der Jacobspforte zur 
Viehweide führt In den ältesten auf uns gekommenen Rechnungen 
der Kämmerer (U.-B. IV, 871) finden wir den Posten: „i mark 1 ore 
to bruggende de Straten vor der kalkporten.** 

48) U.-B. Nr. 21. 78. 87. 89. 894. S. auch unten Anm. 38. 

49) Dergleichen finden sich in dem ältesten Erbebuche in 
grosser Zahl aufgeführt. S/auch die Urk. des Bischofs Nicolaus 
vom Jahre 1241 in Sc hiemann 's Regesten Nr. 4. 

50) Die von Heinrich v. L. XIV, 5 beim Jahre 1210 er- 
wähnte jyVÜla extra muros^' war höchst wahrscheinlich ein Liven- 
dorf, und kann nicht, wie oft geschieht (s. z. B. Pabst, Heinrich 
V. L. S. 126 Anm. 16, v. Gutzeit in den Mittheill. XI, 370), als 
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Vorstadt gedeutet werden. U.ebrigens kommt in ein Paar Ur- 
kunden des dreizehnten Jahrhunderts (U.-B. Nr. 82 o. 3015) der 
Ausdruck stUmrbiuin tot, der mit Vorstadt gleichbedeutend ist 
Vergl auch Reg. 701. lieber die Verbürg vergl. oben Anm. 16. 

*) VergL H. Uildebrand in der Einleitung zu seiner Aus- 
gabe des Rigischen Scbuldbucbes S. XXXII fgg. 

51) Hiidebrand a. a. 0. 

52) Das. S. XXXVIII und XL. S. auch J. G. Kohl, lieber 
die Bremer beim Aufbau der Stadt Riga, in den Hittheilungen XV, 
1 —33, und dagegen : K. Höhlbaum, Die Ghrüudung der Deutschen 
Colonie an der Düna, in den Hausischen Geschichtsblättem. 
Jahrg. 1872. S. 21 fgg., 35 fgg. Vergl. noch y. Bunge, Das 
Herzogthum Estland S. 92 (g, 

53) Seit wann die Liven aus der Umgegend Riga*s durch 
Letten verdrängt oder lettisirt worden, ist, bei gänzlichem Still- 
schweigen der Quellen, eine offene Frage. Vergl. darüber 
F. J. Wiedemann in der Einleitung zu J. A. Sjögren's 
Livischer Grammatik (St. Petersb. 1861. 4) S. XXVIII ^g. und 
LIII fg. Bis zum Jahre 1 359 ist in Urkunden nur von Liven und 
Selen in und um Riga die Rede. S. das U.-B. Nr. 88S. 894. 958. 
966a. Hildebrand (Einl. zum Rig. Schuldbuch S. XLIIIfg.) 
glaubt zwar in einer Reihe von im Schuldbuche vorkommenden 
Personennamen Lettische Namen zu erkennen ; sicher ist dies jedoch 
nicht, und dann fragt es sich jedenfalls, ob die Träger dieser 
Namen im Stadtgebiete ihren Wohnsitz hatten oder nicht vielmehr 
nur Geschäfte halber sich zeitweilig in Riga aufhielten. S. übrigens 
unten Anm. 56. 

54) S. z. B. das U.-B. Nr. 950, 6. 1123, 20. 1213, 42. 43 u. a 
Diese Bezeichnung wird auch jetzt noch nur von den nicht Deut-' 
sehen Landeseingebornen , nicht auch von anderen Nationalitäten, 
z. B. Russen, Schweden etc., gebraucht. S. A. W. Hupel in den 
neuen nord. Miscellan. Stck. 11 S. 244. 

55) Heinrich v. L. nennt als Anwohner der unteren Düna 
bis zu ihrer Mündung die Liven (r,*2. IX, 13. XI, 2); einen Zweig 
derselben bezeichnet er ausdrücklich aU dep Rigischen (X, 8). 
Dass sie in der Stadtmark besitzlich waren, bezeugen mehrere 
Urhunden: Nr. 21. 87. 894. Auch der ebendaselbst angesiedelten 
Selen wird zwar in mehreren Urkunden (Nr. 78. 87. 89. 93) ge- 
dacht; die sich jedoch alle auf denselben Fall beziehen, und 
werden nicht weiter erwähnt, so dass ihre Zahl in der Stadtomrk 
nicht von Bedeutung gewesen sein mag. Zu ihnen gehört übrigens 
wohl auch der im Rig. Schuld buch Nr. 840, b genannte Fischer Jo- 
hannes, ein Semgalle; wenigstens waren Selen und Semgallen ein- 
ander sehr nahe verwandte Zweige des Lettischen Volksstammes. 
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56) Schon das älteste Rigische Stadtrecht enthält -- so dürftig 
es im Ganzen ist — einen Artikel (21), der von den in die Stadt 
geflüchteten Heiden handelt 

57) Yergl. das Big. Scholdbuch Nr. 251. 349. 840, b. 

58) In der Bulle Honorius' HI. vom 8. Februar 1222 (U.-B. 
Nr. 55) heisst es: „Ex parte venerabilis fratrU nostri, epücopi 
ecclesie Uvoniensts, nobis infwtuit, quod RutJieni quidam veniunt 
tnhabüare Livoniam etc.** 

59) S. Hildebrand a. a. 0. S. XXXH. 

60) Das. S. XU fg. und besonders S. LXXVI fgg., wo sich eine 
eingehende Darstellung der bezüglichen Ergebnisse des Schuld- 
baches findet. 

61) Yergl. die Mittheill. XI, 181 und unten den Abschnitt von 
den Klöstern, Kirchen und Stiftungen. 

62) Hildebrand S. XLIII. 

63) S. oben S. 1 1 fg, 

64) Urk. Alberts vom 25. Juli 1211 (U.-B. Nr. 21): „Cum a 
prima fundaiione civitatis iua habuerimus conferendi areas ad 
hahitandum singtUis competentes.** 

65) Ueber die beiden ältesten urkundlich auftretenden advocati 
8. oben S. 52 Anm. 28. Mit den advocaii ist ohne Zweifel iden- 
tisch der in der Urkunde vom J. 1211 (U.-B. Nr. 20) als ,,i^dex 
noster** bezeichnete Beamte. 

66) S. die Urk. Alberts vom Jahre 1211, U.-B. Nr. 20. 

67) S. die Urkunden vom Decbr. 1225 und 16. März 1226, U.- 
B. Nr. 75. 76. 79. 

68) Urk. vom Decbr. 1225, Nr. 75. 

69) In dem Memorial des städtischen Procurators vom J. 1299 

(U.-B. Nr. 585) heisst es: „ excepta civitate Rigensi, que per 

advocatum^ qui deputari per archiepiscopum consuevity et per 
scabinos aeu consules regi solet,** Ueber die Vergabung von Grund- 
stücken s. die Urkunden desRigischen Rathes von den Jahren 1231, 
32, 67, im U.-B. Nr. 110. 114. 401, und das älteste Erbebuch an 
vielen Stellen. 

70) Urkunden von den Jahren 1211 u. 1225, U.-B. Nr. 20 u. 75. 

71) S. das älteste Rigische Stadtrecht an vielen Stellen. — 
Auch ging die Berufung von den Urtheilen des Stadtrichters nicht 
an den Bischof, sondern an den Rath, und auch von den Erkennt- 
nissen des letzteren war nur die Berufung „an das Buch" zulässig. 
S. unten die Darstellung des Gerichtswesens und des gerichtlichen 
Verfahrens. 

72) S. hierüber unten die Darstellung der Kriegsverfassung. 

73) Im Jahre 1343 antwortete der Rath auf die Anfrage des 
Ordensmeisters, weiche Rechte der Erzbischof in der Stadt habe: 
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„quod ipsa civüas in iure spirituali subdita ei easety et^ cum 
ipsi consides advoeaium in ea civitate crearent, deberent et tene^ 

rentur eum dicto domino archiepiscopo praentare ab eo con* 

ftrma/ndum. Adiicientes, quodj cum monetam fabricare vellentf 
haberet ipse dominus archiepiscopus potettatem^ Signum suum ei 
impingendi^, U.-B. Nr. 821. 

74) In dem Vergleiche der Stadt mit dem Orden der Schwert- 
brüder vom 18. April 1226 (Ü.-B. Nr. 2717) wird all eriter Artikel 
festgestellt: „Primo, quod magister ei frcUres sui cum civibiis 
in omni veritate boni sint et fidel en episcopo Rigensi, taair- 
quam domino ei spiriiuali patri etc*^. Die einmal von dem Deut- 
schen Orden, znr Beschönigung seines Verfahrens gegen die Stadt^ 
au%esteilte Behauptung: „quod civüas Rigensis ad dominum 
episcopum seu ad eius ecclesiam nuLlatenus pertinebaty sed ad im- 
perium^ (U.-B. Nr. 759), wird von den päbstlichen Commissariea 
verworfen: „Civitatem Rigensem pertinuisse ei pertinere iure do^ 
m in i i vel quasi ad archiepiscopum et ecclesiam Rigensem^ in §pi' 
ritualibus et temporalibus^ pleno iure*^. (U.-B. Nr. 968). In späteren 
Urkunden wiederholt sich dieser Grundsatz öfters und wird dann 
auch von dem Orden ausdrücklich anerkannt. 

*) (H. J. Böth führ) Der liath der Stadt Riga. Ein Beitrag 
zur Verfassungsgeschichte der Stadt. Riga 1855. 8. Desselben 
Rigische Rathslinie von 1226 bis 1876. Riga 1877. 8. F. G. von 
Bunge, Die Revaler Rathslinie (Reval 1874. 8.) 8. 143—205*. 

75) Die Benennung consules ist die regelmässige Bezeichnung; 
rathmanni kommt nur selten vor (z. B. im U.-B. Nr. 105. Iu6), 
nur einmal: scabini seu consiUes, S. oben Anm. 69. — Unter den 
senior es Rigenses, welche bei Heinrich v. L. ein Paarmal vor- 
kommen (XIV, 10. XXI, 6), sind keineswegs, wie Winkelmann 
(in den Mittheiil. XI, 332) annimmt, städtische Beamte oder Vor- 
stände zu verstehen. Mit dem Ausdruck Rigenses bezeichnet viel- 
mehr der Chronist regelmässig die Deutschen Einwanderer überhaupt, 
insbesondere die Kreuzfahrer und Pilger, da sie ihren Hauptsitz 
in Riga hatten (s. z. B. VII, 1. X, 8. 10. 12. XI, 5. 7. 8. XXUI, 
4. XXIV, 1 und sonst häufig), wie er dieselben auch zuweilen (s. 
z. B. XXIU, 9. 10), im Gegensatz zu den Feinden, „die Unsrigen^ 
nennt. Unter den „Aeltesten der Rigischcn^ können daher nur 
die Anführer des Kreuzheeres und die angesehensten Pilger rer- 
standen werden. 

76) Urk. des Bischofs Nioolaus vom 9. August 1231 (U.-B. Nr. 
109). Vergl. v. Bunge, Die Revaler Rathslinie S. 145, u. unten 
Anm. 78. 

77) In vielen Deutschen Städten stand die Wahl der «Utha- 
glieder für die Dauer den Bürgern zu: v. Maurer, Gesch. der 
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'Städteyer&ssung I, 611 fgg. S. auch Böthführ, Der Rath der 
:Stadt Riga S. 4 fg. 

78) Dies ergiebt sich hauptsfichlich daraus, dass die Namen 
der meisten consules eine Reihe von Jahren, als in dieser Eigen- 
schaft stehend, immer wieder erscheinen. S. Böthführ 's Raths* 
linie S. 48 fgg. Yergl. auch die in der Anm. 76 angeführte Ur- 
kunde u. dazu V. Bunge 's Ratbslinie S. 145 Anm. 11. 

79) S. F. Frensdorff, Die Stadt- und Gerichtsverfassung 
Lübecks (Lübeck 1861. 8.) S. 101 fgg. 

80) Sie befindet sich im Eingange der sog. umgearbeiteten 
Rigischen Statuten, in L. Napiersky's Ausgabe S. 140. 

81) Unter ,,Menede^ ist zu verstehen die MenS' oder Mende- 
wehe, Gemeinwoche, welche Benennung im Mittelalter, besonders in 
Sachsen, die mit dem Sonntag nach St. Michaelis beginnende Woche 
führte. S. bes. Schiller u. Lübben, Mittelniederdeutsches 
Wörterbuch III, 67 fg., auch v. Bunge, Rathslinie S. 147 Anm. 17. 

82) Diese Wahlordnung ist der in den Hamburg- Rigischen 
Statuten I, 3 (bei Napierskj S. 61) zwar nachgebildet, indess 
in wesentlichen Stücken von derselben abweichend, und hat minde- 
stens bis zum Ende des vierzehnten Jahrhunderts in Riga Geltung 
gehabt, Ueber die dagegen von Böthführ (Der Rath d. St. Riga 
S. 8 fgg.) erhobenen Zweifel s. v. Bunge, Rathslinie S. 147 fg. 
^nm. 18. — Die spätere, über den hier in Betracht kommenden 
Zeitraum hinaus reichende und durchgehends veränderte Wahl- 
ordnung der umgearbeiteten Statuten (bei Napierskj S. 139) 
bleibt hier eben daher unberücksichtigt. 

83) Ueber Reval s. v. Bunge a. a. O. S. 22 fgg. 

84) Ganz unvereinbar mit diesen Bestimmungen , und wohl 
auf einem Missverständniss beruhend, ist die Angabe Böthführ's 
a. a. O.« dass bei der jährlichen Neubesetzung des Rathes „jedes- 
mal (nur) vier der bisherigen Glieder ausscheiden müssen, welche 
durch Neuerwählte ersetzt werden". — Das Nähere über die von 
4ien einzelnen Gliedern des Rathes bekleideten besonderen Aemter, 
als Bürgermeister, Vogt etc., s. unten. 

85) S. darüber besonders Frensdorff a* a. 0. S. 38 fg. 

101 fg. 

86) Vorzugsweise daraus dürfte zu erklären sein, dass in den 
Quellen öfters gleichzeitig eine weit grössere Zahl von Raths- 
gliedern bei Namen aufgeführt wird, als der doppelte Betrag 
der Normalzahl: 16. Ueber andere Gründe vergl. Böthführ, 
Rathslinie S. 35 fgg. 

87) Dagegen spricht hauptsächlich der Umstand, dass nach der 
alten Rat hs Wahlordnung die wichtigsten Aemter: des Vogts, der 
Bürgermeister, der Kämmerer, ausdrücklich Gliedern des sitzenden 
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Batbes zugewiesen werden. Ueber Reval s. y. Bunge*« Raths- 
linie S. 24 fgg. 

88) Wenn dies der Fall war, so geschah es ohne Zweifel 
aus dem Grunde, um den sitzenden Bath durch die oft dauernde 
Entfernung der Sendeboten von der Stadt nicht zu schwächen. 

89) Dass im Laufe zweier Jahrhunderte (1226—1400) aus neun 
Familien je drei, aus sechs anderen je vier, und aus zweien (Cal- 
maria und Wynmann) selbst je fünf Personen im Batbe sassen, 
rechtfertigt um so weniger, das Bestehen eines Patriciats in Biga 
anzunehmen, als gleichzeitig eine überwältigende Mehrheit von 
Familien — nämlich gegen zweihundert — nur je einen, sehr selten 
zwei Repräsentanten im Bathe findet. Abweichender Meinung ist 
Böthführ, Bathsiinie S. 10 fg. — Vergl. übrigens noch die etwas 
dunkle Stelle in der Urk. Nr. 106 Art. 3 (unten Anm 101), aus welcher 
man folgern könnte, dass ursprünglich nicht nur Bürger, sondern auch 
Pilger und Kaufleute (doch wohl bloss activ?) wahlfähig waren. 

90) Die Ausschliessung der Handwerker von der Bathsfähig- 
keit ist in den Norddeutschen Städten im 13. und 14. Jahrhundert 
so allgemeine Regel, dass es für die Begründung einer Ausnahme 
des strengsten Heweisea bedarf. Einen solchen hat Böthführ 
(S. 5 fg. 49) nicht geliefert, und seine bezügliche Ausführung ist 
um so bedenklicher, als er gleichzeitig das Bestehen eines Patri- 
ciats in Biga befürwortet: ist es wohl denkbar, dass in jener, den 
Standesunterschied so peinlich beachtenden Zeit, die im Bathe 
sitzenden Patricier Handwerker zu Collegen wählten? Schloss 
doch selbst die Kaufmanusgiide sich gegen Handwerker ab (U.-B. 
Nr. 950, 5). Vergl. noch Hildebrand, Big. Schuldbuch S. XXXHI 
Anm. 1. 

91) Urk. vom 18. April 1226, U.-B. Nr. 2717. S. oben 8. 20. 

92) Dagegen spricht namentlich das Schweigen darüber im 
sog. Sühnebrief vom J. 1330. S. oben S. 44 fg. 

93) Urk. vom 9. August 1231, U.-B. Nr. 109. 

94) S. überhaupt oben S. 15 u. 98. 

95) Dessen wird schon in der ältes^ten Wahlordnung erwähnt. 
S. oben S. 78. Die älteste bekannte Eidform (bei Napierskja-a. 
O. S. 140) gehört frühestens dem Ende des vierzehnten Jahr- 
hunderts an. 

96) C. E. Napierskj, im Index corp. hist.-dipl. Livoniae etc. 
Bd. II. S. 371 u. in den Monum. Liv. IV, 39 fg, 

97) S. das Hamburgisch-Bigische St-B. XI , 11, und die nm- 
gearb. Statuten XI, 14: „En jewelik unse borgere, de schepe to 
der ae voretj de aal voren en wit cruce an eme swarten vlogele^, 

98) S. das U.-B. Nr. 585, oben Anm, 69. 

99) Von einem Einflüsse des Bischofs, bezw. Erzbischofs, als 
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Landesberm, auf den Ratb findet tieb nirgends auch nur eine An- 
deutung. S. oben S. 76 fg. Das von ibm bisweilen ausgeübte Yer- 
mittleramt ist kein Ausfluss der Landeshobeit. 

100) S. z. B. das U.-B. Nr. 105. 134. 429. 481, und besonders 
Nr. 412. 2717. 3026 u. v. a. Vergl. noch unten das Nähere über 
die Mitwirkung der Gremeinde. 

101) Auf die Bitte des Rigischen Rathes, das der Stadt ver- 
liehene Gothländische Becht, da es in manchen Stücken den Ver- 
hältnissen der jungen Stadt nicht angemessen sei , verbessem zu 
dürfen, resolvirt Bischof Nicolaus: y^Noa concessimtis ipsis (consulilnis 
civitatis Rig.J licentiam et facultatem, predicta iura meliorandi, 
sectmdum guod viderint et quando viderint expedire honori Dei 
et fiovelle civitatis utilitati^, U.-B. Nr. 155. — Vergl« schon 

Ü.-B. Nr. 106 (vom J. 1231) Art 3: „ consules tarn de 

peregrinis, quam de burgensibus et mercatoribus elegit^ ut^ guic^ 
quid iidem consules — — ordinarent, ab omnibus ratum et gra- 
tum haberetur", 

^ 102) S, V. Bunge, Einleitung in die Livl. Kechtsgeschichte 
§ 57 fgg. 65. 

103) Entscheidung des Legaten, B. Wilhelm von Modena, 
vom December 1225, U.-B. Nr. 75 und die Stadtrechte an vielen 
Stellen. 

104) 8. z. B. das Rigisch-Hapsarsche Recht Art. 43, die um- 
gearb. Statuten I, 3 u. a. S. überhaupt unten den Abschnitt über 
das gerichtliche Verfahren. 

105) S. v. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens etc. S. 23. 
123. Vergl. auch noch das Statut des Handelscomptoirs zu Polozk 
vom J. 1393 (U.-B. Nr. 2926) Art 11. 

106) Vergl. das älteste Stadtrecht Art. 38 u. die den umgearb. 
Statuten vorausgeschickte Willkür über die Pilger (bei Na- 
piersky S. 142) Art. 1, u. s. überhaupt unten die Abtheilung 
über die Stadtgemeinde. 

107) S. unten Anm. 215. 

108) S. d. U.-B. Nr. 110. 114. 401 und viele Inscriptionen im 
ältesten Erbebuche. 

109) Umgearb. Statuten I, 8, 2. 

110) S. oben S. 67 u. unten den dritten Abschnitt 

111) Die Belege für alle diese Rechte und Verbindlichkeiten 
des Rathes werden bei |Besprechung der einzelnen Verhältnisse, 
Anstalten etc. angegeben werden. 

112) S. darüber B öthführ, Rathslinie S. 3 fgg. 34 fgg. u. y. 
Bunge, S. Rathslinie 1 fgg. 153 fgg. 

113) Aelt Stadtrecht Art 16. Rig.-Hapsal'sches St-R. Art. 30. 
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36. Umgearb. Stat. I, 18. III, 2. 16. VII, 8 n. a. 8. überhaupt 
unten das gerichtl. Verfahren. 

114) Umgearb. Stat. I, 27. 

115) Das. Art. 28. 

116) Das. Art. 26. 

117) S. darüber die alte Ratbswahlordnung, oben S. 78. fg. 

118) Urk. vom 18. März 1330, Ü.-B. Nr. 739. 

119) Umgearb. Statuten I, 26. 

120) Die Angabe, dass der Vogt in Folge der Erbebung Kiga's 
zum Erzbisthum den Titel eines Erzvo^ts erhalten habe (C. E, 
Napierskj in den Monum. Livoniae IV, XXXVIII, und Böth- 
f tthr, Der Kath der 8tadt Riga S. 4), dürfte auf einer, aus unge- 
schickter Combiuation entstandenen, ungegründeten Sage beruhen. 
Urkundlich tritt der Titel eines Erzvogts in Riga zum erstenmal 
im J. 145S auf; dann erst wieder in den Jahren 1492, 94, 98, 99, 
1502 etc. S. Böthführ*s Rathslinie Nr. 345. 67. 72. 73.84. 95. 
Daneben aber erscheinen noch immer auch einfache Vögte bis i 
das sechzehnte Jahrhundert. — Auch der Titel eines Obervog 
ist unserem Zeiträume noch unbekannt. Das irrthümliche Vor- 
kommen desselben in einer Regeste vom J. 1876 bei Schiemann 
a. a. 0. S. 12 Nr. 39 ist wohl auf Rechnung des Epitomators zu 
setzen. 

121) S. die Urkk. von den Jahren 1225. 56. 75. 1305, im U.-B- 
Nr. 75. 443. 617. 8027. 

122) Belege dafür finden sich zwar erst im fünfzehnten Jahr- 
hundert (HupeTs neue nord. Miscellan. Stck. 3 8.561. Stck. 17 
S. 150); allein die Sitte ist bei Belehnungen uralt. 

123) Urk. vom 12. Septbr. 1 2.^)6 und vom 9. Octbr. 1805, U.-B. 
Nr. 617 u. 3027. 

124) Ebendas. S. auch die Urkk. vom 20. August 1275 u. vom 
April 1296, U.-B. Nr. 443 u. 563. Winkelmann (in den Mit- 
theill. XI, 334) will hierin mit Unrecht einen fcirmlichen Verzicht 
des P>zbischof0 auf die Erneuerung dei Belehnung erkennen. Nicht 
nur wurde im J. 1376 der Erzbischof durch drei Abgesandte des 
Rathes um Bestätigung des Vogts angegangen (Schiemann a, 
a. 0.), sondern es war die Investitur auch noch im fünfzehnten 
Jahrhundert üblich und wohl auch noth wendig. S. oben Anm. 122. 

125) P^s heisst in der Regel: „Advocattu et ctmsulea civitcUü 
Htffensis^, auch „Adoocatu/i , proconsulea et consules". S. z. B. 
U.-B. Nr. 114. 320. 21. 443. 81. 563. 667. 720. 721. 22. 40.41.3063. 
87 u. a. — Dass der Vogt den Vorsitz im Rnthe gehabt oder aus 
der Zahl der Bürgermeister gewählt worden, wie Napierskj u. 
Böthführ a. a. 0. behaupten, ist, tür diese Zeit wenigstens, 
durchaus ungegründet. Selbst der älteste bekannte Erzvogt, Jo- 
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hann Soltrump, erscheint als solcher 1458 und erst sechs Jahre 
später als Bürgermeister. Erst seit dem Ende des fünfzehnten 
Jahrhunderts scheint die Würde eines Erzvogts mit der eines 
Bürgermeisters verbunden gewesen zu sein. 

126) Das älteste erhaltene Buch der Kämmerer, die Ausgaben 
enthaltend, beginnt erst mit dem J. 1348, und das älteste Ein- 
nahmebuch, liber redüuum, mit dem J. 1949. S. Böthfuhr, 
Kathslinie S. 27 fgg. Mehrere Notizen über Einnahmen und Aus- 
gaben der Stadt finden sich auch im Schuldbuch der Stadt ver- 
zeichnet. S. das U.-B. III. Nr. 1044, A und die Ausgabe von 
Uildebrand Nr. 1882. 18S4 bis 1909. 

127) Umgearb. Statuten II, 2. III, 1. S. auch unten das Ge- 
richtswesen. 

128) Dafür spricht auch der Umstand, dass in der Wahlord- 
nung von der Besetzung dieser Aemter nicht die llede ist. Wahr- 
scheinlich lud der Vogt — wie es der Mannrichter that (v. Bunge, 
Glesch. des Gerichtswesens S. 9) — zu jeder Sitzung zwei Collegen, 
nach seiner Wahl, ein. 

129) Auch sie führten über ihre Verwaltung Buch. S. dar- 
über Böthfuhr a. a. 0. S. 21 u. Auszüge aus dem Landvogtei- 
buche im U.-B. Nr. 1593. 

130) S. oben Ö. 94. 

131) Urk. vom 30. März 1330, U.-B. Nr. 741 a. E. 

132) Bemerkenswerth ist die Stellung und Titulatur, welche 
in den beiden Texten der in der Anm. 131 .citirten Urkunde der 
Stadtschreiber unter den Zeugen erhalten hat. In dem Lateinischen 

heisst es: „Testes sunt discreti viri consules: Wernerus de 

Ropa, advocatus;*^ dann folgen die Namen von zwei Bürgermeistern 
(proconsules) und acht Rathmannen, und darnach: „Andreas, 
notarius civitatis , consules et multi alii etc.** In dem Deutschen 
Texte erhält jedes Rathsglied das Prädicat „Herr^^, und auf den 
letzten beim Namen genannten Kathmann folgt: „her Andres, de 
stadschriver, und andere ratmenne und borg er etc.^ Sollte daraus 
nicht gefolgert werden dürfen, dass der Stadtschreiber zu den 
Rathmannen gerechnet wurde? oder gehörten die „anderen rat- 
menne^^ zum „alten Rathe*'? 

133) S. das Erbebuch: Mittheill. XI, 179. Wahrscheinlich be- 
zogen sie auch ein festes Gehalt. Vergl. die Kämmereirechnungen 
im U.-B. Nr. 1954. 

134) S. das Eidesformular in Napierskj's Quellen S. LVI 
Anm. 16. 

135) Von dem Vogt der Pilger wird weiter unten gehandelt. 

136) S. die Citate in den Anm. 140—42. 

137) Aeltestes St.-R. Art. 26. In dem Rigiscfe-Hapsarschen 

y. Bange, Die Stadt Riga. 8 
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Stadtrecbt vom J. 1279 Art. 36 wird er „walbade^f d. i. Gewalt- 
böte, genannt. In den umgearb. Statuten (I, 10. 13. 28. II, 14. 
18) beiBBt er einfacb ^bade'* oder „stailes bade**, 

138) S. das Hucb der Landvögte im U.-B. Nr. 1593. 

139) S. das Kämmereibucb im U.-B. Nr. 1954. 

140) ä. das Erbebucb: Mittbeill. XI, 179. Vergl. auch da« 
V,'B. Nr. 1033, a und die umgearb. »Statuten I, 10. 

141) S. oben S. 173 fgg. 

142) S. die Urk. des Legaten, BiBchof Wilbebn vonModena, vom 

10. April 1226 (U.-B. Nr.* 82, a): „ mercatorea et peregrtni, 

hiemantes, sive ad annum vel qtuindogue ampliua commaranteä in 
civitate Rigenai, non habenies ibi domum propriam, nee firmatum 
propoHÜum liabUanili^. In Urkunden deB dreizehnten Jahrhundert« 
begegnet man sehr oft, wenn von Kiga's Einwohnern die Bede ist, 
der ZuBammenstellung „civeSf peregrmi et mercatorea**,. S. beson- 
ders Winkel mann in den Mittheill. XI, 340. Zu den hier auf- 
geführten Citaten können noch hinzugefügt werden die Nr. 82, a. 
431. 570. 2723 u. 3026 des U.-H. 8. auch schon Heinrich v. L.XXyiII, 
5. — Daraus, dass die viercatoreti den cives gegenüber gestellt 
werden, darf man selbBtverstäodlich nicht folgern , dass es unter 
den clvea keine Kauf leute gab ; im Gegentheil waren solche in der 
Bürgerschaft sehr stark vertreten, sie werden jedoch in Urkunden 
immer nur civeft genannt ; die Benennung mercatorea dagegen ist 
stets oder doch der Kegel nach den fremden Kaufleuten, welche 
nicht zugleich Bürger sind, vorbehalten. 

148) S. z. B. das U.-B. Nr. 105. 106,3. 192. 446. 3015. Aelt 
Stadtr. Art. 30. In der Einleitung zum ältesten Stadtrecht kommt 
in dieser i^edeutung auch der Ausdruck ^^urbanua'^ vor. 

1 44) Urk. des Legaten, Bischof Wilhelm von Modeua, vom Decbr. 
1225 (U.-B. Nr. 75): „Omnibuny volentibun intrare civUatem ad 
habitam,dum^ liceat civea fieri predicte libertatiM^^ . Aelt. Stadtrecht 
Art 38: „Advene cuiuacunque officii^ aua volentea apud noa officia 
exercerCf iure urbano apud noa jruentur, (luod ai contempaerini, 
conaulea iudicabunt'*, 

145) In den Quellen dieses Zeitraumes wird dafür gewöhnlich 
der Ausdruck „buracap** , d. i. Bürgerschaft, gebraucht; dagegen 
werden mit den Ausdrücken: „borgerrecht^ , „itia civüe'* ^ „iuMti- 
tiae civitatin** die den Bürgern obliegenden Leistungen bezeich- 
net. 8. z. B. das Erbebuch : „ gelovety borgerrecht to donda 

like einem andern erve — — mit achotende^ vuikende und to rei- 
aende}*. Desgl. das U.-B. Nr. 292. 805, aa. 944. 1003, a. 1348 u. 
oben H, 88. 

146) U.-B. Nr. 1183, 25. 1276, 28. 1305, 3 u. bes. die umgearb. 
Statuten, Einleitung, bei Napiersky S. 142 § 1. 
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Hl) Umgearb. Stat. I, 29. 

148) Vergl. d. Ü.-B, Nr. 1305, 2. 

149) S. die Citato in der Anm. 144. 

150) Dafür spricht schon die in den umgearb. Statuten (II, 22 
23) gemachte Unterscheidung zwischen erbbesitzlichen und nicht 
besitzlichen Parteien im gerichtlichen Verfahren; denn unter den 
letzteren können doch nicht ausschliesslich Nichtbürger verstanden 
werden: dies wäre deutlicher ausgedrückt — Der Nachweis eines 
bestimmten Vermögens scheint wenigstens nicht allgemein gefordert 
worden zu sein, bei der Aufnahme in ein Handwerksamt, welcher 
die Ertheilung des Bürgerrechts folgte, ist dieses Requisit ziemlich 
allgemein in den Scra'en angeordnet. S. oben S. 92 und vergl 
noch das Hapsal'sche Stadtrecht vom J. 1294 Art. 1 und dazu 
Napiersky a. a. 0. S. 15 Anm. 1 und v. Bunge in seinem Ar- 
chiv IV, 26 Anm. 8. 

151) Umgearb. Stat. I, 29 § 2. 

152) Rig. Bursprake vom J. 1412 § 66 (bei Napiersky S. 
220), beruhend auf einem Hanserecesse vom J, 1381. S. Kopp- 
mann's Hanserecesse II, 232, 11. 

153) Umgearb. Stat. I, 8. 

154) Ueber diese s. unten Abth. 3. 

155) Aelt. Rig, St.-R. Art. 30. Rig.-Haps. St.-R. Art. 51. Um- 
gearb. Statuten I, 12, III, 6, 2. 

156) Urk. vom eJ. 1211 und vom Decbr. 1225 (U.-B. Nr. 20 u. 
75). Das Nähere s. im sechsten Abschnitt. 

157) Verordnung für die Pilger, in der Einleitung zu den um- 
gearb. Stat (bei Napiersky S. 142): „Alle de pelegrime oße 
andere geste, de hir komet in desse stat, de acoln bruken unses 
Stades recht des ersten jares Ulk unsen borgeren^ Ugget se hir 
boven de iartit und oven willet kopenscap oße ammetj et si welk 
et si, des en mogn se nicht don^ se ne winnen de burscap*^, S. auch 
(las älteste St.-R. Art. 38 und unten Abschn. 3. Cap. 3. 

158) S. die in der Anm. 156 angeführten Urkunden. 

159) Bulle Papst Alexanders IV. vom 15. Mai 1257 (U -B.Nr. 
301). Hiernach war diese Befreiung bereits vom Bischof Albert I. 
den Bürgern verliehen und von seinen Nachfolgern Nicolaus und 
Albert II. bestätigt worden. Die bezüglichen Urkunden haben sich 
nicht erhalten, ebensowenig der mit dem Erzbischof des Zehntens 
wegen abgeschlossene Vergleich, dessen in der Bulle vom 13. März 
1258 (U.-B. Nr. 320) gedacht wird. Dagegen heisst es in dem Pri- 
vilegium Erzbischof Friedrichs vom 9. Octbr. 1305 (U.-B. Nr. 617) 
von den Bürgern: y^Ab omni etiam decimatione seu e:mctione 
qtiarumcunque rerum sint immunes", 

S* 
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160) S. das Civiloquium vom J. 1376 Art. 12 ii«40 (U.-B. Nr. 
1 123). 

161) 'S. das U.-B. Nr. 80 u. 1J4 u. unten den vierten Abschn. 

162) Wenn auch bei der grossen Belehnung, über welche Bi- 
schof Nicolaus im Jahrs 1231 urkundete (U.-B. Nr. 109), nicht die 
einzelnen Bürger als investirt erscheinen, sondern die Stndt als 
Corporation (s. oben S. 53 Anm. 44), so waren doch die im Jahre 1234 
vom Bischof Balduin in Curland mit Grundstücken beUehenen 56 
Bürger (U.-B. Nr. 135) ganz unstreitig einzeln investirt. Und ge- 
langten sie auch nicht, oder doch nicht für die Dauer, in den fac- 
tischen Besitz ihrer Lehngüter (s. oben S. 16), so war doch jeden- 
falls durch die Belehnung an sich die Lehnsfähigkeit der Rigischen 
Bürger im Princip anerkannt worden. 

163) S. z. B. das U.-B. Nr. 766, a. 805, aa. 849. a. 882, a. 895, 
a und b. 1003, a. 2953, 81. Das Nähere darüber ist in der Dar- 
stellung des Kriegs- und des Finanzwesens enthalten. 

164) S. darüber oben S. 77 fgg. 

165) Unter den Zeugen der Urkunde Bischof Alberts vom J. 
1200 (U.-B. Nr. 15) finden wir: „Phüippvs, advocatu» de Biga^ 
cum suis civibus^. Die Bürger sind ihm also oflPenbar unter- 
geben, er ist nicht bloss ihr Richter, sondern auch ihr Vorstand. 

166) U.-B. Nr. 75. 76. 79. 

167) Dies kann man schon daraus folgern, dass der in den 
vorstehenden drei Urkunden genannte Syndicus Albert höchst wahr- 
scheinlich derselbe Albert ist, der kurze Zeit darauf als Stadtvogt 
und Mitglied des ins Leben getretenen Rathes auftritt. U.-B. Nr. 
101. 114. 134. Vergl. v. Bunge, Die Revaler Rathslinie S. 144. 

168) 8. z. B. U.-B. Nr. 549. 741. 

169) Das. Nr. 105. 110. 134. 292. 37J. 447. 

170) Das. Nr. 135 (vom J. 1234), 570 (v. 1298), 585. 636. 645. 
741. 

171) Das. Nr. 139 (von 1234), 567 (v. 1297), 720. 

172) Das Nr. 820 u. 21 (von 1258). 429. 431. 481. 563. 669. 597. 
740. 3053 u. a. 

173) Der einzige Fall, wo bei einer Verhandlung der Rath 
nicht als mitwirkend erwähnt wird, ist enthalten in der Urk. des 
Legaten, Bischofs Balduin, vom J. 1234 (U.-B. Nr. 135), welcher 
bezeugt, dass die universitaa civium liigenaium ihn gebeten, 56 von 
ihnen mit Gütern in Curland zu belehnen. 

174) Dahin gehören z. B. der Unterwerfungsvertrag mit den 
Curen (U.-B. Nr. 105,, die Verhandlungen mit dem Pabst (Nr. 320. 
21), Verträge und Bündnisse mit den Bischöfen (Nr. 134. 139. 
645), mit dem Orden (Nr. 739—41. 2717), mit dem Kloster Düna- 
münde (Nr. 374), mit dem Rig. Domcapitel (Nr. 429. 636. 720—23), mit 



Anmerkongen zum sweiten Abschnitt. 117 

dem König von Litthauen (Nr. 570), mit den Städten Lübeck und 
Wisby (Nr. 411. 481. 567. 569. 597) u. a. Für die Führung von 
Bechtshändeln wurden von dem Rathe und der Bürgerschaft gemein- 
schaftliche Vertreter, Procuratoren, bestellt (U.B. Nr. 585. 
3053). 

175) Obschon das Recht der Autonomie speciell dem Rathe 
verliehen war (s. oben S. 11 1 Anm. 101), so findet sich doch ein Fall, 
wo die Gemeinde hinzugezogen wurde, nämlich bei Abfassung der 
Bauordnung vom J. 1293, U.-B. Nr. 549. 

176) Auch hier findet sich nur eine Ausnahme: bei der Schen- 
kung eines Hofes in der Stadt an die Stadt Lübeck im J. 1231, 
U.-B. Nr. 110. 

177) U.-B. Nr. 3015 vom J. 1245. Dagegen verleiht der Rath 
im J. 1336 die Steuerfreiheit ohne Zuziehung der Gemeinde: Nr. 
766, a. 

178) S. oben S. 41 fgg. 

179) Notariatsinstrument vom 18. März 1330, U.-B. Nr. 789. 

180) Im Gegentheil gehörten zur nachmaligen grossen Gilde 
nicht nur Bürger, sondern auch Fremde. S. auch unten Anm. 192 
und die folgende Abtheilung Nr. 4. 

181) U.-B. Nr. 20: „Nulla gilda communis sine episcopi aucto- 
rUale atatueiur^ ne ex ea iudici civitatis in aliquo detrahatur, 
quia super gildas est principale iudicium^, 

182) S. unten Anm. 237. 

1 83) In dem Eingange der meisten dieser Scra'en heisst es, sie 
seien „mit Voll wort des Rathes^^ entworfen: s. z. B. das U.-B. Nr. 
1183. 1276. 1305. 1463. 1522 u. 23; seltener werden sie als vom 
Rathe „gegeben" bezeichnet, z. B. Nr. 969. 1521. In den älteren 
(Nr. 242 u. 950) ist der Betheiligung des Rathes bei der Abfassung 
zwar nicht gedacht, jedoch die obrigkeitliche Gewalt desselben 
anerkannt. S. die vorhergeh. Anm. 

184) Dafür spricht, dass die meisten Artikel der älteren Sera 
sich in der jüngeren dem Wortlaute nach wiederfinden, so dass 
letztere offenbar nur als eine Erweiterung der ersteren sich kund- 
giebt. 

185) In einem dem Anfange des siebenzehnten Jahrhunderts 

angehörenden Zusatsartikel (80) der Sera heisst es: „ is disse 

companie der groten gilile eins geworden etc,^^ 

186) Der erste Artikel dieser vom 18. December 1390 datirten 
Sera (U.-B. Nr. 1276) lautet: „^«r Diderlchk Kreyge, de dat hus 
upmwrede hir to Eige^ de bedichtete ene kumpanie, und alle de 
Dudeschen, de dar mede weren, de geven der kumpanie en hol- 
diek, de se hude uppe dessen dach hebben; se holden dat in eren 
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etc^. Daraus ist zu ersehen, dass die Companie geraume Zeit vor 
der Abfassung; der Sera gestiftet worden. 

187) S. besonders: (v. Gut zeit), Das Haus der kleinen Gilde, 
in den Kiga'schen Stadtblättem Jahrg. 1870. Nr. 26. 

188) U.-B. Nr. 950, 54. 72. 1332. Vergl. J. C. Brotze in den 
neuen nord. Miscell. Stck. 17. S. 102 Anm. *) 

189) Diesen drei Gilden werden in dem Testamente des Simon 
Taite vom Jahre 1392 (U.-B. Nr. 1335), in welchem vielfach die 
Kirchen und Stiftungen Kiga*s, aber auch Lemsars, bedacht wer- 
den, Vermächtnisse ausgesetzt, daher es nahe liegt, die genannten 
Gilden als in Riga bestehend vorauszusetzen. S. auch Böthführ, 
Rathslinie S. 85 Nr. 239. Uebrigens wird auch die Gilde der Ri- 
gischen Stadtdiener in deren Sera vom J. 1414 (U.-B. Nr. 1979) 
„Gilde unserer lieben Frauen^ genannt. S. noch über andere Gil- 
den Brotze a. a. 0. Ob die Gesellschaft der Schwarzenhäup- 
ter im 14. Jahrhundert bereits bestanden, ist zweifelhaft Die 
älteste bekannte Sera derselben ist vom J. 1416, U.-B. Nr. 2045. 
S. auch unten Anm. 270. 

190) S. W. £. Wilda, Das Gildewesen im Mittelalter (Halle 
1831. 8.) 8. 352 fg, 

191) In einer Urkunde des Rigi sehen Rathes vom J. 1352 (U.- 
B. Nr. 944), in welcher der Brüderschaft die Erwerbung eines 
Hauses gestattet wird, erhalten die am Schlüsse genannten Mit- 
f^lieder das Prädicat „Herr'', welches, ausser Rathsgliedern und 
Rittern, nur Geistlichen zustand. Andere Beweise dafür liefert das 
Erbebuch. S. darüber unten im 5. Capitel des 3. Abschnitts, und 
vergl. noch Brotze in den neuen nord. Mise. XI, 449, Napiersky 
a. a. 0. S. LX fg., auch v. Bunge, Revaler Rathslinie S. 104 
Anm. 57. 

192) Dafür spricht — anderer Gründe zu geschwcigen — der 
Umstand, dass gerade die bedeutendste der Gilden, die der Kauf- 
leute, nicht bloss Bürger, sondern auch „Gäste'' oder Fremde zu 
ihren Mitgliedern zählt (U.-B. Nr. 950), denen doch unmöglich eine 
Einwirkung auf die städtische Verfassung uud Verwaltung ein- 
geräumt gewesen sein kann. 

193) Das Nähere über diese gehöi-t in den dritten , von der 
Stadtverwaltung handelnden Abschnitt. 

194) Die einzelnen Scra'en, auf welche die nachstehende Dar- 
stellung sich gründet, sind: 1) die der Gilde des heil. Kreuzes vom 
Jahre 1252, U.-B. Nr. 242; 2) der Companie der Kaufleute vom 
J. 1354, Nr. 950; 3) des Goldschmiedeamtes vom J. 1360, Nr. 969; 
4) des Böttcheramtes vom J. 1375, Nr. 1522; 5) des Schmiedeamtes 
vom J. 1382, Nr. 1483; 6) die Krcyge'sche Sera für die Hand- 
werker überhaupt vom Jahre 1390, Nr. 1276; 7) die Sera des 
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Bäckeramtes vom J. 1392, Nr. 1305; 8) des Kürschneramtes vom 
J. 1397, Nr. 1463; 9) des Schneideramtes vom Ende des 14. Jahr- 
hunderts, Nr. 1521 und 10) des Schuhmacheramtes aus derselben 
Zeit, Nr. 1523. Sie werden in den folgenden Anmerkungen, der 
Kürze wegen, nur nach den Nummern des IJrkundenbuchcs citirt. 

195) S. z. B. Nr. 950, 1. 2. 1276, 1. 1463, 1. 

196) Nr. 242, 11. 22. 36. 1276, 10. 12. 1463, 10. U. Die 
Schwestern scheinen übrigens nicht voll berechtigt gewesen zu 
sein: 8. z. B. Nr. 1276, 26. 

197) Dessen wird zwar in keiner Sera ausdrücklich gedacht; 
es ist aber dieses Bequisit eine noth wendige Voraussetzung der 
übrigen. 

19S) Nr. 950, 2. 79. 969, 5. 1183, 4. 1463, 1. 1523, 1 

199) Nr. 950, 2. 1183, 4. 1276, 3. 1305, 1. 1463, 1. 22. 1522, 10. 
1523, I. 2. 

200) Nr. 969, 4. 1188, 5. 1305, 3. 1521, 1. 1522, 10. 1523, 3. 

201) Nr. 1276, 28. 1305,2. 1521,1. S. unten die Zunftverfassung. 

202) Nr. 950, 6. 1522, 11. Vergl. auch Nr. 1305, 7. 1276, 14. 
1463, 13. 1521, 25. 1523, 20. 

203) Nr. 950, 5. 

204) Nr. 242, 36. 

205) Nr. 242, 7. 8. 969, 14 

206) S. besonders Nr. 1305, 7: „So weichet mann in unser 
cumpanie loere, der sich befreien will, der sehe darzUf das er sich 
nicht vernieder an ein weib zu nehmende, also berüchtet, unecht 
oder undeutsch geboren ; und nehme der mann dar welche zum 
weibcj der soll der cumpanie und fies amtes entbehren^*, S. auch 
Nr. 242, 34. 950, 58. 1276, 19. 1305,7. 1523,5, und vergl. Nr. 1183 
9 und 1468, 13. 

207) Nr. 242, 27. 

208) Nr. 950, 4. 15. 

209) Dahin dürfte zu deuten sein der etwas dunkle Art. 42 
der Sera Nr. 950: „TTerß dat also, dat ein man queme ut unser 
kumpanie, den God geplaget hadde, dat sin gut not were worden, 
dem schal men untwiken also lange ^ went he dat sine berichtet 
hevet^ und schal he den hof rumen,^^ S. auch C. E. Napiersky 
in den Monum. Liv. IV, CCXXXVII. Anm. 1. 

210) Nr. 242, 11—16. 950, 4. 26. 1523, 25. 26. 

211) Nr. 242, 23. 35. 950, 52. 1183, 20. 1276, 13. 1305, 6. 10. 
1463, 8. 1521, 15. 1523, 9. 24. 

212) Nr. 242, 24. 39. 950, 53. 1463, 7. 

213) Am ausführlichsten handeln davon Nr. 242 u. 950; s. aber 
auch Nr. 1183, 10. 1276, 31. 1305, 9. 1521, 12. 13. 19. Nur in 
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Nr. 969 u. 1522 (den Scra'en der Goldschmiede und der Böttcher) 
ist von Gelagen nicht die Bede. 

214) Nr. 242, 22. 26. 950, 25. 1276, 2. 1468, 7. 1523, 10. 

215) Wenigstens ist nirgends von einem anderen Getränke die 
Bede. Charakteristisch ist die Bestimmung in Nr. 950, 66: 

„ einen (d. i. denselben) tappen to lopende und enerleie beer 

to drinkende^ dem jungen als dem olden.^* 

216) Nr. 242, 17. 950, 3. 8. 11S3, 9. Nach Nr. 242, 36 dürfen 
keine Weber und BadstÜber als (^äste eingeführt werden, nach 
Nr. 950, 35 Niemand, der um Lohn dient. 

217) Nr. 242, 2^. 950, 7. 44. 

218) Nr. 950, 29. 66. 

219) Nr. 960, 34. 1183, 19. 1276, 17. 1521, 8. 
220; Nr. 242, 4. 950, 47. 1276, 11. 

221) Nr. 242, 2. 6. 7. 9. 950, 8. 12. 16—19. 22. 34. 88. 89. 46. 
1276, 12. 24. 25. 29. 1463, 11. 12. 1529, 9. 12. 21. 1523, 15. 

222) Nr. 950, 30. 31. 49. 

223) Nr. 950, 20. 

224) Bei einigen Handwerksgiiden scheint er „Werkmeister" 
geheissen zu haben. B. Nr. 1183. 1463. 1521. 

225) S. unten Anm. 235. Ausnahmsweise erscheinen beim Bäcker- 
amte zwei von dem Käthe eingesetzte Aelterleute. Nr. 1305, 11. 

226) Nr. 242, 5. 950, 13. 1305, 5. 1521. 4. 

227) Nr. 242, 2. 10. 950, 11. 20. 32. 1463, 9. 10. 1522, 22. 
1523, 11 u. a. 

228; Nr. 242, 7. 950, 11. 28. 59. 1276, 18 (hier heissen sie 
„Kumpane'O' 1463, 5. 

229) Nr. 950, 20. 28. 55. 59. 70. 1521, 22. 1523, 14. 

230) Nr. 242, 19. 950, 15. 1183, 11. 22. 1305, 20. 1463, 18. 30. 
1521, 11. 1522, 3. 13. 16. 1523, 14. 

231) Nr. 242, 10. 950, 16. 1188, 22. 1276, 25. 1805, 20. 

232) In Nr. 950, 33. 45. 60 ist diese Verrichtung besonders 
dazu ernannten Schenken übertragen. In den Handwerk sämtern 
hatten die jüngsten Meister dieses Amt zu übernehmen. Nr. 1183, 17. 
1523, 12. 

233) Nr. 242, 21. 31. 950, 36. 44. 45. 57. 1183, 18. 1276, 9. 21. 
31. 41. 1521, 19. 20. 

234) Nr. 242, 29. 950, 51. 76. 

235) Nr. 950, 43. 1183, 18. 1305, 8. 1468, 5. 1521, 8. 

236) Nr. 242, 10.38. 950, 15. 969, 18. 1183,22. 1276,42. 
1521, 33. 1523, 34. 8. auch oben S. 81 fg. 

237) Nr. 1805, 6. 1463, 30. 31. 1523, 16. S. auch oben 8. 84. 

238) Dies geht aus vielfachen Urkunden hervor, in denen 
Pilgerfahrten, besonders aus Norddeutschen Städten, nach Riga 
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(bis zum Jahr 1288) bezeugt werden; s. das U.-B. Beg. 455, b. 
468, aa. 539, b. 564. 600. 601. 603. S. auch H. Hildebrand, Das 
Big. Schuldbuch S. XXXVI; vergl. das. S. XII Anm. 8 und 
Fabricius, Das älteste Stralsunder Stadtbuch, S 6. 12. 14. 48. 
Nr. 33. 150. 193. 208. 

239) In der Urk. des Erzbischofs Albert vom Jahr 1272 (U.-B. 
Nr. 431), durch welche er die Kigische Stadtmark erweitert, heisst 
es: ^ßweSf tanquam tutores et poseessores predictarum terrarum, 
mercatorea et peregrinoa in eadem iura predictarum terrarum, 
sicut se ipsoSj admittant, et pari gaudeant libertcUe,"^ 

240) In der Einleitung : j^aicut in Riga unum ius habent pere- 
grini cum urbanis et urbani cum peregrinis^^ Vergl. auch die 
Verordnung für die Pilger und Gäste in den umgearbeiten Statuten, 
bei Napiersky S. 142 und oben Anm. 157. 

241) U.-B. Nr. 78 u. 431 von den Jahren 1226 u. 1272. 

242) Das. Nr. 3026 vom Jahr 1255. 

243) Umgearb. Stat. II, 17. Das Nähere s. in dem Abschnitte 
über das g^richtl. Verfahren. 

244) S. unten Anm. 255. 

245) Auf die Pilger im eigentlichen Sinne kann diese Be- 
stimmung schon deshalb nicht bezogen werden, weil sie nur im 
Interesse der bürgerlichen Nahrung getroffen ist, welche den 
Pilgern fern lag. S. übrigens auch noch unten Anm. 248. 

246) S. die in der Anm. 240 citirte Verordnung für die Pilger. 

247) Diese Vergünstigungen und Sonderbestimmungengehören 
theils dem Handelsrecht, theils dem Strafrecht, theüs dem ge- 
richtlichen Verfahren an. 

248) S. die Chronik Heinrichs v. L. an vielen Stellen und 

besonders XI, 8: „ relicto epiacopo in Dunemunda, qui 

solito more iturus erat in Teutoniam, pro colligendis peregrinüf 
in aequentem annum, Nam et illi, qui iam annum peregrinationia 
aue expleverant, ad redeundum in Teutoniam parati erantJ''' 

249) Vergl. überhaupt H. Hildebrand a. a. 0. S. XXXV fg. 

250) S. das U.-B. Nr. 104 vom Jahr 1231 a. £. 

251) Dies darf wohl geschlossen werden aus der Inscription 
des Bigbchen Schuldbuches vom Jahr 1295 Nr. 1756, nach welcher 
B. von Velyn jjteregrinia^^ die Summe von 21 Mark schuldete. 

252) Heinrich v. L. XXVHI, d. 
258) Ü.-B. Nr. 570 vom Jahr 1298. 

254) U.-B. Nr. 62 u. 63 vom Jahr 1224. S. auch Heinrich 
V. L. a. a. 0. 

255) Verordnung für die Pilger in den umgearbeiteten Statuten : 
„/« et oh alao, da>t de pelegrime enen voget keaen willen, den acoln 
se keaen mit vulbort dea radea, und ao wanne ae en gekoren hebben^ 
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so Bcoln ae en uppe fhit hus bringen vor den ratj und 00 

aal men eme seggen , dat he richten M over ile pelegrime , so we 
over se klaget, mi uses «tofles rechte, Mer klaget en pelegrim v/p 
enen man, he ni gast ofte borgere, de negen pelegrim en is, dat 
sal richten des Stades voget.^' Hier wird der Unterschied zwischen 
den Pilgern und den Gästen im engeren Sinne deutlich aus- 
gesprochen. 

256) Die sog. Schuldknechtschaft, von weicher im gericht- 
lichen Verfahren zu handeln ist, darf als eine Art von Eigen- 
gehörigkeit nicht aufgefasst werden. 

257) Urogearb. Rig. Stat. VI, 6. 

258) Kigisch - Hapsai'sches Stadtrecht Art. 48. Umgearb. 
Stat. VI, 10. 

259) Aeltestcs St.-K. Art. 21. Vergl. auch den Art. 47 des Rig.- 
Haps. Stadtrechts, der aber offenbar durch eine Auslassung comim- 
pirt ist. Umgearb. Stat. VI, 9. 

260) Umgearb. Stat. I, .31. S. darüber Napiersky 8. LXXI. 

261) S. V. Bunge, Geschichtl. Entwickelung der Standes- 
Verhältnisse S. 6 fgg. 

262) Selbst noch im fünfzehnten Jahrhundert hat die Stadt 
Riga an keiner der verschiedenen Einigungen über die Ana- 
antwortung der Bauern, weiche die Livländischen Landesherren 
und Stände abschlössen iv. Bunge a. a. 0. S. u. 23ig.), Antheil 
genommen. 

263) S. 86. 

264) Aelt. Rig. St.-R. Art 43. 44. 

265) Urk. vom 9. August 1231, U.-B. Nr. 109. 

266) Urk. vom 16. Februar 1232, das. Nr. 125. 

267) Urk. vom jl. März 1234, das. Nr. 134. 

268) Urk. vom 1. April 1234, das. Nr. 135. 

269) Bulle Gregors IX. vom 21. Februar 1234, das. Nr. 132, 
und Alberich's Chronik, in Pertz, monum. Germ. XXIII, 940. 
Der Lehnbrief vom 1. April 1234 (Anm. 268), den Baiduin kraft 
seiner Würde ab Legat ertheilt hatte, war hiemach eigentlich 
nichtig, da Baiduin bereits dieser Würde entsetzt war, wenngleich 
ihm dies bei der Ausfertigung noch nicht bekannt sein mochte. — 
S. auch noch Ph. Schwartz, Curiand im 13. Jahrhundert 
S. 33 fgg. 

270) Ansprüche auf diese Besitzungen machte freilich Riga 
noch lange Zeit geltend (s. oben S. 15 fg.), und vielleicht ist darauf 
die sonst unverständliche Regeste einer Bulle Innocenz* IV. vom J. 1248 
zu beziehen: „Innocentius IV., pontificcUvs sui anno 6,^ suseipit 
in protectionem apostolicam collegium militum civitatis Rigenaiä^* 
U.-B. VI, 11. Reg. 220, a. — Die vielfach verbreitete Ansicht, daas 
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in diesen Belehnungen der Ursprung des Rigischen Schwarzen- 
häuptercorps zu suchen sei, erweist sich nach allem Angeführten 
als hinfallig. 

271) Urk. vom 18. April 1226, U.-B. Nr. 2717. 

272) Urk. vom Jahr 1255, das. Nr. 3026. 

273) S. überhaupt oben S. 18 fg. 

274) Vertrag der Stadt mit dem Orden der Schwertbrüder 
vom 18. April 1226 (U.-B. Nr. 2717): „De expeditionihus ita con- 
venerunty quod civitas iuvet magistrum^ quantum ipsi civüati con- 
veniena esse videbitur, et magister iuvet civltcUem^ quantum ipsi 
magistro conveniens videbitur esse*^ Urk. des Ordensmeisters 
Anno vom Jahr 1255 (das. Nr. 3026): f,Jdoch so ne sint de borgere 
nicht plichtig herevart to varende up ile heidenschap ^ si ne don 
is mit eres selves willen.*^ 

275) Die Angabe C.E. Napi ersky 's (Monum. Liv. IV, XXXIX), 
dass dies schon im ersten Viertel des dreizehnten Jahrhunderts 
geschehen, beruht, wie aus der Berufung auf mehrere Stellen aus 
Heinrich v. L. erhellt, auf einem Missverständniss. Denn unter 
den ,^Rigenses^\ welche Heinrich die Kriegszüge gegen die Heiden 
nicht nur mitmachen, sondern geradezu anordnen und unter- 
nehmen lässt (XIX, 9. XX, 6. XXII, 9. XXVII, 6), sind keines- 
wegs die Bigischen Bürger, sondern die Deutschen in Biga, zu- 
nächst die Pilger, die bischöflichen Vasallen imd die Ordensbrüder, 
zu verstehen. Für denselben Begriff hat auch die Keimchronik 
den ähnlichen Ausdruck: „Die von Riga**. S. z. B. Vers 1571. 1913. 
Vergl. auch v. Bunge, Das Herzogthum Estland, S. 17 u. oben 
Anm. 75. Dass die Bürger an dem ums J. 1250 unternommenen Feld- 
zuge gegen Litthauen noch nicht Antheil genommen, ersieht man aus 
der Erzählung der Reimchronik V. 3391 fgg. von der Freude der 
Bürger über die Siegesberichte des heimgekehrten Ordensheeres. 

276) Reimchronik V. 9537 ums Jahr 1280: y,Burger von Rige 
waren mite^ Das von alders war ir site,^*" 

277) Der erste von der Reimchronik (Vers 6918 fgg.) erwähnte 
Fall ist ein Kampf gegen die Litthauer bei Dünamünde im J. 1268. 
S. noch Vers 10,215, betr. die Schlacht bei Riga im J. 1287. 

278) Reimchronik V. 9537. 10577. 11166. 11860. 

279) S. oben S. 28. 

280) S. 8 fg. S. 65 fgg. 

281) S. das U.-B. Nr. 1183, 5. 1463, 1. 1493, 40. 1523, 3. 7. 

282) Vergl. das. Nr. 1593, 8. 

283) Unter den Ausgaben der Kämmerer für das Jahr 1405 
findet sich der Posten: „i*/a mk. 8 ore vor swevel to dem bussen- 
crude to makendeJ'*' U.-B. IV. Sp. 872. Im Jahr 1420 Hess der 
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Bath für 96 Mark und 14 Ore Salpeter und Schwefel aus Flandern 
holen. U.-B. Nr. 2358. 

284) Heinrich v. L. (XIV, 5) berichtet bereits beim J. 1210 
über die ^^campana, que taniummodo tempore belli pulaahatur,*'^ 
Sie schmolz zwar l)ei der Feuersbrunst vom Jahr 1215 ein, wurde 
aber durch eine neue, grössere, ersetzt. Das. XVIII, 6. 

285) VergL das U.-B. Nr. 1183, 16. 

286) Vergl. die Chronik Albrecht v. Bardewik's in 
V. Bunge 's Archiv II, 228. 

287) Urk. vom 16. Februar 1232, U.-B. Nr. 125. In den 
Rftmmereirechnungen vom Jahr 1405 findet sich unter den Aus- 
gaben verzeichnet: ,,27 ore 1 art, vor en banner to malende}*' 

288) S. besonders die Urk. vom 10. Novbr. 1343, U.-B. Nr. 821, 
oben S. 107 Anm. 73. 

289) Nicht wenig mag dazu die Kirchen Versammlung 
beigetragen haben, welche der Legat, Bischof Wilhelm von Modena, 
in der Fastenzeit des Jahres 1226 in der Domkirche zu Biga ab- 
hielt (Heinrich v. L. XXIX, 8). Leider haben sich über die 
dort gefassten Beschlüsse keine Nachrichten erhalten. 

290) S. das U.-B. Nr. 85, a. 126. 865. 

291) S. unten die Darstellung des Gerichtswesens und des 
Gerichtsverfahrens. 

292) Vergl. darüber v. Bunge*s Baltische Geschichtsstudien 
II, 78 fg. 



Dritter Abschnitt 

Verwaltung der Stadt. 

Einleitung. 

Ueber die die Verwaltung des Städtewesens leitenden 
Organe ist bereits bei der Darstellung der Stadtverfassung 
das Behufige beigebracht worden. Die Verwaltung lag 
in den Händen des Rathes in seinem ganzen Bestände 
und der einzelnen Glieder desselben, je nach den ihnen 
durch die Verfassung zugewiesenen Zweigen. Es kommen 
daher in diesem Abschnitte nur die materiellen Beziehun- 
gen und Verhältnisse in Betracht, und diese betreffen: 

1) die Verwaltung der Polizei, 

2) die Finanzverwaltung, 

3) den Betrieb der Gewerbe und Handwerke, 

4) den Handel und 

5) die öffentlichen und gemeinnützigen Anstalten, Klö- 
ster, Kirchen, Schulen und Stiftungen. 
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Erstes Capitel. 
Die Polizeiverwaltung. 

i. 

Uaellen des Polizeirechts. Barspraken. 

JÜie polizeilichen Vorschriften finden sich aufgezeich- 
net in den vom Käthe erlassenen sog. Burspraken^ eivi" 
loquiü, auch plebüoquia^ welche jährlich am Sonntag vor 
dem St. Michaelistage von dem Kathhause herab öffent- 
lich verlesen wurden. Die älteste auf uns gekommene 
Rigische Bursprake ist vom St. Michaelistage 1376 datirt 
und enthält 42 Sätze oder Artikel (1); dass dies aber 
nicht die überhaupt älteste Kedaction ist, dürfte keinem 
Zweifel unterliegen ^ da fast ein Jahrhundert früher der 
Publication von Burspraken in den zur Hanse gehörigen 
Städten Erwähnung geschieht (2). Aus den Uschriften 
jener ältesten sowohl, als der späteren Aufzeichnungen 
ersieht man^ dass die Burspraken alljährlich vor der Publi- 
cation von dem Käthe einer Revision unterzogen^ und, je 
nach dem Zeitbedürfniss^ durch Streichung einzelner Artikel 
gekürzt, durch Ilinzufügung neuer erweitert, zuweilen 
durch neue Kedaction der stehenbleibenden emendirt 
wurden (3). Aus dem vierzehnten Jahrhundert sind noch 
zwei jüngere Redactionen erhalten, deren eine vom Jahre 
1384 60, die andere vom Jahre 1399 nur 46 Artikel ent- 
hält (4), von denen der grösstc Theil mit denen der Re- 
daction vom Jahre 1376 wörtlich übereinstimmend ist. Im 
Allgemeinen ist noch zu bemerken, dass die Uebertretung 
der meisten Vorschriften mit Strafe, und zwar in der 
Regel mit einer Geldstrafe (Weddc) von verschiedenem 
Betrage, bedroht ist ; in einzelnen Fällen sind auch höhere, 
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selbst peinliche Strafen angeordnet^ wie seines Orts — im 
Strafrecht — zu ersehen sein wird. 



n. 

Sicberheits- nnd Ordnnn^spolizei. 

Von den Anstalten zur Sicherung der Stadteinwohner 
gegen feindlichen Ueberfall, insbesondere vom Wache- 
dienst, ist bereits in der Darstellung der Kriegsver- 
fassung gehandelt worden (5). Hier ist nur nachzutragen, 
dass nicht nur jeder Bürger, sondern auch jeder Haus- 
eigenthümer, wenn er auch nicht das Bürgerrecht ge- 
wonnen, zu Wachediensten verpflichtet war (6), wenn sie 
ihm nicht ausdrücklich erlassen worden (7). 

Dass in der inneren Stadt nur feuerfeste Gebäude er- 
richtet werden durften, ist gleichfalls schon früher er- 
wähnt (8). In Beziehung auf Feuerlös chanstalten 
ist vorgeschrieben, dass jeder Hauseigenthümer vor sei- 
nem Hause einen Vorrath von Wasser stets bereit halten 
soll (9). Beim Ausbruch eines Feuers ist der Wirth des da- 
von ergriflfenen Hauses verpflichtet, das Gerüfte zu erheben. 
Jeder, der dieses Gerüfte, so wie die demnächst zu läu- 
tende Feuerglocke hört, ist verbunden, mit Spännen und 
sonstigen Wassergefässen , so wie mit Aexten versehen, 
Behufs Löschung des Brandes herbeizueilen (10). Zur 
Verhinderung des weiteren Umsichgreifens des Feuers 
können „die Rathmannen" das Niederreissen eines Gebäudes 
anordnen, und darf der Eigenthümer sich dem nicht wider- 
setzen. Gelangt dann das Feuer nicht zu dem Platze, auf 
welchem das niedergerissene Gebäude gestanden, so wird die 
Hälfte des Werthes, den es zur Zeit gehabt, dem Eigen- 
thümer von der Stadt ersetzt; geht dagegen das Feuer 
über den Platz hinweg, so hat der Eigenthümer keinen An- 
spruch auf Schadensersatz (11). — Zwischen dem ßath- 
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hause und der Düna musste ein Raum unbebaut gelassen 
werden^ um zur Lagerung der aus dem Brande geretteten 
Sachen zu dienen (12). 

Zur Ordnungs-, insbesondere Strassenpolizei 
findet sich angeordnet: Es soll kein Grus, Schnee oder 
Mist auf die Düna und auf die Hölmer^ sondern nur auf 
den ,,Sandberg^^ geführt und dort umgestürzt werden (13). 
Schlamm und Unrath darf Niemand an die Stadtmauer 
— weder innerhalb noch ausserhalb — und Schiffsballast 
nicht auf den Strand oder auf das Bollwerk werfen (14). 
Schweine soll man nicht vor den Thoren in ^^Kabusen'^ 
d. i. kleinen Hütten, halten^ noch füttern (15). — Auf dem 
Bigebache darf Holz nicht gefiösst^ sondern nur in Lodjen 
(Böten) transportirt werden (16). 

Auf der Strasse soll Jedermann Abends anständis: 
gehen, ohne zu schreien und zu kreischen^ bei ernster 
Strafe (17). 

m. 

Handels- und Marktpolizei. 

Alle Waaren, inftbesondere Lebensmittel, welche voni 
Lande zum Verkauf in die Stadt kommen, müssen auf den 
Markt gebracht werden (18). Der Ankauf von dergleichen 
Waaren ausserhalb der Pforten (sog. Vorkäuferei) Lst 
verboten (19). Dem Landmann ist es indessen unbenommen, 
seine Waäre auch auf den Strassen feilzubieten (20) ) auch 
darf er dieselbe in ein bestimmtes Haus, Bude oder Her- 
berge bringen (21), nur muss dies mit seinem freien 
Willen geschehen, ohne dass er dazu eingeladen oder ge- 
zwungen wird (22). — Auf dem Markte soll Jedermann 
nur für seinen Bedarf, nicht zum Wiederverkauf (Auf- 
käufereij^ einkaufen (28). Auch ist das Würfeln oder 
Looscn {dohhelm) um die Waarc, ehe sie gekauft ist, 
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untersagt (24). Knochenhauer dürfen drei Wochen vor 
und drei Wochen nach St. Michaelis kein Vieh auf <!em 
Markte kaufen ^ bis die Bürger sich damit versorgt (25). 
Fischer müssen die auf den Markt gebrachten frischen 
Fische insgesammt verkaufen und dürfen sie nicht wieder 
fortbringen ; die dennoch etwa fortgebrachten werden ihnen 
zum Besten der milden Stiftungen weggenommen (26). 
Hering und Holz dürfen nicht auf den Markt gebracht wer- 
den (27). 

Das Verbot der Vorkäuferei ausserhalb der Pforten 
erstreckt sich nicht auf Waaren, welche zu Schiffe ange- 
führt werden. Solche darf Jeder vom Schiffe kaufen, 
nur nicht „vor der Werkglocke" (?) ; auch darf das Schiff 
nicht eher besucht werden, bis der Schiffer den Steg 
gelegt hat (28). 

IV. 

Sitten- nnd Lnxnspolizei. Feste. Spiele*). 

Der Hang zu leiblichen Genüssen, der im Mittelalter 
in den Städten des Occidents so allgemein verbreitet 
war (29), fand mit der Deutschen Einwanderung auch in 
Riga früh Eingang. Besonders waren es Schmausereien 
und Trinkgelage, zu deren Veranstaltung jede denkbare 
Veranlassung benutzt wurde. Die Festlichkeiten waren 
tbeils öffentliche, an den vielen Kirchenfesten oder „Hei- 
ligentagen" (30), desgleichen bei der Wiederkehr der 
j£^hreszeiten , bei Gelegenheit der öffentlichen Versamm- 
lungen zur Berathung städtischer, Gemeinde- und Ge- 
nossenschafts-Angelegenheiten, — theils Familienfeste. 

Die öffentlichen Feste wurden nicht von der 
ganzen Stadtgemeinde begangen, sondern in der Regel 
im Kreise der Genossen der einzelnen Corporationen, 
wiewohl mit Zulassung von Gästen. Von den Trink- 

T. Bunge, Die Stadt Riga. 9 
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gcltLf^etiy di'unke, der Art iBt bereits oben gehandelt wor- 
den (31). Jenen Cor];)orationen ^ng übrigeiA der liath 
mit Heinem Bciflpiel voran. Er veranstaltete auf dem 
liathhause jährlich vier Trinkgelage: zu Fastnacht^ zu 
Pfingsten, zu Martini und zu Weihnachten. Ausserdem 
gab es noch ,,in den Menden^^^ d. i. in der Woche nach 
St. Michaelis, wahrscheinlich bei Gelegenheit der Kaths- 
walil, eine ,,Köste'% d. i. eine Schmauserei. Mit solchen 
Kosten wurden auch der Landesherr, — der Erzbischof, 
später auch der Ordensmeister, — dengleichen fremde 
»Sendeboten, wenn sie nach Riga kamen, von dem Käthe 
bewirthet. Der Aufwand dabei war nicht gering: in 
einem Jahre (1405) betrugen die Ausgaben: für Wein 
80 Mark, für Bier 57* Mark, fiir „Krude*^, d. i. Gewürz, 
Specereien (31,a), „den Winter über'* 9 Mark, dem Kuchen- 
bäcker 13 C)er, ausserdem, ohne nähere Bezeichnung des 
Gegenstandes, 257« Mark, in Allem 128 Mark (32), oder, 
die Mark Silber zu 12,8« Thalcr gerechnet, 1650 Thaler, 
eine für jene Zeit sehr ansehniielie Summe. 

Dem liathe stand in Bezug auf Festgclage am näch- 
sten die Companie der Kaufleute. Wie oft im Jahre sie 
ihre „Drunke^^ hielt, ist aus der Sera nicht zu entnehmen; 
nur so viel ersieht man, dass sie zu Weihnahten eine Zeit 
lang unterblieben (33). Dagegen beging diese Oesellschaft 
Festlichkeiten , von denen sonst in Kiga nicht die liede 
ist, und die zunächst in Musik (34) und Tanz be- 
standen. Der letztere beschränkte sich nicht auf das Fest- 
local, sondern es bewegte sich der Zug der Tanzenden 
auch auf der Strasse und dem Markte fort, lieber den 
letzteren durften jedoch, ohne ausdrückliche Erlaubniss des 
Aeltermannes , nicht mehr als drei Trupps (V äiiat) zu- 
sammen sich fortbewegen (3b). — Eine besondere Feier 
galt dem Eintritte des Frühlings: am 1. Mai zr)g die Ge- 
sellschaft zu Pferde zur Stadt hinaus „aufs Feld'^ Hier 
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wurden Waffenübungen ausgeführt, und derjenige, der 
bei diesen den Preis erhalten, wurde zum Maigrafen 
gewählt und musste eine Koste veranstalten. Der Aelter- 
mann durfte nicht zugleich Maigraf sein (36). Von die- 
sem Maigrafenfeste verschieden scheinen die Schützen- 
trünke gewesen zu sein, in Betreff deren die Sera ver- 
ordnet: Die Schützen sollen vier Tage nach einander 
trinken; trifft es sich jedoch, dass der Maitag in der 
Schützen Trünke fällt, so sollen die Schützen den einen 
Tag dem Maigrafen weichen: „denn es ist sein höchster 
Tag*' (37). — Bei all diesen Festlichkeiten war das Dob- 
beln, d. i. Würfeln, und wohl jedes Hazardspiel, unter- 
sagt (38). 

In der Fastnacht waren Tänze, auch über die Strasse, 
wie es scheint, allgemein üblich (39), wobei die Theil- 
nehmer in der Eegel vermummt, als ^^schodaveV^ (Scheu- 
teufel) und j^met Vordecken antlate^^ (mit einer Larve) er- 
schienen, was aber bei drei Mark Strafe verboten wurde (40). 

Bei den freudigen Familienfesten, gewöhnlich 
j^blidschop^ genannt, namentlich bei Hochzeiten, Kind- 
taufen, Kirchgängen der Wöchnerinnen, pflegte — zunächst 
von den reicheren Bürgern — so grosser Aufwand getrieben 
zu werden, dass der Rath sich veranlasst sah, den Luxus 
beschränkende Verordnungen zu erlassen. Auf dem 
Bathhause war, wenigstens seit dem Jahre 1384, eine 
Hochzeitsordnung ausgelegt, auf deren Befolgung Jeder- 
mann durch die Bursprake verwiesen wurde (41). Kurze 
Zeit darauf, im Jahre 1399, wurde eine Verordnung über 
Festlichkeiten (blidscJiop) im Allgemeinen, insbesondere 
über das Tragep von Geschmeide, über Kindelbett- und 
Kindtauffeier, in gleicher Weise zur allgemeinen Nach- 
achtung bekannt geinacht (42). Der nähere Inhalt dieser 
Verordnungen ist unbekannt (43); allein die Burspraken 
aus dieser Zeit enthalten auch einige dahin zielende Vor- 

9* 
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Schriften. Darnach soll, wenn eine Frau nach dem Kind- 
bett in die Kirche geht, oder wenn ein Kind (um ge- 
tauft zu werden) zur Kirche gebracht wird, das Gefolge 
(trecke) nicht grösser sein, als „mit sechs Frauen^*, und soll 
überdies keine Koste stattfinden (44). Wer Hochzeit 
(brutlacht) halten will, soll keine „Versammlung oder Zug^ 
zu der Braut, ebensowenig die Braut zu dem Bräutigam 
veranstalten „vor dem letzten Mende^ (44, a). Auch soll 
man kein grosses Gelage (upalach) anrichten und nicht 
mehr als zwei Fackeln (iorlitzen) vor der Braut her- 
tragen (45). — Jungfrauen unter zehn Jahren dürfen zu 
dergleichen Festlickeiten nicht zugezogen werden (46j. 

In Beziehung auf den Luxus in Kleidungsstücken 
wird Frauen und Jungfrauen untersagt das Tragen von 
Geschmeide aller Art und von goldenen und silbernen 
Gürteln (? ljorden)\ gestattet sind nur (goldene und sil- 
berne) Knöpfe zu den Röcken und Armspangen (47), 

Schliesslich ist hier noch die, übrigens nur in der 
ältesten bekannten Bursprake enthaltene, in den späteren 
weggelassene Bestimmung zu erwähnen, dass keine ledige 
Magd bei einer Mark Strafe „auf sich selber fahren** 
(^heisst wahrscheinlich : eine eigene Wohnung haben) soll, 
sie habe denn zehn Mark Kigisch (48). 

V. 

Verpflegangs- und Medicinalpolizel. 

Nur höchst dürftige Nachrichten haben sich über die 
Sorge der (Obrigkeit für die Verpflegung und Gesundheit 
der Stadteinwohncr erhalten. Bei Gelegenheit der Be- 
lagerung der Stadt durch den Orden im Jahre 1330 er- 
fahren wir, dass kurz vor der Uebcrgabe der Kath nur 
noch 3V2 Lasten Mehl „für den Bedarf des dürftigen ge- 
meinen Volks" im Vorrath hatte ''49). Wenn dies auch 
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nicht — wenigstens nicht mit Sicherheit — auf das Vor- 
handensein eines föimlichen Vorrathsmagazins schliessen 
läset, so ist doch so viel gewies, dass die Stadt zu gewöhn- 
lichen Zeiten bedeutende Quantitäten von Getreide aller 
Art in ihren Thürmen aufgespeichert hatte, wie sich dies 
aus den Berichten ergiebt, welche die Landvögte über die 
Ernten von dem für Kosten der Stadt angebauten Theile 
der Stadt mark jährlich abstatteten (50) 

In einer Stadt, wie Kiga in unserem Zeitraum war, 
kann es anAerzten nicht gefehlt haben. Als solche 
finden wir schon am Ende des dreizehnten Jahrhunderts 
genannt einen medicus Bruno und einen cyt'urgicua Jo- 
liannea (50, a). -Hundert Jahre später wird im Erbebuche 
ein jyTnaijfider Conradus lanhut, ci/j'urfiinis^^, als Erwerber 
eines Hauses in der Stadt aufgeführt; er ist unstreitig 
identisch mit „Meister Cord, dem Arzte", dem im Jahre 
1405 von den Kämmerern 3 Mark als Jahreslohn gezahlt 
wurden (51). — In demselben Jahre bringen die Käm- 
merer in Rechnung: „1 Mark des Apothekers Bude 
zu machen'' (52). Dies ist wohl von einer Reparatur der 
Bude, d. i. des kleinen Wohnhauses, zu verstehen (53), 
welches demnach städtisches Eigenthum und dem Apo- 
theker wahrscheinlich zur unentgeltlichen Benutzung ein- 
geräumt war. — Hierher gehört endlich auch noch die 
Unterhaltung öffentlicher Badestuben, deren wir in 
den Kämmereirechnungen drei angeführt finden : das magnum 
halnearn ante Schalporten ^ den Eesenstoven und den Saut- 
stoven^ gleichfalls nach den Pforten, bei denen sie lagen, 
so benannt. Sie wurden sämmtlich auf Kosten der Stadt 
unterhalten (54). 
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Zweites Oapitel. 
Die Finanzverwaltung. 

L 
Das unbewegliche StadtrennOgen. 

l/as Hauptvermögen der Stadt bestand in ihrem 
ausgedehnten Grundbesitze. Zwar wurden nicht bloss in 
der ersten Zeit, bei und gleich nach der Gründung der Stadt 
(55)9 sondern auch bis zum Ende des vierzehnten Jahr- 
hunderts und über dasselbe hinaus (56), sowohl inneriialb 
der Mauern, als auch in der Stadtmark, sehr viele Grund- 
stücke an Private, wie an Corporationen , verliehen (57); 
allein es blieb ein grosser, in der Stadtmark der bei wei- 
tem grössfe Theil im unmittelbaren Besitze der Stadt. In 
der inneren Stadt wurde ein nicht unbedeutender Theil 
des Areals von einer grossen Zahl öffentlicher Gebäude 
eingenommen (58), in der Stadtmark dagegen unter der 
Verwaltung der Landvögte ein sehr einträglicher Land- 
bau getrieben. Nach dem Berichte der letzteren bestand 
in dem — allerdings besonders ergiebigen — Jahre 1394 
die Ernte in 21 Lasten Winterroggen, 8 Löfen Sommer- 
roggen, 4 Vif Last 10 Löfen Gerste, 5 Lasten 10 Löfen 
Hafer, 1 Last Sommerweizen, 73 Löfen Buchweizen 
(krikhen) und 20 Löfen Erbsen, welche insgesammt in 
den Stadtthürmen aufgespeichert wurden; überdies ward 
in den Stadtkellcr für den Betrag von 12 Mark Honig 
geliefert (59). 

Aber auch von den sowohl in der inneren Stadt, als 
in der Mark, verliehenen Grundstücken bezog die Stadt 
nicht unbedeutende Einnahmen. Denn nur ausnahmsweise, 
in wenigen Fällen, wurden die Grundstücke steuerfrei 
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vergeben (60); in der Regel musste dafür ein fest nor- 
mirter Grundzins^ auch Erbzins oder ewiger Zins genannt 
(census arecdis seu perpeiuus) , entrichtet werden. In Be- 
treflf der Stadtmark insbesondere wurde vom Rathe bereits 
im Jahre 1232 festgesetzt, dass jeder Bürger, welcher für 
ewige Zeiten ein Grundstück angewiesen erhäh, dasselbe 
für die Mühe der Urbarmachung acht Jahre lang frei 
und ohne Erlegung eines Zinses besitzen solle. Nach 
Ablauf dieser Zeit aber ist von jeder Hufe (mansus) ein halber 
Ferding, und von jeder halben Hufe ein Loth an jähr- 
lichem Zins zu entrichten (61). Ueber den Betrag des 
Grundzinses für Bauplätze (areae) in der inneren Stadt 
wird es vermuthlich eine ähnliche Bestimmung gegeben ha- 
ben ; es haben sich jedoch weder darüber, noch über den 
Zins, den die in der Stadtmark angesiedelten Li ven und Selen 
zu erlegen hatten, nähere Nachrichten erhalten (62). Ein- 
mal wird auch bei der Verleihung eines grösseren Areals 
in der Stadtmark an ein Mitglied des Rathes diesem und 
seinen Rechtsnachfolgern die Entrichtung des Zehnten 
von allen Erzeugnissen auferlegt (63). So gering der 
Erbzins bemessen war, so machte doch, bei dem grossen 
Umfange des damit belegten Grundes und Bodens, der 
Gesammtbetrag desselben keine geringfügige Summe 
aus (64). 

Ausser den für öffentliche Zwecke bestimmten Ge- 
bäuden besass der Rath noch andere Häuser, desgleichen 
Buden, in der Stadt (65), aus welchen wahrscheinlich 
Miethzinse gezogen wurden. Auch die Fleischscharren, 
macella camificum, und die Brodbänke, scamna pütorum 
(66), mochten Eigenthum der Stadt sein und Miethzinse 
abwerfen (67). 
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IL 

Gefälle verschiedener Art. — Schoss*). 

Die übrigen Einnahmen der Stadt flössen aus den 
verschiedenartigsten Quellen, über welche an anderen 
Stellen das I^ehufige beigebracht ist^ und die hier daher 
bloss im Allgemeinen bezeichnet werden können. Es ge- 
hören dahin namentlich: 

1) die Gerichtsgefälle, bestehend in den von dem 
Richter für verschiedene Vergehen und Verbrechen den 
Schuldigen auferlegten Strafgeldern (68). Von diesen be- 
zog seit dem Jahre 1330 der Orden die Hälfte (69). 

2) Die Münzgefälle flössen aus dem Gewinn bei 
der Prägung der Scheidemünze (70). 

3) Gefälle aus verschiedenen fruchttragenden Ein- 
richtungen und Anstalten, wie der Wage, den Stadtmühlen, 
dem Kalkofen etc. (71). 

4) Das Bürgcrgeld (72). 

5) Das sog. erblose Gut (73). 

Die bisher aufgeführten Einkünfte mochten zur Be- 
streitung der regelmässigen Bedürfnisse des Gemein- 
wesens (74) ausreichen. War dies nicht der P^all, oder 
traten Verhältnisse ein, welche einen ausserordentlichen 
Aufwand erheischten, so hatte der Kath (75) die Befug- 
niss, zur Deckung des Kurzschusses eine Steuer, Schosn 
{Hrhot, collerta) genannt, anzuordnen. Dieser Schoss wurde 
entweder auf die (jrnmdstücke vertheilt, oder als Ver- 
mögenssteuer von den einzelnen, zu dem Zweck besonders 
abgeschätzten Bürgern erhoben (76). Die dem Orden 
gehörigen (irundstücke und Häuser (77), wahrscheinlich 
auch die der Kirchen (78) und der milden Stiftungen, 
waren vom Schon« licfreit; auch einzelne Privatgrund- 
sttickc erfreuten HJch solcher Befreiung (79). Für die 
Zahlung des Schosses wurde ein Termin festgesetzt; wer 
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diesen nicht einhielt, musste den doppelten Betrag ent- 
richten (80). Der Betrag des ganzen Schosses war selbst- 
verständlich je nach dem jedesmaligen Bedarf verschieden. 
Das einzige bekannte Beispiel ist vom Jahre 1368, in 
welchem, hauptsächlich zur Ausrüstung von Schiffen für 
den Krieg der Hanse gegen Dänemark, in Riga 304 V2 
Mark an Schoss erhoben wurden (81). — Für gleiche 
Zwecke wurde in der zweiten Hälfte des vierzehnten 
Jahrhunderts auf den Hansetagen auch die Erhebung eines 
Zolles von allen aus einer Hansestadt zu verschiffenden 
Waaren, des sog. Pfundgeldes oder Pfundzolles, an- 
geordnet, über welchen die Hanserecesse zahlreiche Be- 
stimmungen enthalten (82^ 

ni. 

Verwaltung der Einkünfte. — Ausgaben. 

Wie die Erhebung der Einnahmen, so lag auch die 
Verausgabung des Eingegangenen in der Stadt den Käm- 
merern, in der Mark den Landvögten ob (83), welche die 
laufenden Ausgaben ohne Weiteres, die ausserordentlichen 
auf besondere Anweisung des Rathes leisten mochten 
und jährlich Rechenschaft ablegten: die Kämmerer zu 
Michaelis, bei Gelegenheit der Rathswahl (84), die Land- 
vögte zu verschiedenen Zeiten in der ersten Jahreshälfte 
(85). Was die Ausgaben im Einzelnen anlangt, so dürfte 
ein nach Hauptrubriken geordneter Auszug aus den Rechen- 
schaftsberichten für ein Jahr am besten die Bedürfnisse des 
städtischen Gemeinwesens veranschaulichen. Von den 
Kämmereirechnungen liegt uns keine ältere vor, als vom 
Jahre 1405 (86), mit welcher wir die ziemlich gleich- 
zeitige der Landvögte vom Jahre 1403 (87) verbinden. 
Darnach gingen auf: 
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Hrk. Frd. 0er. 

1) Für Canzleibedürfnisfe (8 Buch Papier), Heizung 

und Reinigung des Rathhause« 10 2 — 

2) Für Gehalte und Dienstlohn 37 2 40 

S) lieisc- und Unterbaltskosten der Sendeboten des 

Rathes . . . . , 206 — 17' 

4) Leibrenten (meist an Geistliche gezahlt) . . . 12S 2 — 

5) Renten (von Schulden aus Rentenkäufen) 75 8 — 
Davon dem Rigischen UauscOmthur 80 Mark. 

0) Für den Marstall 3] 2 12 

7) Für Bauten in der Htadt Mk.131. 45 0er, in der 

Mark Mk. 26. 3 Frd 157 8 45 

8) Für Schmausereien, Wein, Bier etc 128 1 2 

9) Stiftungen und Klöstern zugewendet .... 4 

10) Häuserkauf 38 2 — 

1 1 ) Unkosten bei der Verwaltung der Mark (88) . 29 1 3 

12) Allerhand kleinere, zum Theil nicht näher be- 
zeichnete Posten ' ... 188 — 13 

13) Bezahlte Schulden 8 15 

14) Darlehen 71 1 — 

In Allem 1104 — 41 

Davon von den Kämmerern verausgabt 1035 Mk. 
21 Oer, von den Landvögten 69 Mk. 20 Oer. 



Drittes Capitel. 

Der Gewerbebetrieb überhaupt und die Handwerice 

insbesondere. 

I. 

Das Recht zum Betriebe von Handel and Gewerben« 

l/ass in der ersten Zeit noch Gründung der Stadt die 
Fremden oder Gäste auch in Beziehung auf Handel und Ge- 
werbe gleiche Rechte mit den Bürgern genossen, dürfte kaum 
einem Zweifel unterliegen (89). Allein schon am Ende des 
dreizehnten Jahrhunderts finden wir diese Gleichberechtigung 
insofern beschränkt, als die Gäste sich derselben nur im 
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ersten Jahre ihres Aufenthalts in Riga zu erfreuen 
haben sollten ; wollen sie nach Ablauf dieses Jahres Han- 
del oder Gewerbe irgend welcher Art treiben, so müssen 
sie das Bürgerrecht gewinnen (90). Im vierzehnten Jahr- 
hundert sehen wir weitere Beschränkungen erfolgen: von 
dem „ersten Jahre'* ist zwar nicht mehr die Rede, in Be- 
ziehung auf die Zeit war demnach namentlich der Handel 
freigegeben; allein er darf sich nur erstrecken auf den 
Einkauf von Waaren zur Ausfuhr und auf den Verkauf 
der eingeführten Waaren im Grossen. Der Wiederver- 
kauf der aufgekauften Waaren an Ort und Stelle ist den 
Gästen ebensowohl untersagt, als der Detailverkauf der 
eingeführten: zu Beidem sind nur Bürger berechtigt (91). 
In Beziehung auf die übrigen Gewerbe^ ausser dem Han- 
del; bildete sich wahrscheinlich um dieselbe Zeit, mit der 
Entstehung der Zunftverfassung^ der Grundsatz aus, dass 
nur derjenige dazu befugt ist^ der Mitglied einer Zunft 
und zugleich Bürger der Stadt geworden (92). 

II. 

Die Handwerke nnd die Übrigen Gewerbe; ausser dem 

Handel. 

Es konnte nicht fehlen, dass bei dem raschen Wachs- 
thum Riga's und mit der tippigen Entwickelung seines 
Handels auch der Betrieb der übrigen Gewerbe gleichen 
Schritt hielt. Ueber die Zahl der Gewerbetreibenden 
überhaupt und insbesondere der Handwerker, sowie über 
die Vertheilung derselben unter die einzelnen Gewerbs- 
z^.eige, fehlt es zwar an Nachrichten (93); dass aber 
jene wie diese zahlreich vertreten waren, dafür spricht 
schon der Umstand, dass die Gewerbetreibenden bereits 
im dreizehnten Jahrhundert in A e mt e r und Zünfte sich 
vereinigten, und dass schon damals der Grundsatz geltend 
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wurde, dass Niemand ein Handwerk {ammet) in der Stadt 
treiben dürfe, der nicht „die Gesellschaft der Amtleute 
erworben*^ d. i. Mitglied des betreffenden Amtes geworden 
war (94). 

Ausser den Handwerken wurden, besonders im Land- 
gebiete der Stadt, noch manche andere Gewerbe betrieben. 
Ueber den Landbau in der Stadtmark ist nicht mehr 
bekannt, als was bereits bei der Darstellung der städtischen 
Erträge aus demselben angegeben ist (95). Dass der 
Gartenbau vielfach gepflegt wurde, beweist die grosse 
Zahl von Gärten, welche nach dem Erbebuch sich im 
Privatbesitze befanden. Der Hopfenbau war übrigens 
von der ausdrücklichen Genehmigung der Kämmerer ab- 
hängig (96). Einer gleichen Genehmigung bedurfte die 
Haltung und Anlegung von Hohigbäumcn, und auch dann 
nur unter der Bedingung, dass ein Theil (früher ein Dritt- 
theil, dann die Hälfte) des geemteten Honigs der Stadt 
abgeliefert werde (97). Wie stark die Bienenzucht 
von den Liven in der Stadtmark betrieben wurde (98), 
ersieht man daraus, dass im Jahre 1344 zwei Liven da- 
selbst nicht weniger als dreihundert Bienenstöcke besassen 
(99). Endlich gehörte auch die Fischerei zu den um- 
fangreichsten Gewerben (100). Daraus, dass alle diese Ge- 
werbszweige vorzugsweise in den Händen der landes- 
eingebornen Bauern sich befanden, lässt sich schliessen, dass 
zu ihrer Ausübung die Gewinnung des Bürgerrechts nicht 
erforderlich war, dass sie also nicht zu den Zweigen der 
bürgerlichen Nahrung gehörten. 

Minder sicher ist für diesen Zeitraum die Frage zu 
beantworten, in wiefern das Brauereigewerbe ein 
ausschliessliches Recht der Bürger war. Das Brauen (von 
Bier und Meth) zum eigenen Hausbedarf war ohne Zweifel 
Jedem gestattet und zu jener Zeit sehr üblich. Erst im 
Jahre 1384 wird den ,, Undeutschen , welche kein eigenes 
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Erbe haben^', das Brauen untersagt (101) und im Jahre 
1399 denselben unbedingt das Brauen zum Verkauf (vele 
iruwen) verboten (102). Auch schon früher finden sich 
Beschränkungen des Rechts, Getränke feilzubieten (103). 
üeberdies enthält die zweite Bursprake (vom J. 1384) 
das Verbot, „überseeisches" Bier zu verzapfen (104); 
dasselbe wird jedoch in den späteren Burspraken nicht 
mehr wiederholt (105). 

III. 

Die Handwerksämter oder Zfinfte. 

Von der gesellschaftlichen Organisation der Hand- 
werksämter ist bereits früher ausführlich gehandelt wor- 
den (106), so dass hier nur erübrigt, die innem, den 
Handwerksbetrieb betreffenden Einrichtungen aus den be- 
züglichen Scra'en (107) zusammenzustellen. Da letztere 
im Wesentlichen unter einander übereinstimmen, so ist 
vorauszusetzen, dass auch für die übrigen Aemter, von 
denen nur jüngere Scra'en bekannt sind, dieselben Grund- 
sätze Geltung hatten ; insbesondere aber muss der „Kreyge- 
schen Sera" allgemeine Geltung für alle Aemter beige- 
messen werden (107,a). 

Das Handwerk muss bei einem vollberechtigten Mit- 
gliede des Amtes, einem Meister, erlernt werden. Die 
von dem Meister zu dem Zweck angenommenen Lehr- 
linge — Lehrjungen oder Jahr jungen genannt (108) 
— dürfen nicht unehelich geboren und keine Undeutschen 
sein, und müssen von dem Meister dem Amte vorgestellt 
werden (109), Jeder Meister darf in der Kegel nur einen 
Lehrling zur Zeit haben (110). Die Dauer der Lehrjahre 
hängt gewöhnlich von der Uebereinkunft über die An- 
nahme des Lehrlings ab, ist aber zuweilen durch die Sera 
bestimmt (111). Ein Lehrling, der vor Ablauf der Lehr- 



142 Abschn. 111. Vei-waltung der Stadt. 

jähre seinen Meister verlässt, darf, ohne des letzteren Ein- 
willigung^ von keinem anderen Meister aufgenommen wer- 
den (112). 

Nach beendeten Lehrjahren wird der Lehrling von 
seinem Meister zum Knecht oder (i e s e 1 1 e n befordert und 
kann sich als solcher bei einem beliebigen Meister um Lohn 
verdingen. Dies darf jedoch nicht auf kürzere Zeit, als 
auf ein halbes Jahr geschehen^ und zwar sind Ostern und 
St. Michaelis die Termine, in welchen Gesellen in Arl)eit 
genommen werden sollen (113). Ein vor seiner Zeit vom 
Meister weggegangener Gesell darf von keinem anderen 
Meister in Dienst genommen werden, es sei denn, dass er 
sich mit jenem verglichen (114). Kein Meister darf bei 
Strafe dem anderen einen Knecht abspenstig machen (115), 
ebensowenig ein Knecht sich mehr als einem Meister 
gleichzeitig verdingen (116). In einigcii Aemtem ist es 
dem Knecht gestattet, während der Dienstzeit in gewissen 
Gränzen für seine eigene Rechnung Arbeiten anzuferti- 
gen (117). Der Betrag dos Lohnes hängt in der Kegel 
von gegenseitiger Uebereinkunft ab; nur selten ist er 
durch die Sera fest normirt (118). Auf Versäumnisse, 
NachtHchwärmen und andere Vergehen sind in den Scra'en 
Strafen festgesetzt, die gewöhnlich in Abzügen vom Lohn 
bestehen, aber auch bis zur Gefängnissstrafe und Aus- 
HchliesHung aus dem Amte sich erstrecken können (119), 
Nur bei dem Schuhmacheramte ist die Zahl der Gesellen, 
welche ein Meister gleichzeitig halten darf, auf vier be- 
schränkt (120). 

Um sein Gewerbe selbständig betreiben zu können, 
muss der Ciesell die Mitgliedschaft des Amtes als Meister 
gewinnen. Dazu ist vor Allem erforderlich, dass er zu- 
vor mindestens ein Jahr lang bei einem liigischen Meister 
als Ciesell in Dienst gestanden (121). Sodann muss er 
das ihm vom Amte aufgegebene, in den Scra'en in der 
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Regel genau bezeichnete Meisterstück zur Zufriedenheit 
des Amtes anfertigen (122); und nachweisen, dass er eine, 
bei den einzelnen Aemtem verschieden normirte Sunune 
Geldes (2 — 8 Mark Rig ) sein eigen nenne (123). Nach- 
dem er sodann förmlich zum Meister des Amtes aufge- 
nommen worden, muss er letzterem eine „Koste" geben 
(124). Nach einigen Scra'en muss er schon vor seiner Er- 
nennung zum Meister, nach andern unmittelbar darauf; 
das Bürgerrecht gewinnen (125). Den beiden zuletzt auf- 
genommenen Meistern des Amtes liegt ob, im Auftrage 
des Aeltermanns, so oft es erforderlich ist, die Amts- 
genossen zu den Raths Versammlungen einzuladen (126). 

Schliesslich darf hier nicht unerwähnt bleiben, dass 
schon zu jener Zeit die Beschwerden über die Unzuverlässig- 
keit der Handwerker so häufig waren, dass der Rath sich 
veranlasst sah, die letzteren in den Burspraken ernstlich 
zu ermahnen, es ihren Kunden „erträglich*' zu machen, 
d. h. sie zufriedenzustellen (127), und insbesondere den 
Zimmerleuten und Maurern zu untersagen, mehr Arbeiten 
zu übernehmen, als sie zu leisten vermögen (128). 



Viertes Capitel. 
Der Handel« 

Einleitende Bemerknngen. 

Uer Handel Riga^s war bereits zu Ende des vier- 
zehnten Jahrhunderts, besonders in Beziehung auf die 
vielseitigen Richtungen desselben, ein so umfassender, und 
die Quellen zu dessen Geschichte fliessen in solcher Fülle, 
dass eine einigermasseu erschöpfende Schilderung des- 
selben die diesem Werke angewiesenen Gränzen bei Wei- 
tem überschreiten würde. Eine genügende Schilderung 
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der Art wäre überdies unmöglich ohne stetige Rücksicht- 
nahme auf die bei diesem Verkehrszweige in den Vorder- 
grund tretenden internationalen Beziehungen, insbesondere 
auf die Stellung der Stadt zu der Deutschen Hanse , zu 
deren bedeutendsten Mitgliedern Riga gehörte. Dieses 
würde jedoch in den Rahmen einer Darstellung localer 
Verhältnisse, wie sie diese Schrift allein im Auge hat, 
gar nicht einmal hineinpassen. Aus allen diesen Gründen 
ist die Beschränkung auf Angabe der wichtigsten bezüg- 
lichen Verhältnisse^ insbesondere der der Dünastadt eigen- 
thümlichen, nicht nur dem Zwecke angemessen, sondern 
auch geradezu geboten. 

I. 

Die Richtung des Handels. Handelsverbindungen nnd 

Verträge*). 

Bei dem innigen und regen Verkehr, welchen die Stadt 
Riga von ihrer Gründung an insbesondere mit Wisby und 
Lübeck unterhielt ( 1 29), bei ihrer für die Handelsbeziehungen 
des WestenH zu Russland so günstigen Lage, konnte es nicht 
fehlen, daHs Riga eines der ältesten nicht nur, sondern 
bald auch der angesehensten Glieder der Deutschen 
Hanse wurde (130). Der wahrscheinlich schon zu An- 
fang des vierzehnten Jahrhunderts entstandene besondere 
Bund der Livländischen Städte wurde ohne Zweifel von 
Riga ins Leben gerufen, welches die Führerschaft des- 
selben und den Vorsitz auf dessen Versammlungen, den 
Livländischen Städtetagen, übernahm. Auf diesen 
wurden sowohl über die auf den Hansetagen zu berathcn- 
den Gegenstände vorbereitende Verhandlungen gepflogen, 
als auch über die Ausführung besonders der auf den Handel 
nach Russland sich beziehenden Beschlüsse der Hansetage 
berathen (131). 
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Diesem Handel nach Russland wurde zunächst im 
Jahre 1229 durch den bekannten Vertrag Riga's und des 
,,gemeinen Deutschen Kaufmanns zu Wisby^' mit dem 
Fürsten Mstislaw Dawydowitsch von Smolensk (132) 
die Bahn gebrochen, und in dieser Richtung war es, 
dass sich Riga^s Russischer Handel vorzugsweise ent- 
wickelte. Zwar waren auch die Beziehungen zu Now- 
gorod von so grosser Bedeutung, dass im Jahre 1363 
der Dünastadt vom Hansetage zu einem Dritttheil (d. h. 
neben Lübeck und Wisby) „ilie Bewahrung'*, d. i. Beauf- 
sichtigung und Verwaltung, des dortigen Deutschen Handels- 
hofes zugestanden wurde (133). Allein hier concurrirten 
mit ihr eine grosse Zahl zum Theil mächtigerer Neben- 
buhler. In der durch die Wasserstrasse auf der Düna 
gegebenen Richtung dagegen erlangte sie, wenn auch nicht 
die Alleinherrschaft, so doch entschieden den Vorrang vor 
den übrigen Hansestädten und die ausschliessliche Leitung 
des ganzen Verkehrs. Ums Jahr 1255 wurde zwar der 
Smolensker Handelsvertrag von Riga noch in Gemeinschaft 
mit den Deutschen auf Gothland erneuert (134). Von da ab 
aber sehen wir Riga im Besitz des ausschliesslichen di- 
recten Verkehrs mit Smolensk: nicht nur werden wieder- 
holt gegenseitige Zusicherungen freien und ungehinderten 
Verkehrs zwischen beiden Städten ausgetauscht, ohne dass 
von einer Theilnahme anderer die Rede ist (135), sondern 
es wird auch die Deutsche oder Lateinische Kirche in 
Smolensk (136), bezw. deren Vermögen, von Riga aus, 
durch Glieder des Rathes, verwaltet (137); ja, es scheint 
dort auch ein Deutscher Handelshof bestanden zu haben, 
welcher, wenigstens thatsächlich, von dem Rigischen Rathe 
abhängig war (138). 

Von noch grösserer Bedeutung als Smolensk wurden 
für den Handelsverkehr Riga's die beiden auf dem Wege 
nach Smolensk an der Düna belegenen Städte : W i t e b s k 

▼. Bunge, Die Stadt Riga. 10 
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( Vt/teheke) und besonders P ol o z k ( Ploscowe ) (139). 
Die Spuren desselben gehen bis zum Jahre 1264 hinauf, 
in welchem der Fürst Gerden dem Deutschen Gast freien 
Verkehr und Handel nach den gedachten beiden Städten 
zusichert, wie derselbe den Polozkem und Witebskem in 
Riga und Wisby zugestanden worden (140). Namentlich 
in Polozk wuchs die Zahl der sich dort aufhaltenden^ zum 
Theil wohl auch förmlich angesiedelten Deutschen Kauf- 
leute, vorzugsweise aus Riga^ in dem Maasse an, dass sie 
eine Art selbständiger Gemeinde bildeten. Diese stand 
gewissermaassen unter dem Protectorate des Rigischen Ra- 
thes^ welcher den dortigen Handel durch verschiedene 
Statuten regelte (141). Dahin gehört zunächst eine ums 
Jahr 1330 ausgefertigte Wäger- und Gewichtsordnung, 
bei deren Abfassung übrigens auch der Ordensmeister 
betheiligt gewesen ist (142). Wichtiger ist eine vom 29. 
September 1393 datirte sog. „Gerechtigkeit'^ (rechiicheit) in 
18 Artikeln, durch welche der Rigische Rath nicht nur ver- 
schiedene Vorschriften über den Handel in Polozk^ nament- 
lich über den Verkehr mit den Russen, erlässt, sondern 
auch die äusseren Verhältnisse der Gemeinde regelt. Gleich 
im ersten Artikel wird angeordnet, dass die gesammte 
Deutsche Kaufmannschaft in Polozk aus ihrer Mitte einen 
Aeltermann wählen soll, welcher dahin in Eid zu nehmen 
ist, dass er nach bestem Können und Wissen „des Eotuf- 
manns Recht verwahren wolle", wie es in dieser ;,Ge- 
rechtigkeit'^ festgestellt ist. Den Anordnungen dieses 
Aeltermanns soll sich Jeder fügen und die von ihm er- 
theilten Aufträge ausführen. Den neu ankommenden 
Kaufleuten soll diese Gerechtigkeit vorgelesen werden. 
Jeder Kaufmann, der Polozk wieder verlassen will, muss 
«eidlich erhärten, dass er den Bestimmungen dieser Ord- 
nung ohne Arglist nachgekommen. Weigert er sich 
dessen und zieht mit „frevelhaftem Muthe^ ab^ so soll 
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der Aeltermann es dem Rathe zu Riga berichten und der 
Schuldige nach den Ordinantien des gemeinen Kaufmanns 
gerichtet werden. Wenn der Aeltermann aus Polozk ab- 
reisen will, soll er es der Kaufmannschaft anzeigen^ 
damit diese zu der Wahl eines neuen Aeltermanns schreite 
(143). 

Riga's Handelsverbindungen gingen indess noch weit 
über die bisher angegebenen Gränzen hinaus; denn sie 
erstreckten sich bereits im Anfange des vierzehnten Jahr- 
hunderts bis nach Susdalj (144), 204 Werst jenseit 
Moskau's, also 1214 Werst oder 175 geographische Meilen 
ostwärts. Dagegen scheint der Verkehr mit PI es kau 
von den Rigischen nur in geringerem Maasse gepflegt wor- 
den zu sein: hier hatte das zunächst gelegene Dorpat die 
Vorherrschaft (145). 

Die intimeren politischen Beziehungen, in welche seit 
dem Ende des dreizehnten Jahrhunderts Riga zu dem 
Grossfürstenthum Litt hauen trat (146), konnten nicht 
verfehlen, den Handelsverkehr auch mit diesem Lande in 
hervorragender Weise zu fördern (147). In dem bekannten 
Frieden vom 2. October 1323 bewilligte Grossfürst Gedi- 
min den Livländern überhaupt die ausgedehntesten Handels- 
freiheiten in seinem Reiche, und verlieh „allen zu ihm 
Kommenden und von ihm Gehenden^^ den Gebrauch des 
Rigischen Rechts (148). Diese Vortheile beutete 
vorzugsweise die Stadt Riga aus, indem sie den Deut- 
schen Handel in Litthauen beherrschte, bis ihr — jedoch 
wohl erst im fünfzehnten Jahrhundert — Danzig den 
Rang ablief (149). 



Nicht so selbständig und durchgreifend, als in öst- 
licher und südlicher Richtung, war der Handelsverkehr 

Riga^s nach dem Westen hin. Er war zwar nicht minder 

10* 



148 Abschn. III. Verwaltung der Stadt. 

lebhaft; allein er wurde mit den anderen Hansestädten ge- 
theilt, und Anfangs von Wisby und Lübeck, später vor- 
zugsweise von der letzteren Stadt beherrscht , und durch 
die Recesse der Uansetage; an welchen auch Riga An- 
theil nahm, geregelt. So betheiligte sich denn auch Riga 
an dem Handel nach Dänemark, Schoben und Norwegen, 
nach England, nach Flandern und den Niederlanden, und 
bis nach Frankreich (150). Diese Betheiligung verschwindet 
indess in dem Verkehr der Hanse überhaupt, oder ist 
doch mit demselben so eng verwachsen, dass eine ge- 
trennte Schilderung, wenn nicht unmöglich, so doch jeden- 
falls unbefriedigend wäre. 

Wir schliessen daher mit der Bemerkung, dass Riga's 
Handel in diesem Zeiträume vorzugsweise ein Transit- 
handel war, indem es ßiga's Hauptaufgabe war, den Aus- 
tausch der Producte Russlands und Litthauens mit denen 
des westlichen Europa zu vermitteln. 

II. 

Der Waarenhandel. 

Nach der gründlichen und nahezu erschöpfenden Be- 
handlung, welche dieser Gegenstand von Seiten Hilde- 
brand's (151) erfahren hat, dürfte an dieser Stelle eine 
gedrängte Wiedergabe der von ihm, vorzugsweise aus 
dem Rigischen Schuldbuche, gezogenen Ergebnisse — 
nebst einigen Nachträgen — genügen. 

Als A UH fuhr artikel verzeichnet Hildebrand: Holz, 
Pottasche, Getreide, Hanf und Flachs, Wachs, Honig, 
Pelzwerk, Talg und Speck, und verbreitet sich über die 
Mehrzahl dieser Waaren, insbesondere über den umfang- 
reichen Wachshandcl, so eingehend, dass wir es einfach 
bei der Verweisung auf diese Ausführungen müssen be- 
wenden lassen. 
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Zu den von Hildebrand aufgeführten Artikeln der 
Einfuhr: „Tücher (richtiger Tuche oder Laken) ^ Lein- 
wand^ Salz, Eisen, Pferde^ Safran und Schwefel^^ können 
noch hinzugefügt werden : Edelmetalle; Wein und Heringe. 
— Der Edelmetalle, namentlich des Silbers, bedurfte 
man — abgesehen von Luxusartikeln (152) — besonders 
iiir die Münzstätten. Kiga wird als Markt für diese 
Waare bezeichnet, scheint jedoch damit selten in ge- 
nügendem Maasse versorgt gewesen zu sein (153). — Aus 
den ganz ansehnlichen Quantitäten von Wein, weldie 
auf dem Rathhause zu Riga bei Festlichkeiten verbraucht 
wurden (154), lässt sich schliessen, dass auch sonst in der 
Stadt und im Lande Wein reichlich begehrt war. Daher 
muss auch die Einfuhr dieses Artikels nicht unbedeutend 
gewesen sein, obschon nähere Nachrichten darüber sich 
nicht erhalten haben (155). Auch die für den Consum 
in Russland bestimmten Weine (156) nahmen ihren Weg 
ohne Zweifel zum Theil über Riga. — Dass, ungeachtet 
des Reichthums an Fischen im eigenen Lande, der He- 
ring schon damals ein vielfach begehrtes Lebensmittel war, 
dessen Einfuhr aus Norwegen und Schonen daher nicht 
geringfügig sein konnte, ersieht man daraus, dass ^über 
dessen Verkauf und über die Fälschung dieser Waare in 
den Rigichen Burspraken Bestimmungen vorkommen (157). 

in. 

Die anderen Arten des Handelsbetriebes. 

Von einem unmittelbaren Tauschhandel finden sich 
— wenigstens beim Verkehr im Grossen — nur wenige 
Spuren (158): alle Waaren wurden entweder baar bezahlt, 
oder die Zahlung durch Creditgeben gestundet, oder 
^iidlidi, bei Lieferungskäufen, die Zahlung dem 
Lieferanten voraus geleistet. Von welchem Umfange der 



150 AbschD. III. VerwaltaDg der Stadt. 

Handel auf Credit oder »^auf Borg'S wie es derzeit ge- 
nannt wurde, im dreizehnten und vierzehnten Jahrhundert 
in Riga war, davon giebt das Rigiache Schuldbuch auf 
jeder Seite beredtes Zeugnies (159). — Den zur Hanse 
gehörigen Kaufleuten war zwar jeder Handel auf Borg 
mit ausserhansischen Handelsleuten^ insbesondere mit Rus- 
sen, untersagt (160). In Riga wurde jedoch diese Be- 
stimmung, wenigstens in Betreff der Russen , nicht be- 
achtet (161), und wiederholten Bestrebungen, namentlich 
Lübeck's und Wisby's, dieses Verbot auch hier und über- 
haupt in Livland zur Geltung zu bringen, wusste man 
von Seiten der Livländischen Städte auszuweichen (162). 
Die Rigischen stützten sich auf ihre Verträge mit Smo- 
lensk, welche auch für Polozk und Witebsk geltend ge- 
worden waren, und in denen der Credithandel zwischen 
Einheimischen und Gästen nicht nur gestattet, sondern 
selbst mehrfach begünstigt ist (163). Als indess gegen 
das Ende des vierzehnten Jahrhunderts Misshelligkeiten 
zwischen den Polozkem und den dortigen Deutschen 
ausbrachen, so dass letztere zuletzt mit Ausweisung aus 
der Stadt bedroht wurden, da verbot ihnen der Rigische 
Rath — unter Bezugnahme auf die „Ordinanzen der 
(Hanse-)Städte^' — das Creditgeben an Russen (164). Jene 
Misshelligkeiten wurden zwar wieder beigelegt und den 
Deutschen der Verbleib in Polozk wieder gestattet : allein 
die zu stricte Befolgung jenes Verbots bedrohte die Deut- 
sche Colonie mit neuen Gefahren. Als nämlich der Gross- 
fürst' von Litthauen, Witaut, eine Partie Waaren von den 
Deutschen gekauft und dabei erklärt hatte, er werde sie 
in Wilna bezahlen, wurde ihm der Credit versagt. Der 
darüber erzürnte Fürst liess es die Kaufleute durch mehrere^ 
sie schwer treffende Verfügungen entgelten (166), bi« er 
durch ein demüthiges Bitt- und Entschuldigungsschreiben 
des Rigischen Rathes versöhnt wurde (166). Demnichst 
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scheint der ^^Borg'* auch mit den Polozkem wieder in 
Uebung gekommen zu sein. 

Wie der Handel auf Credit, so war den Hansischen 
auch der Commissions- und der Gesellschafts- 
handel mit Ausserhansischen, namentlich mit Küssen, 
untersagt (167), und zwar wird das Verbot des Commis- 
sionshandels (aendeve) ausdrücklich auch in dem Rigischen 
Statut für die Deutschen in Polozk bestätigt (168). Ge- 
sellschaftsverträge dürfen Rigische Kaufleute auch nicht 
mit Undeutschen eingehen (169). Mit dem Westen, ins- 
besondere mit Flandern, wurde von Riga aus schon früh 
ein lebhaftes Commissions- und Speditionsgeschäft be- 
trieben. Das Commissionsgeschäft ist übrigens häufig derart 
mit einem Gesellschaf tsvertrage verbunden, dass der Com- 
missionär an dem Gewinn aus dem ihm übertragenen 
Handel einen Antheil bezieht, daher beide Arten von Ver- 
trägen oft neben einander genannt werden (170). Ob die 
sog. Wedderlegginge, contrapositio, ein von der 
Handelsgesellschaft verschiedener Vertrag ist, und worin 
der Unterschied zwischen beiden besteht, ist aus den uns 
zugänglichen Quellen nicht zu entnehmen ; an ihrer nahen 
Verwandtschaft ist aber nicht zu zweifeln (171). Viel- 
leicht ist unter Wedderlegginge ein dauernder, auf alle 
oder doch auf mehrere Handelsgeschäfte der CJompagnons 
geschlossener Gesellschaftsvertrag zu verstehen, zum Unter- 
schiede von Vereinigungen zweier oder mehrerer Personen 
Behufs Unternehmung eines einzelnen, namentlich eines 
Creditgeschäf ts , wie solche in Riga im dreizehnten und 
vierzehnten Jahrhundert sehr häufig vorkommen. Eine 
solche Vereinigung wird gewöhnlich von Creditnehmern 
geschlossen und hat ofifenbar den Zweck, dem Creditgeber 
eme grössere Sicherheit zu gewähren (172). 

Der lebhafte Verkehr, in welchem die Kaufleute der 
Hansestädte, besonders durch den Austausch ihrer Handels- 
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artikely unter einander standen^ erzeugte gegenseitige 
Schuld Verbindlichkeiten, deren Berichtigung durch Baar- 
Zahlung in der Mangelhaftigkeit und Unsicherheit der 
Communicationsmittel , sowie in der Mannigfaltigkeit der 
an verschiedenen Orten gangbaren Münzen grosse 
Schwierigkeiten fand. Dies führte zu dem Auskunfts- 
mittel der Zahlungsanweisungen, von welchen in 
Riga bereits am Ende des dreizehnten Jahrhunderts die 
ersten Spuren vorkommen (173). Im folgenden Jahrhundert 
wird deren Gebrauch noch häufiger, und zwar wird das 
Geschäft als ein Geldkauf aufgefasst und „Geld üb er- 
kaufen^' {prerkoperi) genannt, während das Ausstellen 
der Anweisung „überschreiben'* oder „überwei- 
sen'' (averschriceri , overicisen) heisst (174). 

IV. 

Die Handelsprlvilegien. 

Die Privilegien, welche , besonders im dreizehnten 
Jahrhundert, zur Begünstigung des Handels den Kigischen, 
so wie den nach Biga handelnden Kaufleuten zu Theil 
wurden, sind ihrer äusseren Erscheinungnach bereits 
früher besprochen worden (175). Hier kommt es darauf 
an, sie ihrem Inhalt nach darzustellen, welcher in den 
wesentlichsten Beziehungen in der Mehrzahl der Gnaden- 
briefe ein übereinstimmender ist; nur hin und wieder 
kommen einige wenige, theils beschränkende, theils er- 
weiternde Ausnahmen vor. Zum Einzelnen übergehend, 
bezeichnen wir 

1) die Zusicherung der freien und ungehinder- 
ten Benutzung derLand- und Wasserstrassen 
— in Kussischen Urkunden „reiner Weg'' genannt — als 
ein so unerlässliches Erfordemiss jedes Handebbetriebes, 
dass sie auch dort vorauszusetzen ist, wo es nicht, wie in 
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<len meisten Fällen, ausdrücklich ausgesprochen worden 
(176). Nur in Schweden wird verlangt, dass der dort 
reisende Kaufmann, um sich der Privilegien zu erfreuen, 
durch eine von dem Rathe oder vom Bischof ausgestellte 
Urkunde, also einen Pass, sich legitimire (177). Die 
Freiheit der Häfen, welche einigemal besonders erwähnt 
wird (178), ist, sofern von deren Benutzung die Rede ist, 
wohl auch hierher zu zählen. 

2) Die Zusage des Rechtsschutzes für Person 
und Gut und prompter Rechtspflege, obschon in solcher 
Allgemeinheit selten ausdrücklich ausgesprochen (179), 
findet ihre Anwendung hauptsächlich 

3) in Beziehung auf Schiffbrüche und Stran- 
dungen. Die Verunglückten dürfen von Niemand an 
der Rettung von Schiflf und Gut gehindert werden, deren 
Bergung ihnen vielmehr jederzeit gestattet ist. Sie sollen, 
wenn sie es verlangen, dabei von den Strandbewohnem 
unterstützt werden, müssen aber diesen einen angemessenen, 
wo nöthig durch Schiedsrichter abzuschätzenden Bergelohn 
entrichten (180). Diejenigen, welche die Gelegenheit zum 
Raube des gestrandeten Gutes benutzen, desgleichen die- 
jenigen, die ihnen die geraubten Gegenstände abkaufen, 
nicht weniger die Richter, welche solche Verbrecher nicht 
ernstlich verfolgen, werden mit weltlichen und kirchlichen 
Strafen bedroht (181). Sind die Eigenthümer von Schiff 
und Gut ums Leben gekommen, so soll für die Bergung 
von der Obrigkeit gesorgt und das Geborgene Jahr und 
Tag für die Erben der Verunglückten aufbewahrt wer- 
den (182). 

4) Den Schiffern zur See sowohl, als auf den Flüssen 
und Landseen, ist es in Livland gestattet, den See Strand 
und die Ufer der Flüsse und Landseen zum Stapeln 
ihrer Waaren frei zu benutzen (183). Sie dürfen das zur 
Feuerung und zur Reparatur ihrer Fahrzeuge erforderliche 
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Holz frei hauen; zur Fällung von Bauholz zu neuen 
Schiffen ist jedoch besondere Erlaubniss einzuholen (184). 
Pfenle und Vieh der Beisenden haben an den Ufern freie 
Weide (185). 

5) Eins der wichtigsten Privilegien ist das der Frei- 
heit von Zöllen und sonstigen Steuern (Ungeld, an- 
garia et perangana)j welches in dem ganzen Gebiete des 
Kigischen Handels gilt (186) ^ und nur in Frankreich^ 
Schonen und Norwegen einigen Beschränkungen unter- 
worfen ist (187). 

6) Nicht eelten ist die Zusicherung^ dass auch wäh- 
rend einesKrieges zwischen den bezüglichen Staaten 
der gegenseitige Handelsbetrieb der Kaufleute ungestörten 
Fortgang haben solle (188); nur dürfen einem kriegführen- 
den Theile nicht Waffen, Stahl, Eisen und andere Kriegs- 
bedürfnisse zugeführt werden (189). 

7) Endlich mag hier noch der, besonders in Beziehung 
auf den Verkehr mit Kussland häufig aufgestellte Grund- 
satz Erwähnung finden, dass der Gläubiger, desgleichen 
der Beschädigte, sich nur an seinen Gegner (den Schuldner 
oder Schädiger^ nicht an dessen Genossen oder die ganze 
Gemeinde) halten, sich mit diesem allein auseinandersetzen 
solle : „Sakewolde schal aik mit sakewolden beweien*^ oder 
jyMalk schal sinen sakewolden kennen^^f wie es gewöhnlich 
in den Urkunden heisst (190). 

V. 

Das MflDzwesen '^). 

Dem Kigischen Münzwesen liegt die Mark Silbers 
zum Grunde, keine geprägte» sondern eine Bechnungs- 
münze, welche ursprünglich einem halben Pfund oder 16 
Jjoth Silbers entspricht, in Kiga jedoch um ein Loth ge- 
ringer, zu 16 Loth» gerechnet wurde (191). Sie wurde 
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eingetheilt in 4 Ferdinge, 16 Loth und 32 Satin 
(192). Geprägt wurden nur Scheidemünzen und zwar 
zunächst Pfennigstücke^ und hatte bereits Bischof Albert I. 
im Jahre 1211 verordnet, dass aus einer Mark Silbers 
vier und eine halbe Mark Pfennige gemünzt werden soll- 
ten (193). In der Folge der Zeit wurden jedoch die 
Pfennige immer leichter (d. i. mit geringerem Silbergehalt) 
ausgeprägt; so dass schon gegen das Ende des dreizehnten 
Jahrhunderts auf eine Mark Silbers sechs Mark Pfennige 
gerechnet wurden (194), Demnach wurden auf eine Mark 
Silbers gerechnet: 24 Artige, 36 Lübische Schillinge, 48 
Oere oder 192 Pfennige geprägter Münze. Während da- 
Wr der Werth der Mark Silbers ein feststehender war — 
nach heutigem Gelde 12,89 Thlr. oder 11 Rbl. 95 Kop. 
S. — ist der der Mark Pfennige ein schwankender, dessen 
Schätzung daher unmöglich (195). — Bei der Angabe 
von Werthbeträgen wird in Urkunden und anderen Quellen 
der Regel nach zwischen Mark Silber — marca argenti 
oder m. puri argenti — und Mark Pfennigen — marca 
denariorum — genau unterschieden. Erstere ist auch 
unter den Bezeichnungen: marca (oder m. argenti) in de- 
nariis oder denariorum numero zu verstehen, welche dann 
gebraucht werden, wenn der Betrag nicht (in Silberbarren) 
zugewOgen, sondern in geprägter Münze zugezählt wer- 
den soll (196). In den nicht seltenen Fällen, wo die Mark 
schlechthin, ohne nähere Bezeichnung, genannt wird, dürfte 
zwar im Zweifel anzunehmen sein, dass die Mark Silbers 
gemeint ist (197); indessen fehlt es nicht an Ausnahmen 
von dieser Regel, wie denn namentlich in dem ältesten 
Rigischen Stadtrecht unter der marca^ ohne weitem Zu- 
satz, erweislich die Mark Pfennige verstanden werden 
muss (198). 
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VI. 

Maaase nnd Gewichte ^). 

Die meisten der Zeit gebräuchlichen Maasse und Ge- 
wichte werden zwar in den Quellen erwähnt ; allein in den 
wenigsten Fällen sind deren Dimensionen näher bestimmt, 
so dass in Betreff der letzteren meist nur die Annahme 
übrig bleibt, dass sie mit denen der gleichnamigen Maasse 
der Gegenwart und der neueren Zeit überhaupt (199) über- 
einstimmend gewesen sind. Wahrscheinlich wurden übrigens 
von den meisten Maassen und Gewichten Muster (Normal- 
maasse und -Gewichte) von dem Rathe aufbewahrt und 
nach diesen die für den allgemeinen Verkehr bestimmten 
justirt, auch wohl schon gestempelt (200). 

Zu den Längenmaassen gehört vor Allem der 
FuBS, pes (201); wahrscheinlich schon damab in 12 
Zolle^ difßti^ abgetheilt (202) und dem in Riga noch in 
jüngster Zeit üblich gewesenen Rheinländischen Fuss ent- 
sprechend. Ob die Elle, ulna (203) ^ zwei Fuss lang 
oder — wie die der neueren Zeit — kürzer (238,5 Par 
Linien) war, muss dahingestellt bleiben. Als Maass für 
Zeuche (Tuche , Leinwand) kommt noch der funis vor 
(204), wahrscheinlich gleichbedeutend mit dem Beep^ 
welcher im Mittelalter zu 10 oder lOVs Ellen gerechnet 
wurde (205). Femer gehört hierher der Faden, vadem, 
zunächst beim Holzmessen angewendet (206), und die 
Ruthe, virgüy beim Vermessen des Landes gebraucht 
und gesetzlich auf 16 Fuss festgestellt (207). 

Flächenmaasse waren die Hufe, mansuSf deren 
jede 30 Morgen, jugera, umfasste; jeder Morgen misst 
40 Ruthen, virgaey in die Länge und 10 in die Breite (208). 
Der Morgen enthält daher 400, die Hufe 12,000 Quadrat- 
ruthen. 

Das Maass für Brennholz (209) ist der Prahm (210), 
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und zwar bestimmt das Stadtrecht (211): ^,Wenn man 
einen Prahm Holzes verkauft, so soll das Holz mindestens 
10 Fuss lang sein (212). Und wenn das Holz vom Ver- 
käufer auf das Land gesetzt ist, soll es im Umfange haben 
10 Faden, und ein halber Prahm 7 Faden, von der Erde 
nach der Mitte hin zu messen^' (213). 

Von Hohlmaassen kommen nur vor die Tonne^ 
mit dem Stof, zunächst für flüssige, und das Lof mit dem 
Külmet für trockene Waaren. Die Tonne, Idgena, soll, 
nach einer dem Böttcheramt im Jahre 1375 ertheilten Vor- 
schrift, 92 Stof enthalten (214); die Grösse des Stofes 
wird nicht angegeben. — Von dem Lof, Zop, lopo, dem 
gewöhnlichen Maasse für minder grosse Quantitäten Ge- 
treide (215), wird noch heut zu Tage im Archive des 
ßigischen Rathes ein aus dem Anfange des dreizehnten 
Jahrhunderts stammendes Norraalmaass aufbewahrt (216). 
Das Lof wurde in Külmet eingetheilt: wie viel der 
letztem aber in Riga auf ein Lof gerechnet wurden, ist 
mit Sicherheit nicht zu bestimmen. In Curland zerfiel 
das Lof in zehn Külmet (217); in einem der Texte des 
Hamburgisch-Rigischen Stadtrechts wird das Lof als dem 
Scheffel entsprechend und in vier Viertel oder Külmet ge- 
theilt dargestellt (218); in neuerer Zeit schätzte man in 
der Stadt das Külmet als den sechsten^ auf dem Lande 
als den dritten Theil eines Lof es (219). 

Zahlenmaasse sind vorzugsweise für Pelzwerk im 
Gebrauchj'und zwar enthält ein De eher, deker (220) oder 
iendelinch (22 1), zehn Stück Felle, ein Zimmer, Ummer 
oder timber (222), gewöhnlich vierzig Stück, übrigens nach 
der Waare verschieden gerechnet. Hierher gehört auch 
der St ig, Stieg oder Stige, für Bretter und trockene 
Fische etc. (223), eine Quantität von zwanzig Stück (224). 
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Mit den Benennungen talentum (225), punt oder pun^ 
der (226), wird ein Gewicht überhaupt bezeichnet; erst 
durch einen Zusatz erhalten sie die Bedeutung eines be- 
stimmten Gewichts: so das talentum navale^ achip" 
punl (227), das talentum Livonicum, Zdvischpunt^ Ues' 
punt (228) und das markpunt, das einfache Handels- 
pfund (229). Fehlt ein solcher Zusatz^ so lässt sich nur 
aus den die Angabe begleitenden Umständen — freilich 
nicht immer mit Sicherheit — ermessen; welches jener 
drei Gewichte gemeint ist. Das Verhältniss der- 
selben zu einander war wahrscheinlich schon damals das 
heutige : das Liespfund gleich 20 Markpfund ^nd das 
Schiifpfund gleich 20 Liespfund oder 4(X) Markpfund (^30). 
— Kinmal kommt — für Eisen — auch der Centner, 
centenariusy vor (231). 

Grössere Quantitäten von Waaren werden nach Last 
berechnet, und zwar wird eine Last bald als MaasS; bald 
als Gewicht aufgefasst, indem als Theile derselben bald 
Löfe, bald Pfunde angegeben werden (232). Ein allgemein 
geltendes Verhältniss der Last zu den untergeordneten 
Maassen und Gewichten lässt sich indess nicht angeben, 
weil wahrscheinlich bereits zu jener Zeit, wie noch heuti- 
gen Tages, der Gehalt der Last je nach Verschiedenheit 
der Waare ein verschiedener war. 
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Fünftes Capitel. 

Die öfTentlichen und gemeinnützigen Gebäude und 
Anstalten, Klöster, Kirchen, Schulen und Stiftungen. 

I. 

Oeffentliche Gebäude. 

1. Eigentliche Stadthäuser und Anlagen. 

Unter den öffentlichen Gebäuden der Stadt nimmt 
die erste Stelle ein das Rathhaus, domus cojtsnialus, 
^sonsistorium civilatis, dal rathiia, des rades hus, seltener 
praetorium genannt (233). Das älteste Rathhaus stand in 
der Nähe der damaligen Rathspforte, in der Gegend der 
heutigen Pferdestrasse (234). Dieses alte Rathhaus wurde 
bereits im Jahre 1350 von dem Rathe der ,;6esellschaft 
der Elenden" für 30 Mark Rigisch verkauft (235). Das 
neue, statt dessen erbaute nahm ohne Zweifel den Platz 
des heutigen Rathhauses am Markte ein (236). — Wahr- 
scheinlich war am Rathhause die Uhr angebracht; welche 
^uf Kosten der Stadt in Stand gehalten wurde (237). — 
Vor dem Rathhause war vermuthlich bereits in diesem 
Zeiträume der„Roland" oder die Rulandssäule aufgestellt, 
das in vielen Norddeutschen Städten vorkommende Sym- 
W des städtischen Gerichtsbannes (238). — Ob die No- 
iaria civitalis, mit welcher die casa scriptorum civitatis iden- 
tisch sein dürfte (239) , mit dem Rathhause zusammenhing 
^er ein besonderes Gebäude bildete, bleibt dahingestellt. 
"^ Das Haus der Stadtboten, mansio s. habitatio 
^untiorum dvitatisy lag in der damaligen Schmiedestrasse 
(der heutigen Rosengasse), die Büttelei, bodelie, wie 
^s scheint, am Markte. Auf diesem, in der Nähe der 
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Stadtwage, befand sich auch der Kak oder Pranger» 
niediaHtinus (240), — Den dem Kathhause zugewendeten 
Kaum von der Ecke der Kaufstrasse bis zu der der 
Schmiedestrasse nahm der Weinkeller der Stadt, 
vinarium civitatis, cellarium vinorum^ ein (241). — Der 
Mar st all des Käthes lag in der Marstallstrasse (242); 
ausserdem hatte die Stadt noch Ställe hinter dem Hofe 
der grossen Gildestube. — Die Münze stand an der 
Kalkstrasse und reichte' bis zur jetzigen grossen Münz- 
gasse (243). 

Der Stadt gehörten mehrere Mühlen, namentlich 

1) die grosse, von dem Wasser des Stadtgrabens ge- 
triebene, unweit der Sandpforte belegene sog. Sandmühle ; 

2) zwei Windmühlen, welche die Stadt schon vor dem 
Jahre 1330 besass (244), und deren eine, öfters ge- 
nannte, ausserhalb der Stadt auf dem Kigeholm aufgeführt 
war, und 3) eine „Pferde müh le'*, im sog. Eilerbruch 
vor der Beverpforte belegen (245). — Ausserdem be- 
standen in der Stadtinark noch zwei Mühlen: die eine, 
Bruder-Bertholds-Mühle genannt, gehörte dem Erz- 
bischof (246), die andere, Unserer lieben Frauen 
Mühle oder Domherrenmühle, dem Domcapitel (247); 
jene lag auf der rechten , diese auf der linken Seite der 
Düna. 

Die Brotbänke oder Brotscharren , acamna piato^ 
rurriy lagen am Markte, die Fleischbänke oder -Schar- 
ren, macella caimificum y in der Schuhstrasse (248), der 
Kaljcofen vor der Kalkpforte (249). — Was es mit 
der im Erbebuche ein paarmal genannten Stadther- 
berge in der Marstallstrasse für eine Bewandtniss liabe, 
und ob „des Kämmerers Haus*' in der Beverstrasse 
ein öffentliches Stadtgebäude oder ein Privathaus gewesen, 
lässt sich nicht nachweisen. Die Stadt besass übrigene, 
ausser den bisher genannten, eine nicht geringe Anzahl 
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von andern Häusern und Buden in vielen Strassen, deren 
Bestimmung nicht näher angegeben ist (249; a). 

Schliesslich mögen hier noch Erwähnung finden die 
öffentlichen Brunnen — fontes, pulei ^ sode. Solche 
finden sich vor in der Kaufstrasse^ der Küterstrasse , der 
Rikestrasse, der Sandstrasse, der Schuhstrasse, neben dem 
Fleischscharren, und zwischen der porta novi pontis und 
dem heil. Geist. 

2. Gemeindehäuser. 

Die erste Erwähnung der ,,Stubenvon Münster** 
und „von Soest" — alupae {stubae) de Monaaterio et 
de Sosato (250) — findet sich im Jahre 1330. Ueber die 
letztere erfahren wir, dass daselbst eine Versammlung der 
Bürgerschaft abgehalten worden (251), ohne dass ihre Lage 
näher angegeben wird, über erstere nur, dass sie hart an 
das Kloster der Minoriten gränzte (252). Dass beide 
Stuben Eigenthum der Stadt waren, ersieht man daraus, 
dass sie, wahrscheinlich sehr bald nach dem Jahre 1330, 
zur Deckung einer bestimmten Geldfordcrung des Ordens, 
diesem verkauft wurden. Solches erfahren wir jedoch erst 
aus einer Urkunde vom 2. Februar 1354 (253), durch 
welche der Orden beide Stuben „dem Rathe und der 
ganzen Stadt** gegen eine bestimmte Summe wieder zurück- 
erstattet. Einige Jahre später versuchte der Orden zwar, 
wieder in den Besitz der beiden Stuben zu gelangen (254), 
es scheint jedoch nicht dazu gekommen zu sein. Uebrigens 
ist von da an, und über die Mitte des fünfzehnten Jahr- 
hunderts hinaus, immer nur von der einen der Stuben, 
nämlich der von Münster, die Rede, welche bald schlecht- 
hin „die Gildestube^* , bald „die grosse Gildestube** ge- 
nannt wird (255), mithin das Versammlungshaus der grossen 
oder Kaufmannsgilde war. — Dass die nachmalige „kleine 
Gildestubc" zu jener Zeit nicht, wie si)iiter, neben der 

T. Wun^ii, Di«; Siiiilt Ki^'a» 1 1 
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groBsen gelegen^ ist mehr als wahrscheinlich (256). Da- 
gegen ist es nur eine — übrigens nicht ganz unbegrün- 
dete — Vermuthung, dass sie an der Stelle des nach- 
maligen Schwarzenhäupterhauses gestanden habe^ später 
in Verfall gcrathen, dann aber von D, Kreyge wieder auf- 
gebaut und der von ihm gegründeten nachmaligen kleinen 
Gilde, Behufs Abhaltung ihrer Versammlungen, übergeben 
worden sei (257). 

Ob die Uussische Gildestube, deren das Erbe- 
buch einmal; beim Jahre 1476, gedenkt, bereits im vier- 
zehnten Jahrhundert bestanden, muss einstweilen un- 
entschieden bleiben. 

Die Kalandsbrüdcrschaft scheint mehr als ein FI aus 
besessen zu haben. Im Jahre 1352 erwarb sie ein solches 
an der P^cke der Beverstrasse, hinter der St. Johannis- 
kirche (258). Dieses Haus kommt im Erbebuch wieder- 
holt unter dem Namen des alten Kaland, antUfuua ka» 
land oder anlijuae kalendaey vor. Es wird im Jahre 1397 
von einem Priester an eine Privatperson verkauft, im 
Jahre 1404 von einem II. Hesse als Mitgift seiner Ehe- 
frau erworben, und 1418 von dem Plauscomthur von Riga, 
Namens des Ordens (wie kam dieser dazu?), mit Ge- 
nehmigung der die Leibzucht daran geniessenden Ehefrau 
(WittweV) des Hesse, wieder verkauft. Schon die dem 
Hause beigelegte Benennung des alten Kaland lässt dar- 
auf schliesscn , dass die Brüderschaft im Besitze noch 
anderer Immobilien war; es fehlt aber auch nicht an di- 
recten Beweisen dafür aus späterer Zeit (259). 

Auch einzelne Ilandwerksämter besassen ihre eigenen 
Häuser. Bekannt ist dies von den Aemtern der Gold- 
schmiede und der Knochenhauer. Beide standen in der 
Nähe der 8t. Jacobikirche. Im fünfzehnten Jahrhundert, 
und wahrscheinlich schon früher, besass auch das Schuh- 
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macheramt kleine Häuser in der Schuhstrasse; dem Fleisch- 
scharren gegenüber. 

Schliesslich kann hierher noch gerechnet werden ein 
innerhalb der Stadtmauer bei einem Thurme belegener 
Hof (curia), den die Stadt Riga bereits im Jahre 1231 
der Stadt Lübeck geschenkt hatte (259; a). In welcher 
Gegend der Stadt dieser Hof belegen gewesen ; ist nicht 
bekannt. 

3. Andere öffentliche und ausgezeichnete 

Privat ge bände. 

Von den übrigen öffentlichen Gebäuden sind die 
Klöster; Kirchen und Hospitäler, nebst den dazu gehörigen 
Häusern, unter den folgenden Rubriken besonders zusammen- 
gestellt. An dieser Stelle ist nur noch der Ordenshäuser 
und einiger hervorragenden Privatgebäude zu gedenken. 

Das erste Ordensschloss, bereits von dem Orden der 
Schwertbrüder erbaut; stand an der Stelle des heutigen 
Heiligen-Geist-Hospitals und hatte eine dem heil. Georg 
gewidmete Capelle oder Kirche (260), nach welcher es 
selbst St. Jürgenshof genannt wurde (261). Nachdem 
dieses Schloss im Jahre 1297 von den Bürgern zerstört 
worden war (262), wurde im Jahre 1330 von dem Orden 
am Westende der Stadt, wo damals das Hospital zum 
heil. Geist stand, ein neues, grösseres „Ordenshaus" auf- 
geführt (263). 

Ausser dem Schlosse und dessen Zubehörungen be- 
sass der Orden noch mehrere Grundstücke, Häuser und 
Buden in der inneren Stadt; bis zum Anfange des fünf- 
zehnten Jahrhunderts werden namentlich erwähnt ein Haus 
des Comthurs von Riga in der Rederstrasse ; ein anderes 
in der Nähe der St. Jacobi-Kirche , kleine Häuser ijboden) 
desselben in der Scheerstrasse ; je ein Haus der Comthure 

von Dünaburg; Segewold und Wenden, mehrere Ställe. 

11* 
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In etwas späterer Zeit ist von ^Häusern des Ordens am 
Markt'' die Rede (263, a). 

Zwei mit besonderen Namen benannte Häuser, näm- 
lich das Haus „zu den sieben Thürmen'' (ad septem 
turres)^ am Markt (263» b), und das Haus, genannt „der 
T e m p e 1", wie es scheint in der Nähe der St. Petrikirche ge- 
legen, waren im Privatbesitz. Zu den bemerkenswerthen 
Privathäusern gehört dann noch der Rosenhof. Im 
Jahre 1315 nämlich kaufte der Ritter Woldemar von Rosen, 
mit Genehmigung des Rathes, ein in der Pferdestrasse, un- 
weit der Rathnpforte, belegenes Haus, und erweiterte das- 
selbe durch Erwerbung eines anderen, daran gränzenden 
Hauses. Diese Besitzung, in der Folge der Rosenhof ge- 
nannt, wurde im Jahre 1336 von dem Rathc von allen 
städtischen Steuern und Lasten, namentlich auch vom 
Wachdienst, befreit (264). Die Nachkommen Woldemars 
von Rosen verpfändeten im Jahre 1394 das Haus der Stadt 
tür 150 Mark und 1366 abermals für weitere 60 Mark, bei 
welcher Gelegenheit die Pfandgeber sich verpflichteten, den 
Rosenhof keinem Anderen, als dem Rathe und der Stadt 
oder einem Rigischen Bürger zu verpfänden oder zu ver- 
kaufen (265 J. Als im Jahre 1424 die von Rosen das seit 
jener Zeit im Pfandbesitze der Stadt gewesene Haus (266) 
wieder einlöi«teii, wurde ihnen die feierliche und eidliche 
Erklärung ubgcnonunen, dass ihnen keine anderen Ver- 
günstigungen in Betrefr dcH llaunes eingeräumt seien, als 
die oben gedachten. Dies geschah, weil damals das irrige 
(ierüeht ging, uIh wenn die von RoHcn in ihrem Hause 
in der Stadt Kirchenfreiheit und das Recht hätten, an 
Hals und Hand zu richten (267). Mit diesem Rosenhofe 
stand auch der auf dem Rigehohn unweit d(fr Schiffbrücke 
belegene Roh engarten in Verbindung, der also auch 
eine Privatbcbitzung war '^268). 

-Mit dem lio.^enhofe ist nicht zu verwechseln der 
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Besenhof, welcher auch eine PrivatbesitzuDg der in 
Riga angesehenen Familie Rese oder Kiese war, und dicht 
vor der Resenpfoi*te, am Ende der Resenstrasse, lag. 



II. 

Kirchen nnd KlSster. 

1. Das Domcapitel und die Domkirche zur h. 

Jungfrau Maria. 

Die älteste klösterliche Anstalt in Livland, der der 
h. Jungfrau Maria gewidmete Convent Augustiner Ordens, 
gestiftet von Livlands erstem Bischof, Meinbard, wurde 
im Jahre 1201 von dem Bischof Albert aus Ikeskola nach 
Riga verlegt (269). Er bildete kein Kloster im engeren 
Sinne, sondern eine aus regulirten Domherren (canonici 
fegidares) bestehende geistliche Corporation, das Dom- 
capitel. Im Jahre 1223 verlieh demselben Bischof Al- 
bert die Präraonstratenser-Regel (270.) Sowohl die dazu 
gehörige Kirche (cathedra^ eccleaia cathedralisy liedom), als 
auch die bischöfliche Pfalz (dovius seu pahtium epiacopi), 
wie nicht weniger die Wohnstätte der Domherren, waren 
urspründlich im südöstlichen Theile der alten Stadt, in der 
Gegend der heutigen St. Johanniskirche, erbaut (271), die 
Kirche namentlich bereits vor dem Jahre 1206 vollendet 
(272). Im Jahre 1211 beschloss der Bischof, die für das 
Capitel erforderlichen Bauten auf einem ausserhalb der 
^ten Stadt belegenen, von der nordwestlichen Stadtmauer 
bis zur Düna reichenden, weit geräumigeren Areal aufzu- 
führen (273). Nachdem sodann im Jahre 1215 die Dom- 
kirche nebst der Bischofspfalz durch Feuer zerstört wor- 
den war, wurden beide nicht an der alten Stelle, sondern 
^Qch innerhalb des für die Capitelsgebäude bestimmten 
^irkes — auf ihrem noch heutigen Standpunkte — neu 
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erbaut (274)^ der ganze Bezirk aber in den Bereich der 
neuen Stadt gezogen (275). Der Raum zerfiel ^ wie es 
scheint^ in zwei Haupttheile: den Capitelshof, curia 
capituU 8. canonicorurriy der Kirche zunächst, und den B i - 
schofshof, curia epiacopi, tum archiepiscopif weiter nach 
Norden zu gelegen (276). Im Bischofshof befand sich 
auch noch eine Hauscapelle des Bischof s, dem h. Mi- 
chael geweiht (276, a). — Ausser diesem Besitz in der 
Stadt wurden von den Bischöfen und Erzbischöfen dem 
Domcapitel nicht nur mehrere Grundstücke in der Städte 
mark, sondern auch umfangreicher Landbesitz in Curland 
und Semgallen verliehen, und selbst ausserhalb des Lan- 
des, im nördlichen Deutschland, erwarb es durch Schen- 
kungen manches Besitzthum (277). 

2. Die Ordenskirchen zu St. Georg und St. 

Andreas. 

Zu den ältesten Gotteshäusern Riga's gehört demnächst 
die Kirche des Ordens der Schwertbrüder, ursprünglich 
eine dem h. Georg geweihte Capelle im St. Jürgenshofe 
(278). Sie blieb von der Feuersbrunst des Jahres 1215 
unberührt (278, a), wurde später zu einer Kirche erweitert 
und am 19. December 1225 von dem Legaten, Bischof 
Wilhelm von Modena, (von Neuem) eingeweiht (279). 
Dieser befreite sie auch von jedem Patronat- und Parochial- 
recht und verlieh ihr verschiedene Freiheiten (280). Im 
Jahre 1297 wurde sie zugleich mit dem Jürgenshof zer- 
stört (281). An ihre Stelle trat die im neuen Schloss, 
dessen Bau 1330 begann, errichtete St. Andreaskirche 
(282). 

3. Die Kirche zu St. Peter. 

Die Hauptkirche der Stadt war die zu St. Peter, 
deren urkundlich bereits beim Jahre 1209 gedacht wird (283), 
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und welche höcht wahrscheinlich von Anfang an ihren 
heutigen Standort eingenommen hat. Ob sie ursprünglich 
von Holz oder von Stein gebaut gewesen, ist bestritten; 
Ersteres hat indess Manches für sich (284). So viel ist 
gewiss, dass sie in der späteren Zeit vielfache Umgestal- 
tungen erfahren hat. 

4. Die Kirche zu St. Jacob. 

Dieser Kirche geschieht zuerst beim Jahre 1226 bei 

der Gelegenheit Erwähnung, dass der Ordensmeister auf 

einen Theil des Patronatrechts an derselben Ansprüche 

erhob. Derselbe wurde vom Legaten, Bischof Wilhelm, 

Bait dieser Forderung abgewiesen und die Kirche aus- 

Bcbliesslich dem Bischof zugesprochen (285). Sie nahm 

von Anfang an ihren jetzigen Standort ein, welcher jedoch 

damals noch zur Vorstadt (sufmrbium) gehörte; wohl erst 

gegen Ende des dreizehnten Jahrhunderts wurde sie in 

die Ringmauer gezogen (286). 

5. Die Kirche zu St. Paul 

lag in der Nähe der ehemaligen Rathspforte, in der der- 
^itigen Schmiedestrasse (jetzigen Rosengasse), also auch 
IQ der Nähe des alten Rathhauses, und wird nicht vor dem 
Jahre 1263 genannt (287). Zwischen dem Domcapitel 
und der Stadt entspann sich bei der Römischen Curie ein 
ßechtestreit über den Besitz dieser Kirche, welcher im 
Jahre 1391 zu Gunsten des Domcapitels entschieden 
^^urde (288). 

6. Das Kloster des Predigerordens und die 
Kirche zu St. Johannes. 

Im Jahre 1234 verlieh Bischof Nicolaus den Brüdern 
d^ Predigerordens (Dominicanern oder schwarzen Mön- 
chen) seine steinerne Pfalz zum ewigen Besitz, unter der 
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Bedingung; dass sie, die Brüder^ daselbst ihren Wohnsitz 
nehmen (289). Hier also^ in der oben (290) näher be- 
zeichneten Gegend; entstand das erste eigentliche Kloster 
Biga's; dessen Eröffnung im Jahre 1244 erfolgte (291). 
Zu diesem Kloster gehörte die, wahrscheinlich nicht viel 
später erbaute, dem h. Johannes (dem Täufer) gewidmete 
Kirche (292), an der Stelle, wo die heutige gleichnamige 
Kirche steht. 

7. Das Minoriten kloster und die Kirche zu St. 

Catharina. 

Die Zeit dfer Stiftung des Kigischen Klosters der 
Minoriten (Franciscaner oder grauen Mönche) ist nirgends 
ausdrücklich angegeben. Im Jahre 1258 aber erwarben 
sie von dem Domcapitel durch Kauf ein Grundstück nebst 
einem steinernen Hause, welches bis an die Stadtmauer 
reichte, mit (;iner längs der Mauer laufenden Gasse (platea), 
auH welcher man durch ein in die Mauer gebrochenes 
Thor zum Rigebach gelangte (293). Dieses Grundstück 
ist kein andercH, als dasjenige, auf welchem, nach mehr- 
fachen späteren Zeugnissen (294), das Kloster errichtet 
war: nämlich der Kaum rechts von der grossen Gilde- 
stube, von der derzeitigen Schuhstra^se (heutigen Scheunen- 
gasse) bis zur Stadtmauer (jetzigen Schmiedestrasse). Auf 
diesem Räume — wo jetzt das Gebäude der Steuerver- 
waltung steht — stand auch die Klosterkirche, welche erst 
im vierzehnten Jahrhundert urkundlich erwähnt wird (295). 

• 

8. Das eiste rcienser-Nonnenkloster zu St. 

Maria und Jacob. 

Dieses Kloster, bald St. Marien-, bald St. Marien- 
und St. Jacobskloster, bald bloss Jungfrauenkloster, clau- 
fttrum aanctinkonialiumj genannt (29G), wurde im Jahre 12&5 
vom Pabste bestätigt und mit verschiedenen Freiheiten 
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beliehen (297), ist also wohl in diesem Jahre oder kurz 
vox* demselben gestiftet worden. Es lag im Westen der 
St« Jacobikirche, deren sich die Nonnen zum Gottesdienste 
bedienten (298); und reichte einerseits bis zur Stadtmauer, 
aikdererseits bis in die Nähe der Reder- (heutigen grossen 
Sc5l:Jo8s-)Stras8e (299). Das Kloster hatte verschiedene 
itzungen auch ausserhalb der Stadt und deren Mark (300). 



9. Der Becruinen-Convent. 
Dass ein Convent von Beguinen, haghinen, begineriy 
in JRiga bereits im dreizehnten Jahrhundert bestanden, ist 
göxviss ; es kommen jedoch nur ganz vpreinzelte Nach- 
riohten über denselben vor. In dem Schuldbuche werden 
z^^eimal einzelne Beguinen aufgeführt: eine beim Jahre 
1295 als Gläubigerin ihres Bruders, die andere beim Jahre 
1S03 als Schuldnerin (301), Aus einer gelegentlichen Notiz 
ans der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts kann geschlossen 
werden, dass die Beguinen sich mit Krankenpflege be- 
söliäftigten (301, a). In einem Testamente vom Jahre 1392 
werden ,,dem Beguinenconvente" eine Mark und jeder 
Beguine 6 Oer vermacht (302). Sodann findet sich im 
Kämmereibuche beim Jahre 1405 verzeichnet die Ausgabe 
von einer Mark „zum Behuf der Beguinen in dem Con- 
vente" (303). Ebendaselbst ist gleich darauf von einem 
i^^cht näher bezeichneten „Convente bei St. Peter'' die 
Rede, und in einer wahrscheinlich dem Ende des drei- 
zehnten Jahrhunderts angehörigen Willkür des Rigischen 
Rathes wird verordnet, dass in der Stadt kein anderer 
Frauenconvent bestehen solle, als der Convent bei 
St. Peter (303, a). Unter diesen Conventen kann nicht wohl 
ein anderer verstanden werden, als der der Beguinen (304). 

10. Die Kirche des heiligen Geistes, 
welche zu dem gleichnamigen Hospital gehörte, daher auch 
w dessen Bereiche belegen war, ist nur aus einem Testa- 
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mente der Wittwe Bapesylver vom Jahre 1324 bekannt 
(305). 

11. Die Kirche zu St. Gertrud. 

Dieser in der Stadtmark, vor der Kalkpforte ^ jenseit 
der Rip:e, ,,näcb8t dem Sumpfe^' belegenen Kirche wird 
in dem Erbebuche zum ersten Mal zwar erst beim Jahre 
1418, jedoch in einer Weise gedacht; dass man annehmen 
muss, sie habe damals schon längere Zeit, also bereits im 
vierzehnten Jahrhundert, bestanden (306). 

12. Der Kussische Convent und die Kussische 

Kirche zu St. Nicolaus. 

Dass in Kiga -^ mindestens schon im vierzehnten 
Jahrhundert - auch ein Kussischer Convent und eine 
Kussischc Kirche nebst Friedhof bestanden, welche in der 
KuHsischcn Strasse, von der Jacobsstrassc an, belegen 
waren, ist bereits früher erwähnt worden (307). Die Kirche 
ist ohne Zweifel dieselbe, welche in späterer Zeit unter 
dem Namen der Kussischen St. Nicolaikirche vorkommt 
und dem Bischof von Polozk untergeben war (308). Unter* 
dem Convent ist wohl schwerlich ein Kloster, eher ein 
Armenhaus oder Hospital zu verstehen. 

III. 

Wlssensehaflliche und Lehranstalten. 

1. Schulen. 

Dass, wie bei allen Cathedralen, auch bei der Rigi- 
schen von Anfang an eine Schule — Domschule — er- 
richtet gewesen, weichereiner der Domherrn, als Scholasticus, 
vorstand , kann nicht bezweifelt werden^ Nähere Kunde 
über dieselbe erhalten wir jedoch erst gegen das Ende des vier- 
zehnten Jahrhunderts. Während der Regierung des Pab- 
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stes ürban VI. (1378 — 89) entepaDn eich nämlich bei der 
päl>stlichen Curie ein Rechtsstreit zwischen dem Rigischen 
Domcapitel und der Stadt Riga. Das Gapitel behauptete^ 
di^ Befugniss, eine Schule in dem grösseren Umgange der 
Domkirche, und eine andere in der Nähe des Friedhofes 
der Parochialkirche zu St. Peter in Riga (309) zu hahen 
aad halten zu lassen, und darin den Schülern Unterricht 
in der Grammatik, Logik, Musik und anderen freien Kün- 
st^xa und Wissenschaften zu ertheilen und ertheilen zu 
lassen, habe nach alter Gewohnheit, die bis jetzt ungestört 
beobachtet worden, ausschliesslich dem Probst, Decan und 
C5i-j)itel zugestanden. Neuerdings hätten der Rath und die 
ö^xneinde der Stadt Riga die Behauptung aufgestellt, das 
R^cjht der Ernennung des Rectors der Schule beim St. 
P^'trifriedhofe gebühre ihnen ; sie hätten den Probst und 
das Capitel ihres Rechts beraubt und einen Rector jener 
Scsliule ernannt, auch angeordnet, dass Alle, welche in 
^iga in Künsten und Wissenschaften Unterricht empfangen 
^^ ollen, nicht die Domschule, sondern die Schule beim St. 
I^etrifriedhofe besuchen sollen ; alle dem zuwider Handeln- 
i^a seien von ihnen mit verschiedenen Strafen bedroht 
w- Orden. So weit das Capitel. Die Antwort des Rathes 
ist nicht bekannt, nur der Ausgang des Processes: er 
^^"urde, unter Bonifacius IX., in drei Instanzen, zuletzt im 
«Fahre 1391, zu Gunsten des Capitels entschieden, und die 
Stadt schliesslich in die Kosten aller drei Instanzen, zu- 
sammen 140 Goldgulden, verurtheilt (310). 

Zu den Privilegien, welche der Legat, Bischof Wil- 
helm von Modena, dem Orden der Schwertbrüder rück- 
sichtlich der St. Georgskirche verlieh (311), gehört auch 
^ Recht, eine Schule und Schüler, sowohl von Brüdern, 
^w von Fremden, sowohl in der Kirche, als in ihren Häu- 
wm, zu halten (312). Ob der Orden von diesem Rechte 
fi Gebrauch gemacht, ist nicht bekannt. 
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Ebensowenig ist eine Nachricht darüber vorhanden, 
ob in dem Beguinenconvent — wie in späterer Zeit von 
den „grauen Schwestern*' — eine Schule für Jungfrauen 
bestanden (313). 

Zwar erst in späterer Zeit (beim Jahre 1478), allein 
als eines bestehenden , möglicher Weise daher in unsem 
Zeitraum hinaufreichenden Institutes^ wird in dem Erbe- 
buche der in der Beverstrasse belegenen y^Scherm- 
schole^^ gedacht, worunter wahrscheinlich eine Fechtschule 
zu verstehen ist, da ,y8chermen^^ fechten, ,,8cheritter*^ einen 
Fechter bedeutet (314). 

2. Bibliotheken. 

Von anderen wissenschaftlichen Anstalten, ausser den 
Schulen, sind nur Büchersammlungen bekannt ^ für deren 
Anschaffung in Klöstern früh gesorgt wurde. Bereits im 
Jahre 1246 schrieb Pabst Innocenz IV. den Vorständen 
aller Klöster vor, die junge Livländische Kirche, da 
sie arm sei und besonders Mangel an Büchern leide, 
aus ihren reichen Sammlungen mit solchen zu versorgen, 
oder ihren (d. i. den aus liivland kommenden) Schreibern 
freien Unterhalt zu gewähren und sie mit Pergament zu 
versehen (315). — Die ältesten Bibliotheken in Riga fin- 
den wir bei dem Domcapitel und in dem Kloster der 
Predigerbrüder. Die Grundlage zu der Dombibliothek 
(316) wurde im Jahre 1248 durch eine Schenkung des 
Bischofs Nicolaus gelegt, der dem Capitel die Schulbücher 
(Uhros ncolasdcon), die er von der Schule mitgebracht, im 
Werthc von mehr als 60 Mark Silbers , verehrte (317). 
Als der Erzbischof Friedrich im Jahre 1332 den Pabst 
um die Erlaubniss ersuchte , über seine, wie es scheint 
bedeutende Bibliothek zunächst zu Gunsten des Minoriten- 
ordens auf den Todesfall verfügen zu dürfen ^ empfahl 
ihm Johannes XXII., einen Theil davon, nach seinem ge- 
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wi^^fienhaften Ermessen, seiner Kirche, also dem Bigischen 
Dosncapitel, zuzuwenden (318). — Der Bibliothek (liberia) 
de^ Klosters der Predigerbrüder geschieht im Jahre 1338 
za^xst Erwähnung (319). Bereits im Jahre 1286 schenkte 
ül>srigenB der Ordensmeister Willekin einem der Bigischen 
KLcSster — welchem, ist einstweilen unbekannt — eine 
Buohersammlung (320). 



IV. 

Stiflnn^en nnd Wohlthätigkeitsanstalten'^). 

In dem Jahre 1220 errichtete Bischof Albert in der 
Ne\i8tadt Biga ein Hospital zur Aufnahme armer gebrech- 
licher Leute {pauperi in/irmantes) , sog. Siechen, und be- 
hielt sich die Herrschaft über dasselbe und insbesondere 
Jäs Becht vor, geeignete Vorsteher {procisores) der An- 
8ta.lt anzustellen und minder geeignete zu entfernen. In 
den Bäumen des Hospitals soll auch Gottesdienst gehalten 
und das Gedächtniss verstorbener Brüder und Wohlthäter 
des Hospitals gefeiert werden dürfen ; ausgenommen (weil 
den bezüglichen Parochialgeistlichen vorbehalten) sind jedoch 
die Seelsorge (cura parochialis) und die Leichenbestattung 
(321). Welchem Heiligen die Stiftung geweiht worden, 
giebt die Urkunde nicht an, und ebensowenig ist aus der- 
selben zu ersehen, noch sonst bekannt, in welcher Gegend 
der Neustadt das Hospital gestanden. 

Nur wenige Jahre später erhalten wir Kunde von dem 
Bestehen zweier Hospitäler in Biga. In der mehrfach 
erwähnten Entscheidung des Legaten, Bischof Wilhelm 
vonModena, vom Jahre 1225, über die städtische Verfassung 
^d die Gerichtsbarkeit des Stadtrichters, werden nämlich 
die Hospitalarien (d. i. Pflegebefohlenen) in den Hospitälern 
zum heiligen Geist und zum heil. Lazarus von der eben- 
gedachten Gerichtsbarkeit ausgenommen, der des Bischofs 
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vorbehalten (322). Daes diese beiden Hospitäler zu jenem, 
vom Bischof Albert im Jahre 1220 gestifteten noch hinzu- 
getreten ^ ist mindestens höchst unwahrscheinlich. Viel 
mehr hat die Annahme für sich, dass unter einer von 
ihnen jene Albert'sche Stiftung gemeint ist, besonders auch 
deshalb, weil nicht vorauszusetzen ist, dass der Bischof 
diese Stiftung bei Normirung der Jurisdictionsverhältnisse 
sollte ausser Acht gelassen haben. Es fragt sich daher 
nur^ ob das Hospital zum h. Geist oder das Lazarusspital 
im Jahre 1220 von Albert gestiftet ist. Die Entscheidung 
ist um 80 schwieriger, als wir — freilich erst nach Verlauf 
eine« Jahrhunderts (323) — erfahren, dass beide Hospitäler 
nicht in der Stadt, sondern ausserhalb der Stadtmauer^ lagen. 
Wenigstens eines von ihnen muss also in dieser Zeit seinen 
Standort geändert haben: welches von beiden^ darüber 
lassen sich nur vage Vermuthungen aufstellen, die wir 
gern Anderen überlassen (324). 

Die Nachrichten über das St. Lazarus hospital 
sind äusserst dürftig; ja, es kommt unter dieser Benennung 
gar nicht mehr vor. Da jedoch Lazarus der Schutzpatron 
der Aussätzigen war, so ist mit dem Lazarushospital höchst 
wahrscheinlich identisch das in den Quellen einigemal 
begegnende Haus der Aussätzigen, domuH leprosorutn, 
auch „elendes Haus'^ genannt (32ö). Dasselbe lag in 
dem sog. Ellembrok, hinter dem St. Johanniskloster^ „hart 
am St. Johanniskirchhofe^', jenseit der Stadtmauer. 

Ueber das Hospital zum heiligen Geist er- 
halten wir die nächste wesentliche Nachricht (326) in dem 
Sühnebrief vom Jahre 1330. In diesem wird nämlich dem 
Orden zur Erbauung eines neuen Schlosses, an Stelle des 
zerstörten St. Jürgenhofes, ein Platz „neben dem Hospital 
zum h. Geist" von der Stadt überlassen (327). Dort also, 
wo das heutige Schloss steht, ausserhalb der damaligen 
Ringmauer, ist der ursprüngliche Standort dieses Hospitals 
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zu suchen. Wahrscheinlich ist auch dieser Raum später 
dem Orden abgetreten worden; denn das Hospital wurde 
*-« jedenfalls im Laufe des vierzehnten Jahrhunderts (328) 
— auf die Stelle verlegt, wo der zerstörte Jürgenshof ge- 
standen hatte, und wo noch heut zu Tage der — seitdem 
freilich sehr erweiterte — Convent zum h. Geist sich be- 
findet. Dieses Hospital scheint nicht sowohl ein Eranken- 
haiie, als vielmehr eine Verpflegungsanstalt für Arme und 
Gebrechliche gewesen zu sein (329). Demselben wurde 
bereits im Jahre 1226 von dem Legaten, Bischof Wil- 
helxn, eine ganze Hufe Landes in der Stadtmark einge- 
wiesen (330). Aus dem Erbebuche ist zu ersehen, dass 
cft nicht nur mehrere Gärten und Heuschläge auf beiden 
Seiten der Düna, sondern auch Häuser und Plätze in 
verschiedenen Strassen der Stadt besass. Ja, es erwarb 
selbst im Mecklenburgischen ein Dorf, Heiligengeistes- 
hagen genannt (331). 

Seit dem Jahre 1357 tritt zu den bisher aufgejRihrten 
Hospitälern ein drittes hinzu, welches in Testamenten 
nicht selten, gewöhnlich neben dem h. Geist, mit Ver- 
mächtnissen bedacht (352), und dessen uflter verschiedenen 
Benennungen auch im Erbebuche häufig gedacht wird. 
Gewöhnlich heisst es s. Georgius, St. Jürgen, auch 
Spital schlechtweg, zuweilen auch „die Siechen" oder „die 
annen Siechen'* (333). Dasselbe lag an dem Mühlbach vor 
^er Jacobspforte, in der Nähe der Stadtweide (334). Ob 
2U demselben auch eine Kirche gehörte, ist nicht bekannt, 
al>er nicht unwahrscheinlich (335). 

Des Bussischen Convents ist bereits oben ge- 
dacht worden (336). 

Endlich hatte Riga, wahrscheinlich schon in diesem 
Zeiträume, eine Anstalt für Hausarme; das Erbebuch 
^^rzeichnet wenigstens beim Jahre 1450 einen an der Strasse 
^ftch St. Jürgen belegenen „Garten der Hausarmen". 
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1) Abgedruckt im U.-B. Nr. 1123 und in Napierky's Kig. 
Hechtsquollcu S. 203-206. 

2) S. die Urk. vom 24. Juni 1287, U.-B. Nr. 518. In der Ke- 
geste 591 ibt das Wort civiloquium unrichtig durch „Versamm- 
lung** wiedergegeben worden. Bruchstücke älterer Kigischer Bur- 
spraken, namentlich von den Jahren 1846 und 1374, weist nach 
Napiersky a. a. 0. Ö. LXXXVIIl fg. 

W) S. auch Napiersky ^. XCl und dessen Anmerkungen zu 
den einzelnen Burspraken 8. 2u4 ig^. 

4) i:.-B. Nr. 1213 und 1193, bei Napiersky 8. 207 und .212. 
Die drei Hurspraken werden im Verfolge nach ihrer Numerirung 
bei Napiersky aJH Bursprakc I., IL, III. citirt werden. 

5) 8. üben S. 98 fgg. 

♦0 U.-B. Nr. 100:<,a. 103.3,a. 2953, 31. 

7) 8. z. B. U.-ÄNr. 766, a. 

8) S. 71. 

9) Acitcstes 8tadtrccht Art. 40. 

10) Umgearb. 8tat. IV, 12. Burspr. I, 23. VergL auch IV, 48. 

11) Umgearb. 8tat. IV, 11. 

12) Vertrag der Stadt mit dem Domcapitel vom J. 1249. Dieser 
Vertrag ist nur bekannt aus zwei verschieden, übrigens ziemlich 
unklar gefassteii alten Kegesten: U.-B. VI, 12 Nr. 226, a und bei 
Schiern an 11 8. 2 Nr. 7. 

13) Burspr. III, 41. 
11) Das. Art. 42. 

15) II, 50. 

16) II, 54. III, 36. 

17) I, 37. II, 32. III, 30. 
IS) 1, 27. 31. 

19) I, 10. 20. II, 9. III, «.». 

20j II, 9. 

21; I, 27. 31. II, •». 
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22) I, 16: ^fih hud de raed, dat men dem lantman vrtg scai 
loten theeriy wor dat he toü^ ungeholden, nicht to theende hl der 
kälteren und hi dem toeme, und ok nicht sin gud to splitende ut 

sineme sacke eder sieden, sunder sinen willen'''', 1,31: ,, Mer 

wil we mid vrigen willen, ungeladen und ungetogen, in de herberge 
theen, de mach dat €loen) weret ok dat jeman den andern intoge 
eder loede, de schal beteren ^j marlc^^. S. auch II, 9. 

23) I, 7. 13. 

24) I, 14.: ,yOk sal men nicht dobbelen um jenigerhand gud, 
dat de lantman to deme markede bringt, er dat gekoft is^^, 
Ist schon dieser Satz nicht ganz klar, so ist dies noch weniger der 
Fall mit dem Schluss des vorhergehenden Art. 13: „Vortmer so 
vorbud de med den vorkopers, dat se neen queck en kopen, dar se 
bäte van nemen willen, und ok ncn gelt darup to seltene, wenner 
dat men darnmme dobbelt, und ok nicht in to theende to vorvange^\ 

25) Burspr. I, 12. Vergl. auch Art. 11. 

26) II, 48. III, 35. 

27) II, 50. 

28) I, 10. II, 9. '52. III, 10. 

*) Die beiden Abhandlungen von G. T. Thielemann: Etwas 
über die Trachten, Sitten und Gebräuche der Ldvländer im 16. 
Jahrhundert, in der Livona von 1842 S. 133 u. fgg., und Schilde- 
rungen des Luxus, der Sitten und Gebräuche der Livländer zur 
Zeit der Ordensregierung, in Livona*s Blumenkranz S. 25 fgg., be- 
handeln eine spätere Zeit Auch für die nachfolgende Darstellung 
haben zum Theil nur Quellen aus dem Anfange des 15. Jahrhunderts 
benutzt werden können, da die ältesten, bis zum J. 1349 hinauf- 
reichenden Kigischen Kämmereirechnungen nicht zugänglich waren. 

29) S. die Schilderung in E. D. Hüllmann's Städtewesen 
des Mittelalters lY, 134 fgg. 

30) In der Kreyge'schen Sera vom Jahre 1390 (U.-B. Nr. 1276) 
Art. 2 heisst es. „Vortmer de kumpenie to drinkende to alle G o- 
des hilgen dage, welk zelle de kumpenie wunnen heft, de 
käme dar to drinkende etc,** 

31) S. S. 92 fg. 

31, a) Näheres über das „Krut" oder „Krude", nach jüngeren 
Quellen , s. in H u p e 1 ' s neuen nord. Miscellan. XI , 439 fgg. und 
XV, 569 fgg. 

32) S. d. Eämmereirechnung vom J. 1405 im U.-B. Nr. 1954. 

33) Sera vom J. 1354 Art. 77: „ tiat me des hilgen Ker- 

ates dage nicht drinken en schal , und latet overscholdet (?) umme 
der hochtit (kirchlichen Feier ?) willen''^. Dieser Artikel gehört zu 
den späteren Zusätzen und ist überdies in der Urschrift wieder aus- 
gestrichen; seine Geltung war daher eine vorübergehende. 

▼. Bunge, Die Stadt Riga. 12 
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34) Das. Art. 48. Eb ht öbrigenB nicht klar, ob die ^Spiel 
leute'% von denen hier die Bede ist, bloss zum Tanz aufspiel 
mussten, oder ob die musikalische Aufführung an sich nächste- ^s 
Zweck war. 

35) Das. Art. 3U u. 31. lieber die Bedeutung des Wort 4: =■ 

„€/f/«<" s. Schiller u. Lübben, Mittelniederd. Wörterbuch I, 60^-^ 

36) Das. Art. 74—76. Diese Artikel, so wie der von d( 
Schützentrünken handelnde (Anm. 37), sind übrigens auch jüng( 
Zusätze, wahrscheinlich aus dem sechszehnten Jahrhundert (ver( 
Art. 61 — 63 u. 6'.i), daher ungewiss, ob nicht auch diese Festlicl 
keilen jüngeren Ursprungs sind. S. übrigens über dieselben: ~ 
Pabst, Der Maigraf und seine Feste. Reval 1864. 4., auch u. 
T.: Die Volksfeste der Maigrafen etc. Berlin 1865. 

37) Ebendas. Art. 78. 

38) Das. Art. 21. 

39) Das. Art. -19 : „ 7\j deme vantelnvende, iranner dat ein darr, 
kumt in de humpanie van hüten to etc.** 

40) Burspr. II, 26. In die späteren Burspraken ist übrig« 
dies Verbot nicht mehr aufgenommen. 

41) Burbpr. II, 44. 

42) III, 34. 

43) Sie wurden später durch neuere ersetzt (s. Monum. Livi 
IV, CCXLVII— CCLV) und haben sich daher nicht erhalten. 

44) Burspr. II, 45. 
44, a) Was hier unter dem „letzten Mende^* zu verstehen, ist 

klar ; dass damit die Woche nach 8t. Michaelis gemeint sei (s. o1 
S. 109 Anm. 81), dürfte kaum anzunehmen sein. 

45) Das. Art. 47. 

46) Das. Art. 4ti. 

47) II, 3*5. Vergl. auch I, 41. 

48) I, 35. 

49) U.-B. Nr. 739. 

50) Daa. Nr. 1593. S. das Nähere im folgenden Capitel: ir' 
der Finanzverwaltung. 

50, a) Srhuldhuch Nr. 121. 24. 26. 40. 709. 
.")!) U.-B.. Nr. 1954 Sp. *570. 
.')2) Ebendas. Sp. »67. 

53) S> findet sich auch in derselben Rechnung der Posten; 
ft^t. ifi'tjt^rtn cor df irinnitf to innkende*'^. 

54) U.-B. a. a. O. Sp. 866 u. ^1\. 
55 S. oben S. 71 u. 73. 
56> Dafür liefert das Erbebuch der Stadt eine Menge v^ 

Zeugnissen. S. z. B. »bis U.-M. Nr. 29:)3 1. 6 — 8. 16. 2t. 26. 
57") Das Nähere über di*» Vertheilung des Gründet» und 
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dens und die von Einzelnen daran erworbenen Rechte s. im Privat- 
recht. 

58) S. darüber das fünite Capitei dieses Abschnittes. 

59) S. das U.-B. Nr. 1593, 2. Von diesen Erträgen stechen 
freilich die der im U.-B. unmittelbar vorher und nachher extra- 
hirten Jahre 1388 und 1403 sehr bedeutend ab. Des Vergleichs 
wegen mögen die Ernten auch dieser beiden Jahre, sowie des 
nächstfolgenden Jahres, 1412, hier neben einander gestellt werden : 

1388 1394 1403 1412 

Roggen 6 Last. 25Vs ^^^ 1^ Lf. 4 Last. I2V2 Last. 
Gerste 2 „ 4^2 „ 10 „ 1 „ 5 „ 

Hafer 1 „ 5 „ 10 „ — „ 2 „ 

Die grossen Unterschiede erklären sich übrigens zum Theil auch 
daraus, dass ein Theil der Ernte zur Zeit der Rechnungsablegung 
von den Landvögten bereits verkauft gewesen sein mochte, und 
der Erlös baar abgeliefert oder verrechnet wurde. Es wurden 
nämlich in den gedachten Jahren von den Landvögten theils baar 
eingezahlt, theils verrechnet: 1388 86% Mk., 1394 88 Mk., 1403 
140 Mk., 1412 116 Mk. Ueber die haaren Erträge, sowie über 
die Ausgaben s. das Nähere unten. 

60) S. z. B. das U.-B. Nr. 766,a vom J. 1386: „ Re- 

cognoscimus, — — nos dominum W. de Rosen, militem, suosque 

heredes veros, ex parte hereditatis sue^ iuxta Ratporten site, 

ab omni exactione^ vigüatione, ungelto quolibet civili, quo ceteri 
nostri cives adstringuntvr, liberum in perpetuvm dimisisse et sO' 
lutum, S. auch das. Nr. 3015. Ein Beispiel aus der Stadtmark 
bietet das Erbebuch zum Jahre 1388 : „^. Toyae resignavit Uin- 
zoni Pegen ortum suum, situm trans Rigam etc, libere posaidendum 
sine censu^^, — Daraus allein, dass im Erbebuch, wie häufig der 
Fall, bei der Auflassung von Grundstücken von Seiten der Stadt 
des vorbehaltenen Erbzinses nicht ausdrücklich gedacht wird, darf 
nicht auf Zinsfreilieit geschlossen werden ; denn der Zins verstand 
sich von selbst. S. Anm. 61. 

61) Verordnung des Rig. Rathes vom J. 1232, U.-B. Nr. 114. 
In einer Reihe von Inscriptionen des Erbebuchs wird der Grund- 
zins für Gärten auf ein Loth oder drei 0er (nur einmal, im J. 
1399, 6 0er) angegeben, woraus sich ergiebt, dass diese Gärten 
meist ein Areal von einer halben Hufe einnahmen. 

62) Vergl. übrigens das Verzeichniss der nicht unbedeutenden 
Grundzinsen von innerhalb der Mauer belegenen Grundstücken, 
welche im J. 1345 die Stadt dem Orden überliess, im U.-B. Nr. 
3087. — Ueber die Steuern der Landeseingebomen vergl. das U.- 
B. Nr. 78. 87. 89. Ueber die Abgabe der Liven von ihren Bienen- 
bäumen in der Stadtmark s. unten Anm. 97. 

12* 
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(>8) Ü.-B. Nr. 2953, 7, vom J. 1389. 

64) Die in der Anm. 69 erwttlinten Baarcinnahmen der Land- 
vögte flössen ohne Zweifel zum "Flicil aus dem firbzins. 

(>5) Das Erbebuch enthält mehrere Iiiscriptionen über den An- 
kauf von Häusern von Seit<?n der Stadt; noch öfter verkauft die 
Stadt dergleich(*n. 

6fi) Beider geschieht im Erbebuch öfters Erwähnung. Vergl. 
die Mittbeilungen XI, 178. lieber die Brotbänke s. auch das U.-B. 
Nr. 1305, n. 17. 19. 

^ ß7; Genauere Nachrichteu werden sich darüber in dem Liber 
red/tumn finden, welches uns nicht zugänglich war. 

*) Aueh über diese Verhältnisse dürfte der li/jer r(*,rlitnum ge- 
nügende AufHchlüsse geben, während die uns vorliegenden Quellen 
nur vereinzelte fragmentarische Notizen liefeni. 

08) S. darüber den fünften Abschnitt. 

«9) U.-B. Nr. 741 u. 743 und oben S. 43 fg. — Ueber spä- 
tere Verhandlungen zwischen der Stadt und dem Orden, wegen Ab — 
lösnng der OcrichtHtrcfälle mittelst Zahlung von 50 Mark jährliclu« 
auf das Schloss, s. die Kege.ste bei Hchiemann S. 11 Nr. 38. 

70) S. darüber das 1. Capitel dieses Abschnittes. 

71) Das Nähere über diese Anstalten s. im 5. Capitel. 

72) S. oben S. 8«. 

73) S. darüber das Privatrecht im vierten Abschnitt. 

74) Ueber diirHe h, die folgende Nr. III. 

75) (Jb der Kath diese Befugniss selbständig Rusübte oder deis 
Genehmigung derCxemeinde bedurfte (s. oben 8. 88 fg.), muss dahin^ — 
gestellt bleiben. In dem Vertrage des Käthes mit dem Orden dei3 

Schwertbrüder vom J. \'22Q (U.-B. Nr. 2717) heisst es zwar: „ 

— quanflo rivitan ponit collectam^* ; dagegen verkündet der liatta 
in derBursprake vom .1. 1384 (das. Nr. 1213) Art. 58: yjtem so he — 
flfirf de. Htad tjeldeH^ dai heft de rnd vorramet enea tchoUn etc.^^ 
Dassdie Gemeinde ein ihr früher zustehendes Kecht in der Folge wiedeir" 
aufgegeben habe, dürfte kaum anzunehmen sein. 

70) Diese Unterscheidung findet sich namentlich in dem Ver — 
trage vom .1. 122J», wo es, nach den in der Anm. 75 citirten Wor- 
ten, weiter heisst : „*iVy7i*V/<?m necundam areoM aolvat pro arevt ma^^ 
(jUter, «ecinidnm qnod aolimnt cires, rxcaptM domibus habüaiionü 
inngistri ei f mir am rinn; gi antem collecta fiat pro communi ei- 
ritatifi Becundum p(xi)Htiinailonem din't/arum, tunc solvcU magister^ 
qiuznturn ßolrrJnr (nicl) uniis civiSf qui esthnaretur aepiingenta^ 
inarcan habere, in honis^' . — Unklar ist die Bestimmung der Bor— - 
sprake von 1 384 über die Höhe des angeordneten Schosses : „to m«— - 
mentU vaii VIoreto lurrschote und ran iMlikcrmarken 1 lub, marken**..^ 

11) S. den Vertrag vom J. 1220 in der vorhergehenden An- 
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-kung. Davon abweichend ist das Verbältniss des Deutschen 
lens bestimmt in der Urkunde vom 30. März 1330 (U.-B. Nr. 
): ,yVortmer alle de erve und wurde y de dem orden togehorty 
'en fri wesen van schaies wegen , und also slnt van olders ge- 
'^n; doch de jennen, de darinnen wanen, solen gelik don den 
€M>TM>^r^^rn horgern}^ 

78) Vergl. die Urkunde vom März 1272, U.-B. Nr. 431. 

79) S. z. B. das U.-B. Nr. 766, a. 

80) Bursprake vom J. 1384 Art. 58. 

81) S. den Recess des Städtetages zu Pemau vom 2. Februar 
1.36 9 (U.-B. Nr. 2895). Gleichzeitig wurden an Schoss erhoben in 
-Dorpat 450 Mark und in Reval 265 Mark. 

82) Zuerst beschlossen auf dem Hansetage in Greifswald am 
1 - Septbr. 1361. S. Koppmann's Recesse der Hansetage 1 , 185 

Vergl. auch das U.-B. Nr. 983, a. Die weitere Ausführung 
ort nicht hierher und ist überhaupt nur im Zusammenhange 
^^>^it; der Geschichte der Hanse möglich. 

83) S. oben S. 83. Ausser den Gassen der Kämmerer und 
^öir Landvögte scheinen übrigens nocli andere Gassen bestanden zu 

»cn. Wenigstens werden in den Kämmereirechnungen erwähnt 
„Kalksack'' und ein „Holzsack'^ welchen die Kämmerer 
^V'orschüsse zukommen Hessen. Die Kämmereicasse kommt unter 
den Benennungen „Karamersack^*, ^camera civitatis''*' vor. An 
<iiese lieferten auch die Landvögte ihre haaren Einnahmen am 
Sclilusse des Rechnungsjahres ab. S. überhaupt das U.-B. Nr. 1593 
^m<i 1954. 

84) S. den Eingang zu den Kämmereirechnungen im U.-B. Nr. 1 954, 

85) Die Rechnung vom Jahre 1383 ist vom 6. Februar, die 
"^on 1394 vom 6. Mai, die von 1403 vom 28. März datirt etc. U.- 
^- ^T, 1593. 

86) Ü.-B. Nr. 1954. 

87) Das. Nr. 1593, 3. 

88) In dieser Summe ist auch ein Befrag von 143 Mk. 38 0er 
"^griffen, um welchen die auf der vierten Seite des Kämmerei- 
"^^ibes gezogene Summe die der einzelnen Posten übertrifft. 

^9) S. überhaupt oben S. 95 und die Anm« 219. Bestätigt 
^^^ dies durch den Handelsvertrag Riga*s mit dem Fürsten von 
^^olensk vom Jahre 1229 (U.-B. Nr. 101) Art. 19: „Jeder Russische 

^*8t in Riga hat die Freiheit, seine Waaren zu verkaufen» 

p^^® jegliche Einrede". Art. 30: „Der Russe darf in Riga ohne 
*^^ure<ie jegliche Waare kaufen". Selbst noch in dem mit dem 
^osefursten Gedimin am 2. October 1323 geschlossenen Friedens- 
verträge (U.-B. Nr. 693) heisst es: ,^Unusquisque ex utraque parte 
^*^<io et vendendo omnia mercimonia sibi competentia habeat 
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liberam facultatem**. Letzteres widerspricht freilich in seiner All- 
gemeinheit dem Rigischon Rechte jener Zeit (Anm. 90), und mnss 
daher als eine den Litthauorn ansnahmsweise zugestandene Ver- 
günstigung angesehen werden, welche in dem derzeitigen Verhält- 
niss derselben zu Riga (s. oben B. 28 fgg.) leicht ihre Erklärung 
findet. — Seihst der später allgemein geltende Grundsatz, dass 
nicht „Gast mit Gast*^ handeln dürfe, scheint derzeit noch nicht 
aufgestellt gewesen zu sein. Wenigstens beschwert sich am Ende 
des dreizcihntcn .Jahrhunderts der Rigische Rath bei dem Flinten 
von Witfibsk darüber, dass er den Handelsverträgen zuwider auf 
dem Markte habe ausrufen lassen: „Gast handle nicht mit Gkwte'^ 
(U.-B. Nr. 305U und in Höhl bäum 's ilans. U.-H. II, 436 Nr. 1300.) 
Ja, noch am Ende des vierzehnten Jahrhunderts ist jener Grund- 
satz noch nicht anerkannt, wie das Schreiben der Rigischen Sende- 
boten vom 12. Februar 1399 (U.-B. Nr. 2947) darthut. Ueber die 
Motive zu so weit gehender Hegünstigung der Fremden überhaupt 
s. oben S. 9. 

90) S. die Verordnung für die Pilger in den umgearb. Statuten« 
oben S. 115 Anm. 157. 

91) Rurspr. vom J. 1370 Art. 19: „Fir>r^ ho ne scal nen gast 
gud kopen^ dal he hir weder vorkopen -wil, bi II l. marken}*" Art. 21 s 
), Vort so ne scal nen gast utmeten vjant noch linnewant bi der elen^ 
v/nde Holt, noch hering, noch oiemunt verkopen beneden ener halbem 
last, bi III, marken*^. Damit übereinstimmend ist auch die Bursprake 
von 1384 Art. 17 u. 19 und von 1399 Art. 19. 20. Höchst auffallend ist 
es, dass eine ähnliche Bestimmung bereits in dem Hamburgisch- 
Rigischen Stadtrecht, und zwar in dessen letztem Artikel (XI, 14) 
»ich findet, welcher nicht dem Hamburgischen Statut vom J. 1270 
entlehnt, sondern dem Rigischen Texte eigenthümlich ist: ,,8o 
vieiich man gut br enget In desse »tat to verkopene, dat mach he 
vorkopen, ij/nd kopen ander gut vj eder , und voren dat van henne. 
Und vorkopet he dat gut weder dor bäte , unfl kopet aver ander 
gut, dat sal he beteren mit dren marken silveren^^, Dass übrigen» 
diese Grundsätze bereits im Jahre 1268 auch in Hamburg geltend 
waren, beweist die Urkunde Nr. 772 im HamburgiHchen Urkunden- 
buch. — Unter solchen Umständen sind die widersprechenden Be- 
Htimmungen der Rigischen umgearb. Statuten (Anm. 90) schwer zu 
erklären. In Handelsverträgen mit den Russen begegnen wir dem 
Verbot des Kleinhandels (pluckinge) von Seiten der Gäste zum 
erstenmal in einem Handels vertrage zwiHchen Polozk und Riga 
vom Jahre 1406 (U.-B. Nr. 1701). 

92) S. die Scra'en der einzelnen Handwerksämter und die 
folgende Darstellung der Zunftvorfassung. Vergl. auch Anm. 94. 

93) In den Stadtbüchern finden sich zwar nicht wenige Vertreter 
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der* ^verschiedensten Gewerbe genannt. tDeren Auixählung dürfte 

je<io<^li müssig sein, da dieselbe nicht als erschöpfend angesehen 

werden könnte. 

04) S. das aus dem Kigischen geschöpfte Hapsal*sche Stadt- 

reclit; vom J. 1294 Art. 1: ^,üat nen frommet mann^ (de)to Haepsel 
va'n fTomden lande to wanende kumpt und sich neren wil van ar- 
heicl^ einer hande, sal togelaten werden alsmen {*^) ampte, he hebbe 
denr^ iwe mark Rigeach. — — — Ok aal m^n eme nicht tolaten 
to aröeidende an ainem ampte, he hebbe denn de g eaels chup 
der amptlude erworwen^^. Ueber das Verhältniss dieses Ar- 
tikels zum Rigisch-Hapsarschen Becht s. die Citate in der Anm. 
150, oben S. 115. 

95) S. oben S. 134. 

96) Willkür des Käthes vom J. 1348, bei Napiersky ß.-Q. 
S. 3O0. Vergl. auch die Urkunde vom 17. März 1226, U.-B. Nr. 80. 

97) Willkür des Bathes vom J. 1354 ebendas. Auch von den 
Bienenstöcken, welche Liven in dem an die Stadtmark gräuzenden 
Ordensgebiete hatten, mussten sie einen Thcil ihi*er Ernte der Stadt 
abgeben. U.-B. Nr. 894 vom J. 1349. In der Verordnung des 
Legaten, Bischofs Wilhelm, über die Stadtmark (U.-B. Nr. 78) 
^Är die Aushöhlung der auf Heideland {in mlricis) stehenden Bäume 
2^ üienenstöcken noch ganz freigegeben. Vergl. überhaupt J. C. 
^J^otze, Einige Nachrichten von den ehemaligen Honigt)äumen 
bei Riga, in HupeT s neuen nord. Miscell. XVII, 133—140. Desgl 
^ildebrand in der Einl. zum Big. Schuldbuch S. LI. 

98) Von den Landeseingebornen wurde bereits vor der Ankunft 
der iDeutschen starke Bienenzucht getrieben. S. Heinrich v. L. 
^* 1 3. XVI, 3. 6 und A. vonLöwis, Ueber die Verbreitung 
^» iKichen S. 72 fg. 

99) Brotze a. a. 0. S. 134. — Die Eigenlhümer der Honig- 
D^u nae durften dieselben nicht anders besteigen, als in Gegenwart 
^ei* Stadtboten, welche den der Stadt zufallenden Autheil an Ho- 
^^S in Empfang nahmen. U.-B. Nr. 894 u. Brotze S. 137. 

XOO) Vielleicht schon gegen das Ende des vierzehnten Jahr- 
^Uu^ertg constituirten sich übrigens die Bigischen Fischer — lauter 
7"*^^<ie8eingeborne — zu einer geschlossenen Zunft. S. deren Sera 
^'»^ XJ.-B. Nr. 1524. 

101) Bursprake vom J. 1384 (bei Napiersky Nr. II, im U.- 

^- Nr. 1213) Art. 42. Ebendas. Art. 59 gebietet der Bath: „to 

^^^ende und to bruwende na der tid.^'' Was darunter zu ver- 

^^tien, wagen wir nicht zu entscheiden : wohl kaum das in einigen 

^^Utschen Städten vorkommende sog. ,,Beihebrauen"? 

102j Bursprake vom J. 1399 (U.-B. Nr. 1493) Art. 38. 

103) S. z. B. die Urkunde des Erzbischofs Albert II. vom 23. 
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April 1202 (U.-B. Nr. 305), worin es von dem Aufseber der Roden - 
pois'schen Brücke beisst; ,, Provisor pontin potum ntUla ratione 
venalem hahehity nutz de nostro et preposUl et magUtri fratrum ei 
cwium consilio et coneensu alüer pro tempore fuerit ordinatum^^, 

104) Hurspr. von 1384 Art. 55. 

105) Im Jabre 1400 Hess der Katb für seinen Gebraucb „K/// 
tvnnen WlamerHcheB bereM^^ kommen. 

100) S. oben S. 91 i);g. 

107) Die in unsere Zeit gcbörigen »Scra'en sind oben 8. 118 
Anm. 194 genauer verzeicbnet und werden im Verfolge auch hier 
nach den Nummeni citirt werden, unter denen sie im Urkunden- 
buche abgedruckt sind. 

107, a) ö. oben 8. 90 fg. 

108) Das Annehmen von Lehrlingen wird in den Scra'en ge- 
wöhnlich mit den Worten „<o jaran eiitfan'^ ausgedrückt, daher 
die Benennung fjarjunge'*^ d. i. ein auf (gewisse) Jahre angenom- 
mener Junge. 

109) [J.-K Nr. 969, 5. 1276, 14. 1463, 13. 1521, 25. 1522, 11. 
1523, 20. In den meisten Scra'cn wird auch noch vorgeschrieben, 
dass bei der Annahme eines Lehrlings dieser oder der Meister dem 
Amte eine Tonne Hicrs spenden soll. 

110) Nr. 1276, 16. 1523, 20. 32. Den ßöttchermeistern ist das 
Halten von zwei Lehrlingen gestattet. Nr. 1522, 23. 

111) Im Höttcheramt ist die Dauer der Lehrzeit auf vier Jahr« 
festgesetzt. Nr. 1522, 12. 

112) Nr. 1276, 30. 1305, 15. Vergl. auch 969, 5. 

113) Nr. 1183, 13. 24. 30. 1305, 13. 1521, 27. 1522,6. 1523, IT 
Namentlich wird in Nr. 1183, 24 u. 30 verboten, Knechte geget 
Wochenlolin in Dienst zu nehmen. 

114) Nr. 1463, 15. 1521, 18. 

115) Nr. 969, 11. 1276, 4. 1463, H. 

116) Nr. 969, 15. 

117) Z. h. beim Kürschneramte: Nr. 1403, 16. Die Sera def 
Schuhmacheramts (Nr. 1523, 28) verbietet dem Knecht ausdrücklid 
jede Sonderarbeit. Die Sera des Schmiedeamtes (Nr. 1183, 25) ent 
hält die Bestimmung: „*So schal nemant — — enen kriecht U 
»teilen umme /udf to arbeitende, de knecht en hebbe danne da 
werk und borgerschop gev^wanen^ , 

118) So ist bei dem Kürschneramte der Jahreslohn auf 4 Marl 
Rigisch festgesetzt. Nr. 1463, 16. 

119) Nr. 969, 12. 1805, 14- 19. 1463, 16. 1521, 28-30. 1522, 7 
8. 1523, 29. 

120) Nr. 1523, 32. 

121) Nr. 969,6. 1183,23. 1463, 23. Dieselbe Bedeutung bai 
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wohl auch die Bestimmung in Nr. 1276, 3, dass ein aus der Fremde 
angereister Gesell ein Jahr lang in der Stadt gewesen sein 
müsse, ehe er sich zur Aufnahme in das Amt meldet. — Nr. 969, 
7 schreibt überdies vor, dass ein Gesell, wenn er auch früher in 
Riga gedient hat, dann aber ein Jahr abwesend gewesen ist , nach 
seiner Rückkehr noch ein Jahr, war er ein halbes Jahr abwesend, 
noch ein halbes Jahr wieder in Riga dienen müsse. 

122) Nr. 969, 8. 1183, 23. 27—29. 1305, 4. 1463. 2. 1521, 22. 

1522, 10. 1523, 4. 

123) Nr. 969,4. 1183, 5. 1276, 3. 1463, 1. 1522, 10. S. auch 
noch oben S. 100 Anm. 281. 

124) Nr. 1183, 7. 1276, 36. 1305, 6. 1468, 3. 1521, 32. 1522, 10 

1523, 4. 

125) Nr. 1183, 6. 1276, 28. 1305, 2. 1463, 4. 1521, 1. 1523, 4. 

126) Nr. 969, 9. 1183, 17. 1463, 6. 1521, 17. 1523, 12. lieber 
andere Obliegenheiten derselben s. oben S. 120 Anm. 233 u. Nr. 
1183, 21. 1463, 6. 

127) Bursprake vom J. 1376 Art. 24: „/So we mit ammeten um- 
megan^ de then dat den luden drechliJcen; is it dat dar klage van 
komet, de rat will et richten''^. In den späteren Burspraken wiederholt. 

128) Das. Art. 29. 

*) S. besonders H. Hildebrand in der Einleitung zu seiner 
Ausgabe des Rigischen Schuldbuches S. IX fg. u. LXXV — LXXIX. 

129) Zum Belege dient eine Reihe von Urkunden: Ü.-B. Nr. 
20. 75. 98. 101. 110. 126. 155 u. a. m. S. auch K. Höhlbaum 
in den Hansischen Geschichtsblättern Jahrg. 1872 S. 41 fgg. 

130) S. besonders die Urkunde vom 8. September 1282 im U.- 
B. Nr. 481 u. oben S. 17. 

131) S. V. Bunge in. seinem Archiv III, 306 fgg., besonders 
aber W. Greiffenhagen, Die Altlivländiscben Städtetage, in£. 
Pabst's Beiträgen I, 347—363. 

132) Im Ü.-B. Nr. lül u. in Deutscher Uebersetzung in Höhl - 
baum's Hansi*schem Urkundenbuch I, 72 fgg. Nr. 232. 

133) Hanserecess vom 24. Juni 1363 Art. 14, inKoppmann's 
Hanserecessen I, 236. 

134) Im Ü.-B. Nr. 3014 ist diese Urkunde vom J. 1240 datirt; 
allein Höhlbaum (a. a. 0. S. 128 Nr. 398) macht mit Recht dar- 
auf aufinerksam, dass in derselben vom „Erzbischof'* von Riga 
die Rede ist. Dann kann sie aber auch nicht, wie von ihm ge- 
schehen, in das J. 1250 gestellt werden: denn erst nach dem Tode 
des Bischofs Nicolaus im Jahre 1253 wurde Riga zum Erzbisthum 
erhoben. 

135) S. das U.-B. Nr. 492. 796. 2946. 3057. 
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136) Ihrer geschieht bereits im Handebyertrage vom J. 1 
Art. 35 Erwähnung. 

137) Kig. Schuldbucb Nr. 133G. S. auch die folgende 
merkung. 

13^) In einem Schreiben der Kigischen Sendeboten an d 
Kath vom 31. Januar 131M) (U.-ß. Nr. 2946), in welchem sie ü 
ihre Verhandlungen mit dem Grossfursten Witaut yon Litthaa« 
wegen Polozk und Smoleusk berichten, hoisst es: „de betom\ 
van dfr kerkeu to i^mollrn»ekv und van demehove eine Biet in u 
sen brieven (d. i. den ihnen vom Käthe mitgegebenen Urkunde 
über die llandelsvcrtrüge) nicht, lletlde iri se flarinne (/evu 
tri hedden to SmoUenseke trrrt grvaren^*. Es wird dadurch offi 
bar das H(>daueni auHgeHprochen. dass Kiga's Anflprüche auf Kircl 
und ilof nicht urkundlich nachgewiesen werden können. 

13U) Polozk ist von Riga nur 3*s4, Witebsk 495, Smolensk 6 
Werst «nitfernt. 

140) U.-B. Nr. 3036. vergl. auch 3037. 

141) Ueher ein älmliches Verhältniss, in welchem die S 
Daniig zu der Deutschen Kaufmannschaft in Kowno stand, s. 
Hirsch, Danzig*s Uandols- und Gewerbsgeschichte (Leip 
1858. S.) S. 163 fg^'. 

142^ U.-H. Nr. 3tN6. 
143) Das. Nr. 2«i2r.. 

144^ S. dos Higischc Schuldbuch Nr. 1770 und dazu llild 
brand in der Einleit. S. LXXVI. 

145) Ver^L übrigens II i Idebrand a. a. 0. 

146) S. olwn S. 25» fgg. und S. ö^ Anm. 113. 

147) S. schon die von Hilde brand S. LXXV fg. aus de 
Schuldbuche zu^iammengestellten interessanten Nachweise 

I4s> U.-B. Nr. HIM. 

149) S Th. Hirsch a. a. U. S. 160 fgg. 

150) Die zahlreichen Belege im Livländ. Urkundenbuch find 
!»ich zusammengestellt im Sachregister des sechsten Bandes S. 76< 
Von einem unmittelbaren Verkehr Kiga*s mit Lissabon ist in di 
sem Zeiträume noch nichts zu hören, Vergl. das U.-B. Nr. 19 

15 r Einleitung zum Kig. Schuldlmch S. L — LVI. 

152) S. oU^n S. 131 {^. und vergl. die Sera des Amtes der Gh>ld 
»chmiede in Riga vom J. 136o, U.-B Nr %9. 

153) S. die .Mittheilungen über den Mangel an Silbervorrath 
Riga in den Schrieben des i..ivländ. C^niensmeisters an den Revale 
Ratb im U.B. Nr. 1291 und i:i35. Teber die Einfuhr von Gol 
und Silber nach Ku»shiml vergl. auch noch den Recess des Hanse 
tages vom «I. 1401 und den ile« Livländ. Städtetages vom J. 140 
Art. 16, im r.-B. Nr. 1597 u 1602. 
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154) S. oben S. 130. 

155} Ohne Zweifel wird Kiga nicht der Nachbarstadt Reval 
nsLcli gestanden haben, deren lebhafter Weinhandel in dieser Zeit 
mebiirfach urkundlich bezeugt wird. S. das U.-B. Nr. 901. 927. 
1268. i:<63. 1508. 

156) Vergl. das U.-B. Nr. 2848. 

157) Bursprake im U.-B. Nr. 1123 Art. 42. Nr. 1213 Art. 41. 50. 

158) S. z. B. das Rig. Schuldbuch Nr. 216 u. 488 und dazu 
Hildebrand in der Einleitung S. XXIII fg. 

159) S. darüber die eingehenden Bemerkungen Hildebrand's 
a. a. 0. S. XXIIl fgg. LXXII fgg. 

160) S. besonders den Hanserecess vom 24. Juni 1366 (U.-B. 
Nr. 2213) Art, 26 P. 2: „Qwor/ nullus mercator Thevtunieus dehet 
^fncrc a Ruthenis aut eis vendere aliqua bona ad mutuum, nisi 
darts promptum pro prompto^^. Es ist dies allerdings zunächst für 
NoTv-gorod verordnet, und findet sich dies Verbot bereits in den 
dem 13. Jahrhundert angehörigen Scra*en des dortigen Handels- 
hofes (U.-B. Nr. :i023, 1 und 3079, IG), ist hier aber auch auf 
•^ftlen und Engländer ausgedehnt. Darnach scheint das Verbot ein 

^"Sömeines gewesen zu sein. Vergl. noch Th. Hirsch a. a. 0. S. 233. 

161) Dies beweisen viele Stellen im Kigischen Schuldbuch. S. 
^i Iciebrand a. a. 0. S. LXXVII fg. 

162) Vergl. den Dorpater Städterecess vom J. 1392 (U.-B. Nr. 
2Ö25> Art. 6. 

163) Vertrag vom J. 1229 (U.-B Nr. 101) Art. 5, von 1255 (Nr. 
^ ^4> Art. 10. Ueber die Vergünstigungen ist das Nähere imPrivat- 

föcilit; und im gerichtl. Verfahren anzugeben. 

164) S. das Schreiben der Deutschen Kaufleute zu Polozk an 
a^Xi xiath zu Riga vom 5. Mai 1397, U.-B. Nr. 2940. 

165) Schreiben derselben an denselben vom *i6. October 1400, 
^-*Ö- Nr. 2948. 



J 66) Schreiben Witauts an den Kigischen Rath vom 5. Februar 
^^ l , das. Nr. 2954. 

167) S. besonders die Nowgoroder Scra'en im U.-B. Nr. 3023, 
"^^ 3079, 16. S. auch U.-B. Nr. 2821, 20. 

168) U.-B. Nr. 2926, 8: „Ok ne schal nen Dudesche den Russen 
^^^^eve vuren^^. 

169) Bursprake vom J. 1399 Art. 39 (bei Napiersky S. 212): 
'J*^^^ 80 ne schal neen Dudesche Un (Indischen wedderleggen^^ ; die 
^^^'»prake vom J. 1 4 1 2 (N a p i e r s k y S. 2 1 9) fügt hinzu : ,,efte sei- 
^o*»-» ww'i eme to hehbende^*. 



^. no) S. überhaupt Hildebrand S. XXV fg. u. LXXVII., der 
^^ Benennung ,^sendeve^'' nur dem mit Gesellschaft verbundenen 
^xrimissionsgoschäft vindiciren will ? 
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171) S. z. B. die Citate in der Anm. 169. In einem im J. 1345 
in Dorpat aufgesetzten Testamente (U.-B. Nr. 2819) heisst es: 
,yltem feci contraponitionem et societatem bonorum cum 
H, d. Herhede, cui duodecim marcas argenti^ denartum contra 
denarium, presentam*^ Dass beide Geschäfte nicht ganz identisch 
sind, scheint hervorzugehen aus einem Schreibon des Danziger an 
den Kevalcr Itath vom J. 1415 (\J -B. Nr. 2024). Darin wird über 
eine Wedderletjf/unge zwischen drei Personen gehandelt: in der 
Urschrift steht dafür einmal ,,geMeUchaß*\ was aber ausgestrichen 
und statt dessen f^Wedderleggunge*'^ darüber geschrieben ist. In 
denumgearb. Statuten VII, 11 u. 12 werden auch: ^wefltUrlegginge, 
kumpanie und l/roderlike Hchichtlnge^'' ncl)en einander gestellt. 

172) S. die l^lege aus dem »Schuldbuch bei Hildebrand S. 
LXIV fg., der die Sache eingehend und gründlich behandelt und 
mit liecht in Veroinigungcn der Art gewissermaassen ein Surrogat 
der Bürgschaft erblickt. 

173) S. das Schuldbuch Nr. 829. 113f>. 1444 u. dazu Hilde- 
brand S. LXXVIl. 

174) Beispiele liefert das U.-B. Xr. 709. 810. 1039. 1049. 1116. 
1175 u. a. S. überhaupt C. W. Pauli, Lübeckische Zustände I 
143—147. II, 101 fg., und Hirsch a. a. 0. S. 235 fgg.' 

175) 8. oben S. 10 fg. Oa daselbst die einzelnen Gnaden- 
briefe mit Angabc ihrer Urheber verzeichnet sind, so werden sie, 
der Kürze we^^en, unter Verweisung darauf, nachstehend nur nacb 
der Nummer des Urkundenbuchs citirt. 

176; U.-B. Nr. 213. 243. 433. 492. 574. 570. 7Sl. 1082. 133ii 
2924. 

177) Das. Nr. 427. 444. 930. Vorübergehend galt dies auch ii 
Norwegen. Das. Nr. 525. 

178) U.-B. Nr. 170. 440. 453. 499. .370. 

179) Das. Nr. 495. 576. 936. 

180) Das. Nr. 20. 75. 101, 37. 113. 243. 289. 291. 368.392. 43& 
456. 554. 576. 3014. Vergl. überhaupt J. C. H. Dreyer, apecimeiß 
iuru Lubecenain circa tu« nanfragii, Buezow et Wismar. «. a. 4 
— Genauere Bestimmungen über den Betrag des Bergelohns wuc 
den erst im 15. Jahrhundert getroffen. S. den Uecess des Livländ 
StädteUges vom 19. Februar 1402, U.-B. Nr. 1602, Art. lO. 

181) U.-B. Nr. 291. 392. S. auch unten das Straf recht. 

182) Das. Nr. 289. 368. 439. 440. Nach dem Bannbriefe de: 
£rzbischofs Albert II. von Riga vom J. 1256 (U-B. Nr. 291) sei 
auf die Meldung entfernterer Erben zwei bis drei Jahre gewartet 
werden. S. auch Nr. 392. 

183; U.-B. Nr. 440. 576. 

I84j Das. Nr. 289. 368. 439. 570. 
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X Ö5) Das. Nr. 440. 576. 
1 m) Das. Nr. 20. 75. 101, 31. 113. 227. 243. 289. 291. 305. 368. 
4!^T. -4139. 444. 446. 456. 476. 576. 3014. 3048. 
1 87) Das. Nr. 456. 551. 554. 576. 1064. 

188) Das. Nr. 101, 32. 576. 781. 1082. 2924. 2962. 2966, 9. 

189) Das. Nr. 559. 607, a. Vergl. auch Nr. 2846. 2861. 

190) S. z.B. das. Nr. 781. 1082. 1330. 2924. 2966, 8. 2967, 7 u.a.m. 
^) S. überhaupt: H. Hildebrand in der Einleitung zum 

Scbuldbuch S. XLi V fg. Vergl. auch v. Bunge, Das Ilerzogthum 
flstland S. 224 fgg. Wir beschränken uns bei dieser schwierigen, 
durcli Forschungen Sachkundiger noch aulzuklärenden Materie 
Äuf einige wenige Bemerkungen, meist auf Grundlage der Aus- 
führungen Hildebrand's. Wegen der in den Quellen vielfach vor- 
kommenden fremden Münzsorten sei es gestattet, einfach auf diese 
Ausführungen zu verweisen. 

191) S. die umgearb. llig. Stat. Th. VIII. Art. 2: „äo weme dat 
^f'gesche goth beiwlen wert, de sal de mark geten, dat se lÖdich 
«* hi eme lode^^. 

192) Von solchen ,,Satin^* oder „Setin*^ (s. die umgearb. Stat. 
a. a. O.) ist wohl auch die im Ü.-B. Nr. 3087 vorkommende Münze 
^^ Verstehen, die wohl nur durch einen Lesefehler zum „/SecZ^n" 

umgenannt ist 

193) U.-B. Nr. 20: „/n moneta quatuor marce et dimidia de' 
''^O'T'ioTrum marcam argenti ponderabunt Grutlensem. Denarii alhi 
C'^7»^ et dativi. Ex Ulis monetarius duas oras habehit. Eiua- 
ftem, valoris erunt Rigenses denarii, cuiiis et Gutlenses, licet alterius 
for-me^', S. auch Nr. 75. 

194) In Reval wurden schon seit dem J. 1265 gesetzlich aus 
ciuei- Mark reinen Silbers sechs Mark und zwei 0er Pfennige ge- 
P^'Sgt. U.-B. Nr. 390. 

195) Vergl. Hildebrand S. XLV fg. 

196) Ebendas. u. v. Bunge a. a. 0. 

197) Für die Inscriptionen des Schuld buches hat dies Hilde- 
^ ^ Xk d a, a 0. nachgewiesen. 

X 98) S. den Nachweis beiNapiersky, Quellen des Rig. Stadt- 
'^ö^Uts. Einleitung S. XIX fg. 

"*) S. überhaupt v. Bunge, Das Herzogthum Estland S. 228 
bis 231. 

X99) Hiermit ist zunächst die Zeit vor der Einführung der Rus- 

8^BeVien Maasse und Gewichte in Livland gemeint. Genaue Nach- 

^^ise 8. bei G. Paucker, Authentische Bestimmungen inländi- 

*^uer Maasse und Gewichte, inE. Raupach's neuem inländ, Mu- 

a^uj. Bd. I Hft. 2. Dorpat 1825. 8. Vergl. auch A. v. Löwis, 

»-a\>e\lari8che Uebersicht der Maasse und Gewichte etc. Dorpat 1829. 4. 
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200) Nur eine Andeutung davon findet sich in der Bnrsprak 
vom J. 1399 (U.-B. Nr. 1493) Art. 24: „8o we mit mede und m 
heire ummegarij de eolen gan io deme clockengeüer und laien $ie 
geilen ene male von eire, na der Stades mate*^. Auch in Non 
gorod und Smolensk wurden Normalmaasse und -Gewichte in de 
Kirchen auf bewahrt. S. das U.-B. Nr. 101, 29. 413, 21. S. noch vnte 
Anm. 216. 

201) Umgcarb. Kig. Stat. XL 17. Burspr. von 1384 Art. i 
U.-B. Nr. 365. 

202) Vergl. die Chronik Heinrichs v. L. XV, 5. 

203) Kig. Schuldbuch Nr. 10K3. Bursprake von 1376 Art. 2. 
U.-B. Nr. 2770. 

204) 8chuldbuch a. a. 0. U.-B. Nr. 1044, b, 98. 

205j Vergl. Uildebrand a. a. 0. S. LVII u. bes. Schillc 
u. Lübben, Mittelniederdeutsches Wörterbuch 111, 463. 

200) 8. die umgearb. Statuten a. a. 0. u. unten Anm. 211. 

207) U.-B. Nr. 365: „ V iHrgarum, quarum queque X\ 

pedes in longum habet^. 

208) Verordnung des Kig. Käthes vom J. 1232 (U.-B. Nr. 114 
tyMansus sie ordmavimus^ qiiod quüibei mansus triginia iugei 
agrarum, que vulgär iter morgen vocantur ^ haberet, Jugert 
{sicj agr'i autern quilibet, qui morgen Teutonice appellatWj qut 
draginia in longvm et decem mensuras virgarum, quibus menm 
ratury in latum haberent^\ 

209) In dem Mittelniederd. Wörterbuch 111, 370 ist das in d 
Kigischcn Bursprake (s. Anm. 212) gebrauchte Wort y^pramhol 
offenbar irrig wiedergegeben durcli : ,,Holz zu Prahmen", indem 
vielmehr „auf Prahmen angeführtes Brennholz'* bedeutet 

210) S. z. B. das Schuldbuch Nr. 307 : ,,Elmede et Ymatke tenentx 
Vrowino Jfl, jtramas lignorum*^, Nr. 500: „•/. CurOf stvpenatc 
tenetur Vrovnno IUI. pram lignorum*'*. 

211) Umgearb. Stat. XI, 17: „aS'o welik man enen j)ram holt 
rorhoftf <lat holt sal nicht min in de lenge hebben^ dan X. rote. Um 
vanne dat holt uppe dat laut gesät is van den , de dat vorkop> 
so sal et hebben umm^ X vaderne, und en half pram VII vadem 
van iler erden irudmort to metenda*^. 

212) Bestätigt wird dies durch die Bursprake vom J. 1376 Ai 
9: yyVort so biU de rad ^ dat niman pramholt ne honine^ it en 
teilt rote lank^^. Ebenso in den späteren Burspraken. 

213) Die etwas dunkle l^stimmung erhält vielleicht einig 
Licht durch nachstehende Angabe in A. Schiebens Universi 
Lexicon der Uandelswissenschaften : „Das Brennholzmaass in Br 
men ist zweierlei , nämlich der Faden und das Koep. — — I) 
Brennholz, welches nach dem Keep gemessen wird, ist gewöhnli« 
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4:Va Fuss lang; der Holzhaufen wird mit einer H^s Fuss langen 
eisernen Kette umspannt, wobei noch so viel zugegeben wird, als 
mit der Hand abspannen kann^S 

214) Sera des Böttcheramtes (Ü.-B. Nr. 1522) Art. 1. 

215) S. z. B. das U.-B. Nr. 236. 237. 405. 43<K 603. 8Ö3. 1123, 
1213, 23. 1493, 25. Das Schuldbuch Nr. 455. 656 u. a. m. Ph 

eliwartz (Curland im 13. Jahrh. S. 83 Anm. 4) will den lopo 

ixt der Urk. 236 nicht für ein Maass, sondern (mit Voigt, Gesch. 

I^reussens III, 70, Anm. 3) für eine Münze halten, weil in der Urk. 

^^r. 240 die Leistungen der Bauern unvergleichlich niedriger nor- 

mirt seien. Allein er übersieht, dass ]) in Nr. 236 und ebenso in 

237 von einer nur auf fünf Jahre (nicht für beständig) verabredeten 

Seisteuer des Bischofs (nicht auferlegten Leistung der Bauern) 

«um Bau einer Burg die Rede ist; 2) dass wenige Jahre später- 

CUrk. 405 vom J. 1267) der Zins der Bauern in Curland gerade auf 

«'W'ei Lof vom Haken festgesetzt wurde (s. auch Nr. 430 vom J. 

1272), während in Nr. 240 nur von dem Kirchenzins die Rede ist. 

216) Dieses Normalmaass ist ein aus Erz gegossener Cylinder 

^*^<i hatte die im Jahre 1762 noch zum Theil leserlich gewesene 

Inschrift: j^MefTisJura (b)urge(nsiujm fR)igen8(ium). Anno 8, D, 

^^dCXIII}*^ lieber den mutbmaasslichen Ursprung des Lofes s. 

▼- Bunge a. a. 0. S. 229 Anm. 150. 

217) U.-B. Nr. 240: „ der culmit teen enen lop maken}^ 

218) S. Napierky's Rig. Rechtsquellen S. 110. 

219) A. V. Löwis a. a. 0. S. 68. 

220) S. z. B. U.-B. Nr. 1264. 

221) Schuldbuch Nr. 1537. 

222) Das. Nr. 21«. 298. 573. 919 u.a. U.-B. Nr. 842. 1000 u.a. 

223) Eigenthümlich ist die Bestimmung der Rigischen Bur- 
^'^^^e II, 37: „So bud de rad, dat nen borger en kope holt und 

^«^e und droge vische^ noch ander gud, dat men teilet, anders, 
^n. ^es stige vor dat hundert^*, S. auch I, 39. III, 32. Es sollen 
^®o sechs Stiege, die 120 ausmachen, nur für 100 gerechnet werden? 

224) Sollte nicht auch das in der Rig. Bauordnung vom J. 

^^^ (U.-B. Nr. 549) gebrauchte „«cÄecÄ" vom Stieg zu verstehen 
8eiti V 

225) Besonders oft in dem Schuldbuch. S. HifdebrandS. 
1S3. 

226) Ebendas. Yergl. auch das älteste Rig. Stadtrecht Art. 14 
^^^ dazu V. Bunge a. a. 0. S. 230 Anm. 162. 

227) S. z. B. das U.-B. Nr. 105. 242. 554. 803. 2770. Desgl. 
^^» Schuldbuch Nr. 23. 126. 386. 406. 1418 u. a. 

228) U.-B. Nr. 77, 14. 172. 242. 413, 20. 987. 2770. Schuldbuch 
^^- 1405 u. a. m. 
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221» Das. Nr. 2J2, wo dafür zuweilen auch bloss ^.mark" ge- 
l>niuoht winl. 

•J30) ViTjrl. 11 i Idebrand S. LVII, der aber nur 16 Markpfund 
Hut' oiu I.io:tpt'und rechnet. 

2:U^ Kip Sohuldimch Nr. S3. 

'l^^l^ S. .:. H. das T.-H. Nr. 240. 767. Sü3. S0t5. 1S02. Schuld- 
buoh Nr. ! l,i. I4ö 2iU. 297. 4>6. ."^l««. Sr?> u. ü. 

"J i i^ (' •i.<:",<'i>;* ; ■; ist die gewöhnliche Lateinische Benennung, 
-. l» •.:;! r, l^ Nr. 6;V». t^o7 und oft im ErbebucL: iis indem letz- 
te;,:: äro.:r.a'. ivi di-.i Jahrou 14o7 und 14'JV v.;rkömir.ende i-rae- 
:■■ ■->: w.i>-s*' '>;:;:".. oh daniir idr;''.it:äoii »s. unten Anm. 2;i6 : iL- 

■ . .:-.'■: .-.■.:: -■. 'jicflllize 

\ • V . . _ . . . 

'. .. .. ^« •>.. :.?\' > 

. ■ .'> .■■■;".■! > j.". a"."-* ".-■fr 2m- _ T • . z. _ii5 -r'.rTirnr^ ctes 
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239) Jene wie diese werden nur je einmal im Erbebuch ge- 
Dtlich, ohne Bezeichnung der Lage, erwähnt. 

240) Diese, wie die Mehrzahl der folgenden Angaben über die 
6 einzelner Grebäude beruhen auf der Zusammenstellung und 

gleich ung einer grossen Zahl von Inscriptionen des ältesten 
«buches. 
241; S. auch das U.-B. Nr. 1593, 2. 5. 6. 

242) Früher befand sich ein Marstall in der Gegend des jetzigen 
losses, der aber im J. 1330 dem Orden abgetreten wurde. U.- 
!Nr. 740 und die Chronik Hermanns von Wart berge in 

Script, rer. Pruss. II, 65. 

243) Die grosse Münzgasse führte damals noch nicht diesen 
en, wird vielmehr bezeichnet als : „2^latea , qua üur de foro 

"^nacellum^*, 

244) S. auch das Ü.-B. Nr. 741. 

245) Früher (vor 1330) stand die Pferdemühle {,,molendinumy 
ad tractum equorum moluiV^) in der Gegend des jetzigen 

osses. H. V. Wartberge a. a. 0. 

246) Vergl. das Ü.-B. Nr. 1033. 2880, I, 3. 

247) Im Jahre 1226 besass das Domcapitel auch eine Mühle an 
Bache , welcher den Rodenpois'schen See mit der Düna ver- 



^^»<iet. U.-B. Nr. 3012. 

248) S. oben S. 135. 

249) Vor dem Jahre 1330 hatte die Stadt auch einen Kalkofeu 
i er Gegend des jetzigen Schlosses. Hermann v. Wartberge 
L. 0. 

249, a) S. oben S. 180 Anm. 65. 

250) Ueber den Ursprung dieser Benennungen ist nichts be- 
*it. Vergl. C. E. Napiersky in den Monum. Livon. IV, LXI. 

251) U.-B. Nr. 739. S. oben S. 89. 

252) Urk. vom 6. Juni 1330, excerpirt in den Sitzungsberichten 
Gesellschaft für Geschichte der Ostseeprov. Jnhrg. 1874 S. 11. 

'ßl. auch das U.-B. Nr. 1035. 

258) U.-B. Nr. 947 : „^Id universoi'um notitiam cupimus per'- 

^^^^Te, qaod — dominis proconstdibus et consulibvs ac toti 

^y^'^^cti Bige duas atubas, dicta« de Monasterio et de Zonato, intra 

'^J^'itatem Rigensem sitasj quondam — — nostro ordini in refu- 

*^ora.<TO determinate pecunle erogatas^ revendidimus pro certa et 

^^^rminaia pecunia etc,^^ — Die von J. G. Arndt (Chronik II, 

^^4) angeführte Urkunde vom St. Elisabeth- Abend 1352 (s. auch 

^^s TJ.-B.Reg. 1116) beruht wahrscheinlich auf einer Verwechselung 

^^^^t der von demselben Tage hundert Jahre früher datirten Sera 

^^ir Gilde des heil. Kreuzes. S. oben S. 90. Dasselbe gilt wohl 

^ucb von der entsprechenden Notiz in dem neuen Schrägen der 

▼• Bunge, Die Stadt Riga. 13 
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kleinen Gilde. Vcrgl. v. Gutzeit in den Kig. Stadtblätt. 1870 
26 S. 223. 

254) S. Schiemann^B Kegesten verlorner Urkunden S. 
Nr. 38 vom J. 1375. 

255) Dies bezeugt eine Keihc von Inscriptionen des Erbebm 
25t>) Für dieselbe feliite an dieser Stelle der Kaum, da dii 

von der grossen Gildestube und dem Kloster absorbirt war. 

257) 8. überhaupt v. G utzeit a. a. O. 

258) U.-i5. Nr. 944, s. oben S. 118 Anm. 191. 

259) Im J. 1472 v*;rkauft nämlich ein Geistlicher, in Vollma 

des Kalands, ein Haus in der Schmiedestrasse. Auch kommt i 
1431 ein Kalandshof in der Kederstrasse vor. 

259, a) Uli. Nr. IK». Der Thurm scheint übrigens in 
Schenkung mit bcgriflcn gewesen zu sein; denn in einem Verzei 
niss der Einkünfte dr'r Stadt Lübeck vom J. 1202 (Lüb. U.- 
Nr. 209) wird auch aufgeführt: y,Turrin riontra in Riga 8 olvü 
nuatim XXI V. HoLldonJ'^ 

260) U.-I5. Nr. 73 u. 82. 
261; S. oben S. 24 i^g. u. vergl. die Keimchronik V. 8 

„ — — sente Jurian^ der ho f ist in der 8lat f/elegen, do die 
dere vurnann pßagejt''''» Der von neueren Schriftstellern di 
Schlosse auch beigelegte Name Witten stein ist in den älte^ 
Quellen nicht zu finden. 

262) S. oben S. 2«. 

263) Oben S. 42. 44. 
263, a) S. das U.-H. Nr. 1033 und das Erbebuch an mehr^ 

Stellen. 

263, hj S. auch das Schuldbuch Nr. 338. 

264) U.-li. Nr. 766, a. 

265) Die beiden Urkunden, vom 18. Februar 1394 und voic» 
April 1396, sind einem Protokoll des Kigischen Käthes vom Ja^^ 
1424 einverleibt und nach diesem unten im vierten Abschnitt, 
135, abgedruckt. 

266) Daraus erklärt es sich, dass in dieser Zeit der Kosenl:^ 
sowie der weiterhin (erwähnte Kosengarten , auf Kosten der St 
im Stande erhalten wurden. S. das V>A^. Nr. 1954. Vergl. ai 
Nr. 2574. 

267; Das in der Anm. 265 (jrwähnte IVotokoll lautet am Seid 
der beiden Urkunden nachstehend: ^Jtejn en heft de raet in t^ 
tiden den van lloneu und cren erven besegelt enen href up 








hof in der stad belegen, is dat se, de van Hosen, van des ht^"^^ 
vjegen vordregen ^d. i. durch Vertrag entbunden, befreit) '**^^^^/ 
sin sehet, vmcht und ander ungelt, dat men jippe de borgere pl0^ 
to settende, und upjje tlesne iyd der losinge des vorgenanten ha^^ 
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so s&gede Keraten van Rosen und Woldemer, in des halandea ca- 
yeZZ^n in der domkerhen^ dat se nene andere breve noch vriheit 
tijp2^^ deme vorge^creven hove hedden hl erem loetende^ dat en God 
clLso helpe, Dit sehach anno Doinini xiiij c xxiiij, des sundages 
m€>7'gr^ns in der advente, und dit wart en gevraget hir umme, wente 
id t^ds en gerichte, dat de van Hosen .... erem hove in der stad 
her/r^nvriheit sohlen hehben, und darto to richtende an hals und 
hanty des doch nicht en is. — Item so is de vorgescreven hof her 
yVoZciemer van Rosen vor dem rade upgelaten van twen parten^ 
dar tie sulve hof ahgekoft is geiveset, also et steit gescreven in 
des olden kemerers boke, in dem veften hlate van dem beginne 
edder' dar bi, alse men scref anno Domini mcccxti, Hir unvme 
of de vorgescreven hof erfloes stervet, so stervet he to rechte an 
de ütotj und nicht up den heren van Rige, also ander lengut, 
^ertte en de hof nicht is vorlenet, ok van beginne nicht angeervet^ 
^^Tider en is van dem rade und der stad gegunt, dat se den hof 
«»» sinen parten (an siner [des Rathes] porten*i oder von sinen 
Pforten, Verkäufern?) kopen mochten^ als id gescreven steit vi des 
i^crrherers boke vorgescreven, — Acta sunt hec anno^ Domini xiiy c 
^ocziij in adventu Domini^j d. i. am 3. December. — Auf diese Auf- 
zeichnung gründet sieb obne Zweifel die mehrfach ungenaue alte 
^geste im U.-B. III, 66 Nr. 756, a, auf welche auch v. Gut- 
zeit in dem Aufsatz: Der Rosenhof , in den Rig. StadtbL 1870 
^^*- 23, seine Angaben für die ältere Zeit stützt. 

268) Vergl. v. Gutzeit a.a.O., der auch die späteren Schick- 
**le des Rosenhofs behandelt. — Andere Häuser, welche, gleich 
^^^ Rosenhofe, als adeligen Familien — nicht einzelnen Edelleuten 
gehörig bezeichnet werden, sind das Haus der von Tyssen- 
*^^Ben in der Beverstrasse , das der von Ungeren in der Marstall- 
^^^^Bse ; in derselben Strasse kam später das Haus der von IxkuUe 

*) S. überhaupt: Lib. v. Bergmann, Versuch einer kurzen 

^^scliichte der Rigischen Stadtkirchen etc. Riga 1792. 4. (Viel- 

*^cH mangelhaft und^ irrig.) W. v. Gut zeit: Zur Geschichte 

^^^ Kirchen Riga's, in den Mittheilungen X, 313—335, und Zur 

^^acliichte der Klöster im ehemaligen Riga, das. S. 336—358. 

269) Heinrich v. L. VI, 3. 4. 

270) D.-B. Nr. 56. 

271) Vergl. Heinrich v. L XIII, 3, die Urkunde des Bi- 
^^ofs Nicolaus von Riga vom 8. September 1234, in deÄ Mit- 

wieilungen XII, 372, und einen zur Zeit noch ungedruckten, in der 
^g. (iesellschaft für Geschichte etc. vorgetrageneu Artikel L. Na- 
P^ersky's: Wo lagen die älteste Marienkirche und das älteste 
^iachofsbaus in Riga? — S. noch unten Anm. 289. 

13* 
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272) Bei diesem Jahre erwähnt Heinrich v. L. (X, 7) einei 
in der Kirche stattgehabten Beerdigung. 

273) Ü.-B. Nr. 21. 

274) Heinrich v. L. XHI, 3. 

275) 8. überhaupt oben 8. 11. 

276) Vergl. v. (lutzeit, Das Haus des Bischofs und der Bi 
schofshof im ehemaligen Kiga, in den Mittheilungen XI, 515 fgg. 

276, a) U.-B. R(?g.' 737. 

277) 8. die im U.-B. VI, 786 unter dem Worte „Territorium 
aufgezählten Urkunden. Das Nähere hierüber, sowie über dl 
Verfassung und die Privilegien des liigischcn Domcapitels, gehöi 
nicht hierher, da letzteres nicht zu den städtischen Anstalten ge 
rechnet werden kann. 

278) So wird sie von Heinrich v. L. (XIII, 2) beim J. 1201 
und im U.-B. Nr. 73 noch im April 1225 genannt. 

278, a) Heinrich v. L. XVIII, 6, wo das Gotteshaus übrigen 
schon (icclenia fratriim militiae heisst. 

279) Nur so ist die ("offenbar erneuerte) Weihe zu verstehei 
über welche Ijermann von Wartberge (8cr. rer. Pruss. II 
S. 31) berichtet. 

2S0) Urk. vom 5. April 1226, U.-B. (III.) Nr. 82. 

281) Urk. vom Mai 1366 (U.-B. Nr. 2884) I, 2: „ civi 

Rigenseti (lomum orflims solemnem — — jpenituH ac funditvs eU 
btruxantnt f — — ecclesiam ac capell as frairmn — - 
ruine dedernnt etc.'''' Dem steht nicht entgegen, dass i 
einer Urkunde vom Jahre 1304 der Kirche in einer Weil 
gedaclit wird, das» man sie als noch bestehend ansehen könnt 
Derm die bezügliche Urkunde liegt nicht im Wortlaut, sonder 
nur nach der — wici es scheint wenig genauen — Kelation ein€ 
Chronisten vor (lieg. 701), und es ist sehr wahrscheinlich, dass hie 
bloss von der Kirchenruine oder von der wiederzuerrichtende 
Kirche die K(;de ist. Der unmittelbar darauf folgende, nicht gan 
klare 8atz scheint sich auf den 8t. Jürgenshof selbst zu beziehei 
der doch gfjwiss zerstört war. Es ist daher irrig, wenn v. Gut 
zeit a. a. i). X, 322 die Kirche 1297 erhalten sein und alsHospita! 
kirche fortbestehen lässt. 

282) 8. über diese v. Gutzeit a. a. O. S. 332. 

283) S. das U.-B. Nr. 15. 

284) Die von v. Gutzeit in den Mittheill. X, 318 aufgestellt 
Behauptung, dass Riga schon im J. 1211 steinerne Gebäude be 
sessen, findet in der von ihm citirten Urkunde keine Bestätigung 
8. vielmehr oben 8. 71 u. 104 Anm. 33. 

285) Urkunde vom 5. April 1226, U.-B. (III.) Nr. 82. 
286; Vergl. v. Gut zeit a. a. O. 8. 323. 
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287) S. die Urkunde vom 10. September 1263 (U.-B. Nr. 378), 
Tirelolie bereits eine Andeutung über die Lage der Kirche enthält. 
^1X8 dem Erbebuebe ergiebt sich, dass der St. Pauli-Kirchhof — 

luthlich also auch die Kirche — an der damaligen Schmiede- 
le \sLfr, 

288) S. das Ü.-B. Reg. 1550—52 und 1561. In dem Erbebuche 
dieser Kirche noch bei den Jahren 1406 u. 1410 gedacht; 

■jede spätere Kunde von ihr fehlt. 

289) S. die Urkunde vom 8. September 1234 in den Mittheill. 
IST Z, 372 und den oben Anm. 27 1 angeführten Artikel Napiersky^s. 

290) S. 165. 

291) U.-B. VI, 146 Reg. 200, a. 

292) Die erste urkundliche Erwähnung derselben ist vom J. 
1312: U.-B. Nr. 637. — Ueber den Schutzheiligen des Klosters s- 
"V". Outzeit S. 345. 

293) Urkunde vom J. 1258 (U.-B. Nr. 318): .fimnihus etc. 
Zureiter S,, prior RigensU ordinis fratrum predicatorum — — — 
2protestor^ quod dominus ZT., prepositus Rig.j cum priore et potiori- 

^^f^s capituli sui personiSj in domo fratrum minorum — — 
^^ecognovit, quod Rig, ecclesie capitvlum areas suas et domum 
^<x,]picleam , usque ad murum civitatis se protendentem , ita quod 
'^Z^se murus civitatis est finalis murvs domus^ item plateam unam 
cum j)ortaj per murum civitatis exeunte versus Rigam fluvium, 

^IV^ omnia dicta ecclesia plurimis annis possederat, fratri- 

**** rninoribus^ in civitate Rigensi manentibus^ pleno iure 

2?^a certa pecunia vendlderunt , perpetuo possidenda, sicut in — 

^''^stTzimento predicti capituU, super ipsa venditione confecio 

^^'^^^rUius continetur^^. Es ist nicht ganz klar, ob unter der im Eingange 
©rw^ähnten „domus fr. min,^^ die in der Urkunde in Rede stehende 
^i^^omtis lapidea^* oder ein anderes, schon früher erworbenes Haus zu 
^^rstehen ist. In letzterem Falle müsste man annehmen, dass die 
•Niederlassung der Minoriten in Riga bereits einige Zeit früher 
stattgehabt, wofür auch der Ausdruck ^^manentibus^^ zu sprechen 
scheint 

294) S. besonders das U.-B. Nr. 1035 und mehrere Aufzeich- 
J^^ngen im Erbebuche. 

295) U.-B. Nr. 637 vom J. 1312. 

296) In späterer Zeit kommt dieses selbe Kloster auch unter 
^öua tarnen eines Magdalenen- oder Marien-Magdalenen-Klosters 
^^1 dessen Ursprung dunkel ist. Vergl. v. Gut zeit a. a. 0. 

• 33o fg. 349. Dieses Kloster ist ohne Zweifel auch gemeint mit 
^^ Bezeichnung der „singenden Frauen" oder „singenden Jung- 
"^auen" in den Urkunden Nr. 1332 und 2010. 

297) Bulle Alexander's IV. vom 2. August 1255 im U.-B. Nr. 
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2S3, a. Vergl. auch das. Nr. 300 (wahrscheinlich unecht) an 
33S| a. 

298) Eine eigene Kirche erhielt das Kloster wahrscheinlich e 
im fünfzehnten Jahrhundert ; wenigstens kommt bis zum Ende d 
vierzehnten keine Spur einer solchen vor. 

299) S. besonders das U.-B. Nr. 771 und das Erbebuch 
mehreren Stellen. 

300) U.-H. Nr. 300. 33«. 338, a. 

301) Rig. Schuldbuch Nr. 183 u. 116«. 
301, a) Urk. vom J. 1357 (U.-B. Nr. 2863), unten Anm. 3S2. 

302) U.-B. Nr. 1332. 
803) Das. Nr. 1954. 
303, a) U.-B. Nr. 602 : „ Vortmer so Is de rat to rade worde 

flfU nen vrowen (nicht vidvjen) kovent aal wesen in der stnt, df 
dfit kovent hl sente Peter ; den eint se alle over en komen^^, 
Lesart .^vidwen" statt „vrov)en** im Urkundenbuch beruht auf ein 
Lesefehler; daher ist auch die darauf gegründete Annahme 
Gutzeit's (a. a. O. S. 529 fg.), dass in Riga derzeit ein besonder 
Wittwenstift bestanden habe, hinfällig. 

304) V. Gutz eit (a. a. 0. S. 352) führt noch zwei Fälle 
in denen von Beguincn die Hede ist, von den Jahren 1502 
und alte Bcginen) und 1545, und ist der Meinung, dass die 
Zeichnung „Baginen" auf einer Verwechselung mit den „gra 
Schwestern oder Franciscanerinnen** beruht. Letztere treten a 
in Riga erst im J. 1478 auf, und es wäre unerklärlich, dass ih 
unter ihrem richtigen Namen in dem Zeiträume von nahe an z 
Jahrhunderten kein einziges mal gr>dacht wird, während von all 
übrigen Klöstern nicht selten die Rede ist. Eine Verwechseln 
der beiden, in ihrer Observanz so sehr verschiedenen Orden 
kaum denkbar. Möglich ist es übrigens, dass die grauen Schwester 
an die Steile der Beguincn getreten, da auch das Kloster ] 
auf dem Petrifriedhof lag, und dass also später die graut 
Schwestern aus Mi ssverstand zuweilen Beguinen genannt word 
sind. 

805) v. Gutzeit S. 828. 

306) V. Gut zeit übergeht bei der Aufzählung der Kirch 
Riga's diese Kirche mit Stillschweigen. I3ei anderer Gelegenh 
(S. 372) bemerkt er, ohne Angabe der Quelle, dass die G^rtnB- 
kirche schon im J. 1413 erwähnt werde. 

307) S. oben S. 75. 

808) Vergl. v. Gutzeit in den Mittheill. XI, 377 fgg. 

611 fgg. 

309) Eine Aufzeichnung vom J. 1853 (U.-B. Nr. 946) bei 

dass in demselben für den Bau der St Petrischule fpro ttruciuf' 
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scole 8, Petri) die Summe von 26 Mark Rig. verwendet worden, 
welche von verschiedenen Personen zu Ehren St. Peters beigesteuert 
seien. Ob unter structura der erste Aufbau zu verstehen ist, oder 
nur ein Umbau oder Reparatur eines bereits bestehenden Schul- 
gebäudes, muss dahingestellt bleiben; die Zeit der Gründung der 
St.-Petrischule bleibt ungewiss. 

310) Bulle Bonifaz' IX. vom 3. October 1391, U.-B. Nr. 1301. 

311) S. oben S. 166. 

312) Urkunde vom 5. April 1226, U.-B. (III) Nr. 82. 

313) Vergl. v. Gutzeit X, 352 fg. 

314) Gefallig mitgetheilte Vermuthung L. Napiersky's. 

315) Bulle lunocenz' IV. vom 26. April 1246, U.-B. Nr. 189, a. 

316) Der libraria des Domcapitels geschieht auch in einer Ur- 
kunde vom J. 1392 (U.-B. Nr. 1334) Erwähnung. 

317) U.-B. Nr. 198. 

318) Bulle vom 25. Juni 1332, das. Nr. 279S. 

319) Urkunde vom 22. April 1338, das. Nr. 2809. 

320) Die Nachricht beruht nur auf einer dürftigen Regeste: U.- 
B. VI, 26 Nr. 575, a. 

*) S. überhaupt W. v. Gut zeit, Riga's älteste Wohlthätigkeits- 
anstalten, in den Mittheilungen XI, 526—534. 

321) U.-B. Nr. 48. 

322) Das. Nr. 75 u. oben S. 12 und öfter. 

323) In dem Rigischen Schuldbuche (Nr. 220. 1336. 1813) ge- 
schieht übrigens unserer Anstalt schon beim Jahre 1289 Erwähnung, 
in welchem sie in mehreren Posten den Betrag von 32 Mark Silbers 
als Darlehn aufnahm. Ebendasjlbst (Nr. 110) ist beim Jahre 1307 
auch von einem Hospital die Rede: ob darunter das Lazarusspital 
oder das iSpital zu St. Georg zu verstehen ist, bleibt dahingestellt 

.324) Jedenfalls dürfte durch diese Ausführungen die Annahme 
V. Gut zeit 's (a. a. 0. S. 527 fg.) widerlegt sein, dass in der Stiftung 
Alberts vom J. ^220 das St. Georgenhospital zu suchen sei. 

325) Beide Benennungen finden sich wiederholt im Erbebuche. 
In dem Testamente der Wittwe Rapesylver vom Jahre 1324 wird 
die Anstalt als „domus leprosorum sancti Johannis*' bezeichnet. 
— Ob auch die oben S. 159 erwähnte „Gesellschaft der Elenden^ 
hierher gehört? 

326) Erwähnt wird die Anstalt zwar auch früher (s. oben Anm. 
323)) allein ohne dass man Näheres über die Lage etc. erfährt. 

327) U.-B. Nr. 741. S. oben S. 44 u. 163. 

328) V G utzeit irrt, wenn er a. a. 0. S. 632 die Verlegung 
des Hospitals bereits in den Zeitraum zwischen 1289 und 1330 
setzt: denn in dem letzgedachten Jahre stand es noch auf seinem 
alten Platze. 
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829) Dadurch ist nicht ausgeschlossen, dats auch Kranke 
Aufnahme £uiden (vergl. z. B. das U.-H. Nr. 1495, 9). Ander 



Ansicht ist v. Gut zeit 8. 531 f i^« ? ^®i^ <^>® Anstalt in Urkunde*- 
(die übrigens nicht näher bezeichnet werden und sonst nnbekan.^ 
sind) infirmarium, Krankenhaus (?), genannt und dessen In 
als Sieche bezeichnet werden. Allein unter infirmi sind nicht ( 
Heilung zu unterziehende) Kranke, sondeni (unheilbare, der Pfle 
bedürftige) Schwache, Hresthafte, Gebrechliche, zu verstehen, uks 
dieselbe engere Bedeutung hat das Deutsche Wort Sieche. 
380) U.-B. Nr. 78. 

331) Das. Nr. 988, b. 1674. Heg. 1160, a. S. auch Sc hie- 
mann 's Regesten S. 8 Nr. 29. 

332) S. z. B. das U.-B. Nr. 1882. 1335, auch 1213, 48. Von 
besonderem Interesse ist die Urkunde Nr. 2863 vom Jahre 1857, 
eine Kent<!nstiftung des Hitters Woldemar von Kosen , in welcher 

es heisst: „ Und de rente vorhenomet hebhe ik gegeven und 

gelecht in de armen ziehen des splttaleM der aiad to der Jlige, 

ewigliken vor miner olderen nele etc. Und hebhe den 

rad to vormundrren koren^ dtit se de rente, ne minner ojte mere »ik, 
enes jeweliken jarea upnemen scholen, und schalen se nicht ant- 
worden dem spittalmeister , noch welcher suster ofte bagine, men 
$e Hcholen twe darto setten, den se des belowen, de schalen de 
rente twler in dem jare — — gelike delen den vorbenomeden 
»eken, enem jeyjeliken rede in sine hand, Vortm^r ofte dat »chude 
na (Jodes willen^ dat welk miner erve ofte miner nakomelinge etc. 
mit des spittals suke worde geslagen, und so wanne wi 
den vorbenomeden rad, de vormundere, dar umme beden , den to 
untfaende in dat beschedene spittal , dar schalen se willich to we- 
sen etcJ^ — Die Worte: „des spitrds suke^ deuten daraufhin, dass 
nur — oder doch zunächttt nur — mit einer bestimmten „Seuche'' 
Behaftete in der Anstalt Aufnahme fanden. Ist dies der Fall, so könnte 
darunter nur der zu jener Zeit so sehr verbreitete Aussatz, Upra, 
ge meint sein. Dann aber müsste man auch annehmen, entweder dass 
in unserer Urkunde nicht von dem St. Jürgen-, sondern von dem 
St. Lazarusspital die liede ist, oder dass auch das St. Jürgenspital 
zunächst ein L<;prosenhaus war. 

333) Dies erinnert an die pauperi infirm^mtes der Urkunde vom 
J. 1220. S. oben S. 173. 

^34) U-B. Nr. 741; „ — rivum molendini apud hospitale**. 
V. Gutzeit a. a. 0, S. 528 will in dieser Urkunde zwei Hospitäler 
gefunden haben: auMser dem oben gedachten ein yhospitale apu/l 
s. Geargium.^'' Es scheint dies aber eine Verwechselung mit dem 
daselbst genannten ehemaligen Ordensschlosse zu sein: ,fConventus 
nicht hospitale) eorum (seil, fratrum ordlnis Teuton,) ad ». 
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Georgtum*^, — Auch in dem Sachregister zum Urkundenbuch (VI, 
7S7) ist der St. Jürgenshof des Ordens mit dem St. Jtirgenhospital 
irrthümlich verwechselt worden. 

335) T. Gutzeit (a. a, 0. X, 322) irrt offenbar in der An- 
nahme , dass die alte Ordenskirche zu St. Georg in äiner Kirche 
des Greorgspitals wiederzufinden sei. S. oben S. 196, Anm. 281. 

336) S. S. 170. 



Zweiter Theil. 



Rechtsgeschichte. 

Privatrecht, Strafrecht, gerichtliches Verfahren. 



/ 



1« 




Einleitung. 



Uie Hauptquellen für das Rigische Privat- und 
Strafrecht, sowie für das Gerichtswesen und das Gerichts- 
verfahren, bilden die verschiedenen Recensionen der Stadt- 
r echte oder Statuten, von denen vier, insgesammt 
dem dreizehnten Jahrhundert entstammend, bekannt sind: 

1) das Rigisch-Reval'sche Stadtrecht, in seiner 
jetzigen Gestalt um das Jahr 1227 aufgezeichnet; 

2) Das Hamburgisch-Rigische Stadtrecht, d. i. 
die für Riga bestimmte Redaction des Hamburger Statuts 
vom Jahre 1270; 

3) das Rigisch-Hapsal'sche Stadtrecht, wahr- 
scheinlich im Jahre 1279 abgefasst, und 

4) die sog. u mge arb ei tetenRigi sehen Statuten, 
am Ende des dreizehnten Jahrhunderts entworfen. 

Die äussere Geschichte dieser Stadtrechte ist in 
neuerer und neuester Zeit so eingehend und — man darf 
wohl sagen — erschöpfend behandelt worden, dass zu 
derselben zur Zeit nichts Neues vorgebracht werden kann, 
daher es gestattet sein wird, hier lediglich auf die bezüg- 
lichen Werke hinzuweisen: 

J. C. Schwartz, Versuch einer Geschichte der Ri- 
gischen Stadtrechte, in F. C. Gadebusch's Versuchen 
in der Livländ. Geschichtskunde Bd. II. Stck. 3. 

F. G. V. Bunge, Einleitung in die Liv-, Est- und 
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Curländischc Rechtsgeschichte (Reval 1849. 8.) § 57 — 62, 
S. 133-158. 

J. G. L. Napiersky, Die Quellen des Uigischen 
Stadtrechts bis zum J. JG73 (Riga 187G. 8.) Einl. S. 
XI— LXXXVIII. 

Es erübrigt nur, die Art und Weise anzudeuten, wie 
diese verschiedenen Ilecensionen des Stadtrechts für die 
nachfolgende Darstellung verwerthet worden sind. Die 
einheimischen, ursprünglich Rigischen Ilecensionen (Nr. 1, 
3 u. 4) haben volle Berücksichtigung gefunden, indem nur 
so die allmähliche organische Entwickelung der einzelnen 
Rechtsinstitute veranschaulicht werden konnte. Das Ham- 
burgisch - Rigische ötadtrecht dagegen ist ohne Zweifel 
nie als Ganzes, sondern nur als Ilülfsrecht in Riga reci- 
pirt gewesen ; es hat daher auf das ursprünglich Rigische 
nur in einzelnen Fällen abändernd, meist nur ergänzend^ 
eingewirkt. Aus diesen Gründen hat dasselbe nur in den 
angegebenen Beziehungen, und zwar vorzugsweise in den 
Anmerkungen, in Betracht gezogen, überhaupt mehr neben- 
sächlich behandelt werden können. — Uebrigens muss 
schon hier bemerkt werden, dass aus der blossen Nicht- 
aufnahme einzelner Bestimmungeti des Ilamburg-Rigischen 
Rechts in die umgearbeiteten Statuten nicht ohne Weiteres 
geschlossen werden darf, dass sie in Riga keine Geltung 
erhalten haben. Vergl. auch Napiersky a. a. O. S. 
LXXI. Als Regel dürfte jedoch festzuhalten sein, dass 
die nicht aufgenommenen Sätze absichtlich und geflissent- 
lich ausgeschieden sind , weil sie sich in Riga nicht ein- 
gebürgert hatten. 

Neben den Stadt rechten haben Urkunden als eine 
in manchen Beziehungen sehr ergiebige (Quelle gedient. 
Von den oben S. 4 aufgezählten Stadtbüchern sind, be- 
sonders für das Privatrecht, das Schuld buch und das 
älteste Erbebuch benutzt worden. 
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Die vorstehend aufgeführten Quellen sind in den Ci- 
taten, der Kürze wegen, wie folgt bezeichnet worden: 
die vier Recensionen der Statuten mit den inNapiersky's 
Ausgabe ihnen beigelegten Lettern: A., B., C, D. , das 
Schuldbuch mit S.-B., das Erbebuch mit E.-B., v. Bunge's 
Urkundenbuch mit U.-B. 



Vierter Abschnitt* 

Privatrecht. 



Erstes Ca[)iteL 

Rechte an Grundstücken und Gebäuden. 

I. 

Einleitende Bemerknng:en. Tenninolo^e. 

Wie in allen DeutHchen Kochten des Mittelalters^ 
80 sind auch -im liigischcn die rechtlichen Beziehungen 
der Person zur Sache für bewegliche und für unbeweg- 
liche Sachen ho grundsätzlich verschieden, dass sie in den 
Kechtsqucllen fast ausnahmslos eine getrennte 13ehandlung 
erfahren : des Unterschiedes als solchen wird kaum gelegent- 
lich gedacht (1); es fehlt sogar an allgemeinen und er- 
schöpfenden Benennungen für beide Arten von Sachen (2). 
Die einzelnen Gegenstände des Verkehrs werden vielmehr 
je nach ihrer Individualität, ihrer Bestimmung und selbst 
ihrer Lage verschieden benannt. Ueberdies ermangeln die 
bezüglichen Ausdrücke zum Theil der erforderlichen Prä- 
cision, indem mehrere derselben bald in einem weiteren, 
bald in einem engeren Sinne gebraucht werden, so dass 
auf die jedesmalige l^edeutung nur aus dem Zusammen- 
hange geschlossen werden kann. 

Für die hier in liede stehenden unbeweglichen Sachen, 
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wozu Grund und Boden und die auf demselben errichteten 
Gebäude gehören, finden wir nachstehende Ausdrücke : 

1) Gut, bonum. Ohne jeden näher bestimmenden 
Zusatz werden damit in nicht wenigen Stellen der Stadt- 
rechte Immobilien bezeichnet (3), eben so oft aber auch 
Mobilien (4), daher auch Sachen überhaupt (5); häufiger 
wird dasselbe Wort für das gesammte Vermögen einer 
Person, namentlich auch für eine Erbschaft, gebraucht (6). 
Nur ein einzigesmal, und zwar erst in einem jüngeren Zu- 
satz zu den umgearbeiteten Statuten, findet sich die nähere 
Bestimmung: y^ertvaste gut^^ (7). 

2) Für den Grund und Boden giebt es verschiedene 
Bezeichnungen: ,jiigende gimndf^ (8), j,erdef^ (9), jjLand*^ (10). 
Während diese Ausdrücke eine allgemeinere Bedeutung 
haben, werden einzelne bestimmt begränzte Grundstücke 
yyvmrt^^ oder ^ywort^^ (11), j^areae'^ (12), genannt. Iij dem 
Erbebuch hat indess diese letztere Benennung eine engere 
Bedeutung: sie wird nämlich nur den innerhalb der Ring- 
mauer der Stadt belegenen, zum Bebauen bestimmten 
Grundstücken beigelegt (13), und als damit gleichbedeutend 
erscheint mitunter das Wort ,,curiay hof (14). Nur aus- 
nahmsweise werden einige ausserhalb der Mauer, jedoch in 
deren Nähe, gelegene Grundstücke areae geheissen (15) ; die 
entfernteren werden, je nach ihrer Bestimmung, unter den 
Benennungen ortas{\Q\agerypratumy foenicidium aufgeführt 
(17). WurtoAex area bezeichnet daher, genau genommen, 
einen Bauplatz oder eine Baustätte in der Stadt (18). 

3) Vieldeutig ist das Wort erve, herediias. Zuweilen 
wird es für Erbschaft, Nachlass, einer Person gebraucht 
(19); gewöhnlicher werden aber damit Immobilien im All- 
gemeinen bezeichnet (20), wie denn der vierte Theil der 
umgearbeiteten Statuten, welcher den Rechtsverhältnissen 
der Immobilien gewidmet ist, von Erbschaften aber gar 
nicht handelt, die Ueberschrift führt : „/>örf hok van ervet*'^. 

T. Bunge, Die Stadt Riga. 14 
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Am häufigBten, besonder» im Erbebuche^ iet die Bedeutung 
eine noch engere, indem darunter, im Gegensatz zum 
Grund und Boden (21), daH auf demselben aufgeführte 
Hauptgebäude (22) verstanden, daher — als damit iden- 
tiHch — auch hus^ domuHy gebraucht wird (23). Durch 
die Errichtung des Hauses sinkt der Gnmd und Boden 
zu einer Nebensache hinab , wird — gleich den Neben- 
gebäuden — ein Zubehör des Hauses (24). — Endlich 
finden .wir auch — wiewohl selten — mit heredUas das 
gesammte unbewegliche Vermögen einer Person be- 
zeichnet (25). 

4) Immobilien erhalten in den umgearbeiteten Statuten 
einigemal die Bezeichnung torfachtegen (26). In dieser 
liegt jedoch einestheils zugleich der Nebenbegriff des 
KechtS; welches der Besitzer daran hat ; anderentheils wird 
sie zuweilen in einem engeren Sinne ; für ^^Erbgut^^^ ge- 
braucht, welches unsere Quellen sehr bestimmt vom 
„Erbe" unterHcheiden (21). 

II. 

Rechte an Cfrnndstttcken und Gebänden Bberhanpt. 

Das höchste und umfassendste Recht am Grund und 
Boden de« ganzen Stadtgebietes gebührte, wie bereits 
l'rüher gezeigt worden ist (28), — abgesehen von den Be- 
witzungen des Landesherrn (29) — der Stadtobrigkeit, 
dem Käthe. Nur von ihm, durch Verleihung von seiner 
Seite, konnten sowohl einzelne Privatpersonen, als anch 
Corporationen, Rechte an (irundstücken erwerben : es gab 
mithin in Riga nur einen abgeleiteten, in der Regel zins- 
prtichtigcn PrivatgrundbcHitz (30), kein Gnmdeigcnthum. — 
Anders scheint es sich zwar mit den auf privatem Grund- 
besitz errichteten Gebäuden zu verhalten: das von dem 
Erbauer danin erworbene Recht ist kein dergestalt be- 
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schränktes und abhängiges. Allein auch für dieses Eechts- 
verhältniss brauchen die Quellen nicht die Bezeichnung 
„Eigenthum** ; dieses Wort ist ihnen in diesem Zeitraum 
fast ganz fremd (31). Zwar könnte dafür das oben an- 
führte, übrigens seltene und doch vieldeutige torfacht- 
egen genommen werden (32); auch begegnet man am 
Schlüsse des vierzehnten Jahrhunderts ein paar Mal Aus- 
drücken, wie domus propria, ortus proprius (33). Allein 
diese oranz vereinzelt stehenden Ausnahmen vernichten nicht 
die entgegenstehende Regel. In dem für die Rechte an 
Immobilien als entscheidende Quelle geltendeu Erbebuche 
ist, sowohl hinsichtlich des Grundes und Bodens, als auch 
der darauf stehenden Gebäude, ausnahmslos nur vom 
Haben, habere , des Grundstückes oder Hauses, von 
dessen Zugehörigkeit an Jemand — area^ hereditas 
per t in et alicui (34), am häufigsten aber, und zwar 
namentlich da, w^o es sich um das dem Erwerber über- 
tragene Recht handelt , von Besitz, possessio, die 
Rede (35). Dieser Besitz, der ein Recht begründen, dem 
Erwerber einen Rechtsschutz gewähren soll, wird aber als 
ein besonders qualificirter bezeichnet : zu dem Zweck wird 
dem possidere, besitteriy stets ein mehr oder weniger präg- 
nantes, darauf bezügliches Bei- oder Bestimmungswort 
hinzugefügt. Dahin gehört : quiete, pacifice, lihere, perpetuo 
possidere; possidere iure civilis more civüi, iure hereditario^ 
pueris puerorum; im Deutschen: vry^ ewigliken, na Stades- 
rechte j na erfrechte^ erßikeji^ kindes kinde besitten. Häufig 
werden auch, nach mittelalterlicher Sitte, zwei oder mehrere 
dieser Bei- oder Bestimmungswörter aneinandergereiht (36). 
Demgemäss kann nachstehend zunächst nicht vom Eigen- 
thum an Grundstücken und Gebäuden, sondern vom 
Grundbesitzrecht (37) — dieses Wort allgemein auf Grund 
und Boden, wie auf Gebäude bezogen — gehandelt 

werden. 

14* 
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lU. 

Inhalt und Umfang; der Rechte des Grundbesitzers. 

1. [m A II gern einen. 

Zu den Rechten des Orundbesitzers gehört xor Allem 
der ilim gewälirte liechtäschutz, vermöge dessen er jeden 
Einspruch gegen sein Besitzreclit durch seinen alleinigen 
Eid zurückweisen kann (38). Der Grundbesitzer bezieht 
ferner für sich alle Nutzungen und Früchte seines Im- 
mobils; er darf dasselbe veräussern; ist letzteres nicht 
geschehen, so geht es auf seine Erben über. Besonders 
in Beziehung auf das Veräusserungsrecht, aber auch sonst, 
ist er jedoch mehrfachen Beschränkungen unterworfen, 
welclie theils durch das öffentliche Interesse, theils durch 
das Interesse dritter i Privatpersonen bestimmt werden. 
Zu den erstercn gehören: 1) die Zinspfllichtigkeit; 2) das 
Verbot der Veräusserung an Fremde, Niclitbürger ; 3) die 
Unterwerfung unter die das Bauwesen betreffenden Vor- 
schriften. Zu den letzteren: 1) die liücksicht auf die 
Rechte der Nachbarn und 2) das Verbot der Veräusserung 
ohne Einwilligung der ,,nächsten Erben^^ Endlich kann 
das Recht des Grundbesitzers auch dadurch beschränkt 
werden, dass er dasselbe mit einer oder mit mehreren 
anderen Personen theilt. Von allen diesen Beschränkungen 
ist denmächst im Folgenden zu handeln. 

2. Z inspflichtigkeit des Cr rund besitz es. 

Es ist bereits wiederholt bemerkt worden, dass aller 
private Grundbesitz in der Stadt und deren Mark ein ab- 
geleiteter, von dem Rathe der Stadt, als der Grundherr- 
schaft, verliehener war, und dass letzterer bei der Ver- 
leihung einen jährlich zu entrichtenden Zins sich vor- 
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behalten hatte (39). Von diesem Zins waren — abgesehen 
von einzelnen seltenen Ausnahmen anderer Art (40) — nur 
die vom Bischof Albert, vor der Einsetzung des Rathes, 
inner- wie ausserhalb der Mauer der Kirche zugetheilten (41), 
desgleichen ohne Zweifel auch die seit dem Jahre 1330 
dem Deutschen Orden eingeräumten Besitzungen befreit. 
Beide — Kirche- und Orden — überliessen aber auch von 
diesen Besitzungen einzelne Stücke an Privatpersonen 
gegen Zahlung eines Grundzinses (42). Davon, dass auch 
Private von ihrem zinspflichtigen Lande abgetheilte Stücke, 
gegen einen weiteren, ihnen zu entrichtenden Zins ab- 
getreten hätten, sind aus unserem Zeiträume Beispiele 
nicht bekannt; ein Hinderaiss dürfte dem aber nicht ent- 
gegengestanden haben (43). 

Die für den Zin^ üblichen Benennungen sind: Wort- 
zins (44), Erbzins (45), ewiger Zins (46), censua 
arealis (47), annuus (48), perpetuua (49). Ueber 
den Betrag ist bereits früher das Behufige mitgetheilt (50). 
Der Zins ist, wie schon die Benennung ewiger Zins 
ergiebt, für den Besitzer unablöslich, kann jedoch von der 
Grundherrschaft erlassen werden (51). Entrichtet wurde 
er zu bestimmten Zeiten im Jahre, gewöhnlich halbjähr- 
lich, zu Ostern und St. Michaelis, oder zu St. Johannis 
und Weihnachten (52). Wird die Zahlung im Terminr 
nicht geleistet und es kommt zur Klage, so muss der 
doppelte Betrag erlegt werden (53). — Ein auf zins- 
pflichtigem Grunde erbautes Haus darf nicht ohne Ge- 
nehmigung des Grundherrn verkauft werden, und hat 
dieser das Vorzugsrecht zum Kaufe ilir den von einem 
Dritten gebotenen Preis (54). 

3. Beschränkungen in Beziehung auf Bauten. 

Abgesehen von der alten Bauordnung vom Jahre 
1293 (55), welche sehr ins Einzelne gehende, jedoch meist 
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dunkele und Hchwer verständliche Vorschriften über die 
Ausführung von Bauten und die bezüglichen Verhältnisse 
unter den Nachbarn enthält, finden wir diesen Gegen- 
stand in den Kigischcn Kechtsquellen auffallend dürftig 
behandelt. Ueberdics ist mehreres hierher Gehörige schon 
bei anderen Gelegenheiten berücksichtigt worden, nament- 
lich das Verbot, in der inneren Stadt von .Holz zu bauen, 
die Vorschriften über die Behandlung der Ringmauer der 
Stadt Seitens der Besitzer an dieselbe griinzender Grund- 
stücke, die Verbindlichkeit, einzelne Gebäude im Falle 
der Qefahr abzutragen oder deren Abtragung bei Feuers- 
brünsten zu dulden etc. (56). Nicht einmal darüber finden 
wir einen bestimmten Ausspruch, ob, wie in anderen 
Städten (57), der Bauunternehmer die vorgängige obrig- 
keitliche Genehmigung zum Bau einzuziehen verpflichtet 
ist. Nur scheinbar spricht die alte Bauordnung dafür (58); 
die Statuten handeln nur von dem Falle, das», wenn der 
Kath einen (offenbar bereits begonnenen) Bau (fortzusetzen^ 
untersagt, der Bauherr bei Strafe nicht eher fortbauen 
soll, als bis der Kath den Bau besehen hat (59). Und 
noch im fünfzehnten Jahrhundert gebietet eine Bursprake 
nur, dass der Käufer eines Hauses keine neuen Bauten 
oder Anlagen an demselben vornehmen solle, ehe ihm 
das Haus vor dem liathe aufgelassen ist (60). 

4. Ver[)Ot der VeräusHcrung an Fremde. 

Innerhalb der Ringmauer der Stadt belegene Häuser 
und Grundstücke dürfen nur an Bürger (Ol;, oder an 
Personen, welche Bürger werden wollen, veräussert 
werden (62). Insbesondere war schon früh die Zu- 
wendung von Immobilien an geistliche Orden in 
Riga untersagt. Mit Berufung auf ein vom Pabste 
„canonisirtes^^ Gesetz Kaiser Friedrichs II. (63) erklärte 
zwar der Legat, Bischof Wilhelm von Modena, im 
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Jahre 1237 jenes Verbot für wirkungslos, und bedrohte 
die Uebertreter jenes kaiserlichen Gesetzes mit dem welt- 
lichen und kirchlichen Banne (64). Allein bereits im 
Jahre 1243 bestätigte Bischof Nicolaus von Riga, auf 
Bitte des Käthes, wenigstens theilweise jenes Verbot, weil 
durch dergleichen Zuwendungen den Bürgern, welche die 
Stadt gegen drohende Gefahren zu schützen und zu ver- 
theidigen berufen seien, die erforderlichen Wohnräume 
entzogen würden. Er verordnete daher, dass derjenige, 
der ein Haus oder ein Grundstück innerhalb der Stadt- 
mauer einem geistlichen Orden zuwenden will, dasselbe 
binnen Jahresfrist an eine weltliche Person verkaufen und 
dem Orden den dafiir gelösten Preis auszahlen solle; 
erfolge der Verkauf in jener Zeit nicht, so solle der Rath 
das Immobil bestmöglichst zu Gelde machen und letzteres 
dem Orden überweisen (65). Als Pabst Innocenz IV. 
hiervon Kenntniss erhielt, verfehlte er nicht, im Jahre 1251 
die obige Anordnung des Legaten, Bischofs Wilhelm, in 
Erinnerung zu bringen und zu bestätigen, und beauftragte 
den Abt von Dünamünde, für Befolgung derselben Sorge 
zu tragen (66). Aber auch dies wirkte so wenig, dass 
vielmehr bereits im Jahre 1256 der Erzbischof Albert II. 
von Riga die Verordnung seines Vorgängers, des Bischofs 
Nicolaus, auf dieselben Motive gestützt, im Wesentlichen 
wiederholte, mit der Modification, dass das geschenkte 
oder vermachte Immobil sofort abgeschätzt und der Tax- 
werth den Legataren ausgezahlt werden solle (67). Dabei 
blieb es denn auch: denn wir finden das Verbot jeder, 
namentlich auch der entgeltlichen Veräusserung von Im- 
mobilien „an die geistliche Hand'' überhaupt nicht nur 
in den umgearhfeiteten Statuten ausgesprochen f 68), sondern 
auch in einer Reihe einzelne Fälle betreffender Urkunden 
bestätigt (69). Dagegen richtete auch die von Kaiser 
Carl IV., auf Bitte des Erz[)i8ehofs Fromhold von Kiga, 
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im Jahre 1360 erlassene Constitution^ durch welche diese 
und andere die Kirche beschränkenden Statuten cassirt 
und für nichtig erklärt wurden (70), nichts aus. — Aber 
nicht nur in der Stadt, Hondern auch in der Stadtmark 
sollten Grundstücke nur an Bürger verliehen und von 
diesen nur an Mitbürger, und namentlich nicht an die 
Klostergeistlichkeit, veräussert werden (71). — Alles 
dessen ungeachtet erwarb die Kirche zu dem bedeutenden 
Grundbesitz, welchen ihr der Bischof Albert schon vor 
Einsetzung des ilathes zugetheilt hatte (72), mit jedes- 
maliger besonderer Einwilligung des Käthes, noch so 
manches Grundstück und Haus in und ausserhalb der 
Stadt (73); vor Allem aber erlangte der Deutsche Orden 
seit dem verhängniss vollen Jahre 1330 allmählich einen 
sehr umfassenden (irundbesitz (74). 

Obgleich das Verbot der Veräusserung von Im- 
mobilien an Nichtbürger sich in seiner Allgemeinheit auch 
auf weltliche Personen bezog, so wurden doch nicht selten 
Ausnahmen von demselben — insbesondere zu Gunsten 
Adeliger — Seitens des Käthes zugelassen. Die Erwerber 
mussten sich jedoch in jedem einzelnen Falle eidlich (75) 
verpflichten, nicht nur alle auf den Erben liegenden Lasten, 
gleich den Bürgern, zu tragen (76), sondern auch in 
gleicher Weise geloben, das Immobil in keine geistliche 
Hand gelangen zu lassen, vielmehr nur an Bürger zu 
veräusseni (77). Daher bestimmt das Stadtrecht, dass 
Jeder, der sein Immobil einem Auswärtigen veräussem 
will, dasselbe zuvor — bei zehn Mark Silbers Strafe — 
dem Käthe anbieten und dessen Genehmigung einholen 
solle (7H), 

m 
5. Beschränkung d er Veräusserungsbefugniss 

durch die Kechte der nächsten Erben. 

Ohne Einwilligung der nächsten Erben darf ein 
Erbgut weder verkauft, noch verpfändet, noch vergeben 
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werden. Nur wenn der Besitzer durch gehörig nach- 
zu^veisende Noth dazu gezwungen wird, ist ihm gestattet, 
das ßrbgut (auch ohne und selbst wider seiner Erben 
Taillen) zu verkaufen (79). Als Erbgut soll aber an- 
gesehen werden jedes Erbe, welches dem Besitzer, als 
rechtem Erben, d. i. auf dem Wege der gesetzlichen Erb- 
folg'e, Ton seinen Eltern oder anderen Verwandten (Freunden) 
angefallen ist. Wenn Eheleute gemeinsam ein Erbe 
kaufen, so dürfen sie, bei ihrer beiden Lebzeiten, das- 
selbe vergeben oder verkaufen, wem sie wollen. Sobald 
aber einer von ihnen stirbt, w^ird das Erbe für den Ueber- 
lebenclen Erbgut (80). 

-Allein nicht bloss in Beziehung auf dergleichen Erb- 
güter ist der Besitzer in seiner Veräusserungsbefugniss 
beschränkt. Vielmehr muss er jedes Erbe, welches er 
verksi^iifen will, zweien seiner nächsten Freunde (Ver- 
waiixcii-en), — sowolil von väterlicher als von mütterlicher 
oeite, — auf welche es im Falle seines Todes vererben 
wui*<i^^ zuvor zum Kauf anbieten; erst wenn sie es nicht 
Kanf<^-jj wollen, darf er das Erbe demjenigen verkaufen, 
"®^ itm den höchsten Preis dafür bietet (81). 

TJeber die Wirkung einer, den vorstehenden Be- 
stimmungen zuwider, ohne Genehmigung der Erben und 
"^zxeliungsweise ohne vorgängiges Angebot, vorgenom- 
^^^en Veräusserunff eines Immobils finden wir zwar im 
■"'*S^schen Rechte nichts festgesetzt. Es muss jedoch, auf 
^^ndlagp der unten über die Erwerbung von Immobilien 
an^vigebenden Grundsätze und nach der Analogie ver- 
waixclter Stadtrechte (82), angenommen werden, dass eine 
®^*cKe Veräusserung an sich keineswegs nichtig ist, viel- 
^^Or nur von den verletzten nächsten Erben, im Laufe der 
S^Betzlichen Frist von Jahr und Tag, angefochten und rück- 
Rangig gemacht werden kann. Ein Retractsrecht der Erben 
^^^ diesem Zeiträume fremd (83). 
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6. (jemcinsamer Grundbesitz iiiehrerer 

Personen. 

In den Stadtbücheni finden sich seiir liäufig Fälle 
verzeichnet, in welchen Jemand nur einen Theil eines lui- 
mobilsy namentlich auch einer heredüas oder domus^ besitzt 
und über diesen Theil verfügt (84). Die meisten Fälle 
der Art sind ohne Zweifel durch gemeinsame Erwerbung 
des Immobils vermöge Erbrechts entstanden (80), daher 
denn auch die Antheile in der Uegel nach Quoten, als 
Hälften, Drittel, Viertel, bestimmt sind (86); nur nelten 
wird eines Antheils überhaupt — ^ua parn — erwähnt (87). 
Oefters bringt auch die Ehefrau ihrem Manne einen sol- 
chen Antheil an einer tiereditaa als Mitgift zu (88). Da- 
gegen kommt im Erbebuche nur ein einziger Fall vor, 
wo zwei Personen auf (irundlage eines Vertrage« ein 
Haus gemeinschaftlich erwerben, und wird hierfür der 
Ausdruck: „coruuncta manu possidere^% mit gesammter 
Hand besitzen, gebraucht (89). Daraus dürfte indessen 
schwerlicii gefolgert werden, dass das Kechtsverhältnis^ 
dieser (icsammthandbesitzer ein anderes war, als dai« 
mehrerer Miterben; denn auch solche werden z. U. im 
Lehnrecht Ciesammt händer genannt ^9(),. 

Aus dem Vorstehenden ergicbt sich schon, dass den 
einzelnen Theilhabcrn am Immobil nur ideelle Antheile 
zustanden, und dies wird auch durch die wenigen be- 
züglichen Beiatinnnungen der Statuten bestätigt. Wenn 
diese namentlich auriHprechen , dass die Kosten für die in 
dem Erbe auszuiührenden Bauten, wohl überhaupt für 
dessen Instandhaltung, von den Theilhabern gemeinschaft- 
lich getragen werden sollen (91), so liegt darin auch die 
stillschweigende Anerkennung des gemeinschaftlichen 
Nutzungsrechts, zumal die factische. physische Theilung 
oder Spaltung eines Haukes auKdrücklich untersagt ist (92). 
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Können die Mitbesitzer sieh nicht mit einander vertragen, 
so sollen sie das Haus ein Jahr um das andere, jeder 
allein, besitzen, d. i. bewohnen, und das Loos darüber ent- 
scheiden lassen, wer im ersten Jahre auszuscheiden hat (93). 
Dringt jedoch einer von ihnen auf definitive Theilung, so 
soll er das Immobil auf Geld schätzen; der Andere hat 
dann binnen vierzehn Tagen zu wählen, ob er das Erbe 
behalten oder seinen Antheil nach der Schätzung in Gelde 
empfangen will (94). Dass übrigens jeder Theilhaber 
seinen Antheil beliebig veräussern und auch auf diese 
Weise aus der Gemeinschaft ausscheiden konnte, darüber 
lassen die vielen bezüglichen Inscriptionen im Erbebuche 
keinen Zweifel. Nur über die Frage, ob nicht bei einer 
solchen Veräusserung der Mitbesitzer ein Vorkaufsrecht 
auszuüben befugt war, fehlt es an Nachricht. — Dass 
Grundstücke, namentlich Gärten und Wiesen, auch einer 
Theilung in Natur unterzogen werden durften, ist wenig- 
stens wahrscheinlich; es fehlt jedoch nicht an Beispielen, 
dass auch dieses untersagt war (95.) 

IV. 

Erwerbung des Cfrnndbesitzrechts. Gerichtliche 

Anflassnng. 

Das Recht des Grundbesitzes konnte nur erworben 
werden durch Verleihung von Seiten der Obrigkeit (96), 
oder durch Uebertragung von Seitgn des bisherigen Be- 
sitzers. Den rechtlichen Schutz erlangte jedoch in letz- 
terem Falle der Erwerber, bereits nach dem älteren Rechte, 
erst dann, wenn er das ihm übertragene Immobil im Laufe 
von Jahr und Tag unangefochten besessen hatte (97). 
Einer besonderen Form der Uebertragung bedurfte es 
darnach nicht. Allein es ist mehr als wahrscheinlich, dass 
schon früh die öftentliche Uebertragung vor Gericht, 
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<1ie in den Xorddeu tischen Städten jener Zeit ziemlich all- 
gemein gebräuchliche gerichtliche Auflassang oder 
Auftragung, retfifjncUio , auch in Kiga üblich wurde (98). 
Die umgearbeiteten Kigiflchen Statuten schreiben sie bereite 
als nothwcndigcs Erfordemiss beim Verkauf eines Erbes 
vor (99). Was aber von dem — am gewöhnlichsten vor- 
kommenden — Verkaufe gilt, muss auch für die Ueber- 
t ragung de« lienitzcs auf Grundlage jedes anderen liechts- 
geHchäfte« Rechtens gewesen sein (100), da der nächste 
Zweck der Auflassung kein anderer war, als, die That- 
sachc der Uebcrtragung und den Zeitpunkt, wann sie 
geschehen, unter öffentlicher Autorität festzustellen. 

Die Auflassung bestand in der bezüglichen Erklärung 
des Veräusserers vor dem versammelten liathc (101). 
Gleichzeitig musste der Erwerber eidlich angeloben, das 
Immobil nicht an Fremde zu veräussem und insbesondere 
es nicht an eine geiKtlichc TIand zu bringen (102). Ist 
derjenige, dem ein Einspruchsrecht gegen die Vcräusserung 
zusteht, bei der Auflassung gegenwärtig und verlautbart 
nicht sofort seinen Widers[)ruch , so wird er später mit 
demselben nicht mehr gehört (10;5). Für Anden? erlischt 
jedes Einspruchsrecht nacli Ablauf von Jahr und Tag, 
vom Tag(; d<;r Auflassung an gerechnet, und der Besitz 
wird der Art re(;htskräftig, dass der Besitzer sich gegen 
jeden späteren FOiiispruch durch seinen Eineid schützen 
kann (104). Bis zum Ablauf jener Frist muss, im Falle 
eines Kaufes und Vjjrkaufes, der Veräusserer dem Er- 
werber die (jlewähr leisten, und kann letzterer von jenem 
die Stellung von Bürgen verlangen. Wird im Laufe der 
Frist ein Einspruch erhoben und denmächst gerichtlich 
anerkannt , so muss der Verkäufer , beziehungsweise der 
Bürge, dem Entwährten eine Busse im Betrage von zehn 
Procent des Kaufpreises entrichten (105). Mindestens 
seit der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts, wenn nicht 
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schon früher, wurde jede Auflassung in das zu dem 
Zweoke eingerichtete „ E r b e b u c h " eingetragen (106). 

V. 

fieeli.te an fremden Immobilien im Allgemeinen ^ nnd 

insbesondere : 

1. Dienstbarkeiten. 2. Lebtagsrechte. 

AVie es dem Grundbesitzer unbenommen ist, die kraft 
Gesetzes bestehenden Beschränkungen seines Besitzrechts 
durch Uebereinkunft mit den Betheiligten zu besei- 
tigen (107), so darf er auch, nicht nur durch Vertrag, 
soiiclern auch durch einseitige Willenserklärung, sein Im- 
mobil verschiedenen anderweitigen Beschränkungen und 
Lasten unterwerfen. Zu solchen gehören: Dienstbar- 
keiten, Lebtagsrechte, Grundrenten und Pfand- 
rechte. Nur über die beiden letzteren Arten von Be- 
schränkungen enthalten die Stadtrechte nähere Bestim- 
mungen; über das Vorkommen auch der beiden ersteren 
aber legen Urkunden und Stadtbücher vielfach Zeugniss 
ah. Dass zur Bestellung und Begründung solcher Lasten 
die Mitwirkung des Rathes oder des Gerichts erforderlich 
war, lässt sich im Allgemeinen nicht annehmen (108). 
Wenn solche von dem Erwerber des Rechts nachgesucht 
^'^rde, so geschah es zunächst, um für den Fall eines 
^chtsstreites sich den Beweis zu sichern (109), und aus 
demselben Grunde wurden bei der Auflassung eines Im- 
^obils die an diesem eingeräumten Servituten (110) oder 
Lebtagsrechte mit in das Erbebuch eingetragen (111). 

3. Grundrenten. 

Der Hausbesitzer kann sein Haus dergestalt belasten, 
fla88 dasselbe für die jährliche Leistung einer bestimmten 
Summe, Rente, Grundrente, redditiis (112), haftet, so 
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(laH8 derjenige, zu de^Mcn Gunsten die Kente bestellt i»t^ 
ein dingliches , gegen jeden Besitzer des Hauses verfoig- 
bares Kecht an diesem erhält. Die Bestellung einer sol- 
chen Kente konnte vom Hausbesitzer, ohne empfangene 
Gegenleistung, einseitig geschehen , namentlich mittelst 
letzt williger Verfügung, nur nicht zu kirchlichen Stif- 
tungen (113). Die gewöhnliche Veranlassung dazu war 
aber das unter dem Namen des Rentenkaufs im Mittel- 
alter besonders in <len Stählten häufig vorkommende Ge- 
schäft, vermöge dessen der Hausbesitzer gegen Empfang 
eines Capitals dem Gläubiger eine entsprechende jähr- 
liche liente aus seinem Hause zusicherte (114). Ob die 
Hestellung in eines der Stadtbücher eingetragen werden 
tnusste, steht dahin (115^. Wenn die liente in dem ver- 
abredeten Termine (llü) nicht bezahlt wurde, musste^ auf 
erhobene Klage, der Schuldner das Haus räumen, und 
der (iläubiger durfte damit, wie mit einem Pfände, ver- 
fahren (117). Solange die liente al^)er prompt bezahlt 
wurde, hatte der Gläubiger nicht das Jiecht, das Capital 
zu kündigen. Dagegen war der Schuldner befugt, jeder- 
zeit durch Rückzahlung des empfangenen (Japitals die 
liente abzulösen (llH). Das Verhältniss der Rente zum 
(Japital — gewisscrmaassen der Zinsfuss — wurde von 
den Detheiligten beliebig festgestellt und schwankte zwi- 
schen fünf und acht vom Hundert (119;. Sollte eine un- 
entgeltlich bestellte liente abgelöst werden, so wurden 
gewöhnlich für jede Mark Rente fünfzehn Mark Capital 
jrezahlt (120). 

L'ebrigenH bereitet sich schon in diesem Zeiträume, 
wie andorwUrtH, ho auch in Riga, der IJebergang des 
lienteiikaufH in dan zinsbare Darlehen mit Pfandbestellung 
vor, HO (hiHH eH mitunter H(;hwer ist, zu entscheiden, ob in 
den bezüglichen Urkunden das eine oder das andere 
liechtsgesr;hüt't vorliegt ^121;. 
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4. Pfandrecht, Satzung*). 

Für die Bestellung eines Pfandrechts, namentlich an 
einem Immobil (122), haben die Quellen die mannigfaltig- 
sten Bezeichnungen. In den Lateinisch geschriebenen 
finden wir dafür gebraucht: ponere (123), eayponere (124), 
locare (125), assignare (126), impignorare (127) hereditatem ; 
am häufigsten aber obligare (128), öfters mit dem Zusatz: 
pignoris nomine (129). Von dem Rechte des Gläubigers 
heisst es: respeclum habehil (130). In den Deutschen ist 
seilen der gebräuchlichste Ausdruck (131), zuweilen mit 
dem Beifügen: lo pande (132) oder lo weddeachat 
setten (133); von dem Gläubiger wird gesagt, dass ihm 
,jdat erve pandes steil^^ (134). 

Das Pfandrecht an Immobilien kommt in Riga in 
zwiefacher Form vor: seltener in der der älteren 
Satzung, bei welcher der Gläubiger in den Besitz und 
die Nutzung des verpfändeten Immobils eingesetzt 
wurde (135), sehr häufig dagegen in Gestalt der neueren 
Satzung, durch welche, ohne Besitzübertragung, dem 
Gläubiger das Recht eingeräumt wurde, für den Fall der 
nicht rechtzeitigen Zahlung der Schuld, aus dem an- 
gewiesenen Immobil seine Befriedigung zu suchen. Nur 
über die letztere Art des Pfandrechts enthalten die um- 
gearbeiteten Statuten Bestimmungen. 

Ein Pfandrecht dieser Art kann nicht nur durch ein 
Rechtsgeschäft, insbesondere durch Vertrag, sondern auch 
durch gerichtliches Urtheil begründet werden (136). Das 
vertragsmässige Pfandrecht wird jedoch nur wirksam, 
wenn es vor Gericht oder vor dem Rathe verlautbart (137) 
und in das bezügliche Stadtbuch eingetragen ist (138). — 
Ist dasselbe Immobil mehreren Personen verpfändet (139), 
80 hat das früher bestellte vor dem späteren den Vorzug, 
so dass der ältere Gläubiger zuerst seine Befriedigung 
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au8 dem Pfände fordern darf, der jüngere auf den Rest 
angewiesen ist (140). — Ein dingliches, gegen jeden Be- 
sitzer des Imniobils verfolgbares Recht scheint übrigens 
die Verpfandung nicht zu gewähren (141^; denn nur 
daraus erklären sich die bei der Bestellung öfters vor- 
kommenden Verabre<lungen , dass für den Fall des Ver- 
kaufs des verpfändeten Inimobili« der Gläubiger ein Vor- 
kaufsrecht haben (142), oder vor allen Anderen aus dem 
Kaufpreise befriedigt wenlcn solle (143). — Ist für die 
Zahlung kein bestimmter Termin festgesetzt, so darf der 
Schuldner sie zu jeder Zeit leisten und dadurch sein Im- 
mobil freimachen, liberare (144), oder einlösen, reemere{\4S>)* 
Erfolgt aber in dem etwa festgestellten Termin, oder auf 
erfolgte Kündigung von Seiten des Gläubigers, die Zah- 
lung nicht, so muss letzterer das Pfand vor Gericht auf- 
bieten, und wenn er nach dreimaligem Aufgebot vom 
Schuldner noch nicht befriedigt ist, wird er von dem Käthe 
in das Immobil ,,gcweldigt'^ Er darf dieses alsdann — 
unter gerichtlicher Autorität (146) — verkaufen, und der 
Schuldner wird vom Käthe gezwungen, dem Käufer das 
Immobil aufzulassen (147). Der Ueberschuss des Kauf- 
preises über den Betrag der Schuld kommt dem Schuldner 
zugute; für den Kurzschuss bleibt er dem Gläubiger ver- 
haftet (148). Zur Umgehung dieses umständlichen ge- 
richtlichen Verfahrens wird zuweilen bei Eingehung des 
Schuldverhältnisses dem Gläubiger das Kecht eingeräumt, 
bei ausbleibender Zahlung sich ohne Weiteres ausser- 
gerichtlich in den Besitz des Pfandes zu setzen und damit 
nach Belieben zu verfahren- (149). 

Durch gerichtliches Urtheil kann ein Pfandrecht be- 
gründet werden, wenn ein Schuldner flüchtig wird und 
auf die an ihn ergangene gerichtliche Ladung nicht er- 
scheint. Der Gläubiger wird sodann, nachdem er seine 
Forderung gehörig begründet, in das Erbe des flüchtigen 
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Schuldners eingewiesen, „gleicherweise, als wenn es ihm 
verpfändet {gesät) wäre^'^ auf dass er damit nach Stadt- 
recht — d. i. wie für Pfandverfolgung vorgeschrieben — 
verfahre (150). 

Schliesslich ist zu erwähnen^ dass in der ersten Hälfte 
des vierzehnten Jahrhunderts auch die Bestellung eines 
Pfandrechts an dem gesammten Vermooren des Schuldners^ 
einer sog. Generalhypothek, in Higa vorkommt (151), 
so wie schon früher die Verpfändung von Sachengemein- 
heiten (152), in beiden Fällen ohne Uebertragung des 
Besitzes an den Gläubiger. 



Zweites Capitel. 
Rechte an beweglichen Sachen. 

i. 

Einleitende Bemerkungen. Terminologie. 

Wie für unbewegliche Sachen, so fehlt e» in den 
Bigischen Bechtsquellen auch für bewegliche an einer all- 
gemeinen, umfassenden Bezeichnung. Höchstens kann 
^akin der Ausdruck varende gut oder varende have ge- 
rechnet werden, der in den umgearbeiteten Statuten in 
drei Stellen dem ^ue entgegengesetzt wird (153), in einer 
derselben jedoch nicht erschöpfend erscheint (154). Ge- 
wöhnlich werden einzelne Arten von Mobilien, gewisser- 
DÄSsen beispielsweise, aufgeführt, zuweilen mit einem ver- 
öUgemeinemden Zusätze: „equus, vestis, vel aliquid ia- 
Kwm" (155), jfVadimomum j qnod clauJi potest cista vel 
*^o" (156), „quicky Met eft wat it si^^ (157), „en pert ofte 
6f^ quek ofte welkerhande dinc dal ei «e" (158), „pe?mihge, 

▼. Bnnge, Die StadtlßigB. 15 
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kistenpant, vlotvare gut^^ (159). Für eine einzelne beweg- 
liche Sache werden häufig die Ausdrücke gut (160) und 
ding (161) gebraucht. Ausdrücke für Gemeinheiten (t/nt- 
vernlales) von Sachen sind: vtensilia (162)^ ingedom (l&S), 
für Hausrath. Dahin dürfte auch sartago gehören (164); 
worunter wahrscheinlich Handwerksgeräth zu verstehen ist. 

IL 

Rechte des Besitzers von Hobllien. 

Während der Grundbesitzer in seiner Nutzungs- und 
Veräusserungsbefugniss gesetzlich mehrfach beschränkt 
ist^ fallen diese Beschränkungen für den Besitzer von Mo- 
bilien ganz weg. Namentlich darf er seine fahrende FJabe, 
ohne Rücksicht auf die nächsten Erben, sowohl unter 
Lebenden, als auch auf den Todesfall, beliebig veräussem^ 
er mag: sie ererbt haben oder nicht. — Wenn von zwei 
Besitzern einen Schiffes einer auf Thcilung besteht, so 
muss er — ähnlich wie hinsichtlich der Immobilien be- 
stimmt ist — das Schiff auf Geld schätzen; der andere 
hat dann binnen acht Tagen zu wählen (165). 

Im Deutschen Rechte des Mittelalters war ganz all- 
gemein anerkannt der Grundsatz: „Hand muss Hand 
wahren". Nach diesem kann derjenige, dem eine be- 
wegliche Sache gestohlen, geraubt oder auf andere Weise 
wider seinen Willen fortgekommen ist, dieselbe von jedem 
Besitzer, bei dem er sie antrifft, zurückfordern; hatte er 
sie dagegen freiwillig, mittelst eines Vertrages, einem An- 
deren übergeben, so kann er sich nur an diesen halten, 
nur von ihm, nicht aber von einem etwanigen dritten In- 
haber der Sache deren fleraupgabc oder Schadenersatz 
verlangen (166). Ucber die Gültigkeit dieses Grundsatzes 
auch in Riga enthalten die älteren Rechtsquellen die un- 
zweideutigsten Beweise. In einem von dem £rzbischof 
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Johannes I. den Kanfleuten ertheilten Privilegium heisst 
es : Derjenige, dem Sachen gestohlen worden oder verloren 
gegangen sind, soll sie überall, wo er sie antrifft, unver- 
kürzt ziuückempfangen (167). Das Rigisch-Hapsal'sche 
Stadtrecht enthält nachstehende Bestimmungen: Wenn 
ein in der Stadt gekauftes Pferd als gestohlen oder ge- 
raubt in Anspruch genommen wird und der Käufer binnen 
sechs Wochen seinen Auetor (icarer) nicht nachweisen 
kann^ so muss er das Pferd dem Kläger herausgeben, und 
überdies, wenn er nicht unberüchtigt ist und der Kläger 
sein Hecht darthut, eine Geldbusse entrichten (168). Selbst 
wenn Jemand eine als gestohlen angesprochene Sache 
„auf freiem Markte" gekauft und dieses beschwören kann, 
muss er sie dennoch wieder herausgeben, wenn der Kläger 
eidlich erhärtet, dass die Sache ihm gehöre (169). Nur 
wenn der Besitzer durch das Zeugniss zweier Nachbarn 
nachweisen kann, dass er die als gestohlen zurückgeforderte 
Sache im Laufe von Jahr und Tag in seinem Gewahrsam 
gehabt, wird er im Besitze derselben geschützt (170). 
Findet Jemand eine ihm abhanden gekommene Sache, 
^ie unter einem Ferding werth ist, so genügt sein Eineid 
zum Beweise seines Rechts an dieselbe; ist sie von hö- 
herem Werthe, so muss er mit zwei Eidhelfem schwören. 
Ist aber die Sache „verkauft ausserhalb Hauses", so hat 
^r kein Recht an die Sache, er finde sie, wo es auch 
sei (171). — Noch ausführlicher und allgemeiner werden 
jene Grundsätze des Deutschen Rechts ausgeführt in dem 
Hamburgisch-Rigischen Stadtrechte (172). — Höchst auf- 
fallend und unerklärlich ist es daher, dass in den um- 
gearbeiteten Statuten nicht nur die letztgedachten Bestim- 
Dnungen des Hamburgischen Rechts nicht aufgenommen 
•(172, a), sondern sogar die der älteren heimischen Rechts- 
queUe fortgelassen sind. Unmöglich kann doch angenommen 

werden, dass durch diese Omission jene den allgemeinen 

15 • 
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Verkehr so ganz beherrschenden Grundsätze für lUga 
haben beseitigt werden sollen (172, b). 



III. 

Erwerbnn^ des Besitzreehts an Hobilien. 

Uebcr die Erwerbung des Besitzrechts an Mobilien 
enthalten die Kechtsqucllen nur wenige ; ganz vereinzelte 
Bestimmungen : 

1) Das Finden einer verlorenen Sache gewährt dem 
Finder keinerlei liecht an derselben. Das ältere Recht 
unterscheidet; ob das Gefundene ein lebender oder em 
lebloser Gegenstand ist. Im ersteren Falle soll der Finder 
denselben auf dem Markte allen Leuten aufweisen, im 
letzteren den Fund in der Kirche vom Predigtstuhl drei- 
mal verkünden lassen. Meldet sich Niemand , der An- 
spruch darauf erhebt, so wird die Sache dem Käthe (wohl 
zum Besten des Stadtärars) übergeben (173). Das spätere 
Recht bestimmt nur, dass der Finder von dem Funde 
sofort den Vogt in Kenntniss setzen solle (174). Nicht 
einmal von einem Finderlohn ist irgend die Rede. 

2) Wer am Strande oder in dessen Nähe im Meere 
gestrandete Sachen findet (und birgt), soll in dem 
nächstgelegcnen Hause davon Anzeige machen. Erscheint 
dann derjenige, dem die Sachen gehören^ und beweist seine 
Ansprüche auf dieselben, so werden sie ihm verabfolgt; 
er ist jedoch verbunden, dem Finder einen durch biedere 
Leute abzuschätzenden Arbeitslohn zu geben. Wer da- 
gegen Strandgut auf hoher See, von wo aus kein Land 
sichtbar ist, findet (und rettet), behält für sich den vierten 
Theil des Geborgenen und braucht nur drei Viertheile" 
herauszugeben ^175). Wer ein auf der Düna treibendes 
Schiff* oder Holz findet und an's Land bringt, erhält von 
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demjenigen, dem es zugehört, einen Arbeitslohn, nach 
guter Leute Schätzung (176). 

3) In Beziehung auf den Thierfang ist nur zu be- 
merken, dass die Fischerei in allen im Bereiche der 
Stadtmark befindlichen Gewässern allen Bewohnern des 
Stadtgebietes freigegeben war, mit Ausnahme einiger dem 
Orden besonders vorbehaltenen, mit Wehren versehenen 
Stellen. Die Anlegung neuer Fischwehren ist nur mit 
Genehmigung aller an der Stadtmark Interessirten ge- 
stattet (177). 

4) Dass die Verjährung von Jahr und Tag den Be- 
sitzer selbst von gestohlenen Sachen schützt, ist bereits 
früher angegeben worden (178). 

IV. 

Pfandrecht an beweglichen Sachen. 

Auch an beweglichen Sachen wird ein Pfandrecht 
nur durch Vertrag oder richterliche Entscheidung er- 
worben (179). Im ersteren Falle geschieht die Bestellung 
des Pfandrechts regelmässig durch üebergabe der ver- 
pfändeten Sache an den Gläubiger (180), daher auch die 
dafür übliche Benennung Kistenpfand (181), vadimonium^ 
quod claudi potest data vel domo (182). Nur ausnahms- 
weise unterbleibt die üebergabe, wenn das Pfandobject 
keine einzelne Sache ist, sondern in Waaren, in einer 
künftigen Ernte, oder in einer Sachengemeinheit, nament- 
lich in Hausrath besteht, dessen Benutzung der Verpfänder 
nicht missen kann. In solchen Fällen wird aber nicht 
nur die Pfandbestellung in das Stadtbuch eingetragen, was 
beim Kisten- oder Faustpfande nicht erforderlich ist (183), 
sondern der Gläubiger sichert sich überdies auch noch 
auf andere Weise. Bei der Verpfändung von Waaren 
wird angegeben, in welchen Räumen sie gelagert sind (184) ; 
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in Betreff der künftigen Ernte muss der Schuldner ge- 
loben^ nichts davon zu vcräussern; ehe der Gläubiger be- 
friedigt ist (185); bei Ver[)fandung des Hausraths giebt 
er dem Gläubiger das Recht, denselben^ bei ausbleibender 
Zahlung^ sofort zu verkaufen (186). Auch von der Ver- 
pfändung von SchifFcn kommen im Schuldbuche zwei Bei- 
spiele vor, womit selbstverständlich eine Besitzüberlassung 
nicht verbunden war (187). 

Die verpfändete Sache muss der Gläubiger, wenn sie 
ihm übergeben ist, sorgsam hüten, und dieselbe, wenn sie 
ausgelöst wird, unverdorben zurückerstatten. Verliert er 
aber das Pfand, oder stirbt das etwa als Pfand versetzte 
Pferd oder Vieh, so braucht er es nicht zu erstatten, 
wenn er schwört, dass dieses ohne seine Schuld oder sein 
Versehen geschehen ; allein er geht in solchem Falle auch 
seiner Forderung verlustig (188). 

Löst der Schuldner das Pfand nicht zu gehöriger Zeit 
ein, so kann der Gläubiger dasselbe, falls nicht andere 
verabredet worden, nur mit Wissen des Richters verkaufen 
und sich aus dem Erlös bezahlt machen (189); den et- 
wanigen Ueherschuss erhält der Schuldner (ISX)). 



Drittes Capitel. 

Vertragsrecht. 

I. 

Einleitende Bemerkungen. 

feo lebhaft in der aufljlühenden Handelsstadt der Ver- 
kehr, der innere sowohl, als der nach Aussen gerichtete, 
sein musste, so auffallend ist die Dürftigkeit und Mangel- 
haftigkeit der zu dessen Regelung dienenden Nonnen in 
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den Sechtaquellen. Während die umgearbeiteten Statuten 
den übrigen Zweigen des Privatrechts selbständige Ab- 
schnitte widmen (191), handebi sie von Verträgen nur 
gelegentlich in den drei ersten, die Obrigkeit und das 
gerichtliche Verfahren betreffenden Theilen (192). Die 
älteren Stadtrechte (A und B) berühren kaum diese wichtige 
Materie. Es wurde hier eben Alles dem gegenseitigen Ueber- 
einkommen der Betheiligten, deren „Vorworten", über- 
lassen, durch welche selbst statutarische Bestimmungen 
abgeändert werden konnten (193), und die aus dem Ver- 
kehr selbst allmählich sich bildenden Grundsätze mochten 
so allgemein bekannt und anerkannt sein, dass man eine 
Feststellung derselben in den Statuten nicht für erforder- 
lich hielt. Daher sind für die Erkenntniss des Vertrags- 
rechts in unserem Zeiträume die vorzugsweise in dem 
Schioldbuche aufbehaltenen Nachrichten über factisch ab- 
geschlossene Rechtsgeschäfte von besonderer Wichtig- 
keit (194). 

II. 

Von den Verträgen im Allgemeinen. 

!• Erfordernisse und Form der Verträge. 

Das Haupterforderniss eines jeden Vertrages — vor- 

^o^^ (195) oder cUng (196) — ist die jedes Zwanges 

■^^ar e freieEinwilligung (modwiüe) der contrahirenden 

■^^l^eile in die Uebereinkunft (197). Ist diese vorhanden, 

®^ ist zur Gültigkeit und Klagbarkeit des Vertrages eine 

"Sondere Form nicht erforderlich (198). Nur zur Sicherung 

^^8 Beweises für den Fall, dass der durch den Vertrag 

Verpflichtete leugnen sollte (199), war es üblich, gewisse 

diesem Zweck entsprechende Formen zu beobachten. Da- 

^u gehört zunächst die Zuziehung von Zeugen, und zwar 
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von solchen, deren Aussage jedes andere Beweismittel 
ausschliesst^ wohin namentlich Kathinannen und Weinkaufs- 
leute gehören (200). Andere Mittel waren die Abschliessnng 
des Rechtsgeschäfts vor Gericht, die Aufnahme einer 
schriftlichen Urkunde über dasselbe, insbesondere einer 
gerichtlichen y die Eintragung der Vereinbarung in das 
Stadtbuch (201). 

Die Bestimmungen über die persönliche Fähigkeit, 
Verträge einzugehen, sind im Familienrecht und zum 
Theil im Strafrecht zu erörtern ; von den der unbeschränkten 
Verfügung entzogenen Sachen ist bereits oben die Rede 
gewesen (202). 

2. Erfüllung der Verträge. 

Höchst düritig sind die Bestimmungen des Stadtrechts 
über die Erfüllung der Verträge, namentlich auch ül>er 
die Zahlung (203). Wir finden in den umgearbeiteten 
Statuten zunächst nur angeordnet, dass kein Gläubiger 
es sich gefallen zu lassen braucht, dass ihm der Schuldner 
im Zahlungstermin statt der Zahlung ein Pfandrecht in 
seinem Immobil anbietet, der Schuldner müsste denn eid- 
lich versichern, dass er weder baares Geld, noch beweg- 
liche Pfandobjccte im Vermögen habe (204). — Wenn 
mehrere Personen gemeinschaftlich eine Schuld contrahirt 
haben, so ist jeder Schuldner nur nach Maassgabe seines 
Antheils für die Schuld verhaftet, es sei denn, dass sie 
ausdrücklich „mit samender Iland^^, cornmuni mofm, 
zu haften gelobt: in solchem Falle sind sie solidarisch 
verpflichtet, so dass jeder auf das Ganze belangt werden 
kann (205). — Wenn Jemand über denselben Gegenstand 
mit mehreren Personen nacheinander contrahirt, nament- 
lich dieselbe Sache mehreren Personen verkauft^ ver- 
pfändcty vermicthet u. dgl.^ so hat die ältere Uebereinkunft 
den Vorzug vor der jüngeren (206). — Die vertrage- 
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massigen Zahlungstermine fallen meist mit den gesetzlich 

für Zinszahlungen bestimmten (207), nämlich Ostern, Jo- 

hannis, Michaelis und Weihnachten, zusammen; zu ihnen 

kommt dann noch der Tag Martini (der 11. November) 

hinzu (208). 

3. BeStärkungsmittel der Verträge. 

Zu den Mitteln^ durch welche die Erfüllung einer 
vertragsmässigen Verbindlichkeit verstärkt und gesichert 
wird, gehört vor Allem die Bestellung eines Pfandes oder 
einer Bürgschaft Von der ersteren ist bereits früher ge- 
handelt worden (209) ; letztere erhält ihre Stelle unter den 
einzelnen, mehr selbständigen Verträgen (210). Ausserdem 
nennen die Rechtsquellen nur noch den Gottespfennig. 
Ist ein solcher beim Abschluss eines Rechtsgeschäfts ge- 
zahlt und wird das Geschäft nicht an demselben Tage 
durch Widerruf rückgängig gemacht, vielmehr der Pfennig 
^oa dem Empfänger über Nacht behalten, so gilt das Ge- 
schäft als unanfechtbar (211). 

Im Verkehr kommen übrigens noch andere Be- 
stärlsungsmittel vor. Dahin gehört z. B. die Bekräftigung 
dea Vertrages durch einen Eid (212); desgleichen die 
Versicherung „bei Treuen", fide data (213), welche in 
der Regel mit dem Handschlage verbunden sein 
moolte. Endlich war auch die Feststellung von Con- 
vexitionalpönen üblich, zu denen sich der Schuldner 
fiir den Fall der Nichtleistung verpflichtete (214). 

III. 

Die einzelnen Verträge*). 

1. Der Kaufvertrag. 

Die Mehrzahl der über diesen Vertrag in den Stadt- 
rechten enthaltenen Bestimmungen ist bereits bei anderer 
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Gelegenheit besprochen worden (215). Hier kommt daher 
nur noch Nachstehendes in Betracht: Beim Pferdekauf 
kann, nach den umgearbeiteten Statuten, selbst wenn ein 
Gottespfennig gegeben war, der Käufer noch binnen acht 
Tagen den Kaufvertrag widerrufen und das Pferd dem 
Verkäufer zurückgeben, wenn dasselbe staarbllnd oder 
hauptsiech ist (216). Ein jüngerer Zusatz zu diesem Ar- 
tikel bestimmt, dass zwar nicht der Verkäufer, wohl 
aber der Käufer jeden Kaufvertrag (vermuthlich wegen 
verborgener Fehler des Kaufgegenstandes) widerrufen 
kann, das» er es jedoch an demselben Tage vor Sonnen- 
untergang thun muss (217). 

2. Vertrag über Hausmicthe. 

Fast die einzige den Miethvertrag betreffende wesent- 
liche Bestimmung der umgearbeiten Statuten (218) lautet 
dahin: Wer ein Haus, sei es auf ein ganzes oder auf ein 
halbes Jahr, micthet {winnei\ ist, falls das Haus abbrennt, 
che die Hälfte der Miethzeit abgelaufen, nur die halbe 
Heuer zu zahlen verpflichtet ; ist aber die halbe Miethzeit 
verstrichen; so muss er die Heuer vollständig ent- 
richten (219). — Ausserdem wird der Forderung für 
rückständige Hausheuer der Vorzug vor anderen For- 
derungen an den Schuldner zugesprochen (220). Hiermit 
scheint dann noch eine dritte Bestimmung im Zusammen- 
hange zu stehen: Wenn Jemand einem Handwerker eine 
Sache zum Verarbeiten (to mdkende) gegeben, so darf der 
Handwerker dieselbe nicht höher versetzen, denn für den 
Betrag seines Arbeitslohnes; und wenn er die Stadt ver- 
lässt, so haftet die Sache dem Hausherrn (offenbar für 
rückständige Hausmiethe) nicht weiter, als zum Betrage 
des vom Handwerker verdienten Arbeitslohnes (221). 
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3. Dienst- oder Gesindevertrag*). 

Der auf eine bestimmte Zeit abgeschlossene Dienst- 
vertrag darf von keinem von beiden Theilen vor Ablauf 
jener Zeit einseitig gelöst oder gekündigt werden, wenn 
nicht triftige Gründe dazu vorhanden sind (222). Nament- 
lich darf ein Dienstbote den Dienst kündigen , wenn er 
im Begriff ist, eine Ehe zu schliessen; er erhält dann den 
bis zu seinem Weggange verdienten Lohn (223). Andere 
Gründe führen die Statuten ausdrücklich nicht auf, über- 
lassen demnach deren Prüfung richterlichem Ermessen. 
War der Vertrag ohne genügenden Grund einseitig gelöst, 
so muss der vorzeitig kündigende Dienstherr dem Dienst- 
boten den vollen Lohn für die bedungene Zeit zahlen ; zieht 
der Dienstbote vor der Zeit ab, so muss er der Dienst- 
herrschaft den Betrag des vertragsmässigen Lohnes ent- 
richten (224). Ueberdies darf in solchem Falle der Dienst- 
hote bis zimi Ablauf der verabredet gewesenen Dienstzeit 
weder in der Stadt, noch in deren Mark, in ein Dienst- 
verhältniss treten, und derjenige, der ihn in Dienst 
ninimt, ist strafbar (225). — Wenn bei ungebührlichem 
BeneLmen des Dienstboten der Dienstherr denselben 
körperlich züchtigt, so soll er „keine Noth darum leiden", 
laus es „sonder Blau und Blut" geschehen (226). — Der 
tückständige Dienstlohn hat, gleich der Hausheuer, einen 
Vorzug vor anderen Forderungen (227). — Der auf Zahlung 
rückständigen Dienstlohnes klagende Dienstbote kann 
Beine Forderung durch seinen Eineid erweisen, sofern das 
Dienstverhältniss selbst nicht zweifelhaft ist und der Rück- 
stand nicht den Betrag von einem Ferding übersteigt (228). 

4. Darlehns vertrag. 

Obschon das Darlehnsgeschäf t , nach dem Zeugnisse 
des Schuldbuches, in Riga in unserem Zeiträume in ziem- 
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lieh lebhafter Uebung war (229), «o sucht man doch 
den Statuten vergeblich nach irgend einer Bestimmui 
darüber (230). Das zinsbare Darlehn kommt nur seit 
vor^ da es durch den Kentenkauf genügend vertreten s€ 
mochte (231). 

5. Leihvertrag und 6. Aufbewahrungsvertra 

Der Commodatar ist verpflichtet, die ihm geliehe 
Sache unverdorben zurückzugeben, oder, wenn sie verlor 
wird, nach ihrem Werthe zu ersetzen (232). Er haf 
also nicht nur für jeden verschuldeten Schaden, den < 
Sache erlitten, gleichwie für den verschuldeten Unterga 
derselben, sondern auch für den Zufall. 

Der Depositar haftet für das geringste Versehen u 
entgeht der Verbindlichkeit zum Ersätze selbst des : 
fälligen Schadens oder Unterganges nur durch die eidlii 
Verf*ichcrung, dass er auf die deponirte Sache dcnsell 
Fleiss verwendet, wie auf seine eigenen Sachen (233), 

7. Bürgschaft. 

Abgesehen von der gerichtlichen Bürgschaft, U. 
welche in dem Abschnitt vom gerichtlichen Verfahren 
handeln sein wird, sind einige von den wenigen, i 
Bürgschaftsvertrag betreffenden Bestimmungen der Sta 
rechte bereits früher gelegentlich berücksichtigt worden (2S 
Hier ist daher nur noch nachzutragen: 

1) dass der Käufer, dem der Verkäufer die Zahlt 
auf bestimmte Zeit creditirt, und gestattet hat, den 
kauften Gegenstand in seine Behausung zu bringen, na 
gehends von letzterem nicht zur Stellung eines Bürj 
angehalten werden kann, es wäre denn dem liathe 
kannt, dass er — der Schuldner — die Stadt verlas 
will (235). 
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2) Wer für die Entrichtung einer Mitgift oder einer 
Morgengabe die Bürgschaft übernommen , muss binnen 
zwei Jahren deshalb gerichtlich in Anspruch genommen 
y/verdeu. Nach Ablauf dieser Zeit ist er von der Bürg- 
schaft befreit, es sei denn, dass er frei>\dllig seine weitere 
Haftung zugesagt (236). 



Viertes Capitel. 
Familienrecht. 

I. 

Eherecht. 

1. Schliessung und Auflösung der Ehe. 

Uie Gnyadsätze über Schliessung und Auflösung 

^©i* Ehe, namentlich über die Form der ersteren, über 

Ehehindemisse, über die Gründe der Trennung u. s. w., 

stehen ganz unter den Satzungen des gemeinen cano- 

'^ischen Rechts (237). Die einheimischen weltlichen Ge- 

s^ze erwähnen nur des Erfordernisses der Einwilligung 

^^1^ Eltern in die Ehe ihrer Kinder (238), und bestimmen, 

^^*ö8 elternlose Jungfrauen und Wittwen, so wie minder- 

J^rige Jünglinge, nicht ohne Consens ihrer nächsten 

^öfwandten heirathen dürfen (239). Wer eine Jungfrau 

^Ua anständiger Familie verfuhrt, ist verpflichtet, „sie zu 

^mer echten Hausfrau zu nehmen"; will er dies nicht, so 

^U88 er ihr eine Busse im Betrage von zehn Mark Silbers 

(den Betrag der Mannbusse) entrichten (240). 

Die Ehe eines Bürgers und Mitgliedes einer bürger- 
lichen Genossenschaft mit einer bescholtenen oder un- 
.^helich geborenen oder Undeutschen Frauensperson wird 
^ eine „Erniedrigung" angesehen, und hat die Aus- 
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Schliessung des Erniedrigten aus der bezüglichen Genossen- 
schaft — Gilde oder Zunft — zur Folge (241). 

2. Eheliches Güterrecht*). 

a) Während bestehender Ehe. 

Das Güterrecht der Ehegatten beruht auf dem Alt- 
deutschen Grundsatze, dass mit der Vollziehung der Ehe 
die Ehefrau der Vormundschaft des Ehemannes — der 
sogenannten ehelichen Vormundschaft — unterworfen 
wird (242). Vermöge derselben erhält der Ehemann nicht 
nur die Verwaltung und den Niessbrauch des von der 
Ehefrau in die Ehe gebrachten Vermögens, der Mit- 
gift (243), so wie des während der Ehe ihr zugefallenen, 
sondern auch ein dingliches Recht (gewere) an der Sub- 
stanz desselben. Aus diesem Grunde werden die dazu 
gehörigen Immobilien regelmässig auf den Namen des 
Ehemannes in das Erbebuch eingetragen (244). Nur zur 
Veräusserung derselben bedarf er der Zustimmung der 
Ehefrau (245). Diesen ausgedehnten Kechten des Ehe- 
mannes gegenüber ist die Dispositionsbefugniss der Ehe- 
trau eine äusserst beschränkte. Ohne ausdrückliche Ge- 
nehmigung oder Vollmacht des Ehemannes darf sie nur 
Kleinigkeiten für den Hausbedarf auf Schuld einkaufen: 
Anderes ist der Mann zu zahlen nicht verbunden (246). 
Was sie übrigens ,,ohne ihren Mann^^ gekauft hat, das 
darf sie ebenso rechtsbeständig wieder verkaufen (247). 
Wie weit sie auf den Todesfall Verfügungen treffen darf, 
ist im Erbrecht anzugeben (248). — Eine Ausnahme von 
diesen Bestimmungen findet jedoch in dem Falle statt, 
wenn die Ehefrau — mit Genehmigung ihres Mannes — 
als Kauffrau auftritt und Waaren feilhält. Für die in 
dieser Eigenschaft von ihr gemachten Schulden ist auch 
der Ehemann mit verhaftet (249). 
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Der Mitgift der Ehefrau steht gegenüber die Morgen- 
gabe, welche der Ehemann am Morgen nach der Hoch- 
zeit (250) oder schon am Hochzeitstage (251) der Ehefrau 
zusicherte (252), und welche in einer bestimmten Geld- 
summe bestand (253), auf deren Entrichtung* die Frau 
jedoch erst nach Auflösung der Ehe Anspruch hatte (254). 

b) Güterrecht nach aufgelöster Ehe. 

Wird die Ehe durch den Tod des einen Ehegatten 
aufgelöst, so gestalten sich die Güterrechte verschieden, 
je nachdem alsdann Kinder aus der Ehe am Leben sind 
oder nicht. Im ersteren Falle ist die Ehe eine beerbte, 
im letzteren eine unbeerbte. Bleibt eine Wittwe schwanger 
nach und wird demnächst von einem lebenden Kinde 
entbunden, so wird die Ehe, auch wenn das Kind gleich 
nacli der Geburt stirbt, für beerbt angesehen (255). 

Im Falle einer unbeerbten Ehe nimmt die überlebende 
Wittwe die ihr bestellte Morgengabe vorab, und behält 
von dem gesammten übrigen Vermögen, welches beide 
Ehegatten besassen, die Hälfte; die andere Hälfte liefert 
sie den nächsten Freunden, d. i. Verwandten, des ver- 
stortenen Ehemannes, aus (256). Ist der Ehemann der 
überlebende Theil, so erhält er zwei Theile des gesammten 
Vermögens, die nächsten Freunde der Ehefrau den dritten 
Theil (257). 

War dagegen die Ehe beerbt, so bleibt der über- 
lebende Ehegatte, namentlich auch die schwanger hinter- 
bliebene Wittwe, im Besitze des gesammten Vermögens, 
und darf weder von den Kindern, noch von anderen Ver- 
wandten des verstorbenen Ehegatten, zur Theilung an- 
gehalten werden (258), es sei denn, dass der Ueberlebende 
zu einer zweiten Ehe schreiten wollte. Kommt es in 
diesem Falle, oder auch aus freiem Entschluss des Ueber- 
lebenden, zur Theilung (259), so ist zu unterscheiden, ob 
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zur Zeit der Theilung (260) nur ein Kind oder deren 
mehrere am Leben sind. Im ersteren Falle erhält der 
überlebende Wittwer zwei Drittheile des Gesammtgutes^ 
das Kind ein Drittheil, die Wittwe die eine, das Kind 
die andere Hälfte (261). Sind dagegen mehrere Kinder 
am Lebcu; so bekommt der Wittwer die eine, die Kinder 
zusammen die andere Hälfte, die Wittwe aber ein Drit- 
theil; die Kinder die beiden anderen Drittheile des ge- 
sammtcn Vermögens (262). Auf die Vorausnahme der 
Morgengabe hat die beerbte Wittwe keinen Anspruch; 
denn die Morgengabe wird als durch die Geburt eines 
Kindes erloschen angesehen (263). — War der über- 
lebende Wittwer zu einer zweiten Ehe geschritten, ohne 
mit den Kindern erster E^c sich abzutheilen, so erhält, 
im Falle seines Todes, die ihn überlebende zweite Ehe- 
frau nur ihre Mitgäbe — d. i. das von ihr in die Ehe 
gebrachte Vermögen — zurück; in des Verstorbenen Nach- 
lass aber theilen sich die Kinder beider Ehen zur 
Hälfte (264). 

Uebrigcns ist die factischc Theilung in allen diesen 
Fällen nicht durchaus nothwendig; vielmehr ist es — 
wenigstens dem Wittwer — ausdrücklich gestattet, die 
Antheile seiner Kinder erster Ehe am Gesammtgut bloss 
festzustellen und — zunächst durch Pfandbestellung — 
zu sichern (265). — Es kommt aber auch schon in diesem 
Zeiträume der Fall vor, dass ein zur Ehe schreitender 
Wittwer seinen Kindern erster Ehe nur hinsichtlich 
ihres mütterlichen Vermögens einen sogenannten Aus- 
spruch, deiiominalio 9 macht, und solchen durch Pfand- 
bestcllung sichert (2ßG). 
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II. 

Verhältniss der Eltern za den Kindern.'^) 

1. Wesen des Verhältnisses. 

Nach einem dem Hamburgischen Rechte (267) ent- 
lehnten Artikel der umgearbeiteten Statuten stehen die 
Kinder — ohne Rücksicht auf ihr Geschlecht oder Alter — 
in strenger Abhängigkeit von Vater und Mutter, indem 
diese, solange sie beide leben ^ die Macht haben , über 
ihrer Kinder Zukunft nach eigenem Gutbefinden zu be- 
ßtimmen, sofern es sich um deren Verheirathung oder 
Eintritt in ein Kloster handelt. Es soll dies jedoch „in 
guter Weise*' geschehen (268), d. h. es soll dabei Güte, 
Thiele, obwalten, und schon daraus ergiebt sich; dass hier 
von keinem Zwange, insbesondere aber nicht von einer 
der palrii jwtealax des Römischen Rechts ähnlichen Ge- 
walt die Rede ist. Nach dem Tode eines von den Eltern 
ißt dem Ueberlebenden nicht gestattet, eine Tochter, sei 
sie Jungfrau oder Wittwe, und ebensowenig einen un- 
mündigen Sohn zu verheirathen, ohne den Rath der nächsten 
Blutsfreunde von väterlicher und mütterlicher Seite ein- 
geholt zu haben. Wer dawider handelt, soll eine Geld- 
strafe erlegen, im Betrage der dem Kinde — es sei Jung- 
frau oder Wittwe — folgenden oder verabfolgten Mitgift, 
halb der Stadt und halb den Blutsfreunden (269). — 
Ausserdem verleihen die Statuten beiden Eltern nur noch 
^äs Recht, auf ihren Todesfall ihren unmündigen Kindern 
Vormünder zu bestellen (270). 

Abgesehen von den beiden vorgedachten Fällen, han- 
^ßlu die Statuten nirgends von Rechten beider Eltern, 
'^sbesondere nicht in Beziehung auf das etwanio^e Sonder- 
gut der Kinder ; es kann daher von einer elterlichen 
Gewalt, an der auch die Mutter Antheil nimmt, um so 

T« B n n g e , Dio Staat Riga. 1 G 
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weniger die Rede sein, als ja die Mutter selbst unter der 
Vormundschaft ihres Ehemannes steht (271). Aber auch 
dem Vater gebührt keine Gewalt (potestas) über seine 
Kinder: er ist vielmehr nur ihr Vormund (272)9 und als 
solcher ihr Beschützer und Vertreter , solange sie de» 
Schutzes und der Vertretung bedürfen. Bis dabin ver- 
waltet er daher auch ihr etwaniges Sondergut; hat aber 
ohne Zweifel auch das Recht des Niessbrauchs desselben, 
wie solches auch bei anderen Altersvormündem vor- 
kommt (273). 

2. Begründung und Aufhebung des Verhält- 
nisses. 

Begründet wird das eben geschilderte Verhältniss 
zwischen Eltern und Kindern nur durch Erzeugung der 
letzteren in einer gültigen Ehe. Von der Adoption und 
Legitimation findet sich in diesem Zeiträume kaum eine 
Spur (274). 

Aufgehoben wird das Verhältniss , soweit es ein vor- 
mundschaftliches ist, insbesondere in Bezug auf das 
Sondergut der Kinder, sobald das Bedürfniss des Schutzes 
und der Vertretung wegfällt; daher 

1) für die Töchter durch deren Verheirathung, indem 
in Folge derselben der Ehemann ihr Vormund wird und 
als solcher an des Vaters Stelle tritt. Wird jedoch die 
verheirathete Tochter wieder Wittwe, so lebt das Verhält- 
niss zu den Eltern wieder auf (275). 

2) Für die Söhne durch erreichte Mündigkeit. Der 
mündige Sohn war ohne Zweifel befugt, vom Vater die 
Auslieferung seines Sondergutes ; namentlich auch des- 
jenigen, welches ihm bei einer zweiten Ehe seines Parens 
zugetheilt war, zu fordern (276). Aber auch ausser dem 
Falle einer zweiten Ehe des Parens konnte zu jeder Zeit 
ein Kind aus dem elterlichen Vermögen abgesondert 
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werden, indem ihm bei Lebzeiten beider Eltern sein künf- 
tiges Erbtheil oder, ^ie die Statuten sich ausdrücken, sein 
,flßescheden (d. i. ihm bestunrntcs, beschiedenes) put*^ 
verabreicht wurde (277). Eine solche Absonderung 
kann zwar kein Kind von den Eltern fordern, sie ist viel- 
mehr dem freien Ermessen der letzteren anheimgegeben; 
auch wird dadurch an sich die Stellung des Kindes zu 
den Eltern nicht geändert. Allein der mündige Sohn 
vird durch die Absonderung in den Stand gesetzt, einen 
eigenen Haushalt zu gründen und auf diese Weise der 
väterlichen Bevormundung sich zu entziehen. — Verschieden 
von der förmlichen Absonderung ist die „Berathung^* 
eines Kindes, d. i. die Zuwendung einer entsprechenden, 
nicht nach dem Betrage des künftigen Erbtheils be- 
messenen Unterstützung, ziun Behuf der Errichtung eines 
fielb ständigen Haushaltes (278). Sowohl die formliche 
Absonderung, als auch die Berathung, pflegte vor zweien 
Gliedern des Rathcs verlautbart und in dns bezügliche 
Stadtbuch eingetragen zu werden (279). 

IIL 

Vormiuidschaft. 

1. Fälle der Bevormundung. 

Vaterlose Schutzbedürftige erhalten Vormünder. Als 
ßchutzbedürftig werden angesehen: 

1) Unmündige (280). Die Unmündigkeit dauert 
^ das männliche Geschlecht bis zum zurückgelegten 
achtzehnten, für das weibliche bis zum vollendeten vier- 
zehnten Lebensjahre (281). Obschon das Stadtrecht der- 
gestalt auch für das weibliche Geschlecht einen Mündig- 
Keitstermin festsetzt, so ist doch nicht zu bezweifeln, dass 

2) auch in Riga, wie nach dem Deutschen Rechte 
jener Zeit überhaupt, Personen weiblichen Ge- 

16* 
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schlecht»; ohne Unterschied des Alters , bei der Ab- 
Schliessung von Rechtsgeschäften und bei gerichtlichen 
Verhandlungen durch einen Vormund vertreten werden 
nmssten. Für Wittwen schreiben es die umgearbeiteten 
Statuten (282) ausdrücklich vor^ und um so mehr muss 
es auch für vaterlose mündige Jungfrauen gegolten 
haben (283). Welchen Einfluss jedoch die Erreichung 
des Mündigkeitstermins gehabt, sprechen die Rechtsquellen 
nicht genauer aus (284), — Wie übrigens die als Kauf- 
i'rau auftretende Ehefrau von der ehelichen Vormundschaft 
entbunden war (285), so muss auch für eine ehelose Kauf« 
frau die Befreiung von jeder Vormundschaft angenommen 
werden. 

3) Für Geisteskranke wird im Rigischen Recht 
nicht gerade eine Vormundschaft angeordnet, sondern es 
wird nur der Geisteskranke der Obhut seiner nächsten 
Verwandten anvertraut, und die von ihm vorgenommenen 
Veräusserungen werden für ungültig erklärt (286). 

2. Bestellung von Vormündern. 

Solange der Vater am Leben ist, bleibt er, auch im 
Falle der Eingehung einer zweiten Ehe, Vormund seiner 
Kinder (287). Für die Bevormundung vfiterloser Un- 
mündigen haben vor Allen die nächsten Verwandten der- 
selben Sorge zu tragen, und zwar ist vor Allen der 
nächste Blutsfreund der Kinder zur Uebernahme der 
Vormundschaft l)crufen, sofern nicht die Eltern testa- 
mentarisch Vormünder ernannt haben; denn diese haben 
vor allen anderen den Vorzug (288). Dass in Ermangelung 
von Verwandten dem Rathe die Bestellung von Vor- 
mündern zusteht und obliegt, ist zwar nirgends ausdrück- 
lich ausgesprochen, entspricht jedoch ganz der Stellung 
des Käthes und den (irundsätzen des Deutschen Rechts 
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jener Zeit (289). — Uebrigens dürfen nur Bürger der 
Stadt eine Vormundschaft übernehmen (290). 

3. Pflichten der Vormünder. 

Der Vormund, provisor (291), hat den Pupillen in 
aUen Beziehungen, sowohl vor Gericht als aussergericht- 
licli , zu vertreten (292). Er sorgt für die zweckmässige 
Verv^'altung des Pupillenvermögens und muss dasselbe 
durch Pfand best eilung sichern (293). In wichtigeren 
Angelegenheiten musste, wie es scheint, der Rath der 
nächsten Verwandten eingeholt werden (294); namentlich 
dürfte dieses für den Fall gelten, dass ein Immobil des 
Pupillen zur Veräusserung kam (295). — Die Verpflegung 
des Pupillen wurde zuweilen vom Vommnde einem Dritten 
in der Art anvertraut, dass diesem zugleich ein Capital 
des Pupillen, gegen gehörige Sicherheitsbestellung, dar- 
geliehen wurde, dessen Zinsen er als Ersatz für die Ver- 
pflegungskosten genoss, und welches er, nach Ablauf der 
för clie Pflege bedungenen Zeit, unverkürzt zurückzahlen 
musste (296). 



Fünftes Capitel 

Erbrecht*). 

I. 

Erbfolgereeht. 

^« Gesetzliche Erbfolge: a) im Allgemeinen. 

1/ie gesetzliche Erbfolge wird begründet theils durch 
^e Ehe, theils durch eheliche Blutsfreundschaft (297). Da 
von der ersteren bereits im Eherecht gehandelt worden (298), 
kommt hier nur die letztere in Betracht. — Die Ge- 
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schlecbtfiiverschiedenheit hat auf das Recht zur Erbfolge 
keinen Einflnss ; dagegen kommt es vor Allem daranf an, 
ob der Erblasser mit seinen nächsten Blutsfreunden im 
gemeinsamen Besitz des . angeerbten Vermögens sich be- 
fandy oder von ihnen abgesondert war. 

Was die Erbfolgeordnung unter den Blutsverwandten 
anlangt; so spricht zwar das Stadtrecht den allgemeinen 
Grundsatz aus, dass ^^der nächst Geborene auch dier nächste 
zur Erwerbung der Erbschaft sei^^ (299); unterlägst es 
ledoch; genauer und einigermaasscn vollständig festzustellen; 
wer als der nächst Geborene anzusehen ist. Es finden sich 
vielmehr nur ganz vereinzelte Bestimmungen: 

1) Dass des Erblassers Kinder seine nächsten Erben 
sind; ergiebt sich schon aus den im Eherecht ausgeführten 
Grundsätzen über die Concurrenz des überlebenden Ehe- 
gatten mit den Kindern , so wie über die Theilung unter 
denselben (300). 

2) Die Eltern sind die nächsten Erben ihres kinder- 
los verstorbenen Kindes (301). 

3) Elternlose Geschwister beerben sich unter ein- 
ander (302). Solange indessen Geschwister mit dem 
überlebenden Parens ui&getheilt im Gesammtgut sitzen, 
tritt mit dem Tode eines der Geschwister ein ErbfaU 
nicht ein: der ideelle Erbtheil des Verstorbenen ;,iällt auf 
den gemeinen Haufen'^, d. h. er bleibt Bestandtheil des 
Gesammtgutes (303). 

4) Vater und Mutter sind näher ; als Ilalb- 
geschwistcr (304). 

5) lialbgeschwister sind näher, als die Geschwister 
der Eltern des Erblassers (305). 

Aus diesen wenigen Bestimmungen darf gefolgert 
werden, dass in Kiga keine von der derzeit in Deutsch- 
land allgemein geltenden sogenannten Linealgradualfolge 
abweichende Ordnung geltend, und dass namentlich auch 
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dai9 sogenannte Repräsentationsrecht unbekannt war, viel- 
meJr^r in jeder Linie allein die Nähe des Grades ent- 
setz led (306). Das in Hamburg geltende sogenannte Fall- 
reep Jzit hat in Riga keinen Eingang gefunden (306, a). 

b) JEinfluss der Absonderung auf die Erbfolge. 

Die blosse Berathung eines Kindes von Seiten 
sei:K^er Eltern hat keine Aenderung der vorstehend ge- 
8clr:i.ilderten Erbfolgeordnung zur Folge (307). Anders 
vexrlnält es sich dagegen mit einer förmlichen A b s o n d e - 
ra ng, diese mag nun bei Lebzeiten beider Eltern „mit 
be^<;hiedenem Gute" erfolgt sein, oder nach dem Tode 
de^ einen von ihnen (308); denn eine solche Absonderung 
wiiÄ.x'de einer völligen Abfindung des Abgesonderten von der 
elt: Brüchen Erbschaft gleichgestellt (309). Dies hat nicht 
D^^xr zur Folge, dass abgesonderte Kinder, so lange unab- 
g^t leihe („in der Were" oder „in den Weren'* verbliebene) 
x:ider vorhanden sind, von aller Erbfolge in den elter- 
len Nachlass ausgeschlossen sind (310), sondern es 
^^^rben auch, nach der Eltern Tode, die unabgesondert ge- 
*^^i ebenen Kinder sich bloss unter einander, ohne dass 
i*^**« abgesonderten Geschwister sich betheiligen (311) 
Sx:x^d mehrere Kinder zusammen (namentlich vom über- 
lö tuenden Parens, wenn er zur zweiten Ehe schritt) ab- 
gesondert worden, so beerben auch diese sich nur gegen- 
seitig, ohne Theilnahme der Eltern und der unabgetheilten 
t*^ eaehwister (312). Sobald jedoch keine unabgesonderten 
Binder vorhanden sind, kommen die abgesonderten, mit 
Ausschluss aller entfernteren Verwandten, zur Erbfolge, 
^nd ebenso beerben die abgesonderten Geschwister den 
^nabgesonderten Bruder oder Schwester, wenn er oder sie 
^as einzige unabgesonderte Kind war (313). — War die 
Absonderung vor zwei Gliedern des Rathes erfolgt und 
hatten die Kinder und deren Vormünder sich für voll- 
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kommen befriedigt erklärt, eo Iiat es dabei eein Bewenden, 
auch wenn das Vermögen des Parens, der sie abgetheilt 
hatte, später zu einem höheren Betrage angewachsen sein 
soUte (314). 

2. Vergabung und Erbvortrag. 

Von Vergabungen auf den Todesfall handeln die 
liechtsquellcn nur in sofern, als sie die Vergabung von 
Immobilien an die geistliche Iland verbieten (315) und 
die Vergabung von Erbgütern von der Einwilligung der 
nächsten Erben abhängig machen (310). Von Beidem ist 
bereits früher die Kede gewesen (317), el>enso von der 
einzigen in den umgearbeiteten Statuten erwähnten Art 
von Erbverträgen: der Bestellung einer Morgengabe (318). 

Wenn Immobilien Gegenstand von Vergällungen und 
Erbeinsetzungsverträgen sind, so war zu ihrer Kechts- 
beständigkeit gerichtliche Auflassung, daher auch Ein* 
tragung in das Erbebuch erforderlich. So enthält denn 
auch schon das älteste Erbebuch mehrere Aufzeichnungen 
der Art, in denen der Auflassende für die Zeit seines 
Lebens den Niessbrauch des Immobils «ich vorbehält, 
auch wohl sich verpflichtet, dasselbe im Stande zu halten 
und nicht zu belasten ('319). Zuweilen wird der Niess- 
brauch nicht dem Vergabenden, sondern einem Dritten 
vorbehalten, nach dessen Tode erst der Bedachte in den 
vollen Besitz des Innnobils gelangen soll (320j. 

Zu den Erbverträgen im weiteren Sinne müssen auch 
die Absonderungen der Kinder durch die Eltern gezählt 
werden, sofern mit ihnen ein Erb verzieht verbunden 
int (321). 

Wenn bei Vergabungen und Erbverträgen jeder Art 
nicht über Immobilien verfügt wurde, mochten doch bei 
(leren Abschliessung — zur Sicherung des Beweises — in 
der Kegel zwei Glieder des Käthes zugezogen werden (322). 
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3. Testament: a) Form des Testaments und 

Fähigkeit, zu testiren. 

Einseitige, daher jederzeit widerrufliche letztwiliige 
Verfügungen oder Testamente werden vor zwei Gliedern 
des Rathes, als Zeugen , errichtet (323). Wenn das 
Testament, wie wohl «in der Regel geschah, schriftlich ab- 
<;;efa.sst wird, so wird es sowohl von dem Testator, als 
auch von den Zeugen besiegelt (324). 

Zur Testamentserrichtung ist vor Allem erforderlich, 

daas der Testator mündig (325) und seiner Vernunft und 

Sinne mächtig sei (326); auf körperliche Gesundheit 

kommt es nicht an (327). — Ehefrauen dürfen auf ihrem 

Todbette nur über ihre Kleidungsstücke, nicht aber 

üV)er ihr Geschmeide verfügen, indem dieses ihren nächsten 

Erben verbleiben muss. Mit des Ehemannes Genehmigung 

können sie jedoch auch ein Mehreres vergeben (328). 

Einer Wittwe ist gestattet, mit Vollwort ihrer Vormünder, 

über ihre fahrende Habe und ihren Hausrath [iivjedom) 

nach Belieben auf den Todesfall zu disponiren (329). 

b) Inhalt der Testamente. 

Die Rigischen Testamente enthalten, gleich den 
Urnen verwandten Revarschen (330), Lübischen (331) u. a., 
|:e wohnlich nur Verordnungen über einzelne Gaben 
oder Vermächtnisse, besonders an Kirchen und milde 
Stiftungen; von der Einsetzung eines directen Erben ist 
mrgends die Rede (332;. Die Stelle des directen Erben 
^v»rd in ihnen vertreten durch die von dem Testator 
regelmässig verordneten Testamentsvormünder oder 
- ' 11 z i e h e r , 2^rovtsore8, ie.^tame?itarn (333). Diesen wird 
nicht nur die Vollstreckung der testamentarischen Be- 
stimmungen übertragen, sondern in der Regel auch die 
Kegulirung und ganze Verwaltung des Nachlasses; des- 
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gleichen pflegt die Disposition über denjenigen Theil des 
Nachlasses ; welcher nach Ausrichtung der Vermächtnisse 
übrig bleibt, ganz ihrem Ermessen anheimgestellt zu 
werden (834). 

Wenngleich ein Testament, als einseitige Willens- 
erklärung, der Natur der Sache nach von dem Testator 
jederzeit abgeändert und widerrufen werden kann, so 
pflegt doch der Testator das Recht des Widerrufes 
nich ausdrücklich vorzubehalten (335). 

Die Beschränkungen, denen die Veräussenmg von 
Immobilien überhaupt und von Erbgütern insbesondere 
unterliegt (336), gelten auch für Testamente (337). Aus- 
nahmsweise ist dem Testator gestattet, wenn er unrecht- 
mässig erworbenes Gut erstatten will; den Betrag — ohne 
dass die nächsten Erben widersprechen dürfen — auf 
sein Erbgut anzuweisen, wenn er kein anderes Vermögen 
besitzt (338). 

II. 

Erwerbnng der Erbschaft nnd deren Wirkungen. 

1. Erbfähigkeit. 

Von der Fähigkeit, eine Erbschaft zu erwerben, sind 
ausgeschlossen: 

1) Unehelich Geborene. Ihren Nachlass vererben sie 
jedoch auf ihre nächsten ehelichen Nachkommen (339). 

2) Klostergeistlichc beiderlei Geschlechts sind von 
jeder gesetzlichen Erbfolge ausgeschlossen, können jedoch 
durch Vergabung oder Testament fahrende Habe er- 
halten (340). 

'4) Die ehebrecherische Ehefrau verliert ihr Erbfolge- 
recht in den Nachlass ihres Ehemannes zu Gunsten seiner 
nächsten Erben (341). 
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4) Eine Jungfrau oder Wittwe, welche ohne ihrer 
JBlatsfreunde Rath sich verehelicht, verliert nicht nur ihr 
gesetzliches Erbrecht, sondern behält auch von ihrem 
eigenen Vermögen nur ihre fertigen Kleider; das Uebrige 
geht sofort auf ihre nächsten Erben über, es sei denn, 
dass ihre Blutsfreunde ihr einen Theil davon freiwillig 
zukommen lassen wollen (342). 

5) Eine verführte Jungfrau erhält, auch wenn der 
Kerführer sie naehgehends zur Ehe nimmt, nur so viel, als 

ihz'e Eltern oder Blutsfreunde ihr gutwillig zuwenden 
Brollen (343). 

6) Die beschränkenden Bestimmungen über den Er- 
^^3rb von Immobilien durch Fremde und durch „geistliche 
Hä.:xide^'(344) dürften auch für den Fall gelten, wenn Im- 

l)ilien durch gesetzliche Erbfolge ihnen anfallen. 



2. Erwerbung der Erbschaft. 

Die Erbschaft fällt mit dem Tode des Erblassers so- 

^öÄT-^ und ohne Weiteres dem Erben zu (345), ohne dass 

^^ ^azu einer Erklärung oder einer Handlung des letzteren, 

^*^*^cr Äntretung der Erbschaft, bedarf. Von einer solchen 

^^^ daher in den Rechtsquellen nirgends die Rede, sondern 

^^^'ts nur von dem Anfall, devoluiio, der Erbschaft (346). 

Derjenige, dem eine Erbschaft dergestalt angefallen 

'^"^ (347), wird aber keineswegs als Universalsuccessor des 

^ ^Hassers angesehen. Er kommt daher in keinem Falle 

P^^sönlich und mit seinem eigenen Vermögen für die Ver- 

^^Xidlichkeiten des Erblassers auf (348), erwirbt aber auch 

^ViT 80 viel von dem ISachlass, als, nach Ablösung der 

^^i diesem haftenden Schulden und Verbindlichkeiten, 

^\>rig bleibt. Er hat mithin seine erste Sorge der Re- 

SUlirung des Nachlasses, der Ausscheidung des nicht dazu 

Gehörigen, zuzuwenden (349). Im Einzelnen bestimmen 

^le Statuten: 
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1) Die im Nachlasse vorgefundenen fremden und die 
vom Erlasser widerrecbtlicb erworbenen Sachen sind, wem 
gehörig, zu erstatten (äöO). 

2) Wenn der Veräusserer eines Immobil« vor er- 
folgter Auflassung desselben an den Erwerber stirbt^ so 
sind dessen Erben zur Vollziehung der Auflassung ver- 
bunden; stirbt der En%'erber früher, so muss das Immobil 
«einen Erben vom Veniusserer aufgelassen werden (351). 

3) Die auf dem Nachlasse haftenden »Schulden müssen 
Allem zuvor lierichtigt werden (352). Dies gilt insbesondere 
auch von dem Falle, wenn mehrere Miterben, namentlich 
auch, wenn mit den Kindern oder Blutsfreunden des Erb- 
lassers dessen ül>erlel>ende Ehegattin concurrirt : die Erb- 
schaftsschulden müssen vor der Theilung der Erbschaft 
„von dem gemeinen Oute^, d. i. von der Gesammtmasse, 
entrichtet werden: nur was übrig bleibt, bildet die zn 
theilende Erbschaftsmasse (353;. Mittelbar folgt hierauf^, 
dass die Wittwe mit ihrem Eingebrachten für des Manne;« 
Schulden haftet (354). 

4) Wer gegen den Nachlass eine Forderung geltend 
macht, von welcher der Erbe keine Kenntniss hat, mu^s 
dieselbe durch das Zeugniss von Uathmannen oder Wein- 
kaufsleuten, oder durch das »Stadtbuch, oder durch un- 
anfechtbare Urkunden beweisen. Die dergestalt l>egründete 
„Schuld nach todter Hand^ muss der Erbe be- 
richtigen^ wenn er nicht durch das Zeugniss zweier Uath- 
mannen darthun kann, dass sie bereits bezahlt ist (355). 

5) Forderungen an einen Nachlass müssen binnen 
Jahr und Tag geltend gemacht werden, es sei denn, dass 
<ler Gläubiger beweist, dass er aus Freundschaft die 
Zahlung gestundet (35G). 

(}) Auch die Erbaneprüche selbst müssen von dem 
Krbprätendenten binnen Jahr und Tag bei Gericht an- 
gemeldet werden. Geschieht dies nicht, oder sind über- 
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haupt zu dem in der Stadt oder deren Mark befindlichen 
Xachlasse Erben nicht vorhanden^ so verfällt der ganze 
Nachlass, als erbloses Gut, der Stadt (357). 

7) Wenn Jemand aus der Fremde nach ßicra zieht, 
dort binnen Jahr und Tag verstirbt, und seine Erben von 
einem Auswärtigen wegen Forderungen aus einem gesell- 
schaftlichen Verhältnisse mit dem Verstorbenen oder wegen 
brüderlicher Erbschichtung in Anspruch genommen werden, 
so inuss dieser seine Forderun^r durch ein ZeuG^niss des 
Rathes derjenigen Stadt beweisen, in welcher sie beide 
geboren sind : kann er dies nicht thun , so wird er mit 
seiner Forderung abgewiesen. Hat der Eingewanderte 

DO O • 

dageoren über Jahr und Tag in Riga gelebt, ohne wegen 

dergleichen Forderungen in Anspruch genommen worden 

zu sein, und werden solche erst nach seinem Tode ver- 

lautbart, so wird der Kläger damit abgewiesen, wenn es 

nicht zwei Rigischen Rathmannen oder zweien ehrbaren 

grundbesitzlichen Bürgern der Stadt bekannt ist, dass die 

in Anspruch genommene Forderung mit Einwilligung 

beider Theile, des Klägers und des verstorbenen Erblassers, 

in Freundschaft gestundet worden ist (358). 

8) Das Verhältniss unter mehreren Miterben wird 

^ach den oben (359) entwickelten Bestimmungen über 

gemeinsamen Grundbesitz beurtheilt. Dasjenige, was die 

Statuten über Erbtheilung enthalten, ist gleichfalls früher, 

bei anderer Gelegenheit, dargestellt worden (360). 
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*) 8. überhaupt (v. Bunge) Geschichte des Liv-, Est- und 
Curläodischen Privatrechts. St Petersburg 1862. 8. — Vergl. auch 
H. Baumeister, Das Privatrecht der freien und Hansestadt 
Hamburg. 2 Bände. Hamburg 1856. 8. 

1) Die einzigen hierher gehörenden Stellen der Stadtrechte 
sind: D. V, 19: „Erve o/U varende gut"^ und VII, 10: „ErdtvoiU 
gvt eder varende have,*^ — 8. aber auch die, auch sonst bemerkens- 
werthe« einen Erbvergleich betreffende Urkunde vom J. 1352 (U.- 
B. Nr. 941, a. Schuldbuch Nr. 212): ^Alia vero bona omnia^ eive 
eint bona mobilia aut immobilia, eive in hereditatibus eive 
in iacentibtts fvmdie^ eive in torfagh eghen eive in reddüibue eint 
etc,^ Auch schon in einer Urk. vom J. 1226 (U.-B. Nr. 2717) 
finden wir: „cum omnibue bonie euie, mobüibue ei immobilibu»*^ , 

2) So heisst es im ältesten Stadtrecht (A) Art. 18: j^Agri vel 
ilomue atque hiie eimiliaj^ Art. 15: f,Quictmque habuerit efjuum 
vel veetem vel quicquid talium^*, S. auch D. IV, 3, unten Anm. 5. 

3) S. z. B. D. I, 5. IV, 4. 6, 4. Erbebuch Nr. 289. 

4) D. I, 7. II, 19, 3. X, 5. 9. XI, 4 fgg. In diesen Stellen ist 
von gestohlenem, geworfenem, einem Handwerker zum Verarbeiten 
gegebenem „Gut'* die Bede. 

5) IV, 3: ,j/fin erve o/te ein gut, eo welker hande dat 
et ei.'' 8. auch das. VII, 7. 8. 

6) B. 68—70. D. V, 2—12. VI, 1. VII, 6. 10. 

7) D. VII, 10. 8. oben Anm. 1. 

8) B. 33. 

9) D. IV, 14. Hierhergehört auch „ertrike'* im U.-B. Nr. 549. 

10) D. II, 19. 

11) Das. IV, 14. 16. U.-B. Nr. 549. 741. E.-B. an vielen Stellai 
z. B. Nr. 619. 679. 854. 

12) U.-B. Nr. 21. 178. 741 u. a. 

13) 8. z. B. Nr. 46. 63. 180. 222. 400 u. a. 
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14) Das. Nr. 97 : „cum quadam curia sive area,^* S. auch Nr. 
102. 106. 125. 526 und das Ü.-B. Nr. 178. — Curiae lignorum, 
Holzhöfe, werden im £.-B. häufig erwähnt. S. z. B. Nr. 174. 
176. 325 u. a. 

15) Sie finden sich vorzugsweise vor der Beverpforte und im 
KUernbruch: E.-B. Nr. 55. 111. 370. 407. 411. 541). 84S. 

16) Diese kommen im Erbebuche in grosser Zahl vor. Einige 
^w'ezi.ige Gärten scheint es übrigens auch in der inneren Stadt ge- 
rn zu haben. E.-B. Ni*. 6. 71. 456. 796. 

17) S. z. B. das E,-B. Nr. 55. 1 1 1. 1 29. 533. 549. 562. 7 1 S. 7 1 9 u. v. a. 

18) Auch das Römische Recht (fr. 211 D. de verb. sign.) er- 
area durch j^locus sine aedificio in urbe,**" 

19) S. z. B. A. 19. D. V, 17. 21. VII, 8. X, 8. 

20) B. 31. D.IV, 1. 2. 4—7. Zuweilen wird „errc" ausdrücklich 
beweglichen Gute entgegengesetzt: D. II, 24. V, 29. 

21) D. II, 19: ,yan erve oder an lande.^^ U.-B. Nr. 741: ,,erve 
«*Ti.ci vmrdt^^. S. auch Nr. 941, a, oben Anm. 1. 

22) Es scheint, dass die Aufführung eines blossen Nebengebäudes, 

^* S. eines Steinhauses, eines Stalles, die Natur der area nicht 

^*Ä<ierte, dass letztere Hauptsache blieb. So wird im E.-B. Nr. 

^"^2 aufgelassen eine y^area cum lapidea- domo.*^ Dahin gehört 

^^olil auch in Nr. 154 : „area seu atabidum,^^ was wohl cum stahvlo 

Belagen soll. — Uebrigens werden Ställe nicht selten aufgelassen, 

^Hi:i.e dass zugleich der area Erwähnung geschieht: z. B. Nr. 23. 

^'^- 38. 144. 190 u. a. — Eigenthümlich ist in Nr. 401 die Auf- 

^^^sung einer ^,area, super qua iam edificata est domus nova,'^ 

^3.11 muss annehmen, dass die aedificatio zwar vor der Auflassung 

allein von dem Erwerber (nicht vom Veräusserer) ausgeführt war. 

^^irgl. unten Anm. 60. 

23) In dem Erbebuche werden nicht nur die beiden Bezeich- 
^^Tigen : erve und hus, hereditas imd domus durchgehends abwechselnd 
^^l^rancht, sondern auch dieselben wiederholt für gleichbedeutend 
^^klart: yydomus seu hereditas^^ finden wir z. B. in den Nr. 3. 92. 
^^2. 146. 201. 215. 240 u. a. m. S. auch D. IV, 9. — Femer 
'können Ausdrücke wie ^yhereditas nova^^ (Nr. 75), „hereditas lignea^^ 
^^^i[. 149), nur auf Häuser bezogen werden. 

24) Dieses Verhältniss der area zur hereditas wird in einer 
^^ihe von Inscriptionen des Erbebuches ausdrücklich bezeugt. Nr. 
^T : ^^curia seu area^ ad ipsam hereditatem pertinente,^' Aehniich 

^^ Nr. 124. 297. Sodann: „domus cum curia*^ in Nr. 102. 530. 561. 

^54 u. a. 

25) S. z. B. das Schuldbuch Nr. 1117: „obligavit omnem here- 
ditatem suam, tarn in civitate, quam extra}* S. auch das. Nr. 906 
^d dazu Hildebrand in der Einleitung S. LXI. 
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2«) D. II, 19. IV, 4, 17. VII, 2. 6. U.-B. Nr. 941, a, oben 
Anm. 1. 

27) Vcrgl. übrigens J. (vrimm's Deutsche Kechtsalterthümor 
H. 494. C. W. Pauli, Abhandlungen aus dem Lübischen Rechte 
h H> fgg. F. Frensdorf, Die Btadtverfassung Lflbecks S. 84 
Anm. 27. 

2^) S. oben S. 77. 82. 134 fg. 

29) Diese stammen aus der Zeit vor der Einsetzung des Rathes 
(8. oben H. 13. 70 fg.), und blieben, bei der Uebertragung der Herr- 
schaft an den Kath, von derselben ohne Zweifel befreit 

30) Gewere in der Bedeutung von Besitz kommt in den Ki- 
gischen Kechtsquellen nirgends vor; das Wort were wird nur ein 
einzigCH Mal für Behausung gebraucht: D. IV, 5, 3. Der Begriff, 
insbesondere der „rechten Gewere'^ ist jedoch dem Kigischen Rechttt 
nicht fremd. 8. unten Anm. 37. 

31; Zum ersten Mal begegnet das Wort Eigenthum im Erbe- 
buche Nr. 752 beim J. 1437: „G. iJurkopc und — J, Gersem 

hi'hht'u upyelaten dem — — Th. Wittenborge soilanich angevall, 
recht ich fit und ef/endom, aU J, Wittenborge van einem votier an 
dem hoichdagc angcervet wr". 

32) S. oben S. 210. 

33) Die beiden einzigen Stellen liefert das Erbebucb Nr. 114 
u. 250. In Nr. 521 vom Jahre 1413 findet sich auch: ^^cum omni 
iure et proprietate,'^ 

34) Hierher gehört auch das nicht nur im Erbebuche, sondern 
auch in den Stadtrechten vorkommende ^,8ua herediUta, ein erce 
clr.^' S. z. B. D. IV, 2. 3. 

35) Die Belege liefert das Erbebuch auf jeder Seite. 

3«) S. z. B. das E.-B. Nr. 345: ,jlibere, pacifice^ (luiete^ Iiere- 
ditariCf laore civili jxjueidenda,** 

87) Es ist dies dasselbe Kechtsverhältniss, welches in anderen 
Deutschen Hechten des Mittelalters mit dem Worte „rechte Gewere** 
bezeichnet wird; letzteres durfte jedoch hier, als dem Kigischen 
Kf'clite durchaus fremd, nicht gebraucht werden. 

3S) B. 31. D. IV, 1, 4. Das Nähere hierüber gehört in die 
Darstellung des gerichtlichen Verfahrens. 
39i S. üben S. S2. 135. 

40) (Jben S. 170 Anm. 00. 

41) 8. S. 105 f^'g. 

42) E.-B. Nr. 5S: ^^Ecclesia Iligem//^ neu doruiiu de capitulo 
hdhi itt in predicta domo et area adiaccnti ditnidiaiu marcam cew 
HUH arcalin."' Nr. 100: ^^preter j:xj oran ccnHua arealisj (p cm da- 
mini de Castro Jtigensi eubl^vant ammalim}'' 
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43) Dafür spricht auch D. IV, 14: „Ooit en man erden vt 
to ^ ^^vetitme*^. 

44) D. IV, 15. 16. U.-B. Nr. 3087. 
-^5) D. IV, 14. 

^6) U.-B. Nr. 1406. 

-47) E.-B. Nr. 58. 100. 8. auch Nr. 250, unten Anm. 50. 

-48) Das. Nr. 458. * 

-4») K.-B. Nr. 5. 42. 145. 153. 194. — Bisweilen werden für 
£rl>^ins auch die Ausdrücke reildittis, Rente, gebraucht, z. B. im 
E.'^^^. Nr. 90. 436. Es ist dies jedoch ungenau, ja unrichtig; denn 
mit 3 enen Ausdrücken wird zwar ein ähnliches, aber wesentlich davon 
versc^hiedenes liechtsverhäitniss bezeichnet. So werden z. B. im 
U.~ B. Nr. 30S7 beide ausdrücklich von einander unterschieden: 
y^wotr^ttins nnd reute''. S. auch D. IV, 6, vergl mit IV, 14—16. 
Im lE.-H. Nr. 56 ist das ursprünglich geschriebene Wort reddttua 
mit I^^echt wieder ausgestrichen und census an dessen Stelle gesetzt 
worden. 

50) S. oben S. 135. In der Begel wird der Zins in Gelde be- 
zahlt;; wir finden aber auch einen Pfefferzins im E.-B. Nr. 
250 z „ dabit libram piperi annuatim liomino episcopo.** 

51) 8. oben S. 179,60. Die Zinspflichtigkeit hat sich bei den 
meiat:en Immobüien in Kiga bis auf den heutigen Tag erhalten. 

52) S. den liher redituum bei Böthführ, Rathslinie S. 29. 

53) D. IV, 16. 
M) Das. Art. 14. 

55) U.-B. Nr. 549. S. oben S. 71. 104, 84. 

56) S. oben S. 67. 71. 127. 

57) Z. B. in Reval, auf (jruudlage des in dieser Beziehung 
zieiinlich reichhaltigen Lübischen Rechts und eigener Ortswillküren. 
Ver^l. V. Bunge, Das Herzogthum Estland S. 266. 

58) U.-B. Nr. 549 Art 3: ,yVortmer so loe vor dem ratle 
*^yt^ dat he eine muren wille leg gen ^ deme schcU helpen sin 
Mlnir etc.*^ Der ganze Verfolg zeigt, dass die ausgezeichneten 
^Orte nicht auf eine Anzeigepflicht bezogen werden können , son- 
dern dass es sich hier um einen vor dem Rathe auszuführenden 
Coixfliet zwischen den Nachbarn handelt. 

ö9) D. IV, 10: „So war eneme manne en buioe vorboden wert 
van des Stades toegene, de en sal nicht vort buwen, er dat de rat 
t«»6n heoet etc.'' 

60) Burspr. VI, 99, bei Napiersky S. 227. Dass in früherer 
Zeit dagegen gehandelt wurde, beweist das E.-B. Nr, 401. S. oben 
S. 255 Anm. 22 a. E. 

61) D. IV, 14—17. Vergl. auch das U.-B. Nr. 882, aa. 2010. 

62) U.-B. Nr. Iu03, a. 

T. Bun g e , Die Stadt Riga. 1 7 



2ö8 Anmerkungen zum vierten Abschnitt. 

63) Dieie* sonst nicht bekannte Gesetz ist vermuthlicli vom 
Kaiser Friedrich II. erlassen. 

64) U.-B. Nr. HS. 

65) Das. Nr. 17S. 

66) Das. Nr. 217. 

67) Das. Nr. 292. ^ 

6b) D. IV, 2 a. E. S. uuteii Anin. 81. 

69) H. das U.-B. Nr. 806, aa. 8b2, aa. 895, a. b. 2010, von den 
Jahren 1341, 47, 50, 64 und 1415. Von dem hierauf bezüglichen 
eidlichen Gelöbniss wird bei Gelegenheit der gerichtlichen Auflassung 
die Rede sein. 

70) U.-B. Nr. 1029. 

71) Das. Nr. 114. 

72) 8. oben 8. 165 fgg. 

73) VergL ebendas. Die Grundstücke und Häuser wurden 
übrigens, insbesondere vom Domcapitel, keineswegs immer unmittel- 
bar für kirchliche Zwecke benutzt; vielmehr wurden mehrere dem- 
selben gehörige Häuser Einwohnern der 8tadt vermiethet. Im J. 
1391 befohl der Kath diesen Miethem, ihre Wohnungen zu verlassen, 
und verbot Jedermann, dieselben zu bezichen. Darüber kam es zu 
einem Frozess vor dem Pabst (U.-B. Nr. 1029 u. 1030), dessen 
Ausgang jedoch unbekannt ist. 

74) S. oben S. 42 fgg. u. 163 fgg. 

75) Vergl. oben Anm. 69. 

76) U.-B. Nr. 800, aa. 849, a. 895, a. b. 1003, a. 2010. E.-B. 
Nr. 900: „So heft P, van der BorcJi gelavet, boryerrecht to domUf 
like einem andern erve, boven und nedden belegen, mit achotende, 
wakende und to reisende^ und mist ok andere erve recht to donde'^. 

77) S. die Citatc in der Anmerkung 69. 

78) D. IV, 17 : „Hevet en man torfacht egen binnen der »tat 
eder Stades marke, dat en sal he nemande vorkopen^ fle 'wonach- 
iich is buten des Stades marke, he en bedet erst deme rade, und 
do et mit ereme vulborde, We dar boven doit, de scal beteren teiu 
mark sulvers*^, 

79) D. IV, 4, 4: y, Alsodane gut, alse hir bescreven is (s. unten 
Anm. 80), dat en mach neman setten ofte seilen ofte geven aw, 
erve lof ^ ei ne si also, dat eme not do, deme dat erve tobehöret. 
De not sal he beinisen, so mach he dat vorkopen*^. Auf den Fall 
der Noth ist auch zu beziehen das. VII, 7, unten Anm. 338. 

80; D. IV, 4, 1 : a*So war en man unde en vruwe erve kopet 
des sint sc v^eldich to gevende and to seilende j na unses Stades 
rechte, so vjeme se vnllet, devnle se beide levet. ^ 2. 8o loanne 
arer er cn stervct, no hett et ervegut, § 3. Allerhande erve, dtit 
den rechten eroen animllen mach ofte anvellet van eren olderen 



Anmerkangen sum vierten Abechnitt. 259 

ofte van eren wunden, dat hetet ervegut."' § 4. S. Anm. 79. Dieser 
^anze Artikel ist fast wörtlich dem Hambnrgisch-Rigischen Stadt- 
xecbt (I, 10) entlehnt, übrigens in mehrfacher Hinsicht präciser 
^efasst 

81) D. ly, 2: ,fSo we en erve vorkopen toily dat binnen deeser 
stat und Stades mark belegen it, de sal et beden twen den nagesten 

^^unden, dar sin erve up vallen mach: f beide van votier und van 
moder wegenej und en ufil et ere negen kapen, so mag he sin erve 
2€ol vorkopen, war et eme allermest gelden mach, sunder an nene 
^esilike hanV*. Die eingeklammerten Worte sind ein jüngerer Zu- 
sjttz zum ursprünglichen Text. Auch dieser Artikel 'ist C. I, 7 fast 
^rörtlich entnommen, findet sich indessen ziemlich gleichlautend be- 
reits in B. 35, nur dass hier statt der Worte : y^twen den nagesten^ 
es bloss heisst: „sinen nagesten,^ und dass das geschehene Angebot 
durch das Zeugniss zweier Rathmannen bestätigt werden solL — 
Oer- hier (oben S. 217) gemachte Versuch der Vereinigung der 
beiden Artikel 2 u. 4 in D. IV. dürfte vor des VerfEwsers firüheren 
I>&x:8tellungen des Verhältnisses (Geschichte des Livl. Privatrechts 
S. 94 fg. S. auch das Liv- u. Estland. Privatrecht Jf 93) den Vor- 
zix^ verdienen. 

82) S. z. B. das Lübische Stadtrecht für Keval vom J. 1282 
Airt;. 85. 163 u. a. Vergl. übrigens D. VII, 7 a. E. 

83) C. W. Pauli, Abhandlungen aus dem Lübischen Recht 
^9 121 fgg. 0. Stobbe, Handbuch des Deutschen Privatrechts II, 
^ 1 "7 fgg. VergL auch die weitschichtige Erörterung des Gegenstandes 
^^^ei C. Trümmer, Das Hamburgische Erbrecht (Hamb. 1852. 8.) 
§^* Ö6-117. 

84) S. z. B. das Schuldbuch Nr. 117. 118. 348. 961. 988 u. a. 
^^^tebuch Nr. 2. 55. 79. 107. 120. 239. 871 u. v. a. 

85) Dies wird zuweilen namentlich ausgesprochen, z. B. im 
^•**B. Nr. 122: „due partes, qtuu habuU in herediteUe sui patris.^ 
^'^m 446: „N, N. acquisivit iure hereditario aliam medietaiem*^ . 

86) Am häufigsten kommt vor; „medietas, auch dimidietas 
^^9^edüatiSf media hereditas, aber auch tertia pars, quartalej^ 
'^— B. Nr. 2. 17. 55. 79. 86. 107. 445. S.-B. Nr. 347. 988. 1504. 

87) S.-B. Nr. 117. 348. 961. 1216. E.-B. Nr. 241. 

88) E.-B. 79. 86. 289. 371. 445. 

89) E.-B. Nr. 375 : „iV. Mekelenborch — resignavit Mathie van 

^«r Heyde et Johanni Wynekens domum, immediate ambobus 

^ontuficto m^nu libere iure civili possidendam*^. 

90) S. V. Bunge, Geschichte des Privatrechts S. 65 fg. 

91) D. IV, 8, 2 a. E.: „ so wat dar ane to hmnende is, 

^<*t sal men buwen van der menen kost^*. 

92) D. IV, 8, 1 : ,,Hebbet twe man ofte mcr Indes en hus to- 

xi"^ 
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§amenef unil er er tvelik tlat htis unnutte maket dem ander eriy wuU 
den »e dat tunen entuoei, des en mach nicht «in^*. Uebrigeni 
findet sich der Fall, dass der Boden über und der Keller unter 
einem Hause nicht zu diesem, sondern zu einem anderen Hause ge- 
hören und einen andern Besitzer haben. £.-B. Nr. 1029. 

98) Der in der Anm. 92 citirte Artikel fährt fort: ^§ 2, Mer 
§e »coln en lot werpen^ welkere dcU erste jar allene hesitte^ und 
darna sal et hebben de andere en jar, na deine dat et lot gevet^^ 
Hiernach folgt der in der Anm« 91 angeführte Schluss. 

94) Das. IV, 9 : j^So vtelik man hevet en htm ojte en erve mit 
tleme anderen imd nicht mit eme Queren dragen mach , so we van 
(lerne anderen varen wil^ de sal dat erve setten^ beide gelt und 
(lach (t)y und de andere de sal kesen binnen xiiij dagen^ welkere 
he hebben v^äf so dat erve, so dat gelt^ dar dat erve up gesät was**, 
Vergl. auch XI, 10 und oben 8. 226. 

95) 8. z. B. das U.-B. Nr. 1348. 

*) S. L. Napiersky: Die Auflassung nach älterem RigiicheD 
Btadtrecht. Das Erscheinen dieser Abhandlung ist demnächst zu 
erwarten. 

90) V.'ti. Nr. 20. 7S. 114. 1348. 14o6 u. a. 8. auch oben 
8. 71. 77. 82. 210 und vcrgl. noch unten Anm. 100. 

97; B. 31: f,Jt. v)G ein arve koft unde dxit heft sunder by- 
sprake jar unde dach, de is dat neger to beholden mit einer hant 9 
dan it jenich man eme aftotoinnende,^*^ 

98) Die älteste Erwähnung einer resignatio findet sich im 
8chuldbuche beim Jahre 1289, Nr. 133: „Notum sit, qnod Bet' 

narduM nuam pistrinam taliter resignavit domino Gerh» 

Alagno, utt quidquid idem Gerhardus cum ea fecerit, predietus 
liernardus ratum et stabile retinebit*^. (U.-B. Nr. 1044, b. 27). 
Der 8chluss der Inscription macht es übrigens zweifelhaft, ob hier 
das Wort resignavit die Bedeutung von gerichtlich auflassen hat, 
zumal an dessen 8telle ursprünglich ^^conmisiV^ gestanden, welches 
wieder ausgestrichen und resignavit drüber geschrieben ist. Unter 
Nr. 1018 vom J. 1338 ist eine resigrtatio partis hereditatis eingetragen. 

99) D. IV, 1, 1 : ,,Eset dat we erve vorkopetj de sal deme an- 
ileran dat uplaten vor deme raile nppe deme hus,'* 

100) Bewiesen wird dies durch eine grosse Anzahl von In- 
scription en im Erbebuche, z. B. für Uebertragung von Immobilien, 
welche der Ehefrau als Mitgift bestellt worden, an den Ehemann 
(Nr. 347. 348. 480; vergl. auch Nr. 76-77. 79. 86. 114 u. v. a.), 
von «olcheu, welche einzelnen Erben durch Erbtheilung zugefallen 
(Nr. 29. 54'). 877.- 1104), oder dem Erwerber durch 8chenkung unter 
Lebenden (Nr. 532. 752) oder durch Testament zugewendet worden 
Nr. 559. oOü; u. a. m. 8. überhaupt die oben angeführte Abband- 
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Umg Kapiersky's § 6. — Fraglich ist es, ob auch Grundstücko, 
welche, besonders in der Stadtmark, von der Stadt gegen Grund- 
zin 8 verliehen wurden, der Auflassung bedurften. Es fehlt zwar nicht an 
zahlreichen Inscriptionen , durch welche Gärten, gewöhnlich als 
ore£ civitatis bezeichnet, theils von dem Rathe, theils von den 
Rämmerem, Privatpersonen, unter Vorbehalt des Grundzinses, aut- 
gelassen werden; allein in zwei Fällen wird ausdrücklich erwähnt, 
dass sie gekauft worden (Nr 94. 101), und dies wird auch in 
den übrigen (Nr. 145. 153. 194. 293 u. a.) um so mehr vorauszusetzen 
sein , als drei Inscriptionen über die Verleihung wüster Grund- 
stücke in der Stadtmark, in denen von einer Auflassung nicht 
die Kede ist (U.-B. Nr. 2953, 7. 8. 16), im Erbebuche wieder durch- 
striclien sind, wohl weil sie nicht dahin gehörten. Dagegen wur- 
den die auf Erbenzius vergebenen Grundstücke in dem dazu ins- 
besondere bestimmten über redditnnm verzeichnet und daselbst 
namentlich auch die Besitzändernugen eingetragen. S. Böthführ*s 
üathslinie S. 28 fg. 

101) D. IV, 1, 1, oben Anm. 99. Die Auflassungen wurden 
damals noch nicht, wie in späterer Zeit, an dazu besonders be- 
stimmten Terminen — den sog. offenbaren Rechtstagen — vor- 
genommen, sondern konnten im Laufe des ganzen Jahres geschehen. 
S. N apiersky a. a 0. § 8. 

102) Die Statuten erwähnen des Eides zwar nicht; allein in 
^©m Erbebuche wird dessen nicht selten gedacht Cs. Nr. 13. 16 
'**2. 689. 844. 900 u. a.), und in einer Urkunde vom J. 1506 in 
^/^ gier 8 Codex diplom. T. V. Nr. 94 heisst es: „quod eorum 
cwes in asaectUione alicuius domvs seu possesnonis in praetorio 
*^^*^m publice coguntur iurare, quod eandem ullo tempore non 
^^Iznt dare, vendere^ alienare aut impignorare personis ec- 
^^^stasticis.^ Dieser Eid ist bis in die neuere Zeit bei jeder Auf- 
lassung geleistet worden S. auch noch oben S. 216. 

103) D. I, 5: „So welkerhavde gtU vor devte rade upgelaten 
'^^Tt^ unde de to antworde is, tleme dat angeü, unde weder- 

' ^^fiet he dat dar nichty et blivet al stede.*^ 

104) D. IV, 1, 4: j^Unde so wanne de man geiraret ist jar 
^^c?c dachj so is he sin erve mit sines sulves hant nager to be- 
"^^dende, dan et eme jumant aftoicinnende si^\ 5. „iSo welik man 
^* ofc winnen unl, de sal et binnen jar und dage winnen ofte vorlesen^^. 

105) D. IV, 1, 3: ,,Unde tceme erve upgelaten irert, de mach 
^^gen nemen, dat he gewaret si jar unde dach, und breke eme 

'oat in der warscap, dat sal de borge uprichten 6. Unde wert 

** eme aldus binnen jar und dage af gewannen mit rechte, so sal 
^^ gene^ de eme dat erve vorkofte, oder de gene, de borge wart 
^^ de warscap, van X. mark ene mark to betringe geven.^'' 
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106) Die Eintragung in das Erbebnch ist bereits in dem Ham- 
burgisch-Bigischen Becbte (I, S\ welehem Art. 1 Th. IV der na- 
gearb. Statuten meist wörtlich entnommen ist, yorgeschrieben, im 
letzteren aber weggelassen, lieber die Motive dieser, so wie anderer 
nicht unwesentbchen Aendemngen s. die eingehenden Erörterungen 
Napiersky*s a. a. 0. § 8. 

107) Z. ß. durch Erwirkung der obrigkeitlichen G^nehmignng 
der Veräusserung des Immobils an einen Fremden, der Einwültgong 
der nächsten Erben in den Verkauf eines Erbgutes u. dgl. 

lOS) Die entgegengesetzte Ansicht in v. Bunge's Geschichte 
des Privatrechts § 62 muss als irrig zurückgenommen werden. 

109) S. besonders D. III, 15. 

110) 8. z. B. das E.-B. Nr. 71. 226. 644. 778. Auch fehlt es 
nicht an Urkunden, in welchen die Bestellung von Servituten aller 
Art bezeugt wird. U.-B. Nr. 367. 743. 1035. 

in) E.B. Nr. 238. 604. 776. 

112) Wie der Ausdruck redditus bisweilen unrichtig für ceiaut 
gebraucht wird (s. oben Anm. 49), so finden wir auch, z. B. im 
S.-B. Nr. 1682 (Anm. 114), umgekehrt die Rente irrig als c^y^Mis be- 
zeichnet. 

113) Letzteres, zwar nirgends ausdrücklich ausgesprochen 
(vergl. übrigens das U.-B. Nr. 1626), ist eine Folge des Verbots, 
Immobilien an eine gebtliche Hand zu bringen (s. oben S. 214 fg.), 
da das Recht auf die Rente leicht in den Besitz des dazu ver- 
pflichteten Immobils übergehen kann (Anm. 117). Obschon daher 
die Bestellung von Renten für sog. Vicarien zur Haltung von Seel- 
messen in Testamenten vorkommt, so finden wir doch nie, dass sie 
in städtischen Immobilien angewiesen werden. Vielmehr wird zu 
dem Zweck gewöhnlich ein baares Capital ausgesetzt und dieses 
den Testamentsvollstreckern oder dem Rathe zur Verwaltung und 
Verrentung anvertraut (s. z. das B. U.-B. Nr. 637. 1332 u. a. S.-B. 
Nr. 210), oder es wird für das Capital ein Landgut gekauft und 
aus diesem die Rente entrichtet. S. z. B. das U.-B. Nr. 667. 916. 
3101. 

114) D. IV, 6, unten Anm. 117. 8. auch das S.-B. Nr. 1682 
vom J. 12S6: „Notum nit, quod M, et uxor sua vendlderunt do* 

mino A. W, in hereditcUe 9ua censum (soll heissen redditum) 

annualem unius marce arg.^ Nr. 968 vom J. 1314: „«/. cle P, te- 
netwr aolvere anniiatim Ludolfo de M, de 9ua hereditate unam 
marcaiit etc, Redimere potest pro VII, marcW^. 

116) Einzelne sind in das Schuldbuch eingetragen; im Erbe- 
buche finden sich keine auf Renten bezüglichen Inscriptionen. Das 
Rentenbucb, liier redüuum^ enthält ein Verzeichniss der von der 
Stadt zu leistenden Rentenzahlungen. S. Böthführ a. a. O. S. 28. 
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116) Obschon die Bestimmung der Zahlungstermine von der 
Uebereinkunft der Parteien abhängen mochte, so scheinen doch 
auch für Benten die für Erbzinszahlungen geltenden Termine (s. 
oben S. 213) üblich gewesen zu sein. S. z. B. das U.-B. Nr. .1593, 
1. S.-B. Nr. 968. 1637. 1682. 1815. 

117) D. IV, 6. J : jfSo welik man rente hojl in des anderen 
erve, und (jift he de rente nicht lU to einer beschedenen tiitj wert 
he dar umme beklaget vor deme rode, und heft Iie des geldes nicht, 

^o schal he dai erve rumen binnen cj weken^. Ueber das weitere 

V^ erfahren s. den sechsten Abschnitt. 

118) Diese Ablösung ist unter den Ausdrücken : j^reemere, red' 
ifnere , wedderho^en , wedder loshopen^ in den Urkunden zu ver- 
stehen. S. das S.-B. Nr. 114. 968. U.-B. Nr. 1033. 3087. — Die 
die Ablösung betreffende, zum Theil unklare Bestimmung in 
0. II , 1 ist in die umgearbeiteten Statuten nicht angenommen. 
^'ergl. darüber Napiersky, Big. R.-Qu. Einl. S. XUV fg. 

119) Das Verhältniss der Kente zum Capital wird in den Ur- 
kunden nicht nach Procenten, sondern nach Markzahleu festgestellt. 
^^ &iden sich nachstehende Ansätze: 1 Mrk. llente von 15 Mrk. 
Capital im U.-B. Nr. 1033- 1593, 1. 3087 \ V* Mrk. Kente von 6 Mrk. 
C^P. (S.-B. Nr. 948); Va Mrk. von 7 Mrk. (S.-B. Nr. 968. U.-B. Nr. 
3087) ; Va von 8 (S.-B. Nr. 1637); Vi von 10 (U.-B. Nr. 1954); 2Va 
von 50 (S.-B. Nr. 114); nur einmal, beim J. 129S, 1 Mrk. Kente von 
^ ÄIrk. Capital, also 20 Procent (S.-B. Nr. 1593). Vergl. auch 
ttildebrand S. XXIX %. 

120) Vergl. das U.-B. Nr. 3087, wo der Art Konten gemeint zu 
sein scheinen. 

121) S. z. B. das S.-B. Nr. 114. 1637. 1815, auch das E.-B. Nr. 
15; vergl. überhaupt Hilde brand in der Einleitung zum S.-B. 

s. x:xvm fg. 

*) Vergl. überhaupt H. flildebrand a. a. 0. S.LVIII-LXU. 

122) Ein ganz eigen thümliches Pfandobject findet sich in nach- 
stehender Inscription des S.-B. Nr. 1269 vom J. 1334 : „Pueri Johannis 
^ '^'nJcersch tenentur domino Bodoui Las ix fert, den. numero, pro 
Quilßzis sihi unam partem platee Sacstrate pignoris nomine 
^^^igaruni''. 

123) S. z. B. S.-B. 433. 1593. 

124) Das. 445. 1168. 

125) E.-B. Nr. 15. 

120) S.-B. Nr. 116. 119. 

127) Das. 308. 1213. 1268. Auch lihere impignorare das. 1509. 
• 12S) Das. 8. 114. 124. 182. 319. 471. 511. 741 u. v. a. 

129) Das. 119. 210. 321. 985. 1381 u. ö. 

130) Das. 383. 1019. S. darüber Hildebrand S. LXI. 
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180 D. I, 14, 2. II, 23, 2. IV, 4.4. Irrthümlich bezieht 
Hildebrand (8. LXIX Anm. 4) den in beiden letzteren Stellen 
vorkommenden Ausdruck ^fVorsellen^^ d. i. verkaufen, auf das 
Pfandrecht. 

132; D. II. 19. 26. IV, 5. 

183) Das. IV, 3. 

134) B. 38. 

135) Diese Form scheint auch in den älteren Htadtrechtcn vor- 
ausgesetzt zu sein. Nachdem in A. IS von dem Beweise des 
Pfandrechts an beweglichen Sachen die Hede gewesen, heifst et: 
y8i vnro agri fuerint vel domun atque hli« HimilUt , poMtretno r 
veriM testibfiM obtinerc dehet;^^ und in H. 38: ^jUm we ein pant 
holt, is it ligenüe grnnt ofte hvM ctc.^*' Auch im Schuldbuch 
(Nr. 741 und 116b, von den Jahren 1294 u. 1302) kommen Fälle von 
I'fandbesitz vor. Von besonderem Interesse aber sind zwei Ur- 
kunden aus dem Ende des 14. Jahrhunderts über die Verpfandung 
d«!8 Rosenhofes (s. oben 8. 164) an die Stadt. Diese noch unge- 
druckten, in einem Protocolle des Kigischen Käthes vom J. 1424 
transsumirten Urkunden (s. oben S. 194 Anm. 265) verdienen io 
mehrfacher Beziehung hier vollständig wiedergegeben zu werden: 

t^AltluM ludden de l/ret^e der van Kosen , de te der Mtad ge* 
geven hadden in verpandinge eres ?iovee, in der ntad Jiige gelegen, 
JJe eretc aldus: 

f^Witlik und oprvhare n allen guden luden, de dennp.n Itref 
»een^ hören edder lesen^ dat wi heide^ aUo Wolf leiner van Hosen 
rt'dder, her Otten eone van Hotten^ und Woldemer van Jioeen, her 
JohanncB sone ran Hosen, Icnapc, ent fangen, uj^gt'Jßöret nnd //e- 
tionien hebten van tleme erlmren rade to R/ge avdert/udfhundert 
mark Hig., xxxvj Schillinge Lubesche penninge vor de mark io 
rekentle, de in unser und unser erven notrofiige mit gekeret und 
ut gelecht sin; und hir vore sa hebbe »/*/ mit wolberaden mode ilenie 
vorgfscreren rade urifl der stnd to Hige gesät und geinten uitse 
erve und unser hoffe, binnen der s^dvrn st ad liggende, mit aller 
tobehoTunge. Alse nnse olderen dat erve vnd tlen hof, de hof van 
Hosen geheten, und nn vwnte herto gehat hebben, alstf schal de met 
vnd stad to Hige dat vorgesrrcren erve mit alle sinrr tobehoringe 
hebben und to errn irillvn gantslihen ttunder hliiderriisse und ane 
vedtlersprckent gel/ruken, wentc to der tiid, dat mi ofte unsc erven 
dat mit unser egenen pro2)j)eren gclde umme alsodanr rorgcscreven 
summen geldes wcddcr lösen vmllf.n und mögen ; und so ines de 
ract und stad to Hige dar ane vorbuirct und tor beteringe uilerht^ 
€lat schole wi ofte unse erven mit dem hove(tstole) tles gel fies 
vorbenomet drger unfl alle to vnllen wol brtalen und to gantset 
genoge entrichten, ere wi flat erve. mefhUr antasten, sunfler wed^ 
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gimw^^prehenl und ane alle argeltttf de men denken, ecriven of $prehen 
m>^x^:K In ene openhare bekentnisse uml waraftige orkunde lU.bser 
vt^w^rjescreren dinge, se yants und irar to holdende, no hehhe tei 
b^t^^isie, also Woldemer rüter und WoUlemer knape van Rosen ge- 
Ae^^Mi, unse ingesegele vor uns und unse erven mit gantser toäschop 
votT' dessen hreffe gehangen laten , de gegeven is in deme jare na 
Goldes bort dusent drehundert jar in deme verunilnegentigesten jare , 
'vcvT'^einacht vor dem asscheilage^^. 

^,ltem de andere bref lud aldus :** 

„Vor allen Ivflen, de dessen bref seen^ hören edder lesen ^ ik 

^^oldemer van Rosen, heren Johannes sone van Rosen, enes rid- 

<^^v*<0, lenman der hilgen kerken to Rige, bekenne Openbare, dai min 

^c^^ier, her Woldemer van Rosen ridder, heren OUen sone van 

^^^en, enes rülilers, deme Go€l gnedig st, und ik genomen, ent- 

fettigen und upgeboret hebben van deme erbaren rade und van der 

«tci€i Rige anderthalfhundert mark Rig., de in unse und unser 

^K/^'Mtnen nut gekomen und utgelecht sin, dar wi deme rade und 

<ler vorgescreven stad Rige vorsat und gelaten hebben vor en pant 

un,^^ erfje und unser hof, de hof van Rosen geheten, binnen der 

^^^gjenomeden stad liggende, cUso tle opene bref, den wi und unse 

^r-t^en deme rade uml tler stad Rige darup gegeven und besegelt 

^c^iten, inholt und klarliken utwiset. Des so heft de erbenomede 

^^^cre raet und stad mi, Woldemer van Rosen, und minen rechten 

<^r^9«fi, umme sunderlike begere und esschinge willen, noch voftich 

^"^^^r-k Rig. gedan up unse erve und den hof van Rosen vorge* 

"^^^^eoen^ in cUsodaner wise, mate und bewaringe tlarup to blivende 

ttv^ci to Stande, also de erste opene bref, den her Woldemer, min 

^^^^der, und ik, Woldemer van Rosen, vor uns und unse erven 

^9-nip gegeven und ileme vorgescreven rade vorsegelt hehben, in 

fiC/e sinen arÜkelen gants inholdet und klarliken uUciset und (hier 

sc^li«inen einige Worte zu fehlen) denne wedder gwiten und von 

^l^rne rade und der stad losetlen , und wi darna umme jenegleie 

^^Ict icülen, uns anliggende, dat vorgescreven unse erve und tlen 

"^Z' jemende vorsetten, vorkopen edder vorpanden schoiden edder 

^^olden, so love ik, Woldemer, vor mine rechte erven in guden 

^»•utüen und sunder argelist enen openen besegelden bftf deme 

'"'cifie und der stad to Rige to vtdlen und to gantser genöge to 

9^r'ende, er men dessen jegenwordigen bref und unsen ersten bref 

^^rup gegecen breket und dodet, dat ik, WoUlemer, und mine rechte 

^^*'«n dat vorgescreven (erce) und den hof van Rosen anders nie- 

^(inde, den deme rade und der vorgescreven stad vorsetten , vor- 

'^open, noch vorpanden schalen und wullen, efte encm borger in crem 

f^orgerrechte to blivende, ilat deme rade und der .stad nenerleie 

^nanh edder wedderwille van scheen möge. Up dat desse r>or. 
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gescreven dink gants, war, vaate und sunder wedtler$prake alUs 
rechteSf also gestlik und wertlik, untobroken geholden werden^ so 
hehhe ik, WohUmer van Rosen, lenman der hägsn kerken to Rige, 
min ingesegel vor mi und mine rechte erven to orkunde mit unllen 
un€l gantser vntseop an dessen href gehangen, Gescreven und 
geven in dem jare na Godes hart mccc in fleme xcvjim jar , des 
achteden ilagh na Passchen,^ 

Hierauf folgt das oben S. 194 Anin. 267 abgedruckte Protokoll. 

136) S. unten Anm. 150. Ein gesetzliches, sog. stillscbweigeD- 
des Pfandrecht kennt das Rig. Recht nicht. 

187) Zwar wird dies nirgends direct vorgeschrieben. Da Je- 
doch das 8tadtrecht (B. 33. D. II, 19) zum Reweise des P£uid- 
rechts an Immobilien das Zeugniss zweier Rathmannen verlangt, 
so müssen solche bei der Bestellung gegenwiirtig gewesen sein, 
wenn das P£findrecht wirksam werden sollte. Zwar darf nicht 
übersehen werden, dass die bezügliche Hestimmnng des Hambnr- 
gisch-Rigischen Rechts (C. I, 15: „erve und schep sal men vor 
dem gansen reule vorsetten^^) in die umgearbeiteten Statuten nicht 
aufgenommen ist Allein in einer aus der Mitte des 16. Jahr- 
hunderts stammenden Bursprake (bei Napiersky S. 240 Art 95) 
wird, um den vielen Unzuträgiichkeitcn und Rechtsstreiten zuvor- 
zukommen, welche dadurch entstanden, dass Pfand bestellungen 
an Immobilien theils heimlich erfolgen, theils nur in Privaturkunden 
bezeugt werden etc., vom Rathe vorgeschrieben: „«a^ 6»n jeder, 
HO hinf Order gelt up sin erve nemen will, vor e. e, Rade erschienen 
und it alflar na o liier gewanheit upschriven loten." 

138) Dass die Mitwirkung des Gerichts bei der Pfandbestellung 
der That nach sehr gewöhnlich war, beweist das Schuldbnch, 
dessen Hauptinhalt in der Eintragung von Schuldverpflichtungen und 
Pfandbestellungen besteht Freilich nimmt dessen Benutzung mit 
dem 14. Jahrhundert bedeutend ab; es ist jedoch mehr als wahr- 
scheinlich, dass seitdem ein eigenes Pfandbuch beim Rathe geführt 
wurde. Dass von einem solchen sich keine Spur erhalten hat, be- 
weist noch nichts dagegen. Unter dem in D. VII, 8 erwähnten 
Htadtbuch (ilen Stades hok) ist vermuthlich das Schuldbucb zu 
verstehen. In dem ältesten Erbebuche (Nr. 15) findet sich nur eine 
«nnzige, eine Pfandbestellung betreffende Inscription beim Jahre I3S6. 
S. übrigens Anm. 137 und vergl. die zum Theil abweichende An- 
schauung Hildebrand*s, Einl. zum S. -B. S. XVI 1 fg., desgl. 
Napiersky's Einl. in die Rig. R..(iu. S. LX. 

139) Eine Reihe von Beispielen aus dem S.-ß. weist Ililde- 
brand a. a. 0. S. LIX nach. 

140) D. IV, 3: S..B. Nr. 1019: „i. de Susdale tenetur Goeie- 
schalco campsori VII. m, arg., ile quiöus secunilo loco post do' 
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wninum Svederum ad Tiereilitatem suam respectum habebü**. S. 
Auch das. Nr. 319, unten Anm. 143. 

141) Vergl. 0. Stobbe, Handbuch des Deutschen Privatrechts 
31, 275 fg. 280. 

142) S. z. B. S.-B. Nr. 140: „ pro quibiia eHn äuam obligavit 

Jiereditatem taliter, $i Interim venaUs efficüur, idem Hermannus 
^credüorj erit propior, quam aliquis alius^ ad em^ndum etc." 

S. auch Nr. 1621. 

143) Das. Nr. 319: „ pro guibus sibi heredUatem $uam 

ohligavit ita^ quod debet esse primus, gui recipiet ilictam pecuniam 
de herediiate memorata, quando €lebet vendi, VergL auch das. 
Np. 702. 

144) Das. Nr. 308. 334. 

145) Das. Nr. 114. 126. 

146) D. II, 26: „ so mach he tlat (pant) vorkopen 

mit witsch op iles rieht es.^^ Sollte in dieser Stelle vielleicht 
nur von beweglichen Pfändern die Rede sein, so muss der Grund- 
satz unstreitig um so mehr auch von den wichtigeren Immobiliar- 
pfSndem gelten. 

147) D. IV, 5. Ueber die Abänderung, welche die Quelle (C. 
h 16) hier erfahren, vergl. Hildebrand S. LX fg. und Na- 
p i crsky a. a. 0. 

148) Ebendas Wegen des möglichen Kurzschusses pflegte 
der Gläubiger sich für denselben besondere Bürgschaft leisten zu 
lassen. S. z. B. das S.-B. Nr. 471. 1630. 

149) S.-B. Nr. 126. 140. 975: „ Quod si non fecerit {i. e. 

H09i solveritjj ex tunc dictus dorn, Johannes (creditorj eas (i. e. 
T^X. marcasj in predicta hereiliiate reiinebit^ et facere potest 
c T&m hereditate antedicta id quod sibi placet^\ 

150) D. I, 14. 

151) S.-B. Nr. 119 vom J. 1337: „ pro quibus sibi suam 

^^rtditaiem et omnia, que possidet, pignoris nomine obliga- 
*'»*-" VergL auch das. Nr. 1117. 

152) Z. B. des gesammten Hausraths: S.-B. Nr. 993. 1456. 
VergL auch Nr. 1880. 

153) D. V, 19. VII, 10, 2. 

154) D. VU, 2: jjvarende have ofte ingedom*'^ 

155) A. 15. 

156) A. 18. 

157) B. 44. 

158) D. II, 25. 

159) Das. Art. 24. 

160) S. oben S. 254 Anm. 4. 

161) B. 44. 49. 50. D. II, 25 u. a 
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162) S.-B. Nr. 1455. 1466. 

163) D. VII, 2. 

164) S.-B. 1504. 1880. 

165) D. XI, 10. Vergl. oben 8. 219. 

166) O. Stobbe, a. a. 0. II, 561 fgg. und besonders P. La« 
band, Die Termögensrechtlichen Riagen (Königsberg 1S69. 8.) 8 
50—154. 

167) U.-B. Nr. 440 vom J. 1275: ., adiunf/enteäf qud 

äi quie bona stia per furtum aut jter inopinatam amiitsionein per 
diderit, ubicunque bona sua compererlt , ea recipiet integralitei 
iudice provinciali ratione furti nihil iuris in ipiis bonin /libi ven 
dicante**. 

166) B. 45: „fVe ko/t ein pert in der $tat und sprecht de 
jemant an vor dufte efte roff^ mtfl han de kopman sinen wäre 
nicht hehbcn^ so schal he dach hebben vj. vjehen, Tlnrl kan he un 
der der tut sinen wnrer nicht hfbbfn^ is he ein vnberuchtet hedarr 
man, he schal it weddergeven und schal dar nene not umwe h 
den; is he ok beruchtet^ he sal beteren na Stades rechte^ kan d 
kleger eine mit rechte (averwinnen/^. 

169) Da«. 46: ,iWe ok wat koftvp dem vriyen markede, sprek 
dat jemant an, he schal sweren, dat he it hebbe gekoß up det 
vrigen markeda, und de ander schal sweren^ dat it sin siy wiu 
nemen It to sik'^, 

170) Das. 44. Diese Bestimmung findet sich auch schon ii 
A. 15: ,fQnicvnqiie habuerit eqnum vel vestem vel quicqvid taliuti 
in posseshione anno et die, et alter veniens dicat, sibi furto ve 
rapina sublatum fvisse et suum esse, ille, qui habet in possessiont 
cum dnobus vicinis suis propior s/t ad optinrvdumf quam ÜU 
qui flicit, se perdidlsse^^. 

171) B. 29; „/» it ok, dat ein man vindet an der irered 
Jenich gut, dat sin ist, is it myn wenn eines verflinges v'erth, da 
schal he beholdende mit siner egcn haut vp den hiliyen, dat it *ii 
#/, und nenifu it dan to sik, is it ok beter, v^en ein rerdivk, #< 
schal he it heholden mit tvjen bodarven luden up den hiligen. I. 
it ok vorkoft buten hus, so heft he ilar neu recht to, he rinde i 
ok wor he it vinde*^. 

172) C. VI, 8. VII, 21. Es sind dies die bekannten, dem Harn 

burger Statut von 1270 VII, 9 und IX, 21, und mittelbar den 
»Sachsenspiegel II, 'Mi, 4 und II, 60, 1. 2 eutnommeueu Stellen 
Vergl. darüber auch 15 au meist er ' s Hamburgisches Privatrech 
1, 241 fgg. 

172, a) Nur eine allenfalls hierher zu zählende Bestimmung 
welche aber gerade eine Ausnahme von der licgel feststellt, ist aui 
C. V, 16 in D. II, 19, ;j übergegangen. S. darüber unten Anm. 221 
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172, b) S. auch L. Napiersky, Die Morgengabe desRigischen 
Reolsts S. 9 Anm. 13 und vergl. oben S. 206. 
173) B. 50. 
174' D. II, 25. 

175) Das. XI, 13. Ueber die wesentlichen Aenderungen, wel- 
che dieser im Uebrigen dem Hamburgisch -Rigischen Stadtrecht 
C^X, 5) entnommene Artikel erfahren, s. L. Napierky a. a. 0. 

176) D. XI, 16. 

177) U.-B. Nr. 76, 78 und 744, von den Jahren 1225, 26 u. 
1330. Ein Jagdgebiet scheint in der Stadtmark nicht bestanden 
zu haben; wenigstens ist in den bekannten Quellen nichts davon 
zu finden. Ueber Bienen s. oben S. 140 u 183. 

17S) B. 44. S. oben Anm. 170. 

179) Von der richterlichen Pfänduhg wird angemessener im 
sechsten Abschnitt, vom gerichtlichen Verfahren, zu handeln sein. 
Von einem stillschweigenden Pfandrecht ist auch in Bezug auf 
Mobilien keine Rede. 

ISO) S. die unten Anm. ISl — 1S3 angeführten Stellen, in 
^eichen der Besitz des Pfandes von Seiten des Gläubigers voraus- 
gesetzt wird. Die regelmässige Uebergabe erklärt sich aus der 
^^fahr, welcher — wegen der Regel „Hand wahre Hand" — der 
Gläubiger ausgesetzt war, falls er das Pfand in den Händen des 
Scbulduers hess. 

181) S. z. B. B. 33. D. II, 19. 24. 

182) A 18. VergL B. 33. 

183) S. die Anmerkungen 184 — 186. Nur in einer Inscription 
^es Schuldbuches (Nr. 1 1 63) wird der Uebergang des Pfandobjekt« 
^^ den Besitz des Gläubigers angedeutet: „j9ro quihus habet 
^*X/- punt croei in vadio*^. Vergl. auch noch Hildebrand a. 
^* O. S. LIX. ^g,^ dessen Ausführungen jedoch nur theilweise bei- 
^^timmt werden kann. 

184) S.-B. Nr. 406: rtpro quibus posuü vjj. lastas salü, quod 
*^tat in ceiario iiomini EL de Mytowia*^. Nr. 957: „pro qua ob- 
*'^9a»it linum suum, quod est in tcelario^. Möglich, dass in solchen 
^<ülen dem Gläubiger auch der Schlüssel zu dem bezüglichen Be- 
^^ältniss eingehändigt wurde. 

185) So dürfte zu verstehen sein die Inscription 467 des S.-B. : 

»i»^- de Widenrode tenetur äoniino V, de Ostinchusen ij. marcas 

P^o una lasta avene ad sata (d. i. Saathafer). Eadem quoque 

^ota sibi pro dicta pecunia obligavit, nee idem J. aliquid de 

*P«w alienabit satis, niai prius dicta domino V. pecunia fuerit 

186) Das. Nr. 1456: „Th. Leversalige tenetur G, de Mitowe 
^i> Ldvon» taienta cere, pro quibtis impignoravit utensilia 
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domtuf uuej* Nr. 1466: „(Idem tenetur eidem) viij, fertoneSf 
Michaelii ßolvet, Quad 91 non fecerit, G, erit potent a d tenden» 
dum utennüia^ que tiihi poauit^, 

1S7) S.-B. Nr. 070 u. 1014. lu dem letzteren Falle ist von 
der Verpfändung nur eines Hchiftsparts die Rede. Nach dem 
Hamburgisch-Kigisehen Stadtrecbt <1, 15) durften, wie Krben, so 
aucli Scbiffe nur „vor dem ganzen Rathe^ versetzt werden. 

lS*i) D. I, 21. 

169) Das. II, 26. 

190) So bestimmt wenigHtens die bcra der grossen Gilde (U.- 
B. Nr. 950, 41), und dies dürfte auch allgemeine Geltung gehabt 
haben. Ob für einen etwanigen Kurzschuss der Hchulduer ver- 
haftet blieb, ist aus den Quellen nicht zu ersehen. 

191) 80 handelt Th. 4 von Erben, Th. 5 u. 6 von der Ehe und 
ausserehelichen Verbindungen, Th. 7 von Vormundschaft und Testa- 
menten. 

192) Vergl. darülier Napiersky, Rig. R.-Qu. EinL S. 
LXXVIII fg. 

198) Zu der Bestimmung D. I, 21 über die Haftung des Gläu- 
bigers für das Kistenpfand (s. oben 8. 230) wird hinzugefügt: ,,<f 
ne 81, dat ere vorwort ändert sini,^ und dass dieser hier gelegent* 
lieh ausgesprochene Grundsatz allgemeinere Geltung — allerdingi 
nur in Beziehung .auf dispositive Bestimmungen der Htatuten 
— hatte, kann keinem Zweifel unterliegen. 

1 94) Dies beweist die Darstellung der bezüglichen Verhältnisse 
nach den Ergebnissen des Schuldbuches von Hilde brand, EinL 
S. XXI XXXIl. 

195) D. I, 9. 21. VII, 8. 

196) D. I, 15 tt. E. IV, 8. 

197) D. I, 15: ,,80 war en man deme andern lovei met med 
willen, unbedvmnfjen j dat aal he eme to rechte leeten^ dat H a% 
kope, an hure und an allen dingen**. 

198) Die Mitwirkung des Gerichts bei Besitzübertragungen vob 
Immobilen (s. oben H. 219 fg.) ist nicht zur Gültigkeit des vorauf 
gegangenen Vertrages, sondern zur Begründung des dinglicher 
Rechts erforderlich. 

199) Der Schuldner konnte nämlich der HrfUUung Jeder formloi 
übernommenen Verpflichtung durch einen Eid sich entziehen (D 
III, 1.'5. 17), worüber das Nähere in das gerichtliche Verfuhren ge* 
hört. 

200) D. I, 9. III, 2. 15. VII, 8. H. V. Bunge, Geschieht! 
deH GerichtHweHctiB 8. 04 und das gerichtliche Verfahren im sechstel 
Abschnitt. 

201) S. besonders VII, S: „ mach he dat Mugen mit raC 
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mannen, ofU mit toinkopesluden ofte mit des etades bok, ofte mit bre- 
«76(1, de eme helplik 8int, $o eehoUn eme gelden sin gut degene etc.^ 

202) S. oben S. 214 fgg. 

203) Einzelne hiermit im Zusammenhange stehende Bestimmungen 
sind processualischer Natur (z. B. D. III, 2) und werden ihres Orts 
zu berücksichtigen sein. Ueber kaufmännische Zahlungsanweisungen 
s. oben 8. 152. 

2U4) D. n, 24. 

205) Das. I, 19. Wie häufig solche Schuldverpflichtungen zu 
^«sanunter Hand waren, ersieht man aus dem Schuldbuche : unter 
den ersten 200 Inscriptionen desselben enthalten gegen 30 der- 
gleichen Yerpflichtungen , während nur in 6 Inscriptionen die 
Claiisel coniuneta manu fehlt: Nr. 66. 87. 93. 101. lOS. 192. 
r>ajBu kommen noch einige Inscriptionen, in denen sich Mann und 
Frau (Nr. 27. 145) und Brüder (Nr. 88. 96. 97. 103. 107) verpflichten, 
bei denen es fraglich ist^ ob sie nicht auch ohne die Ciausel mit 
gesammter Hand hafteten. S. übrigens hierüber noch Hilde - 
brand S. LXIV fg. und oben S. 151. 

206) Das. IV, 3. 

207) S. oben S. 213. 

208) S. darüber die höchst interessanten Zusammenstellungen 
^^r bezüglichen Inscriptionen des Schuldbuches bei Hildebrand 
S. lÄVl fgg. 

209) S. oben S. 223 u. 229. 

210; S. Nr. 7 der einzelnen Verträge. 

211) D. I, 17. Es ist hier bloss vom Kanfcontract die Rede, 
^^^11 bei diesem der Gottespfennig am üblichsten war; er kam aber 
^l^xie Zweifel auch bei anderen Verträgen vor. Die a. a. O. ge- 
'^^chte Ausnahme bezieht sich jedoch nur auf den Kauf und kommt 
^^^lier dort zur Sprache. 

212) S. s. B. das U.-B. Nr. 644. 

213) Vergl das Schuldbuch Nr. 1733. 

214) Mehrere Beispiele liefert das Schuldbuch: Nr. 377. 1167. 
^^04. 8. auch noch das U.-B. Nr. 79. 

*) Ueber die beim Handelsbetriebe vorkommenden Verträge 
^- oben S. 148—152. 

215) S. z. B. oben S. 128 vom Vorkauf und Aufkauf, S. 149 
^om Kauf auf Ldeferung etc., S. 216. 219 vom Kauf und Verkauf 
^^n Immobilien u. a. m. 

216) D. I, 17, 1. S. auch schon A. 20: „Si quis alii vendi- 
^^rit equum, prestabit cautionem^ quod careat hiis tribus vitiis: 
^'nrechten anevang, stareblint, hovetaeg*^. 

217) D. I, 17, 2: „Swe enen kop vorkoft, de mach den nicht 
^ederspreken ; men de den kop koft, de mach ene wederspreken, 
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bi 8conem dage unde bi schyner sunnen, behalven mit Russen J* 
Der letztere Vorbehalt dürfte dahin xn verstehen sein, das« bei 
einem Handel mit Küssen, sie mögen nun Käufer oder Verkäufer 
sein, der Widerruf auch später, namentlich noch am folgenden 
Tage, zulässig ist 

2 IS) Was das älteste Stadtrecht über den Miethvertrag ent- 
hält,, betrifft einestheils die Verpflichtungen des Miethers zum Er- 
satz des Schadens, der durch ein von ihm verschuldetes Feuer ent- 
standen (A. 24) ; andemtheils bietet es eine in mehrfacher Beziehung 
dunkle Disposition. Art. 25: „Quicunque coniUicit domum taiam 
avt mansionem in domo alteriuSf ipee, cuius domus est, tribtts 
tantum die f jus prentabit cautionem pont iiUroitum, sie iustum, et 
per hoe 2*retium domus obtinebit, qualecunque damnum post cou' 
tingaUf* S. die Anmerkung L. Napiersky*s zu diesem Artikel 
in den Big. U.-Qu. 8. S. 

219) D. IV, 13. 

220) D. 11, 27. Vergl. auch B. 29. 

221) D. II, 19, 3. 

*) Vergl. hierüber L. Napiersky a. a. 0. EinL 8. XL fg, 
XXXIII. 

222) Nach den in der Anmerkung 224 citirten Bestimmungen 
iährt der bezügliche Art. 8 (D. VI) so fort: „it ne were also, dat 
et en deme andern bewieen mochte mit redliker sake^ wor- 
umme dat ee sik scheden.'* 

223) D. VI, 7. 

224) A. 23. D. VI, 8, 1. 

225) D. VI, 8, 3 

226) D. VI, 11. 

227) D. II, 27. 

228) A. 23. D. VI, 8, 2. 

229)8. die Zusammenstellungen von Hildebrand in der 
Einleitung S. XXI fgg., wo indess manche Ungenauigkeiten unter-' 
gelaufen sind. So z. B. ist das Darlehnsgeschäft (mutuum) mit 
dem Leihgeschäft fcommodatum) verwechselt oder doch dem er- 
steren die Benennung des letzteren irrig beigelegt worden. 

230) Zwar wird in zweien Artikeln der umgearbeiteten Statuten 
des Darlehns erwähnt, jedoch nur als eines der verschiedenen Schuld- 
Verhältnisse (lenede penninge und bewisede penninge); der eine 
dieser Artikel (I, 19) ist bereits oben (Anm. 205) berücksichtigt, 
der andere (II, 17) enthält processualische Bestimmungen. 

231) Ueber die Zinsverhältnisse oben S. 268 Anm. 119. Die 
von ilildebrand S. XXIX gelegentlich des Zinsdarlehns an- 
gezogenen beiden Inscriptionen des Schuldbuchs gehören gar nicht 
dahin. Nr. 1304 setzt eine Conventionalstrafe fest und Nr. 1597 
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ge^w&hrt den Niessbrauch eines Capitals offenbar als Entschädigung 
fiix- die Verpflegung Unmündiger. S. oben Anm. 214 und unten 
Anm. 29G. 

232) Das. I, 21, 1. 

233) Das. I, 20. 

234) Dahin gebort hauptsächlich, was oben S. 188 und 232 
üI>€;t die Haftung mehrerer Schuldner „mit samender Hand^ gesagt 
w^orden ist, da in der Uebeniahme einer solchen Verbindlichkeit, 
wenigstens in vielen Fällen, eine Bürgschaft beabsichtigt war. — 
Ue1>er die Bürgschaft bei der gerichtlichen Auflassung s. oben 
S. 220. 

235) D. I, 16. 

236) D. V, 1. S. unten Anm. 243. 

237) lieber die vorübergehenden Ausnahmebestimmungen, 
welche die Päbste für die neu getauften Landeseingeborenen ein- 
treten Hessen, s. V. Bunge, Das Herzogthum Estland S. 234 fg. 

238) D. V, 12. Das Nähere darüber s. in der folgenden Ab- 
theilung III. 

239) D. VI, 1. Vergl. auch V, 3, 2. 4, 2. 

240) B. 34. D. VI, 2, 2. Vergl. auch A. 37. 

241) U.-B. Nr. 242, 34. 950, 58. 1183, 4. 1276, 19. 1305, 7. 
U63, 1. 13. 1523, 5. S. auch oben S. 92. 

*) S. überhaupt L. Napiersky, Die Morgengabe des Rigi- 
8cben Rechts (Dorpat 1842. 8.), bes. S. 7 fgg. C. Erdmann, Das 
Güterrecht der Ehegatten nach dem Provincialrecht Liv-, Est- und 
Kurlands (Dorpat 1872. 8.) S. 16 fgg. 

242) S. die in der vorstehenden Anmerkung angeführten 
Schriften, und vergl. dazu : W. Kieseritzky, Die väterliche Gewalt 
^ch Riga'schem Stadtrechte (Dorpat 1860. 8.) § 1. 

243) In den umgearbeiteten Statuten (V, 1) wird das Wort 
^^€iegift offenbar in einer weiteren Bedeutung gebraucht, insofern 
^^elbst von einer Bürgschaft für die „medegift an jeweder 
^^cien'* die Rede ist. Wird hier demnach eine Mitgift von Seiten 
^^ider Ehegatten vorausgesetzt, so kann unter der des Ehemanns 
^^cht wohl etwas Anderes , als die unten zu erwähnende Morgen- 
S^be verstanden werden. Die Mitgabe der Frau dagegen besteht 
^^ dem gesammten Eingebrachten derselben. Uebrigens darf nicht 
^^abemerkt bleiben, dass D. V, 1 geschöpft ist aus dem Hamburgi- 
*chen Recht (C. 11, 6), welches eine Morgengabe nicht kennt, wo 
^^her das „an jetoeder side** in einem anderen Sinne gebraucht 
sein muss. — Gleichbedeutend mit der Mitgift der Ehefrau ist der 
einmal im Erbebuche (Nr. 239) gebrauchte Ausdruck: ySponsalis 
^heeaurvs f*'' als dessen Bestandtheil namentlich Immobilien an- 
gegeben werden. 

▼■ Bunge, Die Stadt Biga. 18 
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244) In einer sehr grossen Zahl von Inscriptionen des Erbe- 
buches (z. B. Nr. 75—77. 79. 66. 114. 239. 325. 28. 29. 41. »0. 72. 
73 u. V. a.) findet sich bloss vermerkt; f,N. N, reeepü cum uxore 
8ua domum etoy oder: ^Jiabet et powdet hereditatem, quam cum 
uxore $ua accepit^* oder: ,,heft mit einem wive genamen ein hu$^ 

n. dergl. S. auch schon das Bchuldbuch Nr. 9S5 : „ medieta- 

tem hereditatum suarum, qua/t ßumpMit cum eua uxore,^* Seltener 
sind im Erbebuche die Fälle, in welchen von Vater, Matter oder 
anderen Angehörigen der Klieirau die dcritelben mitgegebenen Im- 
mobilien ihrem Khemanue förmlich aufgelassen werden. S. z. B. 
Nr. 846-48. 52. 80. 1045. 

245) Da nach I). IV, 4, 1 (s. oben S. 25S Anm. 80) ein vo 
beiden Eheleuten gekauftes Erbe bei Lebzeiten beider nur von bei 
den gemeiniam veräussert werden durfte, so durfte um so wenig 
der Ehemann befugt sein, ein von der Frau eingebrachtes Erb 



einseitig zu veräusseni. Wenn wir daher im Erbebuche (z. B. Nr> 
346 u. 850) Fälle finden, in denen der Ehemann ein solches Erbe Dritt 
auflässt, so muss vorausgesetzt werden, dass dies mit Genehmigung odec 
in Vollmacht der Frau geschehen. Höchst auffallend und schweK- 
erklärlich sind mehrere Inscriptionen des Erbebuches (Nr. 40. 13 
141. 377. 400 u. a.), in welchen Namens einer Ehefrau (ex part- 
uxoriß N. NJ nicht etwa von deren Ehemanne, sondern von 
Personen, Immobilien aufgelassen werden. Dass in anderen I; 
scriptioncn (z. B. Nr. 4. 140. 156. 'Mm. 365) die Ehefrau selbst di 
Auflassung von Immobilien verkündet, ohne dass des Eheman 
gedacht wird, kann vielleicht auf Rechnung des ungenauen Buc 
fUhrers gesetzt werden. 

246) D. I, 11, 2: „AY na mach ok neu vruvie gut kopen a 
eren echten man, dat ere man gelden don^e, sunder vnnpele^ strs- 
kite unde vlati, ere echte man de ne Oescedet unde vßilkoret, 
wat dat ee kopet, dat het f/elde/'^ 

*2iT) Das. 11, 3: „A/er so vmt en vruvie kopet ane eren ma 
dat mach se wol vork(/j)en ane ene, unde dat blivet stede.^*' 

248) 8. witen Capitel V. 

249) Nach den in der Anm. 246 angeführten Worten beisst 
weiter: ^^suntler swat en kopfruvje unde de mit reyler sake umm^^ 
gat (kopet), ere man de scal dat geUlen,^^ 

250) S. das Testament des Dorpater Bürgers Johann vi 
Coesfelde vom J. 1330 (in Pauli*» Abhandll. 11, 40): „YTer« 
also flat ik Mtorve sonder en*en unde min wif nen kint van n 
ne hadde, so scolde se hehhen VIJI, mark golden, na der sta 
rechte van Daerhate, de ik er to morgentjave gaf, do se eer 
des morgenM hrud van mi ups tun t, to ere medegift,^*' 
die ausgezeichneten Worte die ihnen im l'ext beigelegte Bedeutui» 
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haben, ist freilich nicht ausser Zweifel; namentlich könnte dagegen 
der Ausdruck brud geltend gemacht und aus demselben geschlossen 
werden, dass — wie in Dorpat, so auch — in Riga die Morgengabe 
(gleich dem analogen Instistut des Livländischen Landrechts) „im 
Brautstande'' constituirt wurde. S. darüber L. Napierskj, 
Morgengabe S. 36 fgg. — Zweideutig ist auch der Schluss: ,jbo 
ere medegift^^. Mit Rücksicht auf D. V, 1 (s. Anm. 243) wäre es 
nicht unstatthaft, denselben als blosse Apposition zu „morgen- 
gave^* anzusehen. Eine andere Erklärung versucht L. Napiersky 
a. a. 0. S. 27 fgg. — S. übrigens noch die folgende Anmerkung. 

251) Dafür spricht die für die spätere Zeit mehrfach bezeugte 
Sitte. S. den sog. Meyer -Flügerschen Statutenentwurf Th. II. 
Tit 3 (bei Napiersky a. a. O. S. 31 fgg.) und das Senatus- 
consult vom J. 1657 in Napiersky's Rechtsquellen S. 316 Nr. 45. 

252) Nicht unwahrscheinlich geschah die Bestellung schon da- 
mals, wie in späterer Zeit, auf feierliche Weise, in Gegenwart 
zweier Rathmannen. S. Napiersky, Morgengabe S. 32. 37. 39. 
— Ueber die Bürgschaft für die bestellte Morgengabe s. oben S. 237. 

253) S. das in der Anm. 250 angeführte Testament und das 
Senatusconsult vom J. 1645 in Napiersky's Quellen S. 312 
Nr, 32. 

254) D. y, 2, 2. Die älteren Stadtrechte (A. u. B.) erwähnen 
der Morgengabe noch nicht; dass sie aber schon früh üblich war, 
unterliegt keinem Zweifel ; schon aus der fragmentarischen Behand- 
lung derselben in D. lässt sich schliessen, dass sie eine im Leben 
ganz gewöhnliche, allgemein bekannte Institution war. Vergl. 
Napiersky, Morgengabe S. 39. 

255) D. V, 14. 15. 

256) D. V, 2, 2 : „/So war ok de man vore atervet aunder Teint 
und de vruwe levendich blivet, so aal de vrutoe de morgengave 
tovoren vpboren, und de keifte alle des gudes, dat se beide had- 
den, und des mannes nagesten vrunt de anderen helfte^^. Damit 
fast wörtlich übereinstimmend ist B. 68, nur dass hier der Morgen- 
gabe nicht erwähnt, sondern nur bestimmt wird, dass, was der 
Ehemann der Wittwe über das Drittel etwa ausgesetzt, derselben, 
nach Beprüfung durch den Rath, zugewendet werden solle. Die 
Morgengabe scheint mithin damals ein in die Willkür des Ehe- 
manns gestellter Voraus (praecipuumj gewesen zu sein. Be- 
merkenswerth ist, dass das Hamburgisch - Rigische Stadtrecht (II, 
7 fgg. u. 15) für den hier in Betracht kommenden Fall durchaus 
abweichende, denen des Lübischen Rechts entsprechende Be- 
stimmungen enthält. Es ist dies um so auffallender, als die 
meisten Recensionen des Hamburgischen Statuts vom J. 1270 und 
die späteren Redactionen desselben mit den einheimischen Rigischen 

18* 
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Statuten (B. u. D.) harmoniren. Vergl. darüber Baumeister, 
Hamburg. Privatrecht II, 242 fg,^ und Trümmer, Das Hamburgi- 
sche Erbrecht I, 292 fgg. S. auch L. Napiersky, Quellen 
S. XXIX fg. 

257) D, V, 2, 1: ,jSo war en man unde en vruwe an escap 
tosamene komet^ und stervet de vruwe sunder kint, so beholt de 
man dat twedel alle des gudes , dai se beide Thadden , undi der 
vruwen nagesten erven beholdet dat derdendeV 

258) D. V, 6. 14. 16. Vergl. auch B. 69 u. 7ö. 

259) In allen Stellen der Stadtrechte, welche von der Theilong 
handeln, ist stets die beabsichtigte zweite Ehe des Ueberlebenden 
vorausgesetzt (B. 69. D. V, 3. 4. 9. 18) oder der freiwillige Ent- 
schluss desselben. B. 70: „ — — wil sik de vrowe von den hin- 
deren scheiden^^ „ — — toil de man delen mit sinen Idnderen,^ 
S. auch D. V, 16. 

260) Die vor der Theilung verstorbenen Kinder werden nicht 
berücksichtigt. D. V, 6, unten Anm. 303. 

261) D. y, 3. B. 69 handelt nur von dem Falle, dass die Ehefrau 
der überlebende Theil ist, und übergeht den entgegengesetzten Fall 
mit Stillschweigen. — Vergl. als praktischen Beleg das Erbebuch 
Nr. 445 u. 446. 

262) B. 70. D. V, 4. , 

263) D. V, 15. S. unten Anm. 301 und vergl. N/ipiersky, 
Morgengabe S. 19 fgg. 

264) D. V, 18. Die Rüge Hildebrand^s (Schuldbuch S. 
XXVII Anm. 6) beruht auf einem Irrthume seinerseits. Sowohl 
in der (ihm, wie es scheint, allein bekannten) ersten Ausgabe von 
V. Bunge 's Livländ. Privatrecht (II, 102), als auch in der zweiten 
(II, 121), wird nicht das hier in Rede stehende ältere, sondern 
das davon mehrfach abweichende heutige Recht dargestellt, wie 
das Citat dazu beweist. 

265) D. V, 5 : „iSo ^oar en man hindere hevet van siner ersten 
vruwen, unde nemt he ene andere vrmoen, willet der hindere ofte 
des k indes vrunt des nicht enberen, he sal en benomen unde 
be wissen alsodane gut, alse en angevallen is,*^ S. auch D. Vi 
18: ,,Stervet de man also, dat he sinen ersten hinderen ere gut 
nicht beioiset ofte beioisset etc.'''' 

266) S.-B. Nr. 116 (Anno 1328): ,,Notandum, quod A. Copman 
fecit denominationem suis pueris de prima sua uxore ita, quod 
ipsi habent in ante XXX, mrc, in padengelde, quas ipsis in sua 
hereditate assignavit. Item habent in ante X, mrc, contra X, mrc, 

quas consumpsi in nuptiis meis, quando duxi uxorem meam, ■ 

quas similiter ipsis in sua hereditate assignavit.*^ Ueber den 
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letzten Satz vergl. Hildebrand S. XXVII fg. u. s. auch noch 
das S.-B. Nr. 119. 

*) S. überhaupt W. Kieseritzky, Die väterliche Gewalt etc. 
nach Riga'schem Stadtrechte. Dorpat 1860. 8. 

267) Hamburg. Statuten vom J. 1270 X, 8, daraus übergegangen 
in C. VIII, 8 und in D. V, 12. Vergl. dazu C. Trümmer, Vor- 
träge über merkwürdige Erscheinungen in der Hamburgischen 
Bechtsgeschichte II, 340 fgg. 

268) D. V, 12, 1 : j^Alledewile dat en man unde en rruwe beide 
leren, de an escap tosamene lomen sin, so nnt ee weldich mit 
eren hinderen to donde to guder iris, so wat se willet, weder se to 
clastere geven wület, so to manne de megefle, so to wire de knapen^^. Da 
hier des Alters der Kinder gar nicht gedacht, während unmittelbar 
darauf (Anm. 269) hinsichtlich der Söhne die bezügliche Macht auf 
die unmündigen Knapen beschränkt wird, so muss angenommen 
werden, dass bei Lebzeiten beider £ltem die Mündigkeit der Söhne 
keine Ausnahme begründet S. auch Kieseritzky a. a. 0. S. 10. 

269) D. V, 12, 2: y,Mer so wanne er en stervet, so ne mach 
^« andere^ de dar levendich bliret, ofte sin vr%i.nt, de darto höret, 
olene ene juncfrowen ofte ene wedewen, dar gut up vorstorven is, to 
fnanne geven, ofte, enen knapen to wire geren, de nicht myndich ne is, 
ans vrunde rat an beiden tziden, beide van vader und van moder, 
^ nagest sin unde de men hehben mach, unde de gude lüde sin^^ 

270) D. Vn, 1, 2: „Unde de nageste vrunt is denageste vor^ 
^und. Et ne si also, dat en ere olderen bi creme levende hebbet 
Vormunde koren ofte besced^n, de sal to rechte Vormunde vesen^*. 
•Anch diese Bestimmung stammt aus dem Hamburgischen Rechte 
C. IV, 2. 

271) S. oben S. 238 u. Kieseritzky a. a. 0. S. 9 fgg. 

272) Vergl. B. 70. D. V, 4, 3. und Kieseritzky S. 12 fgg. 

273) S. unten Nr. III. 

2 74) Allenfalls könnte hierher die oben (S. 237) erwähnte Be- 
BtuQxjjQQg über die Verpflichtung des Verführers zur Ehelichung 
^er Verführten (D. VI, 2) gerechnet, und daraus auch auf eine Le- 
gitoxation des etwa vor der Ehe erzeugten Kindes geschlossen 
^er^en^ zumal die Legitimation durch nachfolgende Ehe im cano- 
mseVx^n Rechte anerkannt ist. 

275) S. oben S. 237. 

276) In den Rigischen Rechtsquellen findet sich dies zwar 

nicht, wie z. B. in den Lübischen (Lüb. Recht für Reval vom J. 

1^^2 Art. 11), ausdrücklich ausgesprochen; es ist aber eine noth- 

wendige Folge der vormundschaftlichen Natur der väterlichen 

Rechte. 

277) S. besonders D. V, 10. 13. 
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278) D. V, 8. S. unten Anm. 307. 

279) D. y, 13, unten Anm. 814. S. auch das 8.-B. Nr. 119. 
361. Die im Erbebnch nicht selten vorkommenden Inscriptionen, 
in welchen der Vater dem Sohne ein Immobil auflässt, sind offen- 
bar durch Absonderungen der Art veranlasst. 

280) In D. V, 12, 2 u. VII, 2 werden nur die Ausdrücke 
„munflich^* und ,,nicht mundich^^ gebraucht, wo eigentlich von Ghross- 
jährigkeit und Minderjährigkeit die liede ist. 

281) D. VII, 2. 

282) D. VII, 1 : ^j8o welik man Vormunde wert wedewen und 
toesen^^, VII, 2 : „en wedewe mach mit vulbort erer vormunt geven 
varende have^, 8. auch V, 16, 2. Wenn dessenungeachtet im 
Erbebuchc eine Keihe von Inscriptionen sich findet (z. B. Nr. 2. 
62. 66. 73. 104. 119. 139. 157. 166. 223. 376 u. v. a.), in welchen 
bei Auflassungen, die von Wittwen vorgenommen werden, der 
Mitwirkung des Vormundes nicht Erwähnung geschieht, so ist dies 
auf den oben S. 274 Anm. 245 a. E. angegebenen Grund zurück- 
zuführen. In Nr. 587 wird der „tutar relicte et eins puerorum^^ 
als die Auflassung besorgend genannt. 

288) Die bezügliche Bestimmung in C. IV, 3 (,,Noch pape^ 
noch vrowe, noch mannes hovet benedtUn achtein jaren ne mach 
sake vonleren vor richte^ noch antworden, noch uplaten ofte geven 
ane vormunV^) ist zwar in die umgearb. Statuten nicht auf- 
genommen; indes» beweist dieser Umstand allein nicht die Un- 
anwendbarkeit jener Grundsätze in Riga. S. oben 8. 206 und 
vergl. übrigens noch D. VI, 1. 

284) Man wird wohl das Richtige treffen, wenn man annimmt, 
dass die unmündige Jungfrau von ihrem Vormunde vollständig ver- 
treten wurde, die mündige dagegen, mit Rath und Einwilligung ihres 
Vormundes, mit diesem gemeinschaftlich handeln durfte. 

285) 8. D. I, 11, 2 u. oben 8. 238. 

286) Das. I, 25 

287) B. 70. D. V, 4, 3. 
268) t>. VII, J, 2. 

289) Vergl. auch C. I, 14 u. IV, 3. Lüb. Recht f. Reval v. 
1282 Art 76. 

290) D. VII, 3, 2. 

291) So werden die Vormünder im 8.-B. (Nr. 1270) und im 
E.-B. (Nr. 22. 384. 395) gewöhnlich genannt, nur selten tutores. 

292) D. VII, 3, 1. 

293) Das. Art. 1: „So ^oelik man Vormunde wert wetlewen 
unele weeen, und vor ere gut reden vnl , de aal dat gut bewiaaen 
mit erve, dat he dat gut nicht ergere^ alwante he fle vormundeacap 
upgecet**. 
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294) Vergl. D. V, 12, 2. 16, 2. VI, 1, 2. Von einer Contro- 
lirung der Vormünder durch die Obrigkeit ist noch keine Spur zu 
finden. 

295) Solche Veräusserungen kommen nicht selten vor. S. das 
S.-B. Nr. 1270. E.-B. Nr. 22. 250. 251. 384. 395. 397. 504. 563 u. a. 

296) Beispiele liefert das S.-B. Nr. 389. 994. Hierher gehört 
auch Nr. 1597, wo das Verhältniss ausgedrückt wird durch die 
Worte: „gwe pecunia non crescet, nee dcscrescet ,** welche von 
Hildebrand S. XXIX unrichtig gedeutet worden. S. oben 
Anm. 231. i 

*) Die erbrechtlichen Bestimmungen der umgearbeiteten Sta- 
tuten sind grösstentheils, jedoch weder vollständig noch unverändert, 
den Hamburgischeo Statuten vom J. 1270 entnommen. Ueber 
letztere ist zu vergleichen: C. Trümmer, Das Hamburgische 
Erbrecht. 2 Bde. Hamburg 1852. 8. 

297) Vergl. D. V, 17, 1. Unehelich Geborene sind von aller 
Erbfolge ausgeschlossen. D. V, 17, 3. S. unten die Bestimmungen 
über die Erbfähigkeit. 

29S) S. oben S. 239 fg. Uebrigens ist es streitig, ob das Recht 
des überlebenden Ehegatten auf einen Theil des Gesammtgutes 
auf einem Erbrecht beruht. 8. darüber Trümmer I, 288 fgg. 

299) D. V, 17, 1 : „ unde so we nagest ts gehören^ de is 

nagest tlat erve uptohorende*'^, Trümmer (II, 32 fgg.) sieht in 
diesem Artikel nur die Ausschliessung des Repräsentationsrechts (?)• 

300) B. 69. 70. D. V, 3. 4. S. oben S. 239. Vergl. noch C. 
II, 17 in der folgenden Anm. 

301) D. V, 15: y^Were dat en vrutoe bi ereme echten manne 
enes kindes genese y unde des kindes stemme gehört werde binnen 
den wenden des huses van beilerven vruwen, se sal unberen der 
morgengavey mer se beholt dat erve des kindes, ofte dat kint 
stervet na eres mannes ilode. Des sylven rechtes sal de man ge- 
brukeny ofte fies kindes stemme gehört wert na der moder dode.*^ 
Allgemeiner und präciser drückt sich aus G. II, 17: „De vader 
efte de moder de ervet uppe dat kint^ unde dat kint ervet wedder 
uppe sinen vader ofte uppe sine moder,^* Dieser Satz ist in D. 
nicht aufgenommen, vielleicht weil er von den Redactoren für 
selbstverständlich und daher überflüssig angesehen wurde ; an seiner 
Geltung in Riga kann jedoch nicht gezweifelt werden. 

302) D. V, 8, 2: ,jWere ok dat der brodere ofte der sustere, 
de ungedelet weren, en storve, so vellet dat gut, dat de achter sik 
letf uppe de brodere unde sustere, fle van eme ungedelet iveren^*, 

303) D. V, 6 : ,jSo war en man unde en vruwe an escap to- 
samene komen «ew, untle ere en siorve unde kindere achter sik- lete, 
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ü/d i'-rrft, tiat <lf nii/lere vlilere betete vngetranilelet, »torre iltrt 
Hilrr* wrlii; w rrl/f ilal qut uppe rien menen ho}) etc." 

ntll) D. V, 17, 2: „Ltttle alto ü <le i'ailer eiler de titotler im- 
1- rrrr »jtUthorfttilf , ilaii fii halflioScr eder «H fialfetuttr.-' 
Ii-ni<r SiiU ist nicht dfm Hamburgiechea Statut entoommen, kd- 
ni iiiii jÜDgerer Zuantz, dessen Quelle höchst wahraclteialicb du 
ibixi-ho Itpchl iit :U)'VBter CodeK Art. 17). 

.Hir.) n. V. 17, 1: .Meli in ile lial/broiler vufle ih halfnuter, 
■ rrhlf liiiilrrf »in, uuijer (crr. iiptonemenile, ilan ile ota ofte ilt 
iltkre, i'l'tf ilf rtilitr oilcr tic moilihre.^- 

nitii) Viral i'iii Senntuscouault vom J. 1GI7 bestimmte: „dus 
IK inii repriii'iii'uliilitiHiii ia vollateralHittn , nach der köuiglicbea 
i-c-Ui«ii in ijli'lili<|ier's Krln'ii Sai.'beii. hiufort etatthsben und ob- 
rvin-t wmlni M<11." (Napierskj's Quellen S. 310 Nr. 26.) In 
■r uii'i)i*r«toi)ni>dei) Linie mag ei ilemnacb ecfaou früher eiDgeführt 
urdi'n mH», )nil»80ii wolil nueh nivlit in unserem Zeiträume. 

Rl^l.«) !). ühiT die«e* Fallrotbt Trümmer a. a. U. II, K fgg. 
ttumt'i ater'* IMvirrt-cht II. JI> fg. Die davon handelnden 
\A\t\\ iii C 11. T. It und Vlll. S »ind von den Redactorcn dei 
utii-arbritolm Statuten i>dVuliar gedi*»entlich ireggelaaten. 

Mt'A IV V. >. I: „;;.• .-.i.- (in '. .'nf ofif iinilere berailen ireriM 
f, i—fi i'/ijV.-i'n .'/ir- '.i-i frfr, /■röi'ftvn oAt rutteren, tierrtt tit 
\'.f :;••*. I. .nV.i'.je .iiV _Vit', iV i-ii'i.> l-e^\uieH it, /lert-et ttintler iinl. 
'»,•■",>■..■'. ^{, .!.'*i* .V .!-■'.!■(— ti'-: ifT. •■ii: -tlUt «ppt tiKt hroäert 
■i.'.t t.j-i'i- *'.c f-.tff-f .;.' jf'ii' . fe ■'■■ iii'dit ly-tf uttgtüelft.*" 
^l'^'t S olvr. S U> 
.W P. V. l.i. S u".:f.-. As;v. y.i. 
,;;i P V. :••. ..S, ■-;" I ■• '..N !■■<;' e^- r-.v a--> tttttp ((*■• 

., .;,;"(■., h^.iV . .— .^V f.it '•: \iii-i rt f .1 gtäiie; oder pt- 

, ,,', . ).,;". -1 r:' .\\ .v> n; % !-.ii t-n.( deit, unät de 

, -VI i %.;".■".■ ».-.v." .'■.! .■.".'■. ■ .' .::^^ .'x^fTft, -i,äe eres ntdi' 

■ ^'.m'. " ..-■*-■ •■-:'■■ -- ^■^'■•f .'» !— »li.Tf H» fXap 

», , .,,„ . ,1 . — , :ii . :.•..:: ji'rn n Öer I-i«iVrv 
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314) Das. Art. 13: ,jSo we sinen sone ofte 8ine dochter ut- 
gevet met bescedeneme gude, tiea sin gade vorstorven is, uAde sinem 
söne jof nner dochter mit creme Vormunde noget vppe de tut, 
t&ncle mach men dat betugen mit twen ratmannen, se scoln besitten 
<i€Lrmed€y dl war es mer ofte min, ilat en anvallen muchte, Umle 
so we in tlen weren bliret, de sol hebben al dat andere gttty dat 
rfarbaven w**. 

315) Ü.-B. Nr. 178 u. 292. 

316) D. IV, 4, 4. 

317) S. oben S. 214 fgg., 216 fg. 

318) Oben S. 239. 

319) Die umfassendste Inscription der Art bietet Nr. 905 des 
£. -B. : „Binr, Redinkhusen heft upgelaten her Joh, Resen^ rad" 
mann to Lemsell, und sinen erven twe ortboden, bi dem markede 
^tc, dar to Hans Rese und sine erven ds negesten sin, nemantl 
neger noch aMike na, also beschetfeliken, dat Hinr. erben, de II baden 
vorberort bruken und besitten sali to einem besten^ mit der rente, 
darr^an körnende^ de tiid orer eines laremJes, und sal de baden mit 
J^nigen dingen nicht besioeren^ noch gelt darup nemen, dat her 

^ohan vorben. und sinen erven to vor fange efte schaden sin möge; 
tin€i Hinrik erben, sal tle boden sulven buwen und under tlahe 
holden, wor und toanner tles behof wert siende. Ok sal Hinr, 
^rben, her Joh, ergen. en gemak holden to einer behof, wen he tor 

stad komende wert. Vorder den hoislach aver der Dune 

<a2 he ok unbenweret bliven laten, und de schune mit dem garden, 
'^or der kalkporten beleg en^ sal em unil sinen erven stan vor ämw- 
fiert mark to losende, wen em tlat vellich is. Hir vor sal her Jo- 
haxi erben, jarlikes geven Hinrik erben, up wy nachten bet an dat 
^ntle eines levendes rj lope roggen, vj lope moltes, ene guste ko, 
en vet swyn und j bötlingh. Acta etc. anno LVto,^^ Interessant 
ist, dass der Bedachte, Joh. Rese, drei Jahre später, noch bei Leb- 
zeiten des H. Redinkhusen, in einer im Wesentlichen gleichlauten- 
<len Inscription (E.-B. Nr. 95S), seine Rechte und Verbindlichkeiten 
auf einen Dritten, Gerd Junge, überträgt (s. auch das ü.-B. Nr. 
2958, 32). 

320) S. z. B. das E.-B. Nr. 532. 684. 998. 

321) D. V, 18. S. oben S. 247 fg. 

322) S. ebendas. und oben S. 231 fg. 275 Anm. 250. Vergl. 
Äuch die folgende Anmerkung und das E.-B. Nr. 752. 

323) D. VII, 5: „So war en man sin testament berichtet vor 
twen ratmannen , unde storve der twier ratmanne en , de andere 
nach wol tugen alleine, wo dat testament berichtet is, und sal dar- 
^^(ie siede wesen}'' Auch hier erscheinen die zwei Rathmannen 
offenbar nur als besonders glaubwürdige Zeugen; ihre Zuziehung wird 
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nicht als zur formellen Gültigkeit des Testaments nothwendig an- 
geordnete Indcss dürfte die beständig geübte Sitte auch in Kga 
früh dahin geführt haben, wie es in anderen Städten der Fall war 
(b. z. B. das Lüb. Recht f. Reval Art 159), dass die Zuziehung 
der Rathsglieder als nothwendiges Requisit angesehen wurde. Vergl. 
Hau mci Sterns Hamburg. Privatrecht II, 256 fgg. 

324) S. z. B. das Testament des B. Cokenhusen vom J. 1392, 
U.-B. Nr. 1332. Dies ist das einzige Rigische Testament, welches 
aus unserem Zeiträume sich erhalten. Es stimmt jedoch in Form 
und Inhalt so sehr mit den zahlreichen RevaPschen Testamenten 
aus dem 14. u. 1 5 Jahrhundert (s. über diese v. Bunge, Geschichte 
des Privatrechts § 69. 70) überein, dass es ohne Weiteres als Ty- 
pus der derzeitigen Rigischen Testamente gelten kann. S. übrigens 
auch noch das S.-B. Nr. 212. (Ü.-B. Nr. 941, a.) 

325) D. Vir, 2. 

32«) S. das Testament im U.-B. Nr. 1332. 
327) I). Vir, 6 (s. Anm. 332). 9. 
32S) D. VII, 9. 

329) D. VII, 2. 

330) Vergl. über diese v. Bunge, Das Herzogthum Estland 
S. 2S1 fgg. 

331) S. besonders C.W. Pauli, Abhaudll. aus dem Lübischen 
Rechte III, 156 fgg. 

3'<2) I). VII, 6: „*S<; wanne en man sin dinc berichten wil, tU 
ncne leintkre hejt^ he ai aeek ofte suvi, de sal sine schult allererst 
f/elden, vnde dar IUI heft he molt to gevends imn sinem gude flor 
Gott linde sinen vrunflen, aUe vele alse he wil, sunder tor facht 
egen*^. Weiteren Nachweis liefert U.-B. Nr. 941, a und 1332. 

333) U.-B. Nr. 941, a. 1332. E.-B. Nr. 559. 

334) U.-B. a. a. 0. H. auch Hildebrand in der Einl. zum 
H.-B. S. XXVIII. 

335) IJ.'B. Nr. 1832: ,JJnd wU ik dit testament stede und 
rante holden^ it en si denne, dat ik et mit lerendiger stemme wit- 
lihe wedderspreke*^. 

336) S. oben S. 214 fgg. 

337) D. VII, 2. 5. U.-B. Nr. 178. 292. 

38^) D. VII. 7: ,,Heret en man unrecht gut unde dat werler- 
Leren vnl, dat mach he wol hewisen in nin erve^ aUo heschetleUhen 
ofte he antlers nen gut en hevetj und flat en mögen sine er^ieu nicht 
vjedderspreken^*, 

339) I). V, 17, 3: „Mer unechte hindere de mögen erneu up 
ere nagesten^ aver nen erve mögen se uphoren^^ Letzteres dürfte 
indess' bloss auf gesetzliche Erfolge zu beziehen sein. 

340) D. V, 19: „6'o v^elik mannesname ofte vrwvename begeven 
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toert in en gesüik levent unile horsam iloit^ tle iie mögen negen erve 
upboren ofte varende gut^ et ne'jwerile en gegeven mit toülenJ^ 

341) D. Vy 21 : jjSo loor en man uml en vrowe an echUchop 
tasameiule sint, untle wert de vrotoe openbare begrepen in overspele^ 
unde wert se ilar openbare umme gerichtet, tle vrowe en schal 
nenerhande etoe upboren^ suntler tle negesten vrent des doden 
schalen upboren dat erve^ des si lutik edder vele*\ Der Schluss- 
satz setzt ausser Zweifel, dass unter dem vorhergehenden ^^nener- 
hantle eroe^^ nur die ehemännliche — nicht jegliche — Erbschaft 
zu verstehen ist. 

342) D. VI, 1. 

343) D. VI, 2. 

344) S. oben S. 214 fgg. 

345) Dieser Grundsatz des Deutschen Rechts, ausgedrückt durch 
die Parömie: „der Tode erbt den Lebendigen^', ist in den um- 
gearbeiteten Statuten (V, 15, oben Anm. 301) zwar nur bei Ge- 
legenheit eines speciellen Falles ausdrücklich anerkannt, hat jedoch 
ohne Zweifel allgemeine Geltung gehabt. 

346) S. z. B. D. IV, 1: „^Zen imgesten wunden, dar sin erve 
np vollen mach,^^ E.-B. Nr. 424: ^fdomus, iure hereditario devoluta,^^ 
Das. Nr. 752 u. a. 

347) Die nachfolgenden Bestimmungen beziehen sich nur auf 
die durch das Gesetz berufenen Erben, da diese Benennung in den 
Rechtsquellen nur ihnen, nicht aber den durch Vergabung oder 
Testament Bedachten beigelegt wird. Beim Vorhandensein eines 
Testaments gilt das nachstehend von den Erben Gesagte theilweise 
für die Testamentsvormünder. S. oben S. 249 fg. 

348) Nur mit diesem Vorbehalt ist daher zu verstehen D. III, 
4 a. E.: „Uiule des doden erven scoln de scult gelden, de sin erve 
upboret^\ Wegen der scheinbaren Ausnahme in Betreff der Wittwe 
s. unten Anm. 354. 

349) Schon der Erblasser wird in den Statuten (VII, 6, oben 
Anm. 332) ermahnt, wenn er seinem Ende entgegensieht, sein Haus 
zu bestellen und „allererst seine Schulden zu gelten/* 

350) Vergl. D. Vn, 7. 

351) D. IV, 1, 2. 

352) D. III, 4 a. E. V, 18. VII, 6. 

353) D. V, 18. 

354) Es ist diese Ausnahme eine Wirkung der dem Ehemanne 
vermöge der ehelichen Vormundschaft zustehenden Verfügungs- 
rechte. S. oben S. 238. 

355) D. VII, 8: „So we deme anderen schult geft na tloder 
hanZ umme gut, tlat de dode schulilich is, dat tlen venlen (erven f 
vrundenfj nicht witlik en is, mach he dat betugen mit rat- 
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mannen^ ofte mit toinkopenludev , ofte mit des Stades fjok, ofte 
breiten f de em helplik sint, so scholn eme gehlen sin gut f legend 
de des tloden erre upboret, et ne si also, fUvt et ratmarmen imtt 
sif dat de schult vor goltlev is, eder gutlen luden,** Der gan^ 
Artikel enthält nicht nnr eine Nenerung gegenüber dem ältere 
Rechte (B. 58) , sondern weicht auch von dem verwandten Artik^ 
C. I, 21 ab, und die ausgezeichneten Worte sind überdies spätem 
Zusätze. £r steht mit der ganzen Lehre vom Beweise in genau ^ 
Beziehung und bedarf einer näheren Erörterung, welche aber 
für diese Schrift gezogenen Gränzen weit überschreiten würde. 
35«) D. VII, 13. 

357) Das. Art. 10. Vergl. auch A. \\), 

358) D. VII, 11. 12. 

359) 8. 218 fg. 
300) S. oben S. 239. 



Fünfter Abschnitt. 

Strafrecht. 

(Bearbeitet von J. G. L. Napiersky.) 



Einleitende Bemerkungen. 

Die strafrechtlichen Satzuncren der älteren Stadtrechte 
können, gleich denen der Deutschen Kechtsquellen des 
Mittelalters überhaupt; in Bezug auf allgemeine Grund- 
satze und BegrifiPsbestimmungen nur dürftig genannt 
''''werden. An Strafansätzen für Verbrechen und Vergehen 
sind dagegen die einheimischen Statuten so reich, dass sich 
aus denselben, ungeachtet mancher durch den oben be- 
rührten Mangel bedingten Lücken und Dunkelheiten, eine 
ziemlich anschauliche Skizze des Strafrechts der ersten 
Jahrhunderte der Stadt gewinnen lässt. 

Der Entwickelungsgang des städtischen Strafrechts 
während des hier in Betracht kommenden Zeitraumes ist 
iin Allgemeinen als eine stetige Fortbildung und Er- 
gänzung der bereits im ältesten Stadtrecht enthaltenen 
Grundlagen zu bezeichnen. Das Hamburgische ßecht 
Wurde zwar bei der Kedaction der umgearbeiteten Statuten 
Diehrfach zu Hilfe genommen, hat aber die strafrechtlichen 
formen des älteren Kigcischen Stadtrechts nur selten zu 
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verdrängen vermocht, und ist auf diesem Gebiete von w 
geringerem Einfluss gewesen ^ als auf dem des Privi 
rechts. 



Erstes Capitel. 
Von Verbrechen und Strafen überhaupt 

I. 

Richterliche Strafgewalt. Selbsthilfe und Fehdereeht. 

K^chon das äheste Rigische Stadtrecht stellt an die 
Spitze seiner strafrechtlichen Bestimmungen den Satz^ dass 
Niemand selbst richten darf; und dass Jeder, der den 
Andern schädigt, vor dem Richter auf Genugthuung nach 
dem bestehenden Rechte belangt werden soll (1). Auch 
in den späteren Stadtrechts - Redactionen und den Bur- 
spraken wird die Selbsthilfe („«mZ/WcA^^") mit strenger 
Strafe bedroht (2). Die Straf gewalt war demnach eine 
öffentliche; sie durfte, mochte es sich um Ahndung 
eines Verbrechens gegen das Gemeinwohl oder um eine 
von einer verletzten Privatperson geforderte Sühne handeb, 
nur von dem durch die Obrigkeit eingesetzten Richter 
gehandhabt werden. 

Wenn wir dennoch in den ältesten Scra'en einiger 
Gilden Spuren des im alten Livland so häufig geübten 
Fehderechts finden (3) , welches auf einer vom Gesetz 
gestatteten oder doch geduldeten Selbsthilfe beruhte, wenn 
femer die Geschichte von blutigen Thatcn der Eigenmacht, 
die von Bürgern Riga's ausgingen, Kunde giebt (4), so 
beweist dies nur, dass die Obrigkeit dem eingewurzelten 
Gebrauche des Faust- und Fehderechts zu steuern nicht 
immer im Stande war. 
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IL 

Allgemeine Grundsätze ttber Verbrechen und deren 

Strafbarkeit. 



Aus einigen Setzen des ältesten Stadtrechts geht 
hervor, dass dasselbe die Verhängung von Strafen von 
dem Schaden oder Nachtheil ableitet, der durch Rechts- 
verletzungen dem Einzelnen (5) oder der Gesanimtheit (6) 
zugefügt worden. Der Gesichtspunkt der Schädlichkeit 
einer Handlung war jedoch nicht der einzige ^ in dieser 
Hinsicht maassorebende. Das wiederholte Verbot der Selbst- 
^ilfe, welches den vom Gericht gebotenen Frieden aufrecht- 
^U. erhalten bezweckte, die Bezeichnung des Missethäters 
*1b eines Friedebrechers, die Verhängung der Friedlosig- 
'^^it über den flüchtigen Verbrecher, das Friedebannen 
^^ch geschehener Sühne eines Verbrechens, und zahlreiche 
S^gen die Verletzung besonderer Arten des Friedens (des 
^l«usfriedens , des von Rathmannen gebotenen und des 
^^xiigen Orten zugesicherten Friedens) gerichtete Straf- 
^J^drohungen der Stadtrechte setzen es ausser Zweifel, 
^«188 die altbegründete, in Livländischen Urkunden (7) 
Entschieden hervortretende Anschauung des Verbrechens 
^Is eines Friedensbruches auch in Riga vorherrschte und 
^uf die Zuerkennung der Strafe von grösstem Einflüsse 
"^ar. In dem Friedensbruch und der durch denselben 
^herbeigeführten Schädigung des Gemeinwohls oder des 
Einzelnen werden wir daher im Sinne damaliger Zeit die 
^wesentlichen Merkmale eines jeden wichtigen Verbrechens 
erblicken müssen. Vollen Ausdruck findet solche Auf- 
fassung in dem Strafsystem der Stadtrechte, das beiden 
oben erwähnten Momenten Rechnung trägt: dem ersteren 
durch öffentliche Strafen und dem Richter zu erlegende 
Geldstrafen, dem letzteren durch die dem Verletzten, be- 
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ziehungdweise dessen Angehörigen , zuständigen Bussen 
oder Compositionen. Das gleiche Strafsystem galt aber 
freilich auch für weniger schwere Verbrechen (Vergehen 
und Uebertretungen im heutigen Sinne)^ die nicht zu den 
Friedensbrüchen gezählt werden können. Hinsichtlich 
dieser war offenbar die Ansicht vorwaltend , dass nicht 
nur der angerichtete Schaden, sondern auch schon die durcb 
das Zuwiderhandeln gegen das Gesetz an den Tag gelegte 
Nichtachtung der obrigkeitlichen Autorität 
einer Handlung den Charakter einer strafbaren verleihe. 
Eine Unterscheidung verschiedener Classen von Ver- 
brechen findet sich erst in den umgearbeiteten Statuten. 
In denselben werden Verbrechen überhaupt als „brok^^^ 
Brüche, bezeichnet (8); besonders hervorgehoben aber 
werden die „Ungerichtet, d. h. schwere Verbrechen 
(Friedensbrüche), namentlich solche, die mit Todes- oder 
verstümmelnden Strafen bedroht sind (9;, Für die Re- 
daction der Statuten ist jedoch eine andere Eintheilung 
zu Grunde gelegt. Dieselben handeln nämlich: 

Im Theil VI von Fleisches verbrechen {jjvan 

nnechacap^^ j ; 
im Theil VIII von Fälschung und Betrug („van 

der vaUchet^'j'j 
im Theil IX von Verbrechen gegen Leben, Ehre 

und Gesundheit („van vorsate, morden blawe 

unde blöde**)) 
im Theil X von Verbrechen gegen das Eigen- 

thum („fow roveren tinde van devenf'). 
Diese Eintheilung, für welche das Hamburgische Recht 
das Vorbild abgab (10), ißt zwar im Texte der Statuten 
nicht ganz consequent durchgeführt, wie denn auch die 
gewühlten Rubriken nicht umfassend genug waren, um 
die Einreihung des gesammten strafrechtlichen Stoffes 
unter dieselben zu ermöglichen; immerhin ist aber in 
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einer solchen Sonderang der Verbrechen das Streben nach 
einer rationelleren Behandlung des Strafrechts und ein 
bedeutender Fortschritt gegen die früheren Redactionen, 
die von den schwersten Verbrechen zu den leichteren 
hinabgehen und nur zuweilen gleichartige zusammenstellen, 
zu erkennen (11). 

Für die Beurtheilung der Strafbarkeit eines Ver- 
brechens kam in erster Linie der Erfolg in Betracht An 
Grundsätzen über den Versuch eines Verbrechens fehlt 
es fast gänzlich. Was hierauf Bezügliches in den Quellen 
vorkommt, z. B. eine in der Absicht des Mordes voll- 
führte Verwundung, die den Tod des Verletzten nicht 
Folge hatte (12), das Zücken eines Messers, Schwertes 
1er einer anderen Waffe gegen Jemand (13), wird mit 
iciell dafUr angesetzter Strafe bedroht. Offenbar galten 
^l^crsuchshandlungen nicht für straffällig, solange sie 
laicht als besondere Verbrechen oder Vergehen mit Strafe 
l>^5legt waren (14). 

Nächst dem Ausgange einer rechtswidrigen Handlung 
tfc.i»g die Strafbarkeit derselben wesentlich von der Willens- 
^^ chtung des Thäters ab. Die Bedeutung der letzteren 
^^Xi Strafrechte tritt am deutlichsten hervor im Zusammen- 
'^^^inge mit den allgemeinen Grundsätzen der Stadtrechte 
}r Schaden und Schadensersatz, daher auch 
ese hier in der Kürze zu erörtern sind (15). 

Wer einem Andern Schaden zugefügt hat, ist Rir 

^^nselben Ersatz zu leisten verbunden (16). Eine Ent- 

^olmdigung findet jedoch nicht statt, wenn der Schaden 

^Xirch Zufall oder höhere Gewalt verursacht worden 

^^t Anvertraute oder verpfändete Sachen und Thiere 

^Tauchen nicht ersetzt zu werden, wenn sie ohne die 

Schuld des Treuhänders oder Pfandinhabers durch Diebstahl, 

^ub oder Brandschaden, von denen auch die eigenen 

Sachen des Letzteren betroffen worden, verloren gehen (17). 

T. Bange, Die Stadt Riga. 19 
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Anders sprechen sich die Quellen über den durch 
Fahrlässigkeit herbeigeführten Schaden aus. Wer 
einen Geisteskranken des ergangenen Gebotes ungeachtet 
nicht vor schädlichen Handlungen bewahrt (18) ^ wer an- 
vertraute oder verpfändete Sachen durch Mangel an Soi^g- 
falt untergehen lässt (19), desgleichen der Schiffer , der 
sein Schiff bei Nachtzeit mit einer Leuchte zu versehen 
unterlässt und dadurch einen Zusammenstoss mit einem 
anderen Schiffe veranlasst (20) ^ ist zum Ersatz des ver- 
ursachten Schadens verpflichtet. Eine Bestrafung hat 
jedoch eine solche durch Fahrlüssigkeit bewirkte Be- 
schädigung nicht zur Folge, es sei denn^ dass vom Gesetz 
aus besonderen Gründen eine Strafe ausdrücklich fest- 
gesetzt worden (21). Von der sich hiemach ergebenden 
Regel, dass eine durch Fahrlässigkeit eingetretene Rechts- 
verletzung nicht straffällig ist, wird nur anscheinend eine 
Ausnahme gemacht durch den Satz der Stadtrechte ^ dass 
derjenige, der einen Andern unvorsätzlich {„unvonvandeSf 
unwetende und UTtschioltlen, sinee Undankes und sunder arge^ 
lisi^^) verwundet hat, zur Entrichtung eines Viertheils 
(später der Hälfte) der für Verwundungen festgesetzten 
Bussen gehalten sein soll (22). Zwar werden hierbei die 
sonst für Bussen zur Sühne von Verbrechen üblichen 
Ausdrücke: „ftroi^, beteren, betringe^* gebraucht; jedoch 
wird ausdrücklich hinzugefügt ^ dass in diesem Falle die 
sonst jede Busse begleitende, zum Besten der Stadt zu 
entrichtende Geldstrafe (Wedde) nicht erhoben werden 
solle, woraus hervorgeht, dass eine derartige, durch un- 
vorsichtiges Umgehen mit gefährlichen Werkzeugen ver- 
ursachte Verletzung nicht als eine von Seiten des Gerichts 
zu bestrafende Handlung angesehen wurde, und die Bussen 
hier nur deshalb in Anwendung kamen, weil sie den be- 
quemsten Maassstab für den Ersatz des Schadens oder 
Nachtheils, den Jemand erlitten hatte, abgaben. 
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Damit eine Rechtsverletzung als Verbrechen strafbar 
sei; musste demnach dieselbe aus der widerrecht- 
lichen Willensbestimmung des Thäters hervor- 
gegangen sein. In Bezug auf diese aber wird schon in 
den ältesten Redactionen zwischen Verbrechen, die mit 
Vorbedacht und Ueberlegung (^yper proposüas iri" 
iidiaSf mit vor säte ^ mit homode^ mit anlage^^) ausgeführt 
worden, und solchen, bei weichen dieser böse Wille nicht 
obwaltete, die in der Aufregung, im Affect, ohne 
vorbereitende Handlungen (sine inaidüsj aunder 
voraate, sunder anLage^% begangen sind (23), unterschieden. 
Erstere werden mit weit strengeren Strafen bedroht, als 
letztere. In den umgearbeiteten Statuten wird gleichfalls 
pvorsate*^ besonders hervorgehoben, und der allgemeine 
Grundsatz ausgesprochen, dass alle Verbrechen, bei 
welchen der böse Vorsatz erwiesen worden, doppelt ge- 
büsst werden sollen (24). Der Beweis der „voraatef^j d. h. 
der Thatsachen, aus denen sich der Vorbedacht ergab, 
musste übrigens durch das Zeugniss ehrbarer besitzlicher 
Bürger erbracht werden (25). 

Auch aus der Wiederholung eines bereits ein Mal 
verübten Verbrechens oder Vergehens schloss man auf 
eine besonders bösartige Willensrichtung des Schuldigen, 
wie aus der, freilich nur in einzelnen Fällen vorkommen- 
den strengeren Bestrafung des rückfälligen Thäters (26) 
ersichtlich ist. 

Aus Irrthum und Unwissenheit begangene 
Handlungen waren nicht strafbar. Wer ein unrichtiges 
Pfundgewicht besass, ohne von dessen fehlerhafter Be- 
schaffenheit Kenntniss zu haben, wurde erst, wenn er zum 
zweiten Male mit einem solchen betroffen war, ge- 
straft (27). Wer einen friedlosen Mann herbergte, wurde 
nicht gestraft, wenn er von der Friedloslegung nichts ge- 

wusst hatte (28). Wer einen Missgriff gethan hatte, 

19* 
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konnte sich durch den Nachweis, dass er eben solches 
Gut, wie dasjenige 9 welches er sich angeeignet ^ besitzet 
von der Verantwortung wegen Diebstahls befreien (29), 
indem alsdann das Mitnehmen der fremden Sache einem 
Irrthum zugeschrieben wurde. 

lieber dieNothwehr enthalten die Stadtrechte keine 
Bestimmungen. Wohl aber finden wir bei einigen Ver- 
brechen, die sich sämmtlich als gefährliche Eingriffe in 
die Rechte des Hausherrn und Familienvaters darstellen, 
die Straflosigkeit der Tödtung oder Ver- 
letzung des Schuldigen ausgesprochen. Namentlich 
konnte für Alles, was dem gewaltthätigen Hausfriedens- 
brecher im Hause widerfuhr, keine Busse gefordert 
werden (80). Femer war der Hausvater für die Ver- 
letzung demjenigen, der einer zu seiner Familie gehörigen 
Jungfrau nachstellte, Busse zu zahlen nicht verpflichtet (31); 
nicht minder durfte der Ehemann, der seine Frau beim 
Ehebruch ertappte, mit ihr sowohl, als mit dem Ehe- 
brecher verfahren, wie er wollte, ohne deshalb straffällig 
zu werden (32). Hierher gehört endlich auch, dass Jemand, 
der in einem fremden Garten betroffen ward, getödtet 
werden durfte, ohne dass der Todtschläger Strafe zu be- 
fürchten hatte (33), — eine Bestimmung, bei der offenbar 
vorausgesetzt wird, dass der in den Garten Eingeschlichene 
auf einem Diebstahl ertappt oder doch mindestens unter 
verdächtigen Umständen angetroffen worden (34). 

Bei Verbrechen, die von Mehreren verübt worden, 
wird öfters zwischen dem Hauptschuldigen und den M i t- 
schuldigen. Folgern, Gehilfen (f^adjulores, de met 
eme an vlocke nnde an verde gewesen hevel^ hulper, volger*^ 
unterschieden (36). Letztere werden mit weit geringeren 
Geldstrafen belegt, als Ersterer. 

Auch der Ort, an welchem ein Verbrechen begangen 
wurde, war von Einfluss auf die demselben folgende Strafe. 
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Die sogenannten befriedeten Orte, als welche in den 
Quellen Kirchhöfe , der Markt; die Brod- und Fleisch- 
ficharren, Badstuben und heimliche Gemächer genannt 
werden (36)9 genossen insofern eines besonderen Schutzes, 
als Verwundungen, Schlägereien und Injurien, die an 
solchen Orten vorfallen, doppelt gebüsst werden sollen (37). 
Durch i^bstliche Bullen war auch den Besitzungen des 
Domcapitels und des Marienklosters zu St. Jacob in Riga 
ein besonderer Friede dadurch verliehen, dass innerhalb 
derselben begangene Verbrechen mit strengen kirchlichen 
Strafen bedroht waren (38). 

Als Folge einer verbrecherischen Handlung tritt die 
Verbindlichkeit des Schuldigen zum Ersatz des an- 
gerichteten Schadens ein. Hatte die Sühne eines 
Verbrechers durch Zahlung einer Geldbusse an den Ver- 
letzten oder dessen Angehörige stattgefunden, was bei 
den Verbrechen gegen Leben, Ehre und Gesundheit ge- 
wiss oft geschah, so war dem Beeinträchtigten in der 
Bosse der gesetzlich oder vertragsmässig festgestellte Et- 
Satz der Nachtheile , die er erlitten hatte, gewährt. Hier 
konnte demnach von einer besonderen Ersatzforderung 
^werlich noch die Rede sein. Ausgesprochen findet sich 
^ie Verpflichtung zum Schadensersatz nur in zwei Fällen: 
wer falsches Zeugniss ablegt und wer gegen seinen Mit- 
bürger vor. einem anderen, als dem zuständigen Stadt- 
l^richte, Klage erhebt, der soll — abgesehen von der ihn 
treffenden Strafe — demjenigen, den er dadurch in Nach- 
theil gebracht hat, allen Schaden (Unkosten und Verluste) 
^Wetzen (39). Eine Geldbusse an den Geschädigten war 
hei diesen Verbrechen nicht verhängt, weil sich der Betrag 
^^ Schadens hier nicht einmal annähernd abschätzen 
hess. Dasselbe war aber der Fall bei einer ziemlichen 
^Qzahl anderer Verbrechen, für welche die Stadtrechte 
^W öffentliche Strafen oder der Stadt zufallende Geld- 
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strafen verhängen^ z. B. bei Fälschungen und Diebstählen. 
Auch bei diesen ist ohne Zweifel die Verpflichtang zum 
Schadensersatz zur vollen Geltung gekommen. 

Schliesslich sind hier noch die besonderen Grundsätze 
der Stadtrechte über Beschädigungen durch Thiere^ so wie 
durch Fahren oder Reiten^ zu erwähnen. 

Hinsichtlich der durch Hausthiere zugefügten Ver- 
letzungen setzte das ältere Recht fest, dass der Herr des 
Thieres dem Verletzten den vierten Theil der sonst üb- 
lichen Bussen zu erlegen habe (40). Nach späterem Rechte 
hatte der Herr die halbe Busse zu zahlen, wenn er das 
Thier zu sich nahm; geschah dies nicht, so konnte der 
Beschädigte dasselbe zum Ersatz seines Schadens be- 
halten. Ging jedoch die Verletzung von einem schäd- 
lichen Thiere aus, dessen Bewahrung dem Herrn des- 
selben vom Rathe zuvor geboten war, so musste er die 
volle Busse für den Schaden erlegen (41). Wiewohl 
hierbei die Worte : ^^hrokcy böte, iteteren" gebraucht werden, 
so ist doch daraus nicht zu folgern, dass der Herr des 
Thieres als straffällig angesehen worden sei. Er war ver- 
haftet für den Schaden, den sein Thier angerichtet hatte; 
für die Feststellung desselben aber gaben die Bussen für 
Körperverletzungen den Maassstab ab. Es handelt sich 
also hier im Grunde um nichts Anderes, als um die civil- 
rechtliche Verpflichtung zum Schadensersatz, wie auch 
daraus hervorgeht, dass die betreffenden Bussen, gleich 
den bei unvorsätzlichen Verwundungen zu erlegenden (42), 
nicht von Geldstrafen zum Besten der Stadt begleitet 
waren (43). 

Geschieht eine Beschädigung durch einen auf der 
Strasse fahrenden Wagen oder Schlitten, oder durch 
einen Reiter, so hat der Lenker des Gefährtes oder 
Pferdes den Schaden zu bessern ; kann man seiner nicht hab- 
haft werden, so haften die Pferde oder das Pferd dafür (44). 
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UI. 

Von den Strafen. 

1. Todesstrafen. 

In den Stadtrecbten kommen folgende Arten von 
Xodcsstrafen vor: 

1) Die Enthauptung (45) {dat hovel afslanf^). 

2) Das Bädern (46) („rota confringere ^ radtbrdken^ 
sett^in up en rath^^. Es war die Strafe für die schwersten 
Verbrechen. 

3) Das Hängen (47) {fjian'% die Strafe des Diebes. 

4) Das Verbrennen auf einem Scheiter- 
"^"tifen (48) {yyUppe der kort bemen**), die Strafe für 
^^tzer, Zauberer und Giftmischer. 

5) Das Sieden in einer Pfanne (49) („seden in 
^n^T* pannen% die Strafe für Münzfälscher. 

Sehr oft wird in den Quellen die Todesstrafe im 

"^Jlgemeinen, ohne nähere Bezeichnung der Art derselben, 

'^©rhängt, indem es von dem Verbrecher heisst : ^ydet vüam 

P^o fjÄa, Collum pro coUo, vitam demeruit'^ (50), oder: 

»>Äe mot loten levent vor leveTil; he aal beteren mit nnes 

^^vea live; he aal tlio rechte ain lüf vorleaen; he sal sinen 

^ai« votieren hebben; he vorboret ain lüf (51), — und 

^^lich. "Mit diesen Ausdrücken ist wohl meistentheils 

^e Enthauptung gemeint; doch ist anzunehmen, dass, 

'^enn für schimpfliche Verbrechen, wie Fälschung und 

Diebstahl, die Todesstrafe in dieser Weise angedroht 

^ird (52)» die Strafe des Hängens eingetreten sei. Die 

Wahl einer anderen Todesstrafe, als der Enthauptung, 

^faeint demnach bei derartigen Strafandrohungen nicht 

ausgeschlossen gewesen zu sein. 
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2. Verstümmelnde Strafen. 

Solche sind: 

1) Das Handabbauen (63). Es war als Strafe fttr 
Läbmungen und Verstümmelungen, so wie für Fäl- 
scbungen in Anwendung. Vereinzelt kommt auch das 
Stossen eines Messers durcb die Hand vor (b4t\ 
das jedocb später weggefallen ist. 

2) Das Abbauen eines Fusses (65). Diese 
Strafe ist nur im ältesten Stadtrecbt anzutreffen und 
später nicbt mebr üblicb gewesen. 

3) Das Brandmarken („lo den thenen bemenf^) und 
Absebneiden eines Obres (66). Beides trat als 
Strafe des mittleren Diebstahls ein und war mit Ver- 
weisung aus der Stadt verbunden. 

3. Sonstige Leibesstrafen. 

Von körperlicben Züchtigungen kennen die Stadt- 
rechte das Stäupen (57) {fftho der »tnpe alanf^ und das 
Schlagen auf einem Tische (68) (,,0/an uppe deme 
diache^^ Letzteres wurde gegen den zur Entrichtung von 
Geldstrafen für Injurien Unvermögenden angewandt und 
war offenbar eine leichtere Leibesstrafe , als das Stäupen, 
das beim kleinen Diebstahl üblich und von Verweisung 
aus der Stadt begleitet war. 

4. Beschimpfende Strafen. 

Strafen dieser Art sind: 

1) Das Werfen vom Bchuppestuhl (69) („pre- 
cipitare de aede ftcuppentol*^. Es bestand darin, dass der 
Verbrecher von einem Gerüste hinabgestossen oder hinab- 
geschnellt wurde, und zwar, wie es scheint, in eine Scbmutz- 
lache (60). Diese Strafe kommt im ältesten Stadtrecbt fUr 
den der Bigamie Schuldigen vor. Später finden wir 
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2) das Setzen auf den Kak (61) oder Pranger, 
eine Strafe , die in der Ausstellung des Verbrechers auf 
einem dazu bestimmten Gerüste oder erhöhten Sitze be- 
stand (62) und für geringfügige Diebstähle eintrat. Dass 
der Kak, wie in anderen Städten, so auch in Riga, zur 
Vollziehung von Leibesstrafen, namentlich des Stäupen», 
gedient habC; geht zwar aus den Quellen nicht hervor, 
ist jedoch wahrscheinlich, da in späterer Zeit das Streichen 
mit Ruthen am Pranger stattfand (63). 

3) Für Ehebrecher und Ehebrecherinnen haben die 
St^cStrechte besondere beschimpfende Strafen, von denen, 
'^^o gehörig, die Rede sein wird (64). 

Anzuführen ist hier auch das unehrliche Be- 
gPäbniss, weldies dem Selbstmörder zu Theil wurde. 
Leichnam eines solchen wurde auf das Feld geführt 
mit einem Pfahl durchstochen (65). 

5. Freiheitsstrafen. 

Die gefängliche Haft, das sogenannte „Setzen 

^^» Eisen'S wird schon in den Handelsverträgen der 

-'deutschen Kaufleute mit den Fürsten von Smolensk als 

^^<^e in Riga gegen Russische Gäste anzuwendende Strafe 

^^^"^rähnt (66). In den umgearbeiteten Statuten kommt sie 

^^T' als subsidiäre Strafe für denjenigen, der die Geld- 

^traien für Injurien nicht erlegen konnte, vor (67). Die 

^ost des Gefangenen war in diesem Falle Wasser und 

^ix>d und musste vom Kläger bezahlt werden. Ausserdem 

^^t die Gefängnissstrafe für Uebertretung gewisser zur 

A-vifrechthaltung der Ordnung und Reinlichkeit in der 

Stadt erlassenen Vorschriften ein (68). 

Als eine Beschränkung der Freiheit, den Aufenthalts- 
ort zu wählen, gehört hierher auch die Verweisung aus 
ier Stadt. Der des mittleren oder des kleinen Diebstahls 
Ud>erführte musste nach erlittener Strafe eidlich angeloben. 
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dass er sich in der Stadt nicht wieder blicken lassen werde. 
Die Uebertretung solchen Gelöbnisses war mit Todes- 
strafe bedroht (69). Ein späteres Statut^ das jedoch nicht 
lange in Kraft gestanden zu haben scheint^ verordnete, 
dass Jedem, der wegen eines Vergehens, das nicht an 
Hals und Hand geht, flüchtig geworden, die Bückkehr in 
die Stadt ein Jahr lang verboten sein solle (70). 

6. Strafen an Recht und Ehre. 

Wer im Vollbesitz seiner Ehre und bürgerlichen 
Becbte ist, wird ein „unverdächtiger, unberüchtigter, bie- 
derer, ehrlicher" Mann genannt (71). Gewisse Verbrechen, 
namentlich Diebstahl, Fälschung und Meineid (72), zogen 
die im Mittelalter unter dem Namen der Rechtlosigkeit 
bekannte Schmälerung von Ehre und Recht nach sidi. 
Sie wird in den Quellen als „Verlust der Ehre", der von 
ihr Betroffene aber als ein „unrechter Mann'' oder „ein 
Mann, der an seiner Ehre Schaden gelitten, der nicht 
mehr das Recht eines Biedermannes hat", bezeichnet (73). 
Als Wirkung der Rechtlosigkeit heben die Stadtrechte 
nur die Unfähigkeit zur Zeugnissablegung hervor (74); 
jedoch war unstreitig mit derselben auch der Verlust des 
Rechts, einen Eid zu leisten, Vorsprecher, Richter oder 
Rechtsfinder zu sein und sich vor Gericht durch einen 
Vorsprecher vertreten zu lassen, verbunden (75). 

Ausser der Rechtlosigkeit kennen die Stadtrechte die 
Friedlosigkeit, welche über den wegen eines schweren 
Verbrechens (Ungerichts) flüchtig Gewordenen verhängt 
wurde (76). Sie hatte den Verlust aller bürgerlichen 
Rechte zur Folge; insbesondere ist nicht zu bezweifeln, 
dass, wie in Livland, so auch in Riga das Vermögen des 
Friedlosen an seine nächsten Erben fiel und jede Ver- 
letzung desselben straflos war (77). Die Friedlosigkeit 
konnte durch das Friedebannen des Gerichts aufgehoben 



Cap. 1. Von Verbrechen und Strafen überhaupt. 299 

werden, wenn der Friedlose sein Verbrechen darch Er- 
legung der entsprechenden Geldstrafen gesühnt hatte (78). 
Als Entziehung besonderer Standesrechte ist auch 
noeh der in einzelnen Fällen als Strafe angedrohte Ver- 
luat des Bürgerrechts zu erwähnen (79). 

7. Vermögens strafen. 

a) Geldstrafen. Bussen und V^edden. 

Die Strafansätze der Stadtrechte enthalten Geld- 
strafen in grosser Zahl, die theils an die Stelle öffent- 
li<5her Strafen treten sollen^ theils unabhängig von letzteren, 
also als selbstständige Strafen, verhängt werden. Sie sind 
^^ den einheimischen Redactionen durchgängig in der 
«•irischen Kechnungsmünze, in Marken und Theilen der- 
®^ll>en, angesetzt (80). Die allgemeine Bezeichnung für 
^Äs Entrichten von Geldstrafen ist: y^aatüfacere, emendare, 
^et^ren** (81), Genugthung leisten, bessern, als Sühne ent- 
^^^liten; der zu erlegende Geldbetrag selbst aber wird 
^^^<^ti8f actio , beterin^ej broW* (82), nur selten yjbote^* (83), 
•■^^c^che, Besserung, Busse, genannt. Diese Ausdrücke 
^^rden in den Quellen ohne Unterschied für alle Geld- 
^^ssen im weiteren Sinne, nämlich sowohl für die 
^etn Verletzten zustehenden Sühnegelder, die Bussen 
^1)1 engeren Sinne, als auch für die zum Besten der 
Stadt zu entrichtenden Strafgelder, die Wedden (84), 
gebraucht (85). Eine jede der eben erwähnten beiden 
Arten von Geldstrafen bedarf einer gesonderten Er- 
örterung. 

Unter den Bussen ist als die wichtigste die Mann- 
busse (86), das Sühnegeld für den Todtschlag, hervor- 
zuheben. Schon Bischof Albert verordnete im Jahre 1211, 
dass für die Tödtung eines Menschen 40 M. Pf. zu er- 
legen seien (87). In diesem Betrage finden wir die Mann- 
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busse auch im ältesten Stadtrechte (88). Später wurde 
sie^ wie in Livland überhaupt , so auch in Riga auf die 
ungefähr entsprechende Summe von 10 M. Slb. fest- 
gesetzt (89); diese Summe muss jedoch in Riga bald 
nicht mehr genügt haben ; denn gegen das Ende des 
13. Jahrhunderts waren die Verwandten eines Getödteten 
berechtigt; ausser der Mannbusse eine weitere, nach dem 
Gutdünken ehrenhafter Männer zu bestimmende Zahlung 
zu fordern (90). Sodann wurde es üblich, dass der Rath, 
gegen welchen sich der Todtschläger zur Erlegung des 
Sühnegeldes erbieten musste, der Mannbusse noch eine 
besondere, den Verhältnissen angemessene Busse hinzu- 
fügte (91); so dass die Summe von 10 M. S., die immer 
noch als die gesetzlich feststehende Mannbusse aufgeführt 
wird; in der That nur das Minimum dessen war, was dem 
Kläger als Sühnegeld gebührte. — Die Mannbusse musste 
bei besonders schweren Verbrechen, namentlich solchen, 
die mit y^voraate^^ verübt waren, in doppeltem Betrage 
(80 M. Pf. oder 20 M. S.) erlegt werden; schwerere Ver- 
wundungen (Lähmungen) wurden mit der halben Mann- 
busse gesühnt (92). 

Geringere Bussen kommen in der Höhe von 12, 
6 und 3 M. Pf., 3, 2, 1, V2 und V4 M. S. und von 6 Oeren 
vor. Diese Beträge stellen sich übrigens nicht als Unter- 
abtheilungen der einfachen oder halben Mannbusse (40 
und 20 M. Pf.; 10 und 5 M. S.) dar; scheinen mithin 
nicht von der Mannbusse abgeleitet zu sein. Mit den- 
selben wurden verschiedene leichtere Körperverletzungen, 
Injurien und ähnliche Vergehen, so wie Hilfeleistung bei 
schweren Verbrechen gesühnt. 

Nur ausnahmsweise finden sich im älteren Rechte 
einige Bussen, deren Betrag nicht zum Voraus fixirt, 
sondern der Uebereinkunft der Betheiligten überlassen 
war (93). 
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Mit der Elntrichtung einer Busse war regelmässig die 
Zahlung einer der Stadt zufallenden Wedde ver- 
bunden (94). Solche Wedden kommen in der Höhe von 
6, 3 und 1 M. Pf., 10, 6, 3, 2, 1 und V2 M. S. und von 
8 Oeren vor. Sehr oft werden aber auch Wedden 
ohne Bussen, als selbstständige Strafen, verh&igt, und 
^war in Beträgen von 40, 12 und 3 M. Pf., 10, 6, 3, 2, 
^ V«» h V2; Vi ^' S. und von 4 Oeren. Diese Wedden 
tiraten vorzugsweise fiir Verbrechen und Vergehen gegen 
das Gemeinwohl und die Obrigkeit ein, nicht selten aber 
auch für solche, die mit einer Schädigung Einzelner ver- 
bunden sind, bei denen jedoch eine Busse nicht aus- 
gesprochen werden konnte, weil der erlittene Nachtheil 
»ich nicht, wie bei Tödtungen, Verwundungen u. s, w., zum 
^opaus abschätzen liess. 

Die Wedden wurden dem Siebter erlegt, von Letz- 
terem aber dem Bathe abgeliefert, um zur Erhaltung der 
Sta.<ltmauer verwandt zu werden (95). Dem Bathe zu dessen 
^^Sener Verwendung waren aber die Wedden für Ding- 
flUehtigkeit beim Bathe zugewiesen (96). Dasselbe dürfte 
^J^sichtlich der von den Bathmannen für Verletzung der 
^^^dnung des Geschäftsganges im Bathe zu entrichtenden 
Strafgeldern anzunehmen sein (97). 

Als eine besondere Gattung von Wedden sind end- 
lich noch diejenigen Strafgelder zu erwähnen, die in ge- 
wesen Fällen neben den der Stadt zufallenden Wedden 
dem Vogte zu entrichten waren (98). 

b) Sonstige Vermögensstrafen. 

Eine Confiscation des ganzen Vermögens eines Ver- 
^J^echers kennen die Stadtrechte nicht (99); sie ordnen 
Jedoch öfters die Entziehung gewisser Vermögensobjecte 
^^. Dahin gehört: 

1) dass die Uebertretung einiger im Interesse des 
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Markt- und Handelsverkehrs erlassenen Vorschriften den 
Verlust der Victualien oder Waaren, mit denen dem Ver- 
bot zuwider gehandelt worden war, nach sich zog (100); 

2) dass das allen um Lohn Dienenden untersagte 
Tragen von grossen Messern {j^stekemeate eder bazeler^^ 
mit Wegnahme derselben beahndet wurde (101), und dass 
Waffen, für deren Zücken auf Andere Jemand beatrafit 
wurde; dem Bichter zufielen (102). 

Der Verlust des Intestaterbrechts findet sich nur ver- 
einzelt als Folge eines öffentlich gerichteten Verbrechens 
(des Ehebruches) ausgesprochen (103). 

8. Umwandlung öffentlicher Strafen in Geld- 

strafeu; und umgekehrt. 

In den Stadtrechten werden für die einzelnen Ver- 
brechen entweder öffentliche Strafen in Verbindung mit 
den entsprechenden Geldstrafen (104), oder öffentliche 
Strafen allein (105), oder endlich Geldstrafen allein (106) 
angedroht. 

Ueberall, wo der Anordnung einer öffentlichen Strafe 
die einer entsprechenden Geldstrafe nachfolgt, war dem 
Schuldigen die Möglichkeit geboten, durch Erlegung von 
Busse und Wedde, beziehungsweise der letzteren allein, 
die öffentliche Bestrafung abzuwenden , oder, wie die 
Quellen sich ausdrücken ^ die Strafe „abzulösen^ (107). 
Eine solche Ablösung konnte jedoch nicht ohne Weiteres 
durch Entrichtung der Geldstrafe vorgenommen werden, 
war vielmehr, sobald die Sache klagbar geworden ^ von 
der Zustimmung des Kichters und des Klägers ab- 
hängig (108), kam demnach auf dem Wege des Vergleichs 
zu Stande. Bei einigen schwereren Verbrechen war sogar 
die Zustimmung des Rathes erforderlich (109). Von der 
Regel, dass die Einwilligung des Klägers nothwendig sei, 
wurde eine Ausnahme gemacht bei flüchtig gewordenen 
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(und in Folge dessen friedlos gelegten) Todtschlägem 
und Mördern: wenn solche sich zur Sühne erboten und 
der Bath die Busse festgestellt hatte, so waren die Ver- 
wandten des Getödteten verpflichtet; dieselbe entgegen- 
zunehmen; weigerten sie sich dessen, so wurde dem Ver- 
brecher Friede gebannt , das Verbrechen also auch ohne 
Zustimmung der Kläger als gesühnt angesehen (110). 

Abweichend von anderen Strafandrohungen wird bei 
Todtschlag; Mord und Hausfriedensbruch unterschieden, 
ob der Verbrecher ergriffen worden oder sich auf die 
Flucht begeben hat : für den ersteren Fall wird die Todes- 
strafe ausgesprochen, für den letzteren aber die Sühne 
durch Erlegung von Busse und Wedde gestattet (111). 
^Wir dürfen hieraus folgern, dass Verbrecher, die auf 
andhafter That (112) ergriffen waren, in der Begel die 
«inliche Strafe zu erleiden hatten, wahrscheinlich weil 
egen solche ein höchst summarisches, mit sofortiger Voll- 
"toeckung des Urtheils verbundenes Verfahren stattzufinden 
flegtc (113) und der Kläger unmittelbar nach der That 
alten zur Eingehung eines Vergleichs mit dem Misse- 
äter geneigt sein mochte. Doch ist schwerlich anzunehmen, 
ass in Fällen dieser Art gar kein Vergleich zugelassen 
Orden sei. Auf das oben erwähnte, bei dem flüchtigen 
^Verbrecher eintretende Sühneverfahren, durch welches die 
^Verwandten des Getödteten gezwungen werden konnten, 
^ich mit dem vom Rathe festgestellten Sühnegelde zu be- 
gnügen, hatte der auf der That ergriffene Todtschlägeru.s. w. 
allerdings keinen Anspruch; ein Vergleich desselben mit 
^em Kläger und Richter aber war gewiss nicht aus- 
geschlossen (114). 

Wo femer nur öffentliche Strafen angedroht sind, 
muss gleichfalls die Statthaftigkeit einer Abwendung der 
Strafe durch Vergleich mit dem Richter und Kläger 
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vorausgesetzt werden, wenngleich die Stadtrechte keine 
Andeutungen hierüber enthalten. 

Wo endlich nur Geldstrafen angedroht sind, wurde, 
wenn der Schuldige solche zu entrichten ausser Stande 
war» ohne Zweifel eine angemessene öffentliche Strafe m 
Anwendung gebracht. Ausdrücklich angegeben ist die 
letztere nur in wenigen Fällen (115). Die Uebergabe in 
die Schuldknechtschaft wegen verwirkter Bussen und Wedden 
wird in den Stadtrechten nicht erwähnt. 

9. Arbiträre Strafen. 

Nicht immer wird in den Stadtrechten die Strafe 
eines Verbrechens oder Vergehens ausdrücklich festgesetzt. 
Schon das älteste Stadtrecht fügt den Strafsätzen für Ver- 
wundungen hinzu, dass in ähnliehen Fällen je nach den 
thatsächlichen Umständen geurtheilt werden solle (116). 
Von geringfügigen Diebstählen femer heisst es, dass die 
Höhe der Strafe nach der Grösse der Schuld abzumessen 
sei (117); — ein Grundsatz, der auch bei grösseren Dieb- 
stählen, für welche sich in den älteren Kecensionen eben- 
falls keine positiven Strafnormen finden, maassgebend ge- 
wesen sein muss (118). Diese Bestimmungen sind zwar 
in die umgearbeiteten Statuten nicht übergegangen; da- 
gegen enthalten die Burspraken nicht wenige Vorschriften, 
denen gar keine Strafen beigefügt sind, obwohl sie ohne 
Anwendung solcher nicht aufrechterhalten werden konn- 
ten (119), und drohen öfters die Bestrafung nur in all- 
gemeinen Ausdrücken, wie „bei Leib und Gut'^ oder „bei 
ernstlicher Strafe'^, an (120). Es erhellt hieraus, dass in 
Fällen, wo es für eine ausdrücklich verbotene Handlung 
an einer im Gesetz festgestellten Strafe mangelte, nach 
freiem Ermessen geurtheilt wurde, arbiträre Strafen mithin 
öfters verhängt wurden. Bei der UnvoUständigkeit des 
schriftlich aufgezeichneten Rechts jener Zeit ist schwerlich 
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zu bezweifeln ; dass die arbiträre Strafgewalt auch in 
anderen^ als den eben angeführten Fällen eingetreten sei, 
TFozu namentlich die zahlreichen Geldstrafen Anlass geben 
mussten^ über deren bei Zahlungsunfähigkeit des Schul- 
digten nothwendige Ersetzung durch öffentliche Strafen 
die Stadtrechte äusserst wenige Festsetzungen enthalten. 



Zweites Capitel. 
Von den einzelnen Verbrechen und Vergehen. 

I. 

^^irltreelien und Vergehen gegen das Cfemeinwesen nnd 

die Obrigkeit. 

1) Erregung von Aufruhr. Wer ohne Wissen 

^^^^d Zustimmung der Bürger, in der Absicht, einen Streit 

^^^r Kampf hervorzurufen („7>ro lue provocanda^*) , eine 

^«iine aufpflanzt, wurde nach dem ältesten Stadtrecht mit 

^mer der Stadt zufallenden Geldstrafe von 40 M. Pf. (dem 

•betrage der Mannbusse) bestraft (121). Das spätere Recht 

*^^Toht mit der Todesstrafe Jeden, der ohne Genehmigung 

^^8 Bathes ein Banner entfaltet, die Glocke läutet oder 

^^reammlungen veranstaltet, um Unruhen in der Stadt zu 

^»egen (122). 

2) Störung des Friedens nach aussen. Wenn 

^^ Bürger in einem fremden Lande, mit dem die Stadt 

* rieden hat, in irgend welche Zwistigkeiten geräth, durch 

Welche das freundschaftliche Verhältniss der Stadt zu 

jenem Lande gestört werden kann, so ist er, falls solches 

fiathmannen oder anderen Biedermännern bekannt ist, 

verpflichtet, sich dorthin zu begeben und den Zwist zu 

vergleichen; weigert er sich dessen, so verliert er nebst 

Weib und Kindern das Bürgerrecht (123). 

T.Bunge, Die Stadt Biga. 20 
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3) Bruch des von Rathmannen gebotenen 
Friedens. Bei Streitigkeiten ^ die in der Stadt unter 
deren Bewohnern oder im Auslande unter Bürgern der 
Stadt entstanden, war ein hinzukommender Rathmann 
befugt, beziehungsweise verpflichtet, den Streitenden einen 
Termin zur Anbringung der Sache beim Bathe oder bei 
Gericht anzuberaumen und das Friedehalten zu gebieten. 
Wer einen solchen Frieden brach, wurde mit derjenigen 
Strafe an Leib und Gut belegt, bei welcher der Friede 
geboten war (124). 

4) Beschirmung von Missethätern (Begünsti- 
gung). Wer einen Räuber, Mörder oder Dieb gewaltsam 
oder in anderer Weise in Schutz nimmt und die Straf- 
vollstreckung hindert, hatte nach ältestem Recht die gleiche 
Strafe, wie der Missethäter, zu erleiden, oder der Stadt 
den Betrag der doppelten Mannbusse zu erlegen (125). 
Hiervon weicht das Rigisch-HapsaPsche Stadtrecht insofern 
ab; als es der Beschützung von Dieben nicht gedenkt und 
den Schuldigen zur Ablösung der Strafe die einfache 
Mannbusse von 10 M. S. an die Verwandten des Ge- 
tödteten nebst einer Wedde von 1 M. S. an die Stadt 
zahlen lässt (126). Die umgearbeiteten Statuten endlich 
bedrohen denjenigen, der einen Mörder oder Todtschläger 
gewaltthätig beschützt und die Verfolgung hindert; mit 
der Todesstrafe, die durch Erlegung von 10 M. S. ab- 
gelöst werden konnte (127). — Verwandt hiermit ist das 
Herbergen oder Speisen eines Friedlosen^ wo- 
für eine Geldstrafe von 3 M. S. erlegt werden musste. 
Von dieser Strafe konnte sich jedoch der Herbergende 
durch Leistung eines Eides darüber, dass er von der 
Friedloslegung nicht gewusst habe, befreien (128). 

5) Klageführung bei fremden Gerichten. 
Nach ältestem Recht wurde die Anbringung einer Klage 
von Seiten eines Bürgers gegen einen Mitbürger beim 
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Landesherm (,^rincep8**) mit einer Wedde von 40 M. Pf. 
bestraft (129). Dieselbe Strafe hat das spätere Becht für 
Klagen der Bürger bei fremden Gerichten (130), Einer 
milderen Auffassung folgend, lassen die umgearbeiteten 
Statuten den Bürger, der eine Klagesache gegen einen 
andern Bürger, die vor das weltliche oder städtische Ge- 
richt gehört, bei einem geistlichen oder einem sonstigen 
ausserstädtischen Gerichte anhängig macht oder die Be- 
rufung dahin ergreift und dadurch seinen Gegner in 
Schaden bringt, eine Wedde von 3 M. S. entrichten, und 
verpflichten ihn ausserdem zum Schadensersatz (131). 

6) Endlich sind noch verschiedene hierher gehörige 
Vergehen im Folgenden anzuführen: 

a) Wer sein in der Stadt oder Stadtmark belegenes 
Erbe an einen ausserhalb der Stadtmark Wohnhaften ver- 
kauft, ohne es vorher dem Rathe angeboten und dessen 
Genehmigung erlangt zu haben, wird mit 10 M. S. ge- 
straft (132). 

b) Jeder Bürger, der Schiffe zur See führte, war ver- 
pflichtet, sich der Flagge der Stadt zu bedienen; unter- 
liess er Solches, so traf ihn eine Wedde von 1 M. S., es 
sei denn, dass er die Flagge aus Furcht (vor Seeräubern 
oder Feinaen) eingezogen hätte (133). 

c) Ein Hausbesitzer, dessen Haus in Brand gerathen 
war, wurde, wenn er Solches nicht zeitig (ehe die Glocke 
geläutet war) durch Geschrei (Gerüfte) zur Kenntniss 
brachte^ mit einer Wedde von 3 M. S. bestraft (134). 

d) Jedes Verhalten, das ;,dem Gerichte zum Ver- 
fange" gereicht, worunter wohl eine das gerichtliche Ver- 
fahren hemmende Begünstigung von leichteren Verbrechen, 
im Gegensatz zu der Beschirmung von Mördern u. s. w. 
(s. oben Nr, 4), zu verstehen ist, war bei Strafe von 8 M. S. 

verboten (135). 

20* 
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e) Uebertretungen der in den Burspraken enthaltenen, 
im Interesse der öffentlichen Sicherheit, des Handels- und 
Marktverkehrs, der Steuerung des Luxus u. s. w. ge- 
troffenen Bestimmungen wurden mit Geldstrafen von ver- 
schiedenem, meist nicht bedeutendem Betrage beahndet. 

II. 

Verbrechen gegen die Religion. 

Ein Christ, Mann oder Weib, der ungläubig ist, oder 
mit Zauberei oder Giftmischerei umgeht und auf fnscher 
That betroffen wird, soll auf dem Scheiterhaufen verbrannt 
werden (136). Der Ketzerei (dem Unglauben) werden 
in diesem Satze der Statuten die Zauberei und Gift- 
mischerei gleichgestellt, weil diese Verbrechen, bei 
denen man einen Bund mit dem Teufel annahm, ebenfalls 
als Abfall vom Christlichen Glauben galten (137). 

III. 

Verbrechen gegen das Leben. 

1) Tödtung, Todtschlag ohne „vor«a^«" (138). Nach 
einer Verordnung Bischof Alberts vom Jahi% 1211 ist 
die Tödtung eines Menschen durch Erlegung der Mann- 
busse von 40 M. Pf. zu sühnen (139). Das älteste Stadt- 
recht bestimmt hinsichtlich dieses Verbrechens nur Folgen- 
des: wenn Jemand einem Andern auf offener Strasse mit 
einem Messer eine Wunde, die den Tod zur Folge hat, 
beibringt und auf handhafter That ergriffen wird, so soll 
er gerädert werden (140). Nach dem Wortlaut des be- 
treffenden Artikels ist diese Bestimmung auf einen Todt- 
schlag ohne Vorbedacht {j^aine insidiia^^) zu beziehen; in 
derselben kann jedoch eine allgemeine Norm für die Be- 
strafung der Tödtung nicht gefunden werden ; denn einmal 
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ergiebt sich aus dem sonstigen Inhalt des Artikels, dass 
Verwundungen mit einer gefährlichen VS^aflFe, einem 
Messer, damals für weit straffälliger galten, als solche mit 
anderen Werkzeugen; sodann aber wird im Stadtrecht 
selbst die Anwendung jenes Satzes dadurch beschränkt, 
<iass gestattet wird, in ähnlichen Fällen nach den jedes- 
maligen Umständen zu urtheilen, also auch eine andere 
(weniger harte) Strafe zu verhängen. — Nach den späteren 
<^uellen trifft den Todtschläger , wenn er ergriffen wird, 
cäie Todesstrafe, und zwar die Enthauptung (141); ist er 
<^ber flüchtig geworden, so wird er friedlos gelegt, kann 
:5.ndes8 das Verbrechen durch Erlegung der Mannbusse 
"%^on 10 M. S. an die Verwandten des Getödteten und 
-«iner Wedde von 3 M. S. sühnen (142). Für die Be- 
"wjrtheilung der Frage, ob eine Verwundung, welcher der 
TTod des Verletzten erst nach Verlauf einiger Zeit folgte, 
-^als Tödtung anzusehen sei, stellen die Statuten folgenden 
'^jrrundsatz auf: war der Verwundete bettlägerig geworden 
"^and genas binnen 14 Tagen so weit, dass er aufstand, 
^etarb aber später, so durfte der Thäter nicht mehr wegen 
*--Iödtung, sondern nur wegen Verwundung in Anspruch 
genommen werden (143). — Jeder Mitschuldige (Gehilfe) 
%ei einer Tödtung hatte eine Busse von 3 M. S. und eine 
"Wedde von 1 M. S. (früher 3 M. Pf.) zu entrichten (144). — 
^Is besonderes Verbrechen wird das Werfen eines 
anderen ins Wasser aufgeführt. Wer sich desselben 
-schuldig machte, vnirde mit dem Tode bestraft, falls der 
Hineingeworfene ertrank; rettete sich derselbe, ohne dass 
ihm der Thäter heraushalf, so verwirkte Letzterer die 
halbe Mannbusse; wurde ihm von dem Thäter heraus- 
geholfen, so trat eine geringere Busse (gleich der für „Blau 
und Blut'O ein (145). 

2) Der Mord wird in den Quellen als ein mit bösem 
Vorbedacht, in mörderischer Absicht, heimlicher (hinter- 
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listiger) Weise („ta^ä vorsale^ morllike, hemfiken*^ aus- 
geführter Todtschlag bezeichnet. Wurde der Mörder er- 
griffen, so traf ihn die Todesstrafe, nach den umgearbeiteten 
Statuten das Bädern. Der flüchtig gewordene Mörder 
wurde friedlos gelegt, konnte aber das Verbrechen durch 
Erlegung der doppelten Mannbusse (20 M. S., ursprüng- 
lich 80 M. Pf.) und einer Wedde von 3 M. S. (früher 
6 M. Pf.) sühnen (146). Als Mord, nämlich mit der 
doppelten Mannbusse, musste übrigens auch ein Todt- 
schlag gesühnt werden, der von den Verwandten eines 
Getödtcten aus Bache an einem Todtschläger, welchem 
nach Erlegung der Busse Friede gebannt worden war, 
verübt wurde (147). — Der Mitschuldige (Gehilfe) eines 
Mörders hatte dieselbe Busse und Wedde, wie der eines 
Todtschlägers, zu entrichten (148). 

3) Dass auch der Selbstmord als ein Verbrechen 
betrachtet wurde, geht daraus hervor, dass Selbstmördern 
ein unehrliches Begräbniss zu Theil wurde. Der Nachlass 
eines Selbstmörders fiel dessen Erben zu (149). 

IV. 

Körperverletzungen. 

1) Lähmung und Verstümmelung von Glied- 
maas sen. Während das älteste Stadtrecht sich auf den 
einfachen Satz beschränkt, dass derjenige, der einem 
Andern eine Hand oder einen Fuss lähmt, mit Abhauen 
einer Hand oder eines Fusses zu bestrafen ist, für ein 
Auge aber 20 M. Pf. gezahlt werden sollen (150), stellt 
das Rigisch-Hapsarsche Stadtrecht eine lieihe hierher ge- 
höriger Körperverletzungen nebst den entsprechenden 
Geldstrafen auf, und zwar: 
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Busse. Wedde. 
ITüx- jede ,yKriLnkung*^ (Verletzung mit 

xi.achfolgeiider dauernder Schwäche oder 

X^iähmung) eines Gliedes 5 M. S., 1 M. S., 

für- das Abhauen der Nase oder eines 

CDhres und für das Ausstechen eines 

-Ä^uges 5 „ „ 1 „ „ 

r das mit Vorbedacht {j^mit homode^^ 

a.ii8geführte Ausstechen eines Auges 

oder Abschneiden der Nase . . . . 10 „ ,, 3 99 »> 

das Abhauen oder Abschneiden des 

XDaumens , 3 ,; ^^ 1 ^^ ,, 



das Abhauen eines Fingers oder Ausschlagen eines 
Zahnes 1 M. S. Busse und 3 M. Pf. Wedde (151). 

"i^ umgearbeiteten Statuten haben die meisten dieser 

■^älle von Verstümmelungen, wahrscheinlich weil sie als 

V^i^undungen bestraft werden sollten, beseitigt, und 

ia.s8en nur noch denjenigen, der dem Anderen mit Vor- 

■^^^acht („dor ainen overmoM^) die Nase oder ein Ohr ab- 

^^^Kneidet oder ein Auge ausbricht, 10 M. S. entrichten, 

'^OTon dem Kläger zwei Dritttheil (6 M. 32 Oere), der 

Stadt 3 M. und dem Vogt 16 Oere zufallen (152). 

2) Verwundung und Schlagen. Nach dem älte- 
sten Stadtrecht sind für eine in der Absicht der Ermordung 
ausgeführte Verwundung, die den Tod des Verletzten 
liicht zur Folge hat, 20 M. Pf. (die halbe Mannbusse) und 
eine Wedde von 3 M. Pf. zu erlegen (153), was jedoch 
in die späteren Kedactionen nicht übergegangen ist. Das 
ältere Recht bedroht femer eine ohne ,,vor8ait^^ zugefügte 
Verletzung durch Schlagen mit einem Stocke oder anderen 
Werkzeuge mit einer Busse von 6 M. Pf. und einer 
Wedde von 3 M. Pf. (154). Diese Geldstrafen wurden 
verdoppelt, wenn die Verwundung mit einem Messer 
{jyCulteUo^^) ausgeführt war (155). Endlich werden im 
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Kigisch-HapsaPschen Stadtrecbt noch folgende Bussen und 
Wedden verhängt: für eine mit Vorbedacht ausgeführte 
Verwundung oder Zufügung von Schlägen mittelst eines 
Stockes 6 M. S. und 6 M. Pf.; für die Hilfeleistung 
hierbei 2 M. S. und 3 M. Pf. (156); für eine Verwundung 
im Gesicht, die eine Verunstaltung des Verletzten zur 
Folge hat, 12 M. Pf. und 6 M. Pf. (157). — Nach den 
umgearbeiteten Statuten ist jede Verwundung mit scharfen 
Waffen mit Abhauen der Hand zu bestrafen; der Thäter 
kann jedoch diese Strafe durch Erlegung von 5 M. S. 
ablösen, wovon 3 an den Kläger und 2 an die Stadt 
fallen (158). Ausserdem erwähnen die Statuten noch die 
Zufügung von Schlägen ohne scharfe Waffen (169), die 
hinsichtlich der Bussen und Wedden dem Gebrauch von 
Schimpf Worten gleichgestellt ist, offenbar also schon damals 
zu den Injurien gezählt wurde und daher unter Nr. VIII 
(Verbrechen gegen die Ehre) angeführt werden soll (160). 

V. 

Cfewaltthätigkeiten. 

1) Hausfriedensbruch. Im ältesten Stadtrecht 
ist schon das (heimlich oder ohne Erlaubniss geschehene) 
Oeffnen der Thüre mit Hineintreten in die Wohnung 
eines Anderen mit Geldbussen im Betrage von 6 Oeren, 
wenn die Thüre unverschlossen, und von 3 M. Pf., wenn 
sie verschlossen war, bedroht (161). Für gewaltsames 
Eindringen in ein Haus aber ist, wenn der Thäter un- 
bewaffnet war und keinen Schaden angerichtet hat, eine 
Busse von 6 und eine Wedde von 3 M. Pf. zu ent- 
richten; erstere wird verdoppelt, wenn der Thäter Schaden 
zugefügt und Jemand übel behandelt hat. Wer bewaffiiet 
in ein Haus dringt und daselbst den Hausherrn, dessen 
Hausgenossen {„/lospüemf*) oder sonst Jemand tödtet, soll« 
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wenn er ergriffen wird, mit dem Tode bestraft werden; 
ist er flüchtig geworden, so kann er das Verbrechen durch 
Erlegung der doppelten Mannbusse an die Verwandten 
des Getödteten und einer Wedde von 6M. Pf. sühnen (162). — 
Im Bigisch - HapsaFschen Stadtrecht wird zwischen einem 
Hausfriedensbruche mit Waffen und einem solchen ohne 
Waffen nicht mehr unterschieden. Beibehalten ist die 
Strafe für Tödtung des Hausherrn; im Uebrigen aber 
werden dem gewaltthätigen Hausfriedensbrecher folgende 
Bussen und Wedden angedroht: 
für Misshandlung des Bewohners durch Schlagen und 

Haarraufen, jedoch ohne Verwundimg, 40 M. Pf. und 

6 M. Pf., 
für Verwundung desselben 80 M. Pf. und 12 M. Pf. (163), 
für Lähmung eines Gliedes 10 M. S. imd 3 M. S. 
Ausserdem sind für die Mitschuldigen (Helfer) bei einem 
jeden der angeführten Verbrechen Bussen und Wedden 
von geringerem Betrage festgesetzt (164). — Im Anschluss 
an das Hamburgische Becht haben die umgearbeiteten 
Statuten die früheren Strafsätze wesentlich vereinfacht. 
In denselben heisst es: wer mit bösem Vorbedacht oder 
mit versammelten Genossen {yf7nü heradenem mode ojte mit 
heaamenden vrunden^^ in des Anderen Were geht und ihn 
dort schlägt (aleity erschlägt?), ist, wenn er in der Were 
zurückbehalten wird, mit dem Tode zu bestrafen ; entkommt 
er, so hat er dem Manne das Doppelte der entsprechenden 
Busse nach Stadtrechten und der Stadt 10 M. S. zu ent- 
richten. Jeder Mitschuldige verwirkt eine Wedde von 
3 M. S. (165). Als Hausfriedensbruch soll es nicht gelten, 
wenn Leute zum Trinken in eine Schenke kommen und 
dem Wirth oder einem anderen Manne Etwas widerfährt, 
das hierher gerechnet werden könnte (166). 

2) Die Herausforderung zum Zweikampf war 
nach älterem Rechte mit Busse und Wedde (ursprünglich 
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12 M. Pf., später 2 M. S. und 3 M. Pf.) bedroht (167), 
wird jedoch in den umgearbeiteten Statuten nicht mdbr 
erwähnt. 

3) Bedrohung mit Waffen. Wer ein Messer^ 
Schwert oder eine andere Waf!e gegen einen Anderen 
zückt, ohne ihn übrigens zu verwunden, hatte, je nachdem 
er sich dessen mit oder ohne Vorbedacht schuldig machte, 
eine Wedde von 2 oder 1 M. S. zu entrichten. Durch 
das neuere Recht wurde die Wedde hierfür ohne Unter- 
schied auf 1 M. S. normirt und die Ablieferung der Waffe 
an den Bichter angeordnet (168). 

VI. 

Fälschnng nnd Betrag. 

1) Falsches Maass und Gewicht. Wer mit 
einem unrichtigen Gewicht oder Maasse (Becher^ Stof oder 
Oelmaass) betroffen war, wurde nach älterem Rechte mit 
einer Wedde von 3 M. Pf. bestraft (169). Der Besitz 
eines falschen Pfundgewichts^ das um ein halbes Livisches 
Pfund leichter oder schwerer war, als es sein sollte^ hatte 
jedoch, wenn der Inhaber die unrichtige Beschaffenheit 
des Gewichts nicht kannte, keine Schmälerung der bürger- 
lichen Ehre desselben zur Folge, und wurde erst, wenn 
er zum zweiten Mal damit ertappt wurde, gestraft (170). 
Das Rigisch-HapsaFsche Stadtrecht kennt die Entschuldigung 
durch Unkenntniss nicht, und setzt höhere Wedden als 
3 M. Pf. fest, wenn der Betroffene fortfährt, sich eines 
Gewichts zu bedienen, das um ein Livisches Pfund von 
dem richtigen differirt (171). — Eingehender sind die 
Strafsätze der umgearbeiteten Statuten. Nach denselben 
hat derjenige, der sich eines unrichtigen Pfundgewichts 
bedient, das um ein Liv. Pfund zu schwer oder zu leicht, 
oder eines Besmers (Schnellwage); der um ein Markpfund zu 
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leicht oder zu schwer ist, eine Wedde von 1 M. S. zu 
entrichten (172). Wer mit der Elle umgeht, wird, wenn 
seine Elle um ein halbes Fingerbreit zu kurz ist, mit Ab- 
hauen der Hand, wenn sie aber ein Fingerbreit zu kurz 
ist, mit dem Tode bestraft ; jedoch kann erstere Strafe mit 
5 M. S., letztere mit 10 M. S. abgelöst werden (173). 
Wer Maasse (Hohlmaasse) gebraucht und kein volles 
Jlaass giebt, weddet V« M. S. (174). Das Halten von 
zwei verschiedenen Maassen oder Gewichten, von denen 
clas eine (für den Einkauf) zu gross oder zu schwer, das 
andere (für den Verkauf) aber zu klein oder zu leicht ist, 
eoll als Fälschung bestraft werden (175). 

2) FalscheMünze. Wer im Besitz falscher Münze 
5m Betrage von 2 Oeren betroffen wird, soll nach dem 
«Itesten Stadtrecht die Hand verlieren (176). Nach spä- 
"^erem Recht wird wegen des Besitzes von 2 Oeren und 
^:snehr solcher Münze eine Wedde von 1 M. S. verhängt. 
ISeläuft sich aber die falsche Münze auf einen halben 
Verding oder darüber, so wird der damit Betroffene mit 

^em Abhauen der Hand, welches jedoch mit 5 M. S. ab- 
gelöst werden kann, bestraft; beläuft sie sich auf einen 
Terding, so trifft ihn das Sieden in einer Pfanne (177). — 
Besondere Strafsätze galten für den städtischen Münz- 
meister, welcher verpflichtet war, die Mark so zu giessen, 
dass sie 15 Loth Silber enthielt« Machte er sie um zwei 
schwere Pfennige schlechter, so hatte er 3 M. S. zu 
wedden; betrug die Verschlechterung einen Satin (V82 
einer Mark), so verlor er seine Hand, welche Strafe mit 
5 M. S. abgelöst werden konnte; war aber die Mark um 
ein Loth (^le einer Mark) schlechter, als sie gesetzlich sein 
sollte, so wurde er mit dem Tode bestraft: (178). 

3) Fälschung von Gut, worunter wohl haupt- 
sächlich betrügerische Verfälschung von Handelswaaren (179) 
zu verstehen ist. Belief sich die Fälschung auf weniger 
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als einen halben Ferding, so wurde sie mit einer Wedde 
von 1 M. S. bestraft ; betrug sie einen halben Ferding, so 
traf den Fälscher das Handabhauen, welches mit 5 M. S. 
abgelöst werden konnte; auf Fälschung im Betrage von 
einem Ferding oder darüber stand die Todesstrafe (180). 

4) Meineid und falsches Zeugniss« Nach dem 
Bigisch -HapsaPschen Stadtrecht hat die Leistung eines 
falschen Eides die Rechtlosigkeit; insbesondere die Un- 
fähigkeit zur Zeugnissablegung , zur Folge (181). Die 
umgearbeiteten Statuten erwähnen den Meineid nicht aus^ 
drücklich y wohl aber die Ablegung eines falschen Zeug- 
nisseS; welche ausser der Rechtlosigkeit die Verpflichtung 
zum Ersatz aller Kosten und Verluste an denjenigen, der 
dadurch in Schaden gekommen, nach sich zog. Falsches 
Zeugniss über eine Summe von mehr als einem Ferding 
wurde mit dem Tode bestraft (182). 

5) Fälschliche Bezichtigung wegen eines 
Verbrechens. Wer einem Anderen einen Diebstahl 
zur Last legt, ohne ihn dessen überweisen zu können, 
soll nach dem ältesten Stadtrecht 12 M. Pf. büssen (183;. 
Strenger ist das spätere Recht, welches denjenigen, der 
einen Andern Dieb^ Mörder oder Räuber nennt, und sich 
dabei berühmt, dass er ihn überfuhren werde, solches 
aber zu thun nicht im Stande ist, mit derselben Strafe 
bedroht, die den Angeschuldigten getrofien hätte, wenn 
er überwiesen worden wäre (184). 

6) Fälschliche Ansprache aus einem Ver- 
löbnisse. Wer behauptet, dass eine Jungfrau oder Frau 
ohne Zustimmung ihrer Verwandten und Vormünder ihm 
Treue gelobt habe, soll in den binnenländischen Städten 
kein Geleit geniessen, und in der Stadt, in welcher er er- 
grifi^en wird, nach Stadtrecht gerichtet werden (185). 
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VII. 

Aneignung fremder Sachen. 

1. Diebstahl*). 

Aus den ältesten Quellen ist über dieses Verbrechen 
i m Wesentlichen nur zu entnehmen, dass die Entwendung 
^^on Gegenständen geringen Werthes (Holz, Heu, Früchte 
^oder Saaten eines Andern) mit arbiträrer Strafe belegt 
""^/nirde (186), sowie dass der eines wiederholten Dieb- 
^stahls üeberwiesene rechtlos wurde (187). Femer heisst 
-^8 in denselben, dass als ein Dieb angesehen werden soll, 
^^ver ein verirrtes Stück Vieh auf der Weide oder in der 
2Stadt ohne gemeinsame Zustimmung (der übrigen Bürger) 
«ch aneignet (188), desgleichen wer in der Stadtmark 
-^las Pferd eines Anderen zum Fahren, Pflügen oder Reiten 
an sich nimmt und ausserhalb der Stadtmark damit er- 
griffen wird (189), — Satzungen, welche darthun, dass 
die Strafen des Diebstahls schon früh auch in anderen 
Fällen, als in dem der heimlichen Aneignung einer in der 
Were des Bestohlenen befindlichen Sache, in Anwendung 
gebracht wurden. Wer über gefundene Sachen nicht die 
gehörige Anzeige macht (190), wurde nach dem Rigisch- 
Hapsal'schen Stadtrecht rechtlos und hatte wahrscheinlich 
auch sonstige Strafe zu erleiden, da das Verhehlen fremder 
Sachen überhaupt dem Diebstahl gleichgestellt wurde (191). 
Ausführliche Bestimmungen über die Bestrafung des 
Diebstahls enthalten erst die umgearbeiteten Statuten, welche 
nach dem Werthe des Gestohlenen unterscheiden: 

a) Diebstahl von einem Ferding oder darüber (grosser 
Diebstahl). Die Strafe ist das Hängen. 

b) Diebstahl von einem halben Ferding oder darüber 
(mittlerer Diebstahl). Strafe: Brandmarkung oder Ab- 
schneiden eines Ohres, ausserdem Verweisung aus der Stadt. 
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c) Diebetahl unter einem halben Ferding (kleiner 
Diebetnhl). Strafe: Stäupen und Verweisung aus der 
Stadt (192). 

d) Entwendung von Lebensmitteln (Hühnern, Gänsen, 
Kohl), einer Bürde Heu oder Holzes (kleinster Diebstahl). 
Strafe: das Setzen auf den Kak, das jedoch durch Ent- 
richtung von 1 M. S. an die Stadt und 4 Oeren an den 
Richter abgelöst werden konnte (193). — Jeder Dieb^ der 
unter einem Ferding gestohlen hatte und entkommen war, 
wurde in das schwarze Buch verzeichnet, und, wenn 
er einen abermaligen Diebstahl beging, mit dem Hängen 
bestraft (194). 

Geetohlene Sachen sind dem Bestohlenen abzu- 
liefern (195). Die Unterlassung der Anzeige über ge- 
fundene Sachen hat Rechtlosigkeit des Finders zur 
Folge (196). Wer Gut verheimlicht, das er in der See 
oder auf dem Strande gefunden hat, gilt als Dieb (197). 

Wer sich eine fremde Sache aneignet und sich auf 
einen Missgriff, d. h. darauf, dass er die Sache für 
seine eigene gehalten und deshalb mitgenommen habe, 
beruft, soll keine Schmälerung seiner Ehre erleiden, wenn 
er eine eben solche Sache, wie die genommene, besitzt; 
ist dies nicht der Fall, so gilt er als Dieb (198). 

Der Diebstahl in einer Badstube wird, wenn der 
Werth des Gestohlenen 1 Loth oder darüber beträgt, mit 
dem Tode bestraft (199). 

Ein flüchtiger Schuldner, der Vermögensstücke 
mit sich genommen oder weggeschickt (seinen Gläubigem 
entzogen) hat, ist, wenn er ergriflfen wird, mit dem Tode 
zu bestrafen (200). Nach einer späteren, auf einen Be- 
schluss der Hansestädte gegründeten Bestimmung soll 
derjenige, der in betrügerischer Absicht Geld leiht und 
damit wegzieht^ das Bürgerrecht verlieren und in keiner 
Hansestadt Geleit gemessen (201). 
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2, Raub. 

Die älteren Quellen sprechen nur von einem Baub- 
mörder. Ein solcher wurde, wenn er ergriffen ward, mit 
dem Tode durch Bädern bestraft; war er flüchtig ge- 
worden, 80 konnte er das Verbrechen durch Erlegung der 
doppelten Mannbusse an die Verwandten des Ermordeten 
und der entsprechenden Wedde sühnen (202). Nach den 
umgearbeiteten Statuten ist ein Räuber, der mehr als ein 
Loth geraubt hat, mit der Enthauptung zu bestrafen (203) ; 
ein Kirchenräuber aber, der für ein Loth gestohlen 
hat, soll gerädert werden (204). 

Dem See- und Strandraube suchten im dreizehnten 
Jahrhundert die kirchlichen Machthaber durch wiederholte 
Erlasse zu steuern, welche die Strandräuber, so wie Käufer 
gestrandeten Gutes, und Richter, die gegen die Schuldigen 
nicht einschreiten, mit dem Banne, und das Land, in 
welchem der Raub verübt worden, mit dem Interdict be- 
drohen (205). Durch einen am 24. Juni 1284 zu Wisby 
gefassten Beschluss der Gothland besuchenden Kaufleute 
wurde das gegen die Käufer geraubten und schiffbrüchigen 
Gutes zu beobachtende Verfahren geregelt, und den Schul- 
digen, ausser der Rückerstattung solchen Gutes an den 
Beraubten, eine Geldstrafe von 20 M. S. zum Besten der 
betreffenden Stadt auferlegt (206). Auf Grund späterer 
Beschlüsse der Hansestädte endlich wurde in der Bursprake 
vom Jahre 1412 der Ankauf geraubten kaufmännischen 
Gutes bei Strafe an Leib und Gut, jede Hilfeleistung an 
die Vitalienbrüder aber bei Todesstrafe verboten (207). 

vin. 

Vergehen nnd Verbrechen gegen die Ehre nnd Freiheit. 

1) Wörtliche und thätliche Injurien. Die 
älteren Quellen lassen denjenigen^ der Schmähworte gegen 
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einen Andern gebraucht^ Bussen von 3 und 6 M. Pf. ent- 
richten (208). Thätliche Injurien wurden damals ohne 
Zweifel mit den für Verwundung und Schlagen fest- 
gesetzten Geldstrafen (209) beahndet. Besonders erwähnt 
wird das Ertheilen einer Ohrfeige {^^alapaf^ vor Gericht, 
wofür ursprünglich eine Wedde von 3 M. S., in der Folge 
aber eine Busse von 12 M. Pf., so wie Wedden von 6 M, 
Pf. an die Stadt und 1 M. Pf. an den Richter erlegt 
werden musstcn (210). In den umgearbeiteten Statuten 
wird zwischen schwereren und leichteren thätlichen und 
wörtlichen Injurien unterschieden, wie folgt: 

a) Wer den Anderen ohne scharfe Waffen blau und 
blutig schlägt oder ihn mit sehr ehrenrührigen Be- 
nennungen (Dieb, Bäuber, Mörder oder dergl.) belegt, 
hat dem Kläger 1 M. S., der Stadt Vs M. S. und dem 
Richter 4 Oere zu entrichten. Im Fall der Zahlungs- 
unfähigkeit wird er mit dreiwöchentlichem Gefiingniss bei 
Wasser und Brod bestraft (211). 

b) Wer Jemandem Schläge ohne Blau und Blut 
zufügt oder Schmähworte (Lügner und dergl.) gebraucht, 
hat dem Kläger 1 Ferding, der Stadt 8 Oere und dem 
Richter 4 Oere zu erlegen. Den zur Zahlung Un- 
vermögenden trifft körperliche Züchtigung durch Schlagen 
auf dem Tische (212). 

2) Freiheitsberaubung. Im ältesten Stadtrecht 
wird derjenige, der einem von den Heiden oder sonst 
woher in die Stadt Geflüchteten die Freiheit entzieht, als 
ein Bürgerdieb („/wr civiuin^^) bezeichnet, d. i. mit der 
Strafe des Diebstahls bedroht (213). Nach späterem 
Recht soll, wer einen Freien zum Unfreien macht, der 
Stadt 10 M. 8. entrichten oder aber mit dem Tode be- 
straft werden (214). 
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IX. 

Fleisehesyerbrechen. 

1) Ehebruch. Wer auf Beischlaf mit der 
Ehefrau eines Anderen betroffen wurde, hatte nach 
dem ältesten Stadtrecht sein Leben verwirkt, es sei denn, 
dass der gekränkte Ehemann sich mit der Erlegung einer 
zu vereinbarenden Geldsumme zufriedengeben wollte (215). 
Im Bigisch -Hapsal'schen ßechte wurde die Todesstrafe, 
jedoch bloss für den Fall, dass der Schuldige unverehelicht 
war, beibehalten, zugleich aber für die Ehebrecherin eine 
besondere beschimpfende Strafe, das Tragen eines für 
diesen Zweck hergerichteten Mantels (i,schantkoj/cken^% 
verhängt (215). War der Ehebrecher ein verheiratheter 
Mann, so wurden beide Theile mit dem sogenannten 
„Blossziehen^^ (^^nackeih trecken^ naket Uyden^ bloth logenf^ 
bestraft, welches in einem schimpflichen Aufzuge beider 
Schuldigen durch die Strassen der Stadt bestand und nur 
mit Bewilligung des Rathes durch eine Geldzahlung ab- 
gelöst werden konnte (217). — Nach den umgearbeiteten 
Statuten hat der Ehebrecher (er mag verheirathet oder 
unverheirathet sein) die Strafe der Enthauptung zu er- 
leiden, die jedoch, wenn der gekränkte Ehemann seine 
Zustimmung giebt, durch Entrichtung der Mannbusse 
(10 M. S.) und der entsprechenden Wedde abgelöst werden 
kann. Will der Ehemann die ehebrecherische Frau be- 
halten, so darf er sie bei Wasser und Brod in ihre 
Kammer einschliessen , solange er will (218). — Der 
Beischlaf eines verheiratheten Mannes mit 
einem ledigen Weibe wurde mit dem „Blossziehen^' 
bestraft, welches indess durch Entrichtung von 3 M. S. 
abgelöst werden konnte (219). 

2) Die Bigamie wurde ursprünglich mit einer Wedde 
von 10 M. S., im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Schul- 

T. Bunge, Die Stadt Riga. 21 
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digen aber mit dem Werfen vom Schuppestuhl be- 
straft (220). Später wurde für dieses Verbrechen die 
Todesstrafe verhängt (221). 

3) Nothzucht. Wer eine Frau oder Jungfrau noth- 
züchtigt, soll nach dem ältesten Stadtrecht 40 M. Pf. eiv 
legen, weil er das Leben verwirkt hat (222). Nach späterem 
Recht trifft ihn die Enthauptung (223). 

4) Von der einfachen Schwächung ist bei anderen 
Gelegenheiten bereits gehandelt worden (224). 



Anmerkungen zum fünften Abschnitt 



1) A. 1: ,,Primum quidem sit^ ut nemo ipae iudicet; sed si 
-^ nocet alicui^ adversus proximum 8uum cor am iudice acUis- 
'^^cnem exigat^ secundum iu8 ordinatum;^^ vergl. auch A. 33. Ein 
Viehes Gebot erliess der päbstliche Legat Wilbekn, ebemaliger 
loliof von Modena, zu Reval am 1. Aug. 1238 (U.-B. Reg. 181, a). 

2) B. 3*. D. II, 4: j^Neghen man aal aulfrichte don, bi «i- 
»*« Uve:^ Bunpr. I, 1. IV, 1. V, 2. — lieber AusDahmen von 
»«r Regel 8. S. 292. 

3) Sera der heiligen Kreuzes-Gilde vom J. 1252 (U.-B. Nr. 242) 
t. 16:,, Vortmer werei sake, dcU en broder were beveidet^ dcU he 
'^t dorste gan ute der güde in sine Herberge j so aal men eme 
'<ie don veer brodere edder sosse, de solen ene beleiden in eine 
^i^erge}^ Vergl. v. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens und 
^tlchtsverlahrens S. 147 Anm. 681. 

4) S. oben S. 21 fg. 45 fgg. 

5) A. 1, oben Anm. 1. 

6) A. 30, woselbst dem Schuldigen eine Geldstrafe auferlegt 
■^^l, y^quia Omnibus urbanis in hoc derogavit,^* 

7) S. das Sachregister zum U.-B. Bd. VI unter „Friede und 
i^densbruch." 

8) D. II, 21. IX, 1. In den Stadtrechten bedeutet das Wort 
'^oibe" gewöhnlich nicht die verbrecherische Handlung, sondern 
^ darauf gesetzte Geldstrafe, s. z. B. B. 28. 30. 34. D. IX, 10. 

den Scra'en mehrerer Gilden dagegen werden Uebertretungen 
'^T Satzungen häufig ^^broke'^ genannt, s. U.-B. Nr. 242, 10. 19. 
- Nr. 950, 41. 50. 62. 63. Nr. 1305, 18. Nr. 2045, 20. 22. 

9) D. II, 14 § 2. IX, 11. XI, 4 § 5. (C. VU, 4. X, 2.) Im Art. 
§ 5 des XI. Theils der Statuten werden „«cÄeZm^re" (Streit, 

^J^liche und thätliche Injurien) und yyungericht'^ einander ent- 
-Scngesetzt. Im Art. 11 des IX. Theils kommt „ungericht** in 
"^em Zusammenhange vor, in dem es nur von schwereren Ver- 
"^^chen oder Friedensbrüchen, wegen deren die Klage mit Gerüfte 
^<^oben werden musste, verstanden werden kann. Im Art. 14 § 2 

21* 
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des II. Theils ist von „ungerichte , dat eme^ an sin liif ofte an 
sine sunt geit*^ die Rede; in Art 4 der Burspr. I aber werden 
Vergehen erwähnt, die nicht an ,3^1* ^^^ Hand" gehen. Die bei- 
den letzteren Steilen insbesondere sprechen für die im Texte an- 
genommene Bedeutung des Wortes ,,Ungerichf 

1 0) S. die Uel9ferschriften der Theile VII— X des Hamb.-Rig. 
Statuts. 

11) Näheres hierüber s. in den Quellen des Rigischen Stadt- 
rechts S. LXXVUfgg., besonders S. LXXXII, LXXXiytt.LXXXy. 

12) A. 3. 

13) B. 19. D. IX, 21. 

14) Vergl. John, Das Straf recht in Norddeutschland zur Zeit 
der Rechtsbücher (Leipzig 1858) S. 140—191. 

15) Vom Schadensersatz, als Folge eines Verbrechens, sowie von 
Beschädigungen durch Thiere und durch Reiten oder Fahren wird 
weiter unten gehandelt werden. 

16) A. 1. D. I, 18 § 1. (C. V, 13.) 21 § 1. 

17) D. I, 20. 21 § 2. (C. X, 12.) VergL überhaupt oben S. 230, 
236, und über den Ersatz des Werthes eines Behufs Hemmung einer 
Feuersbrunst abgetragenen Hauses oben S. 127. 

18) D. I, 25. 

19) S. die Citate in der Anm. 17. 

20) D. XI, 2. 

21) S. A. 24, wo dem Miether sowohl als dem Besitzer eines 
in Brand gerathenen Hauses Geldstrafen (für Mangel an Vorsicht) 
auferlegt worden. 

22) B. 30. D. IX, 22. 

23) A. 3. 4. B. 6*. 7*. 11. 19. 21. Die Ausdrücke „homod^ 
und ^^anlagej'^ die nur in dem in einer Redaction des 16. Jahr- 
hunderts aufbehaltenen Rigisch-Hapsarschen Stadtrechte vorkommen, 
dürften der älteren Rechtssprache nicht angehören. 

24) D. IX, 1. 4 § 3. 8 § 1. 

25) D. IX, 1. — In Lübeck und Hamburg verstand man Ursprünge 
lieh unter ^yvorsate^' nur gewisse Handlungen (vorangehenden Streit 
mit später folgenden, also mit Vorbedacht unternommenen Thätlich- 
keiten), die mit einer besonderen Busse belegt waren. Das Harn- 
burgiflche Recht Hess dann ^^vorsaie'* auch zu verschiedenen anderen 
Verbrechen hinzutreten und setzte für solche gehäufte Bussen fest 
(S. Freusdorff, Die Stadt- und Gerichtsverfassung Lübeck's 
S. 161 — 163; vergl. auch John, Das Strafrecht in Norddeutschland 
S. 64—88, u. V. Bunge, Das Herzogthum Estland S. 301 fg.) In 
dem dem Hamb.-Rig. Stadtrecht IX, 2 entlehnten Satze der umgearb. 
Statuten , IX , 1 : „ Umme ene vorsate scoln tugen erlike besetene 
borgere, de vore schelinge se si gesehen bi nachte ofte bi 
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cfio;^«/* namentlich in der Erwähnung des vorangehenden Streites 
f^yci^ vore echdinge^^) klingt jener alte Begriff der ,,vorsate^* noch 
nacli; das ursprünglich Rigische Stadtrecht hat aber, wie die in 
«ieir Anm. 23 angeführten Stellen der älteren Bedactionen ausweisen, 
dieses Wort von jeher in dem aUgemeineren Sinne des bösen Vor- 
l>e<lachts, der hauptsächlich aus den der Ausführung eines Ver- 
lens Yorhergehenden Thatsachen zu erkennen ist, gebraucht, und 
diesem Sinne ist es ohne Zweifel auch in den umgearb. Stat. 
9 1 und in der Ueberschrift des IX. Theils zu verstehen. 

26) B. 60. D. I, 28. X, 4. 

27) A. 14, in die späteren Redactionen nicht übergegangen. 

28) D. IX, 13. (C. Vm, 2.) 

29) D. X, 5. 

30) A. 8. B. 28. D. IX, 10. 

31) B. 34. D. VI, 2 § 1. 

32) B. 56. D. VI, 4 § 1. Diese Befiigniss ist im Rig.-Haps. 
^'^^^<ltrecht und im Haps. Stadtr. von 1294, Art. 56 dem Ehemanne 

^gen den Ehebrecher, nicht gegen die Ehefrau, und nur bei 
zwie&chen Ehebruch (wenn auch der Ehebrecher verheirathet 
zugesprochen. Für letztere Beschränkung ist jedoch kein Grund 
^o^^gehen, und überhaupt dürfte, der präcisen Fassung der um- 
S^Äirl). Statuten VI, 4 § 1 gegenüber, zu bezweifeln sein, ob das 
""^^^.-Haps. Stadtrecht in diesem Punkte richtig redigirt ist 

33) Burspr. I, 26. IV, 26. 

34) Einige der in den Anm. 30—33 citirten Stellen könnte man 

'^^rsucht sein auf Tödtung oder Verletzung in rechter Nothwehr 

^^ l>eziehen. Allein die Ausübung der Nothwehr hatte nach dem 

-^^cbte jener Zeit nicht die in den Stadtrechten statuirte unbedingte 

^^&eiung von Busszahlungen zur Folge. (Sachs. Landrecht II, 

^^; Zöpfl, Deutsche Rechtsgeschichte. 4. Aufl. III, 415; John, 
^^« Strafrecht in Norddeutschland, S. 315 fgg. S. auch die Sera 
*^er Gilde des h. Canutus in Reval im U.-B. Nr. 1519, 5 u. 10. 
'Wonach für Tödtung in Nothwehr die Mannbusse zu erlegen war.) 
-^^serdem werden in keinem der angeführten Artikel der Rigischen 
Quellen die Erfordernisse der rechten Nothwehr (John a. a. 0. 
^* 293 fgg.) erwähnt; vielmehr wird die Tödtung oder Verletzung 
^^ XJebelthäters, sofern sie nur auf frischer That („dar*% dortselbst, 
*"* Orte der That) erfolgt, ohne irgend welche Einschränkung ge- 
stattet Es ist daher schwerlich zu bezweifeln, dass die Stadtrechte 
laicht die Nothwehr im Auge gehabt, sondern dem in seinem Haus- 
^d Pamilienrechte Gekränkten haben gestatten wollen, „sofort nach 
vollbrachter That Rache zu nehmen, wenn über die That selbst 
w> wenig wie über die Person des Thäters ein Zweifel obwalten 
tonnte, und deshalb die Hilfe des Gerichts, das erst durch Beweis- 
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f&hruDg die Schuld feststellte, überflüssig erschien.^ (Hftlschne 
Geschichte des Brandenburgisch -Preussischen Strafrechts, Bon:. 
1855, 8. 25.) Eine so weit gehende Bachebefugniss des Hans- un^^^cnd 
Familienvaters wird übrigens nicht auffallend ^scheinen, wenn bc^^»^ 
rücksichtigt wird, dass nach dem Sachsenspiegel (Sachs. Laod^E. Mr. 
II, 69) die Tödtung oder Verwundung eines jeden Friede ^^• 
brechers straflos blieb, falls sie während der That oder auf de 
Flucht des Verbrechers geschehen war und dies wie gehörig 
wiesen werden konnte. 

35) A. 3. R. 8 *. 11. 21. 24—26. D. IX, 5 § 2. 7. 8 §f 8. u. 
lieber die Etymologie des Ausdrucks „vlocke unde verde^^ ^ s. 
Frensdorff in den Hansischen Geschichtsquellen I (Halle 1875^^^^^ 
S. LXXXVl i\r, 

36) A. 9. B. 12. D. IX, 18. X, 10. Das Gericht wird erst 
den umgearb. Stat. unter den befriedeten Orten genannt, gehör 







aber ohne Zweifel von jeher zu denselben, da die älteren Quelle ■ -p 

(A. 31. B. 52) für thätliche Injurien vor Gericht besondere Bnsi 
festsetzen. — Die Brod- und Fleischscharren kommen im ältesl 
Stadtrecht noch nicht vor. 

37) Diese Verdoppelung der Bussen hat sich auf schw< 
Verbrechen , namentlich solche, die mit der Mannbusse 
werden mussten, wahrscheinlich nicht erstreckt; wenigstens deut 
die Worte : ^^inhonestaverit^'' (A. 9) und , falle de broke, de iiar schs- 
van wunden unde van siegen eder vom, quaden worden^^ (D. IX, 1 
darauf hin , daee man hier hauptsächlich Ehrenkränkungen \b^ 
Schlägereien im Auge hatte, als diejenigen Vergehen, durch wel 
der Friede der genannten Orte am häufigsten verletzt wurde. 

38) U.-B. Nr. 168. 283, a. 

39) D. III, 7 § 1. I, 12. (C. VI, 13. VII, 15. 

40) B. 30. 

41) D. IX, 23. (Vgl. C. V, 19.) 

42) 8. oben ö. 289. 

43) In B. 30 wird dies ausdrücklich ausgesprochen; D. IX, ^^^ 
erwähnt nur die Buss^hlung, ohne einer der Stadt zu entricht;^^^''^' 
den Geldstrafe zu gedenken. 

44) D. IX, 24. (C. V, 20.) 

45) D. VI, 3 § 1. 4 § 2. IX, 3 § 1. X. 6. (C. X, 7.) 

46) A. 2. 4. B. 6. D. IX, 3 § 2. X, 1. Die Art der Vollzieht««^^ 
dieser Strafe giebt das Hamb.-Rig. St.-R. (X, 7) folgendergest^-^* 
an: ^^Eineme mar der e . . . aal rnen sine lede tostoUn mit eneif^^ 
rade unde damp selten.** ' 

47) D. X, 2 § 1. 4. (C. X, 7.) 

48) D. X, 7. (C. X, 8.) 

49) D. VllI, 1 § 3. (C. X, 7.) — Das Hamb.-Rig. St-R. foo 
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1270 XII, 7 (Handschrift A) lässt den Falschmünzer in einem Fass 
oder einer Kufe („in ener kopen*^J sieden. — In dem Becess des 
Xandtages zu Wenden vom 27. Aug. 1422 (U.-B. Nr. 2632) wird 
das Prägen der alten aus dem Umlauf zu setzenden Münze ,,bi 
^m ketele^^ verboten, womit wahrscheinlich dieselbe Strafe des 
Siedens gemeint ist. (Damach zu berichtigen v. Bunge 's Ge- 
Bchichte des Gerichtswesens S. 76 Anm. 389.) 

50) A. 3. 8. 35. 36. 

51) B. 4. 5. 27. 48. 54. 55. D. I, 24. III, 7 § 2. V, 20. VI, 10. 

Vin, 2 § 3. 4 § 2. 5 § 3. IX, 6 § 1. 8 § 1. 26. X, 10. Burspr. I, 

6- XY, 5. — Der Ausdruck „ft^ stneme live,^*^ der in den umgearb. 

Statuten II, 4 und in den Burspr. I, 1. 2. IV, 1. 2 als Strafandrohung 

för Selbsthilfe und Beschirmung von Missethätem vorkommt, geht 

vrolil nicht auf die Todesstrafe, sondern auf eine strenge Strafe 

ül>eThaupt, die unter Umständen auch die Todesstrafe sein konnte. 

52) D. VIII, 2 § 3. 4 § 2. 5 § 3. X, 10. Burspr. I, 6. IV, 5. 

53) A. 7. 28. D. VIII, 1 § 2. 2 § 2. 4 § 3. 5 § 2. IX, 14 § 1. 

54) B. 15. 

55) A. 7. 

56) D. X, 2 § 2. (Vergl. C. X, 7.) 

57) D. X, 2 § 3. (Vergl. C. X, 7.) 

58) D. IX, 19 § 2. 

59) A. 29. (Vergl. Lüb. R. I, 57 ; Rev. 55.) 

60) Vergl. Frensdorff in den Hansischen Geschichtsblättem, 
'^^•larg. 1872, S. 22 fgg. und v. Bunge, Das Herzogthum Estland, 
^* ^0$. — In den Handelsverträgen der Deutschen Kaufieute mit 
^^iQ Fürsten von Smolensk von den Jahren 1229 und 1255 (Livl. 
^— B. Nr. 101, 4. 3014. Hansisches U.-B. I, Nr. 232, 4. 398) kommt 
^^^ Setzen in die Au6a (spr. duiba) als eine Strafe vor, die 
^^^en Russische Gäste in Riga nicht angewandt werden sollte. 
^^s Wort AMÖa wird (im Hans. U.-B. I, S. 74 Note 1) mit 
»>^^^ippe, Wipp-, Schnellgalgen" erläutert und war daher höchst 
^^^hrscheinlich die Russische Benennung des Schuppestuhls. 

61) D.X,3.— luden Lateinischen Inscriptionen desRigischenErbe- 
^X^ches wird für den Kak die Benennung „mediastinus^^ gebraucht, 
-^xisserdem kommt im Erbebuche — jedoch nur ein Mal — eine 
^ys^ebank*^ (nach Schiller-Lübben, Mittelniederd. Wörterbuch 
^V, S. 307 eine „Spottbank') vor, die vielleicht mit dem Kak iden- 
"tisch ist. 

62) Vergl. v. Bunge, Das Herzogthum Estland, S. 308 Anm. 
T\ und 72, woselbst mehrere Gründe dafür angeführt werden, dass 
^er Kak (in Lübek und Reval) mit dem Schuppestuhl identisch ge- 
wesen sei. Auch für Riga dürfte dies zu vermuthen sein; doch 
bieten die Rigischen (^ueUeu keine weiteren Anhaltspunkte dafür. 
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63) 8. das 8enatu8con8altttm vom 29. Jan. 1664 in den Qnellen 
des Rigischen 8tadtrecht8 8. 321 Nr. 59. 

64) B. 55—57. D. VI, 5 § 1. 8. 8. 321. 

65) D. X, 8. (Vergl. Lüb. R. II, 181, Anm. 7.) 

66) Livl. U.-B. Nr. 101, 4. 3014. Hans. U.-B. I, Nr. 282, 4. 398. 

67) D. IX, 16 § 2. (C. VIl, 2.) Ueber die Haft als Zwangs- 
mittel im gerichtlichen Verfahren (D. IV, 5 § 3. 6 § 2) s. den 
sechsten Abschnitt. 

68) Burspr. III, 41. IV, 42. V, 52. 

69) D. X, 2 §§ 2 u. 3. (Vergl. C. X, 7. 

70) Burspr. I, 4. Dieser Artikel ist in der Burspr. yon 137C 
durchgestrichen und in keine der späteren Burspraken aufgenommen 
— Ueber die Verbannung als Folge der Friedloslegung s. untei 
Nr. 6. 

71) A. 2. B. 7*. 45. D. IX, 1. 20 § 2. Vergl. auch U.-B. Nr 
1183, 4. 1305, 1. 1463, 1. 1522, 10. 1523, 1. 2. 

72) 8. die in der folgenden Anmerkung angeführten Stellen dei 
Stadtrechte. 

73) A. 13. 14. B. 50. 63. D. II, 26. IH, 7 § 1. (C. VI, 13.) X 
5. VergL U.-B. Nr. 950, 2. 1523, 5. — Die Benennung „rechtlos' 
findet sich in den Stadtrechten nicht, liegt jedoch ohne Zweife 
den im ältesten Stadtrecht gebrauchten Ausdrücken: ^Jure cttnl 
carere^'' und ^^perdere honorem vel jus civüe**^ zu Grunde. 

74) Das Rig.-Haps. Stadtrecht Art. 63 sagt von dem Meineidigen 
„c/e schal nemandee rechtes mer behelpen,^^ was sich nicht blos 
auf ZeugnissableguDg, sondern auf jede Vertretung eines Anderei 
vor Gericht zu beziehen scheint; die umgearb. Stat. III, 7 § 1 da 
gegen erwähnen nur der Unfähigkeit, Zeuge zu sein. 

75) Vergl. überhaupt ▼. Bunge, Das Herzogthum Estland S 
306 fg. 

76) D. II, 14 § 2. (C. VII, 4.) IX, 4 § 1. 13. (C. VIII, 2.) Da 
dem Hamb.-Rig. Statut geläufige Wort „vervesten^* ist in den um 
gearb. Stat, stets durch ^,vredelo8 leggen^* ersetzt. 

77) Burspr. I, 5. IV, 4. Diese Artikel, nach denen das Eii 
fangen oder Schlagen (Erschlagen) eines flüchtigen Mörders stra: 
los sein soll, sind ohne Zweifei auf einen Friedlosen zu beziehet 
da j.edcr wegen eines Mordes Beklagte, der sich dem gerichtliche 
Verfahren entzog, sofort friedlos gelegt werden musste, s. D. £ 
14 § 2. IX, 4 § I. 

78) B. 9* D. IX, 4 § 4. 

79) D. I, 8. Burspr. V, 66. 8. auch oben 8. 87. 

80) Von den im Hamburgischen Rechte in SchiUingen, Pfiu 
den, Pfennigen und einem Fuder Wein (vergl. Lappenberg 
Hamburgische Rechtsalterthümer 8. LXXIII u. L) festgesetzte 
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en ist keine einzige in die umgearbeiteten Statuten über- 
JiDgen. In Bier und Wachs zu erlegende Strafen finden sich 
in den Scra'en einiger Gilden, s« oben S. 93. 

81) A. 6. 8—10. 13. 14. 24. 30. B. 11. 12. 14. 15. 17 u. a. D. 
2. 13. VI, 6. 10. IX, 4 §§ 2 u, 4. 7. 8 §§ 2 u. 3. 12. 13 u. v. a. 

82) A. 1—5. B. 28. 30. 34. D. VI, 2 § 1. 4 § 1. IX, 1. 4 §§ 2 
l. 10. 22. 

83) D. IX, 23. 25 § 2. 

84) Die Benennung „Wedde" kommt in den einheimischen 
<3actionen der Stadtrechte nicht vor, muss aber auch in Riga ge- 

nchlich gewesen sein, da in der Sera der Goldschmiede vom 
• Jan. 1360 (U.-B. 969) das Entrichten von Geldstrafen an die 
vren des Käthes constant mit fftvedden** bezeichnet wird. In der 
enden Darstellung ist das Wort „Wedde** als das für Strafen 
'ser Art allgemein übliche adoptirt worden. Wo nichts Näheres 
gefügt worden, ist daher unter Busse stets das dem Verletzten 
tändige Sühnegeld, unter Wedde aber die der Stadt zufallende 
^Ti CdXdstrafe zu verstehen. 

85) Unter „hote^^ schemt in D. IX , 23 (verglichen mit B. 30) 
das Sühnegeld verstanden zu sein; in der j^half manhote^'' des 

25 § 2 desselben Theils aber ist ofienbar auch die mit der- 
^Xl^en verbundene Wedde inbegriffen. 

86) Das Wort „tnanbote'' kommt nur ein Mal (D. IX, 25 § 2) 
den Stadtrechten vor; die Benennung „Wergeid*' kennen die 

S't;c^trechte nicht 

87) U.-B. Nr. 20. Die etwas dunklen Worte der Urkunde: 

»> ^^' homo ocddatur^ sine differentia pro XL mar eis reddeiur unua 

'^^2 alteti*, dürften dahin zu deuten sein, dass der Stand des Ge- 

'^^<Xteten bei Entrichtung der Mannbusse keinen Unterschied be- 

S^-tinde. 

88) A. 35: ^^convictus XL marcas solvet, quia vitam deme^ 
'*^^'. Näheres s. in den Quellen des Big. Stadtrechts S. XIX fg. 

89) B. 4*. 16. D. IX, 4 § 2. Vergl. v. Bunge, Das Herzog- 
tliism EsUand S. 311 fg. 

90) B. 9*: „so sollen des doden frundt aUodane ehre 
deinen, cdse erlieh ist und bedarven luden duncket reddicTt we- 
*«n, und alsodane beteringe, alse to vorne geschreven ist^*, S. 
^^ch den Schluss dieses Artikels, wo es heisst, dass der Schuldige 
ausser der doppelten Mannbusse ^^alsdan ehre don^'' solle. Dass 
^^A in diesem Zusammenhange ungewöhnliche Wort ,,ehre^* sich 
^uf eine Geldstrafe bezieht, ist bei Vergleichung des in der folgen- 
den Anmerkung angeführten Artikels der umgearb. Statuten wohl 
^cht zu bezweifeln. 

91) D. IX, 4 § 4: ,,unde de rat sal darenboven^^ (zu der Mann- 
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busse von 10 M. S,) ^^vogen aleodanige betringe, de he dOf de den 
vrimden erlio si*^. Bei der doppelten Mannbusse kommt in den 
umgearb. Statuten eine solche ergänzende Zahlung nicht mehr tot. 

92) Die Belege zur Begründung der nachfolgenden Ueberticht 
finden sich im zweiten Capitel: von den einzelnen Verbrechen. 

93) A. 36. 37. B. 65. 

94) Die Anzahl der Stellen, in denen die Stadtrechte den Bussen 
Wedden hinzufügen, ist eine so überwiegend grosse, dass in den 
verhältnissmässig seltenen Fällen, in denen Bussen ohne Wedden 
vorkommen (A. 7. 10. 11. 32. 36. 41. 46. B. 34.41. 42. D. VI, 2 
f 2. 6), wohl nur angenommen werden kann, die Wedden seien 
ab bekannt und selbstverständlich hinzutretend nicht aufgezeichnet 
worden. 

96) Verordnung für Pilger und Gäste (Quellen des Big. Stadtr. 
S. 142) % 4: „ünde so wat en** (ihnen, d. h, dem Btadtvogt und 
dem Pilgervogt, die Beide im Vorhergehenden erwähnt sind) 
f^wert van broke^ dat scoln ee antworden deme rade to de$ $tadei 
muren*'^. Seit dem J. 1330 bezog der Orden die Hälfte dieser - 
Strafgelder, s. oben S. 43ig. 186. ~ Das älteste Stadtrecht, Art. 40 n. . 
44, hat einige dem Rathe f„consultbtis^*J zu entrichtende Geld- - 
strafen, die jedoch später nicht mehr vorkommen. — Die zahlreichen m 
GeldHtrafen, die in den Burspraken für Uebertretungen polizeilicher ^ 
Vorschriften angedroht werden, wurden wahrscheinlich nicht durch j 
den Richter, sondern von den mit den betreffenden Verwaltungs — 
zweigen betrauten Rathmannen erhoben. Für welchen Zweck :^ 
diese verwandt wurden, muss aus Mangel an Nachrichten dahin- - 
gestellt bleiben. 

96) D. I, 13. 

97) D. I, 26—28. 

98) B. 62. D. IX, 15. 16 § 1. 19 § 1. X, 3 § 2. Diese und - 
einige ins gerichtliche Verfahren gehörende Wedden (B. 36. D. 
II, 8. 15. 17 § 4. 20.) sind die einzigen, die in den Stadtrechten 
dem Vogte zugewiesen werden. Ein Anrecht desselben auf einen 
bestimmten Theil aller Strafgelder (vergl. C. VII, 28) hat in Riga 
nicht bestanden. 

^9) Aus der Bestimmung, dass der Nachlass eines Selbst- 
mörders seinen nächsten Erben zufallen soll (D. X, 8.) , dürfte zu 
schliessen sein, dass das Gleiche auch hinsichtlich des Vermögens 
zum Tode verurtheilter Verbrecher stattgefunden habe. 

100) Burspr. II, 48. V, 40. 42. 70. 80. — Auch für die Ueber- 
tretung verschiedener, für den Handel mit Russland (über Now- 
gorod) gefasster Beschlüsse wird oft die Confiscation von Waaren 
angedroht. 8. Ü.-B. Nr. 842. 1510. 1646. 2790. 2801, 4. 282i; 27. 
31. 2851. 28M. 3079, 16. 17. 3086. 3095. 
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101) Bursp. I, 36. IV, 29. 

102) D. IX, 21. 

103) D. V, 21 (späterer Zusatz). S. oben S. 250. 

104) S. z. B. A. 36. B. 55. 56. D. IX, 6. X, 3 u. y. a. — Die 
öffentlichen Strafen nehmen regelmässig die erste Stelle ein; nach- 
gesetzt sind sie den Geldstrafen nur in einigen wenigen, unten 
(Anm. 115) anzuführenden Artikeln. 

105) S. z. B. A. 28. B. 54. D. V, 20. X, 1. 

106) S. z. B. A. 12. 30. B. 17. 18. D. VIII, 6. IX, 7 u. v. a. 

107) B. 15. 66. 57. D. VI, 5 § 1. VIII, 1 § 2. 2 § 2. 4 §§ 2 
0. 3. 5 § 2. IX, 6 § 1. 

108) D. II, 20 (vergl. Lüb. R. II , 70, Rev. 82). 21 a. E. IX, 
i'4: „deine'' (dem einer Verwundung mit scharfen V\'affen Schuldigen) 

y^-sal men de haut afhowen; dat en st cUso, dat he et an des 
9* 4id68 unde des klegers willen hebten moge^ so mach het 
eren mit V mc, stUvers^', — Nach anderen Stellen (s. Anm. 107) 
kennte es zwar scheinen, als ob die Ablösung der Strafe gänzlich 
m das Belieben des Schuldigen gestellt gewesen sei ; allein in den- 
^ben wird offenbar die bei jeder Vergleichung einer Strafsache 
othwendige Zustimmung des Richters und des Klägers (D. II, 20) 
«rausgesesetzt. Vergl. Abschn. VI. 

109) B. 15. 56. 57 (s. den vollständigeren und richtigeren Text 
ieses Artikels im Haps. Stadtr. von 1294 Art 57). D. IX, 4 § 
. 14. 

HO) D. IX, 4. Uebrigens scheint aus den Worten: ^beteringe^ 
e den v runden erlic si^''^ hervorzugehen, dass auch in Fällen 
«dieser Art eine Vergleichsverhandlung mit den Verwandten des 
Cjretödteten stattgefunden habe, die Entscheidung aber dem Rathe 
"vorbehalten war. Vergl. noch die einschlagende Darstellung des 
^ühneverfahrens im Wisby sehen Stadtrecht I, 36, und v. Bunge, 
Cxeschichte des Gerichtswesens S. 149. S. auch oben S. 300. 

111) A. 2. 3. 4 a. E. 8. B. 4*. 5*. 6*. 27. D. IX, 3. 4. 8 §§ 1 u. 2. 

112) In A, 4 wird den Worten: y^reus si capitur in continenti^ 
die Erläuterung: „v. hanhafter dat'*' hinzagefügt. 

113) Zöpfl, Deutsche Rechtogeschichte (4. Aufl.) III, 433. 

114) Die zweite Sera des Deutschen Hofes zu Nowgorod aus 
dem Ende des 13. Jahrhunderts (U.-B. Nr. 3023) besagt im Art. 
14: ^,Weret ok also, dat ein man den andren doit sloege^ und 

wo er de de man begrepen etc , so solde man deme 

hantdediyen dat hovet aftslan, ofte he moste dat legeren an 
minnen des klegeres und des oldermannes und der ratmanne. 
Wer et ok also, dat de man vorvluichtich wurde'' u. s. w. Was 
hier dem auf der That ergriffenen Verbrecher gestattet ist, wird 
ihm in Riga schwerlich versagt gewesen sein. Vergl. v. Bunge, 
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Das Herzogthum Estland, S. 320, woselbst aDgenommen wird, dass 
die in dieser Aufzeichnung ausgesprochenen Grundsätze zu jener 
Zeit wenigstens in Norddeutschland allgemein anerkannt waren. 

115) A. 29. B. 48. D. VI, 10. IX, 16 § 2. (C. VII, 2.) 9 § 2. 
Vergl. noch die zweite Nowgoroder Sera Art. 10 u. 38, das Wisby- 
sche Stadtrecht an vielen Stellen u. v. Bunge, Das Herzogthum 
Estland S. 306. 

116) A. 4: „/fm simüia secundum quod facta fuerirU iudU 
cabuntur,^^ 

117) A. 42: y^secundum quantitatem culpe infligatur quantüoi 
pene*^, 

118) Das Rig.-Haps. Stadtr. Art. 32 sagt von Diebstahlssachen: 
,falle deee vorgeechreven sake Bollen einen fortgang hehben mit 
gnaden^^f womit nicht etwa das Eintreten eines besonders milden 
Verfahrens, zu welchem man gerade beim Diebstahl gewiss nicht 
geneigt gewesen sein wird, sondern wohl nur die Statthaftigkeit 
einer freieren, nicht an positive Straf sätze gebundenen Beurtheilung 
gemeint sein kann. 

119) Burspr. I, 13. 30. 38. 42. II, 41—43. 50. 53. 59. 60. III, 
33. 35. 43. IV, 17. 28. 34. 47. 48. V, 62. 

120) Burspr. I, 37. II, 32. III, 30. IV, 24. 80. V, 1. 81. 

121) A. 39. 

122) D. I, 24. 

123) D. I. 8. Aehnliches verordnet das Lüb. R. II, 184, Bev. 
152. 

124) D. I, 23. Etwas abweichend ist die Quelle dieses Ar- 
tikeb (C. VIII, 7), welche das Friedebieten in der Stadt zweien 
Bathmannen, im Auslande aber auch besitzlichen Bürgern gestattet 
Ursprünglich scheint auch in Riga die Befugniss dazu nicht einem 
Rathmanne, sondern zweien zugestanden zu haben. S. die Quellen 
des Rigischcn Stadtrechts S* 150 Anm. 1. 

125) A. 5. 

126) B. 16. 

127) D. IX, 6. Burspr. I, 2. IV, 2. Vergl auch C. VIII, 1. 

128) D. IX, 18. (C. Vlir, 2.) 

129) A. 30. Nach diesem Artikel soll auch das Anrufen von 
Fremden Chospites^^J zur Schlichtung von Streitigkeiten unter 
Bürgern, das als eine Beeinträchtigung aller Stadtbewohner an- 
gesehen wurde (,^quia omnibvs urbanis in hoc derogavit^^J, mit 
einer Wedde von 3 M. S. belegt werden. — üeber die Bedeutung 
des Wortes f^princeps*'' in dem angeführten Artikel s. die Quellen 
des Rigischen Stadtrechts S. XV Anm. 10. 

130) B. 51. 

131) D. I, 12. (C. VII, 15.) m, 6 § 2). 
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132) D, IV, 17 (späterer Zusatz.) 

133) D. XI, 14. (C. XI, 11.) 

134) D. IV, 12. Burspr. IV, 48. Vergl. auch A. 24 und oben 
S. 127. 

135) Burspr. 1, 3. IV, 3. 

136) D. X, 7. (C. X, 80 — Im Hamb.-ßig. Stadtr. a. a. 0. ist 
auch Verrätherei, die in den einheimischen Quellen- als besonderes 
Verbrechen nicht vorkommt, mit der Strafe des Verbrennens be* 
droht 

137) lieber die Auslegung des betreffenden Artikels desHamb. 
Statuts von 1270 (XII, 8) s. Trümmer, Vorträge über merk« 
würdige Erscheinungen in der Hamburgischen Bechtsgeschichte 
I, 102fgg., 419fgg. und die beiden letzten Abhandlungen über das 
Hamburgische Stadtrecht (Hamburg 1859) S. 94. Vergl. auch 
Hälschner, Geschichte des Brandenburgisch-Preussischen Straf- 
rechts S. 37. 

138) B. 4* (Ueberschrift). 

139) Vergl. oben S. 299 fg. 

140) A. 4. 

141) Ueber die Frage, ob in diesem Falle ein Vergleich des 
Verbrechers mit dem Kläger und dem Richter zulässig gewesen 
sei, s. oben S. 302 und den Abschn. VI. 

142) B. 4*. 9*. D. IX, 8 § 1. 4 §§ 1 u. 2. Vergl. auch die 
Handelsverträge mit den Fürsten von Smolensk (Livl. U.-B. Nr. 
101, 1. 3014. Hans. U.-B. Nr. 232, 1. 39S), die hinsichtlich des Be- 
trages der Mannbusse mit den Stadrechten übereinstimmen, aber 
noch besondere Sätze für das Erschlagen eines Unfreien (1 M. S.) 
und eines Gesandten oder Priesters (die doppelte Mannbusse) auf- 
stellen. — Ueber die zu der Mannbusse hinzukommende ergänzende 
Busse s. oben S. 300. 

143) D. IX, 12. Die Quelle dieses Artikels (C. X, 9) kennt 
eine solche vierzehntägige Frist nicht, und schliesst die Klage we- 
gen Tödtung aus, wenn der Tod des Verwundeten eingetreten ist, 
nachdem er vom Krankenlager aufgestanden und von ehrbaren 
Leuten in der Kirche oder auf dem Markte oder in der Badstube 
gesehen worden. 

144) B. 8* D. IX, 7. 

145) D. IX, 25 (späterer Zusatz). — Ueber die Fälle, in wel- 
chen die Tödtung straflos war, s. oben S. 290. 292. 

146) A. 3. B. 5*. D. IX. 3 § 2. 4 §§ 1 u. 3. Das Rig.-Haps. 
Stadtrecht handelt, nachdem es im Art. 5* die Strafe des Todt- 
schlages mit ^^vorsate'''' ausgesprochen, im Art. 6 * noch von der Be- 
strafung eines Mörders („morder^^J , wonach es scheinen könnte, 
als sei in dieser Bedaction ein Unterchied zwischen Todtschlag 
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mit „vorsate*^ und Mord gemacht. Die Quelle des Art. 6* ist Je« 
doch offenbar Art. 2 des ältesten Stadtrechts, bei dessen sonst fast 
wörtlicher Wiedergabe das Wort t^latro*^ mit ^finorder^ übersetzt 
'ist. Da hiernach der Art. 6* auf einen Raubmord zu bezieben 
ist, übrigens auch eine Unterscheidung der angegebenen Art ander- 
wärts nicht gemacht, vielmehr ^^morüike^* in demselben Sinne wie. 
i,mü voreate^' gebraucht wird (D. IX, 3 § 2. 4 § 3), so ist dieser 
Artikel nicht hier, sondern beim Verbrechen des Kaubes zu be- 
rücksichtigen gewesen. 

147) B. 9». D. IX, 4 § 4. 

148) A. 3. B. 8*. D. IX, 7. 

149) D. X, 8. 

150) A. 7. Vergl. die Handelsverträge mit den Fürsten ron 
Bmolensk, Livl. U.-B. 101. 2. 3014. Hans. U.-B. I. Nr. 232, 2. 898. 

161) B. 18. 20—22. 

152) D. IX, 15. — Dass das Abschneiden eines Ohres weit be- 
deutenderen Verstümmelungen gleichgestellt wird, dürfte darin 
seinen Grund haben, dass das Ohrabschneiden als Strafe an Dieben 
ausgeführt wurde, der davon Betroffene mithin als Dieb gekenn- 
zeichnet schien. 

153) A. 3. 

154) A. 4. B. 12 (s. das Hapsal'sche Stadtr. von 1294, Art 10 
a. £.). Vergl die Handelsverträge mit den Fürsten von Smolensk 
Livl. U.-B. Nr. 101, 8. 8014. Hans. U.-B. I. Nr. 232, 3. 898. 

155) A. 4. B. 15. Nach dem Rig.-Haps. Stadtrecht soll das 
Messer dem Tbäter, wenn er mit demselben in der Hand ergriffen 
wird, durch die Hand gestossen werden, welche Strafe Jedoch durch 
Erlegung von 12 M. Ff. abgelöst werden kann. 

156) B. 11. 

157) B. 14. Die Verwundung wird als eine solche bezeichnet, 
y^dat he darvan wanthechapen wert^\ was im Haps. Stiultrecht 
von 1294 Art. 12 durch: ^,dat honlich offte schentltch ist**^ wieder- 
gegeben ist. 

158; D. IX, 14. (C. VH, 2.) 

159) D. IX, 16. 19. 

160) Ueber unvorsätzliche Verwundungen, sowie über Ver- 
letzungen durch Thiero und durch Fabren oder Reiten s. oben S. 
289 fg. u. 294 fg. 

161) A. 41. Vergl. die Quellen des Rig. StadtrechU S. 11 
Anm. 1. 

162) A. 8. Die in diesem Artikel gebrauchten Worte: „^i 
qnü .., querit alium in domo proprio** ^ desgleichen die An- 
fangsworte der Art. 24, 26 u. 27 des Rig.-ilaps. Stadtrechts: „Ws 
den anderen mit gewalt to hu$ so cht**, erinnnem an die Heim- 
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sachong anderer Quellen; das Wort ^heimsucJie** ist jedoch den 
Rigischen Quellen fremd. 

163) Wird das Hans erbrochen, so ist ausserdem dem Haus- 
herrn 1 M. S. zu entrichten (B. 25). 

164) B. 24 — 27. — Der Hausfriedensbruch konnte übrigens 
auch in einer Miethwohnung verübt werden. S. B. 27 : ,^n egen 
eder hurhus^^, und B. 26 a. A. 

165) D. IX, 8 §§ 1—3. (C. IX, 1.) — Die Wedde von 10 M. S. 
ist die höchste, die in den Rigischen Quellen neben einer Busse 
verhängt wird und kommt nur bei diesem Verbrechen vor. 

166) D. IX, 9. (C. IX, 1 a. £. — lieber die Straflosigkeit der 
TÖdtung oder Verletzung des Hausfriedensbrechers s. oben S. 392. 

167) A. 6. B. 17. 

168) B. 19. D. IX, 21. 

169) A. 12. 45. B. 60. 62. Wahrscheinlich galt diese Wedde 
auch für den Gebrauch eines unrichtigen Längenmaasses, hinsicht- 
lich dessen im Big.-Hapsal*schen Stadtrecht Art. 61 nur die Ver- 
pflichtung dessen, der einen Käufer von Wand oder Leinwand 
durch falsches Ellenmaass betrogen hat, zur Hergabe eines richtig 
gemessenen Stückes ausgesprochen wird. Nach dem Haps. Stadt- 
recht von 1294, Art 39, soll die Höhe der Strafe in diesem Falle 
von dem Ermessen des Rathes abhängen. 

170) A. 14. 

171) B. 60. 

172) D. Vin, 3 § 1. 

173) D. Vni, 4. 

174) D. VIII. 6. 

175) D. VIII, 3 § 2. 7. (C. VII, 22 a. E.) — Vergl. unten Nr. 8. 

176) A. 28. 

177) D. Vni, 1. — Nach dem Recess des Landtages zu Wen- 
den vom 27. Aug. 1422 (U.-B. Nr. 2632) sollen als Fälscher Alle 
bestraft werden, welche die Münze „udwippen, besniden^ wedder 
vorbemen ofte in genigerlei wüe krenken^\ — Auch das Einbringen 
schlechter (nicht probehaltiger) Münze war mit Strafe „bei Leib 
und Gut** bedroht, s. Burspr. I, 28 und den Recess des Landtages 
zu Dorpat vom 30. Juni 1374 im U.-B. Nr. 1096. 

178) D. VIU, 2. Diese Strafsätze beziehen sich vielleicht nur 
auf das Giessen von Barren, welche eine Mark repräsentirten , da 
nur von der Mark, nicht von geprägten Stücken die Rede ist; für 
letztere wäre wohl auch nicht der Ausdruck „^«<en", sondern 
„slan'^ gebraucht worden. 

179) VergL die im Sachregister zum U.-B. Bd. VI unter 
„Fälschung von Waaren" und „Handel mit gefäbchten Waaren" 
angeführten Urkunden, die von den häufigen Klagen über solche 
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flilscbnngen nnd den zur Verhütung derselben ergriffenen liaaM 
regeln Zeugniss geben. 

180) D. vni, 6. 

181) B. 63. — Nach den Beschlüfsen der Gk>thiand be 
suchenden Kaufleute vom 24. Juni 1287 (U.-B. Nr. 518) soll dL 
Leistung eines Meineides in Sachen, die gestrandetes oder ga 
raubtes Gut betreffen, mit dem Tode bestraft werden. 

182) D. lU, 7. (Vergl. C. VI, 18.) 
188) A. 10. 

184) D. IX, 26 (späterer Zusatz). 

185) Beschluss eines livländiscben Städtetages in den Burspi 
III, 44. IV, 86. Vergl. auch den Städterecess rom 19. Febr. 14(1 
(U.-B. Nr. 1402) Art. 84. Worin die Strafe bestanden habe, find« 
sich nicht ausgesprochen. 

*) Vergl. C. J. A. Paucker, Die Strafe des Diebstahls naes 
Land- und Stadtrechten der Ostseeprovinzen, inr. B^nge^s Ar 
chiv IV, 1—20 u. 225—269. 

186) A. 42. Vergl. auch B. 32 und oben Anm. 118. 

187) A. 18. 

188) A. 22. 

189) A. 46. B. 59. Wurde er innerhalb der Stadtmark m 
einem solchen Pferde betroffen, so hatte er eine Busse ron 8 li 
Pf. und eine Wedde von 1 M. Pf. zu erlegen. 

190) 8. oben S. 228. 

191) B. 49. 50. 

192) D. X, 2. (Vergl. C. X, 7.) 

193) D. X, 3. — Nach den Burspraken (I, 8. IV, 7.) ist anc 
deijenige, der fremdes Holz (you dem öffentlichen Holzstapelplatzi 
nimmt, ohne davon dem Eigenthümer oder dem Vogt Anzeige 2 
machen, als Dieb zu bestrafen. 

194) D. X, 4. 

195) B. 32. D. X, 9 (späterer Zusatz). 

196) D. 11, 25. 

197) D. XI, 13 § 4. 

198) D. X, 5. (Vergl. C. VII, 25 u. Lüb. E. II, 72. Eev. 12 j 

199) D. X. 10 (späterer Zusatz). 

200) Burspr. I, 6. IV, 5. 

201) Burspr. V, 66. 

202) A. 2. B. 6* (vergl. oben Anm. 146). 
208) D. X, 6. (C. X, 7). 

204) D. X, 1. (Vergl. C. X, 7.) 

205) Vergl. v. Bunge, Das Herzogthum Estland S. 32 
U.-B. Nr. 251. 291. 392. 440. 

206) V. Bungea.a.0. U.-B. Nr. 518. 
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207) Burspr. V, 64. 65. 

208) A. 11. 32. B. 41. 42. Als* Schmähworte werden im älte- 
sten Stadtrecht ,,leccator , canis vel quod noii sit sin genoth^^ , im 
Rig.-Haps. Stadtrecht auch noch ,,deffj rover^^, hervorgehoben. 

209) S. oben unter Nr. V. 

210) A. 31. B. 52. Das Rig.-Haps. Stadtrecht führt hierbei auch 
„das Ziehen an den Haaren*^ vor Gericht an. 

211) D. IX, 16. 

212) D. IX, 19. — Die Bezeichnung „Blau und Blut" kommt 
in den älteren Bedactionen des Rigischen Stadtrechts nicht vor. 
Sie scheint in die umgearbeiteten Statuten aus dem Hamburgisch- 
Rigischen Statut (VII, 1. 2. IX, 2) übergegangen zu sein, und 
findet sich sodann in mehreren Scra'en ans dem 14. Jahrhundert, 
s. U.-B. Nr. 950, 67. 1183, 22. 1276, 25. 1305, 20. 1523, 14. Eine 
Erläuterung des Ausdrucks giebt das Protokoll der Wedde zu 
Reval (U.-B. Nr. 924, 39), woselbst es von zweien Excedenten 
heisst: typercusserunt se usque ad effusionem sanguinis j quod di- 
cüur blawe et blot**. 

213) A. 21. Vergl. auch B. 47 und oben S. 97. 

214) B. 48. D. VI, 10. S. auch oben S. 97. 

215) A. 36. — In den Handelsverträgen mit den Fürsten von 
Smolensk (Livl. U.-B. Nr. 101, 11. 8014. Hans. U.-B. Nr. 232, 11. 
398) wird dem Ehebrecher die Entrichtung der Mannbusse von 
10 M. S. auferlegt. 

216) B. 55. 

217) B. 56; vergl. D. VI, 5 § 1. Das Lüb. R. I. 43 (Rev. 40) 
beschreibt eine solche Strafe folgendermaassen : ^^ Juris est, ut ipse 
ab ea per vicos civitatis sursum et deorsum trahatur per vere- 
Prüm'*. S. die Quellen des Rig. Stadtrechts S. XXIX. 

218) D. VI, 4 §§ 2 u. 3. (Vergl. C. II, 13 a. E.) S. auch noch 
D. V, 21 u. oben S. 250, desgl. über die Rachebefugniss des ge- 
kränkten Ehemannes oben S. 292. 

219) B. 57. D. VI, 5 § 1. 

220) A. 29. 

221) D. V, 20. (Vergl. C. VIH, 6.) 

222) A. 35. Vergl. die Handelsverträge mit den Fürsten von 
Smolensk, Livl. U.-B. 101, 12. 3014. Hans. U.-B.. I Nr. 232, 12. 398. 

228) B. 54. D. VI, 3. 

224) S. oben S. 96 fg. 237. 251. 
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Sechster Abschnitt 

Oerichtswesen und Gerichts 

verfahren*). 



Einleitung. 

J5ei der Darstellung und Beurtheilung des Oericht 
Wesens im alten Livland überhaupt muss vor Allem i 
Auge gefasst werden ^ dass die ersten Reichsterritoriem 
daselbst; die BisthUmer Riga und Dorpat; als Mar kern, 
des Deutschen Reiches constituirt wurden (1). Die Bi- 
schöfe, als Landesherren, erhielten dadurch die Stellung 
von Markgrafen: es gab in ihren Territorien keine 
Reichsgerichte 9 der Landesherr übte vielmehr die volle 
Gerichtsbarkeit kraft eigener Machtvollkommenheit aus (2\ 
theils in eigener Person, theils durch Stellvertreter, Vögte. 
Dazu kam, dass die Landesherren^ als Bischöfe, auch die 
geistliche Gerichtsbarkeit hatten (3), und dergestalt die 
höchste gerichtliche Gewalt nach allen Richtungen in ihrer 
Hand vereinigten. Diese bisher so gut wie gar nicht 
beachteten Verhältnisse hatten übrigens grössere Bedeutung 
für das Land (4), als für die Städte, und namentlich fiir 
Riga, da der Bischof Albert, wie wir gesehen haben (5), 
die weltliche Gerichtsbarkeit in derselben und deren Mark 
schon sehr früh auf den Rath übertrug und nur die In- 
vestitur des von dem Rathe ernannten Vogtes sich vorbehielt. 
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Erstes Capitel. 
Das Gericht und die Parteien. 

I. 

Die weltliehen Geriehte. 

1. Die weltlichen Gerichtsinstanzen und deren 

Zuständigkeit. * 

Die volle weltliche Gerichtsbarkeit in Civil- 
und in Strafsachen, über Bürger, wie über Fremde, in 
der Stadt, wie in deren Mark (6), lag in erster Instanz 
in der Hand des Stadtrichters oder Vogtes (7). Seit 
dem Jahre 1330 war in Sachen, welche an Hals und Hand 
gehen, die Mitwirkung eines Bruders des Deutschen Ordens 
unerlässlich (8). — Von dieser Gerichtsbarkeit des Vogtes 
sind jedoch eximirt: 

1) in allen Sachen ohne Unterschied die Geistlichen 
nnd Beligiosen, namentlich auch der Ordensmeister und 
die Ordensbrüder, desgleichen die Hospitalarien zum 
heil. Geist und zum heil. Lazarus (9). 

2) Personen, welche unter der unmiHelbaren Juris- 
diction des Bischofs, bezw. Erzbischofs, und solcher, die 
von ihnen ein Lehn haben, stehen, wie der Ordensmeister, 
der Probst und Andere, haben sich vor dem Vogte nur 
wegen der von ihnen in seinem Gerichtsbezirke ge- 
schlossenen Verträge oder begangenen Delicte zu verant- 
worten (io). 

3) Wenn der Bischof, der Probst, der Meister oder 

der Abt von Dünamünde innerhalb der Stadtmark Häuser 

oder Aecker besitzen und in oder auf diesen contrahirt 

oder delinquirt wird, so gehört die Sache vor das Gericht 

des Haus- oder Grundherrn (11). 

22» 
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4) Auch Bürger sind, wenn sie unter der Gerichi 
barkeit des Bischofs, des Frohstes oder des Meisters B 
Sitzungen haben^ wegen dieser Besitzungen, sowie weg 
der dort eingegangenen Verträge oder verübten Delic 
der Jurisdiction des Bischofs, bezw. des Frohstes od 
Meisters, unterworfen (12). 

5) Klagen gegen Filger — nicht auch gegen nndi 
Fremde oder Gäste — gehören vor den von diesen g 
wählten besondem Vogt (13). 

6) Gränzstreitigkeiten in der Stadtmark werden dui 
beständige Schiedsrichter allendlich entschieden. ! 
solchen haben der Bischof, der Frohst und der Ordei 
meister gemeinschaftlich drei geschworene Bürger 
wählen; und; falls einer derselben stirbt oder abwese 
ist, die erledigte Stelle durch gleiche Wahl zu I 
setzen (14). 

7) Von der Gerichtsbarkeit der Gilden- und Am 
ältermänner ist bereits früher die Rede gewesen (15). 

Die zweite Instanz für den Stadtvogt, und w< 
auch für den Vogt der Filger, bildet der sitzende Ri 
in seinem vollen Bestände (16). Vor denselben gehöi 
aber auch schon in erster Instanz alle Streitigkeiten ül 
Testamente (17), desgleichen die gerichtlichen A 
lassungen (IH), und höchst wahrscheinlich auch die I 
Stellung von Ffandrechten an Immobilien und überhai 
die Eintragung von Rechtsgeschäften in eines der Sta 
bücher (19). Auch schwere Strafsachen werden, z\ 
Theil wenigstens, vor dem Rathe verhandelt (19, a). 
Eine höhere, über dem Rathe stehende Instanz gab 
nicht (20). 

2. Die Gerichtspersonen. 

Das Gericht erster Instanz bestellt aus dem Rieht 
seinen beiden Beisitzern und den Urtheilem oder Rech 
ändern. 
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Dem Richter gebührt und liegt ob die anordnende 
und vollziehende Gewalt: er läset die Parteien vor Gericht 
laden, hört ihre Vorträge, leitet überhaupt die ganze ge- 
richtliche Verhandlung, fragt die Rechtsfinder um das 
ürtheil, eröffnet dieses den Parteien und vollstreckt das- 
selbe. Keiner der Parteien darf er weder helfen, noch 
schaden (21). 

Die beiden Beisitzer (22) haben darüber zu wachen, 
dass den Parteien, Armen wie Reichen, Freunden und 
Fremden, während der Verhandlung Recht geschehe, ins- 
besondere, dass keine der Parteien übervortheilt (vorsnellet) 
werde, oder rar^, captio, leide (23), d. i. dass ihr nicht 
durch Versäumen von processualischen Förmlichkeiten ein 
Nachtheil erwachse (24). 

Ueber die Rechtsfinder oder Urtheiler finden 
eich in den städtischen Rechtsqu,ellen kaum Andeu- 
tungen (25), aus denen übrigens mit vieler Wahrsheinlich- 
keit geschlossen werden darf, dass die Organisation dieses 
Institutes in Riga mit der bei den Manngerichten über- 
einstimmend war (26). Darnach wurden nämlich, da die 
Gerichtsverhandlung öffentlich war, die anwesenden voll- 
berechtigten Gerichtseingesessenen (in der Stadt also 
Bürger) Urtheils gefragt, und zwar durch Vermittlung 
eines Urtheilsmannes (27). 

Auf gleiche Weise mochte auch das Gericht des 
Pilgervogtes organisirt sein. Beisitzer und Urtheiler 
wurden hier ohne Zweifel aus der Zahl der Pilger ge- 
nommen. 

In den Gildegerichten finden wir auch zwei Bei- 
sitzer des Aeltermannes (28). Ob hier auch besondere 
Urtheiler zugezogen wurden oder die Beisitzer deren 
Function übernahmen, ist aus den Quellen nicht zu ent- 
nehmen. 

In dem Rathe, als Gericht zweiter Instanz, haben 
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die Glieder desselben das Urtheil zu finden (29). Aus 
diesem Grunde müssen, sobald darum (von einer Partei) 
gebeten wird, diejenigen Mitglieder, welche mit einer der 
Parteien verwandt oder verschwägert sind; oder derselben 
durch ihren Bath (in der vorliegenden Sache) beigestanden 
haben, von selbst, ohne dazu bei Namen aufgerufen zo 
sein, abtreten (30). Wer bei solchen Verhandlungen des 
Bathes das Bichteramt bekleidet, ob es etwa der wort- 
habende Bürgermeister, als Präses des Bathes, gewesen 
und daher am Urtheilfinden nicht theilgenommen, ist aus 
den Quellen nicht zu ersehen (31). 

3. Die Gerichtshegung. 

Ob in unserem Zeiträume in Biga ungebotene 
Gerichte, das sog. ^^echte ding", gehegt wurden, und ob 
die in zweien Artikeln der umgearbeiteten Statuten (32) 
erwähnten ^^ethdage^^ als solche anzusehen sind, — diese 
Fragen sind wohl verneinend zu beantworten, da zwar 
manche Gründe dafür, andere, gewichtigere, aber dagegen 
sprechen (33). 

Der Bath hielt seine Gerichtssitzungen auf dem Bath- 
hause (34) an jedem Freitage (35). An welchem Orte, 
zu welchen Zeiten und ob auch an bestimmten Wochen- 
tagen, der Vogt Gericht hielt (36), darüber lassen uns die 
Quellen im Dunkeln, wie denn überhaupt über die Form 
der Gerichtshegung in jener Zeit fast gar keine Nach- 
richten sich erhalten haben. Man kann daher nur ver- 
muthen, dass es damit ähnlich, wie bei den Manngerichten, 
gehalten wurde (37). Nur die Bestimmung findet sich 
noch, dass während der sog. gebundenen Zeit, d. i. 
an Sonn- und Festtagen, ausser Fällen dringender Noth, 
keine Eidesleistungen stattfinden dürfen (38). Im Uebrigen 
war aber auch an solchen Tagen die richterliche Thätig- 
keit keines weges ausgeschlossen, wie zahlreiche, an hei- 
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ligen Tagen ausgestellte gerichtliche Urkunden bewei- 
sen (39). 

Dass die Gerichtssitzungen in der Regel öffentlich 
(openbar) gehalten wurden ^ kann, nach der Sitte jener 
Zeit, auch für Biga nicht zweifelhaft sein. Dem Rathe 
war es jedoch anheimgestellt, linzeine Gerichtsverhand- 
lungen mit Ausschluss der Oeffentlichkeit vorzunehmen (40). 

U. 

Die geistliehen Geriehte. 

Das geistliche Gericht, an dessen Spitze der Bischof, 
bezw. Erzbischof, stand, der übrigens regelmässig durch 
den Probst, als Archidiaconus, sich vertreten Hess (41), 
hatte auf die Stadt und deren Bürger nur geringen Ein- 
fluss, da der Bath darüber wachte, dass keine weltliche 
Bechtssache an das geistliche Gericht gelange (42). Nur 
dem Bechte des Bischofs, wie in seiner ganzen Diöces, 
so auch in der Stadt, jährliche Visitationen und im Zu- 
sammenhange damit Synodal- oder Sendgerichte 
abzuhalten, durch welche der religiöse und sittliche Zu- 
stand der Gemeinde geprüft wurde, konnte der Bath auf 
die Dauer sich nicht entzi^en. Nach mehrfachen Ver- 
handlungen erzielte im Jahre 1232 Bischof Nicolaus von 
dem Bathe das Zugeständniss , in Biga Sendgerichte zu 
halten, aber nur unter der Bedingung, dass die Send- 
zeugen, deren Aufgabe es war, die in der Gemeinde be- 
gangenen Sünden und Laster zur Anzeige zu bringen, 
von den Bürgern aus ihrer Mitte gewählt würden, und 
dass bei der Verhandlung die Bürger gegen „ Vare^^ ge- 
schützt seien (43). Durch einen Vergleich der Stadt mit 
dem Erzbischof Albert II. wurde dann noch festgesetzt, 
dass auf diesen Sendgerichten von den bürgerlichen Send- 
zeugen keine Geistlichen angeklagt werden dürfen (44). 
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lU. 

Die Parteien. 

Die in einem Rechtsstreite begriffenen Parteien , so-^ 
wohl Kläger als Beklagter, werden aakewolde^ d. i. In- 
haber^ Führer der Streitsache, des Processes, genannt (45)^ 
Nur in Sachen, welche „auf Geld gehen^^, darf eine ParteL 
selbst, d. i. persönlich, vor Gericht verhandeln (46); in. 
allen anderen Sachen muss sie sich durch einen Vor- 
sprecher {yoraprake) vertreten lassen. Die Vorsprecher 
erscheinen bereits in diesem Zeiträume als förmlich be- 
amtete Personen (47), welche für ihre Mühwaltung nach 
einer bestimmten Taxe honorirt wurden (48). Der Vor- 
sprecher wurde von der Partei selbst gewählt (49)^ konnte 
aber wohl auch, auf ihr Gesuch, von dem Richter ihr zu- 
geordnet werden. Er trat in der Regel in Begleitung der 
Partei selbst vor Gericht aut und hatte den Vortrag der 
Sache; der Richter war jedoch verpflichtet, die Partei 
jedesmal zu befragen , ob der Vorsprecher ihre Meinung 
richtig ausgedrückt (50). — War eine Partei verhindert, 
persönlich vor Gericht zu erscheinen, namentlich im Falle 
einer Reise ; so konnte sie die Führung der Sache, auf 
Gewinn und Verlust, einem Stellvertreter anvertrauen; 
diess musste jedoch in Gegenwart zweier Rathmannen 
geschehen und der Vertreter vollständig instruirt wer- 
den (51). — Die einmal übernommene Streitsache muss der 
Vorsprecher bis zum Ende durchfuhren und darf seinen 
Dienst nicht früher kündigen (52). 
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. Zweites Capitel. 
Das gerichtliche Verfahren. 

I. 

Das Verfahren im Allgemeinen. 

Ziwar galt für die Einleitung eines gerichtlichen Ver- 
fahrens, nicht nur in Civil-, sondern auch in Criminal- 
sachen, im Allgemeinen der Grundsatz, dass der Richter 
nur auf erhobene Klage des Betheiligten einschreiten, und 
dass Niemand zur Anstellung einer Klage gezwungen 
werden dürfe. In schweren Straf fällen jedoch, besonders 
wenn dadurch zugleich ein öffentliches Interesse verletzt 
ist, namentlich auch, wenn ein sog. Gerüfte erhoben 
worden, ist der Richter verpflichtet, von Amtswegen ein- 
zuschreiten und — unter Umständen — selbst die An- 
klage zu erheben (53). 

Das Verfahren selbst war ohne Zweifel ein münd- 
liches und zugleich im Ganzen ein sehr summarisches, 
obschon von vielen Förmlichkeiten begleitet (54), zu 
welchen insbesondere gehört, dass die Verhandlung „mit 
Urtheilen" fortschreiten musste. Die umgearbeiteten 
Statuten drücken dies aus durch die Worte: „Der Vogt 
soll vor Gericht hören zweier Männer (d. i. der beiden 
Parteien) Rede (d. i. Vorträge) und zwischen ihren beiden 
Reden einen Mann (den Urtheilsmann) um ein recht Ur- 
theil fragen'^ (55). Es musste nämlich im Laufe der ganzen 
Verhandlung, nicht nur über jeden aufstossenden Zweifel, 
über jede streitige Frage, das Urtheil eingezogen, sondern 
auch über jede vorgeschriebene oder herkömmliche For- 
malität Urtheils gefragt werden, ob kein Verstoss dagegen 
begangen worden (56). 
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IL 

Das ordentliche Verfahren In Cirilreehtssaehen. 

1. Verfahren in der ersten Instanz: a) Ladunj 

Jedes streitige Gerichtsverfahren in Civilsachen b* 
ginnt mit der Vorladung des Gegners vor Gericl 
welche diesem^ auf des Klägers Bitte ^ der Bichter dun 
den Gerichtsboten zustellen lässt (57). Erscheint der Vo 
geladene nicht zu dem ihm anberaumten Termine, t 
muss er dem Vogt eine Wedde von einem Oer erleg< 
und die Ladung wird wiederholt. Bleibt er auch auf d 
dritte Ladung aus, so begiebt sich der Vogt mit seini 
Beisitzern in des Vorgeladenen Wohnung; und ergrei 
daselbst y als wenn dieser die Klage eingestanden häti 
die behufigen VoUstreckungsmaassregeln, pfändet ihn auc 
für den Betrag von 4 Oer Wedde (58). Hat der Vo; 
zuladende, der ein Erbe in der Stadt besitzt, letztere ve 
lassen, so wird von dem Bathe dem Kläger (zur B 
sorgung ?) ein schriftlicher Ladungsbefehl ausgefertig 
Erscheint der Vorgeladene nicht zum vorgeschriebene 
Termine, so wird; wenn die Klage auf Schuld ging, sei 
Erbe dem Kläger sofort als Pfand eingewiesen (5£ 
Wenn der Kläger in dem anberaumten Termine ausbleit 
so muss auch er eine Wedde von einem Oer en 
richten (60). Auch das Versäumen späterer Termine ziel 
in der Regel den Verlust der Sache nach sich (61). - 
Der Ausgebliebene kann sich übrigens den ihn treffende 
Nachtheilen entziehen, wenn er eidlich versichert^ dass e 
als die Vorladung erging, nicht in der Stadt gewese 
oder dass er die Ladung gar nicht erhalten, oder dass < 
durch benannte echte Noth; d. i. durch genau bezeicl 
nete unüberwindliche Hindernisse, vom Erscheinen al 
gehalten worden (62). 
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b) Gerichtliche Bürgschaft. 

Die vor Gericht geladene Partei muss dafür Bürg- 
^oYiaft leisten; dass sie rechtzeitig erscheinen und Rechts 
pflegen werde, es sei denn, dass ihr (von der Gegenpartei) 
die Bürgschaftsleistung erlassen wird (62, a). Dieselbe 
Verpflichtung hat . diejenige Partei, welche zwar vor Ge- 
richt erschienen ist, jedoch für das weitere Verfahren 
um Befristung bittet (62, b). Die Bürgschaft muss so 
boch geleistet werden, als der Werth des Streitgegenstandes 
beträgt (62, c). Wer daher nachweist, dass er für diesen 
Betrag ein, wenn auch auf zinspflichtigem Grunde (62, d) 
belegenes Erbe in der Stadt besitzt, ist von der Bürg- 
schaftsleistung befreit (62, e). 

Der Bürge ist zunächst nur verpflichtet, den Ver- 
bürgten vor Gericht zu stellen; ist letzterer flüchtig ge- 
w^orden, so erhält jener eine Frist von drei Wochen, um 
ihn aufzusuchen. Findet er ihn nicht, so muss er für 
Agiles einstehen, was dem Verbürgten zu leisten auferlegt 
wird (62, f). Stellt sich dagegen der Verbürgte ohne 
seinen Bürgen vor Gericht und erbietet sich zu Recht, so 
wird der Bürge seiner Haftung ledig (62, g). Wenn end- 
lich der Verbürgte stirbt, so wird der Bürge gleichfalls 
seiner Verbindlichkeit entbunden: des Verbürgten Erbe 
haftet für dessen Schuld (62, h). 

c) Klage und Antwort des Beklagten, 

Das Deutsche Processrecht des Mittelalters theilte die 
Klagen ein nach dem Ziele, welches der Kläger verfolgte, 
in Klagen um Schuld und um Gut (63). Hier kommen 
vor Allem die ersteren in Betracht , von denen auch in 
den umgearbeiteten Statuten zunächst die Rede ist (64); 
von den Klagen um Gut, bewegliches sowohl, als un- 
bewegliches, ist theils bereits im Privatrecht die Rede 
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gewesen (65), theils wird von ihnen im weiteren Verfolge 
dieser Darstellung bei gegebener Gelegenheit gehandelt 
werden (66). 

Die Klage brauchte in der Kegel bloss in der Be- 
hauptung des Klägers zu bestehen, dass der Beklagte ihm 
zu einer bestimmten Leistung verpflichtet sei : die Angabc 
und Ausführung des Elagegrundes war nicht erforder- 
lich (67). Auf eine solche ,,8chlichte Klage" war 
der Beklagte nur verbunden mit ,Ja^^ oder „nein** zu ant- 
worten, d. i. seine Verpflichtung zu der vom Kläger be- 
anspruchten Leistung anzuerkennen oder abzuleugnen (68). 
Wenn jedoch der Kläger, sei es freiwillig oder weil die 
Natur der Sache es erforderte (69), zur Begnindung seiner 
Klage Thatsachen oder Rechtsgründe zur Sprache brachte, 
so musste der Beklagte sich auch über diese erklärea 
Ueberdies war es dem Beklagten, auch bei einer schlichten 
Klage, unbenommen, statt einer directen Antwort (mit 
,Ja^^ oder „nein**) sich auf Thatsachen zu berufen, aus 
welchen seine Nichtschuld sich ergiebt, mit anderen Worten 
Einreden gegen die Klage zu erheben (70). Als solche 
werden in den Statuten ausdrücklich angeführt die Ein- 
rede der Zahlung (71), sowie die des Vergleichs: dass 
ihm die Schuld vom Kläger erlassen, „die Klage gesetzt 
und gesühnt'^ sei (72). Selbstverständlich sind andere Ein- 
reden nicht ausgeschlossen. — Endlich durfte der Kläger, 
der eine schlichte Klage angestellt, wenn der Beklagte es 
verlangte, sich der einfachen Angabc des Klagegrundes 
nicht entziehen (73). — Uebrigens war jede Partei, ehe 
sie auf einen Antrag des Gegners antwortete, befugt, 
dreimal mit ihrem Vorsprecher oder mit ihren Freunden 
sich zu berathen (74). — Wenn der Beklagte jede Antwort 
verweigert und eigenmächtig das Gericht verlässt oder 
aus der Stadt entweicht, — „dingflüchtig'' wird, — 
so wird er als der ihm zur Last gelegten Schuld über- 
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wiesen erachtet und muss überdies einen Ferding zum 
Besten der Stadt erlegen (75). 

Die einmal erhobene Klage muss der Kläger auch 
zu Ende führen und darf sich mit seinem Gegner ohne 
Genehmigung des Richters nicht vergleichen ; thut er letz- 
teres dennoch, so muss er der Stadt eine halbe Mark Silbers, 
dem Vogt vier 0er erlegen und seiner Klage gleichwohl 
Folge geben (76). — lieber die Zeit, binnen welcher ein- 
zelne Klagen verjähren — gewöhnlich Jahr und Tag — 
ist seines Ortes das Bezügliche angegeben (77). 

Wenn der Beklagte gegen den Kläger eine Wider- 
klage anstellt, so braucht der Kläger darauf nicht zu 
antworten, ehe über die von ihm erhobene Klage erkannt 
worden ist. Er muss indess, wenn er tnehrere Klagen 
erheben will, solche dem Gegner genau bezeichnen (6«- 
nomen), und kann dann an drei verschiedenen Gerichts- 
tagen je eine Klage zum Vortrag bringen, nach deren Er- 
ledigung erst der Gegner seine bezüglichen Widerklagen 
anstellen darf (78). 

d) Fernere Verhandlungen. Beweisurtheil. 

Mit der Klage, der Antwort auf dieselbe und dem 
etwanigen Zwischenverfahren war das erste Stadium des 
Processes geschlossen. War die Antwort bejahend aus- 
gefallen, so wurde, auf des Klägers Verlangen, der Be- 
klagte zur Erfüllung der von ihm anerkannten Verbind- 
lichkeit angewiesen und erforderlichen Falls durch Voll- 
streckungsmaassregeln dazu gezwungen (79). Hatte da- 
gegen der Beklagte auf eine schlichte Klage verneinend 
geantwortet, so war er befugt, durch Leistung eines Eides 
über seine Nichtschuld sich der Klage zu entziehen, wenn 
nicht der Kläger zur Beibringung von anderen Beweis- 
mitteln für seine Forderung sich erbot (80). Wenn end- 
lich eine der Parteien, oder auch beide, sich auf Thatsachen 
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berufen hatten , so muesten sie zugleich angeben, durch 
welche Beweismittel sie dieselben darthun wollen (81). 
Sobald dies geschehen ; fällten die Urtheiler ein sog. 6e- 
weisurtheil, durch welches sie feststellten, was zu beweisen 
«ei, wer den Beweis zu führen habe und welche Beweis- 
mittel dabei in Anwendung zu bringen seien (81, a). Die 
Hauptaufgabe für die Urtheiler bestand dabei darin, die- 
jenige von den zur Sprache gebrachten Thatsachen zu 
ermitteln, welche für die Erledigung des Rechtsstreites die 
entscheidende ist, und diese unter Beweis zu stellen. In 
diesem Beweisurtheil war dann aber auch die Entscheidung 
in der Hauptsache mit enthalten (82). 

e) Der Beweis im Allgemeinen« 

Für die Bezeichnung der Beweishandlung bedienen 
sich die Rechtsquellen der verschiedensten Ausdrücke (88). 
Allgemein, für Klagesachen jeder Art, werden gebraucht : 
vullenkomen (84), tugen (85), betugen^ vor lugen (86). Für 
Klagen um Gut ist beholden (87), obtinere (87, a), der üb- 
liche Ausdruck, welchem das afwinnen (88), requirere (89), 
des Gegners gegenübersteht. Am mannigfaltigsten sind 
die Ausdrücke für Klagen um Schuld. Hier heisst es 
von dem Beweisverfahren des Klägers: couvincere (90)y 
avermnn(n{^\)f vor winnen {92)9 overgan (93), over tugen (94), 
von dem des Beklagten: nnlgan (95), enUeggen (96), t-ik 
entachu/digen (97), sik entledigen (98), se eapwrgare (99). 
Allen diesen Ausdrücken wird in der Regel noch die Be- 
zeichnung des Beweismittels beigefügt. 

Die in den Rigischen Stadtrechten vorkommenden 
Beweismittel sind: der Eid der Partei, welcher theils von 
ihr allein, — sog. Eineid, — theils mit Eidhelfem ge- 
leistet wird; das Zeugniss der Rathmannen und der Wein- 
kaufsleute; das Privatzeugniss und Urkunden. Gottes- 
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urtheile, namentlich Zweikampf und Eisenprobe^ sind aus- 
drücklich ausgeschlossen (100). 

f) Der Eineid der Partei. 

Der Eineid der Partei hat in dem Bechte des Mittel- 
alters einen rein subjectiven Zweck: durch ihn soll nur 
die persönliche Ueberzeugung des Schworenden von der 
Richtigkeit seiner Behauptung bestätigt werden; er ist ge- 
wissermaassen das eigene Urtheil der Partei über ihren 
Eecbtsanspruchy beziehungsweise Widerspruch, im Ganzen, 
und soll daher nicht, wie im heutigen Rechte, die Wahr- 
heit einzelner von der Partei angeführten Thatsachen be- 
weisen, auf Grund deren die Urtheiler erst ihr Erkenntniss 
fällen (101). Er wird daher als ein Kecht der Partei an- 
gesehen, wie sich schon daraus ergiebt, dass in der Sprache 
der Bechtsquellen Eid und Becht als gleichbedeutend 
erscheinen: ,,8in recht don*^ heisst so viel, als „seinen Eid 
leisten" (102), „mi7 ainem rechte itntgan^* so viel wie „durch 
seinen Eid sich (von der Klage) befreien" (103). Andere 
Benennungen für die Eidesleistung sind: aweren (104), 
wixren (105), den ed lesten (106), mit eden untgan (107), 
mU sinem ede ledich werden (108). Gewöhnlich wird noch 
hinzugefügt: „tip den hilligen^^ (109), d. h. auf den Be- 
liquien (110), weil nämlich der Schwörende während der 
Leistung des Eides mit den Fingern der rechten Hand 
ein Beliquienkästchen berühren musste. Soll zugleich be- 
zeichnet werden, dass die Partei allein (ohne Gehülfen) 
den Eid zu leisten hat, so heisst es: j^aola manvf^j ^,mit 
siner lumt^* oder „mö sinea sidves hand up den hilr 
Ugen'' (111). 

Dass nur vollkommen unbescholtene Personen zum 
Beweise durch den Eid zugelassen werden dürfen, ist in 
den einheimischen Stadtrechten (112) zwar nirgends aus- 
drücklich ausgesprochen, dürfte sich aber von selbst ver- 
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stehen (113). — Der Eid wird der Regel nach nur der 
angegrifienen Partei; zunächst dem Beklagten , zu- 
erkannt (114). Ausnahmsweise gestatten jedoch die um- 
gearbeiteten Statuten dem Dienstboten^ der rückständigen 
Lohn zu fordern hat, den Betrag desselben bis zu einem 
Ferding durch seinen Eid zu erweisen (115). Das ältere 
Recht liess auch denjenigen , der in der Wohnung eines 
geflüchteten Schuldners eine ihm gehörige Sache fand, 
wenn deren Werth geringer war, als ein Ferding ^ sein 
Recht auf dieselbe durch seinen Ein eid erhärten; war der 
Werth ein höherer , so musste er mit zwei Eidhelfem 
schwören (116). Hier mag auch noch bemerkt werden, 
dass derjenige, welcher „echte Noth" vorschützt, diese 
durch seinen Eineid erweisen kann (117). In allen Fällen 
aber wird auf Eidesleistung nur erkannt, wenn der 
Gegner nicht die Wahrheit seiner entgegenstehenden Be- 
hauptung oder der von ihm vorgebrachten entscheidenden 
Thatsache durch andere Beweismittel darzuthun sich er- 
boten hat (118). 

Der Eid wird vor Gericht geleistet nach der Formel, 
welche in jedem einzelnen Falle vom Richter gestäbt (119), 
d. i. festgestellt und mit einem Stabe in der Hand der 
Partei vorgesprochen wird. Der Gegner des Schwörenden 
muss aufgefordert werden, bei der Handlung gegenwärtig 
zu sein; bleibt er aber aus, so wird der Eid dennoch 
rechtskräftig geleistet (120). Wenn derjenige, der einen 
Eid gelobt, d. i. sich zu dessen Leistung erboten hat, zu 
dem dazu angeordneten Gerichtstage sich nicht einfindet 
und den Eid nicht schwört, so wird er für sachfällig er- 
kannt. Kann er jedoch echte Noth nachweisen, so wird 
ihm gestattet, den Eid am nächsten Gerichtstage zu 
leisten (121). Fällt der für die Eidesabiegung bestimmte 
Tag, „elhdaf/^, in die „gebundene Zeit'^, so wird der Termin 
bis zum nächsten „offenen*' Gerichtstage befristet (122). 
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g) Der Eid mit Gehülfen. 

Dem Eineid der Partei entsprechend, haben auch ihre 
Oehülf en, Eidhelfer oder Mitschwörende, keines- 
weges die Wahrheit einer ihnen bekannten Thatsache zu 
bezeugen; sie bekräftigen vielmehr durch ihren Eid nur 
ihre Ueberzeugung, dass der Eid der Partei kein Meineid 
sei; dass sie dieselbe eines solchen für unfähig halten (123). 
Als Eidhelfer dürfen daher nur unbescholtene ^ grund- 
besitzliche Männer y zunächst Bürger der Stadt, auf- 
treten (123; a). Dieses Beweismittel kommt übrigens in den 
umgearbeiteten Statuten ausschliesslich für das Straf- 
verfahren zur Anwendung (124); nur das ältere Becht 
lässt es in zweien Civilrechtsfällen zu. Des einen FalleS; 
die Vindication fahrender Habe betreffend, ist bereits 
früher erwähnt worden (125). Ausserdem wird dem Erben, 
wenn er um Schuld nach todter Hand gemahnt wird; ge- 
stattet, der Klage durch einen „mit zwei biderben Männem^^ 
zu leistenden Eid zu entgehen (126). Im Gegensatz dazu 
lassen für diesen letzteren Fall die umgearbeiteten Statuten 
die Anwendung aller übrigen Beweismittel zu, und über- 
gehen — offenbar geflissentlich — den Eid mit Still- 
schweigen, schliessen ihn mithin aus (127). 

h) Das Zeugniss von Kathmannen und Wein- 
kaufsleuten. 

Das durchgreifendste, alle übrigen ausschliessende, 
überhaupt unumstössliche Beweismittel ist das Zeugniss 
zweier Bathmannen (128); denn die in ihrer Gegen- 
wart vorgenommenen und von ihnen bezeugten Hand- 
lungen bleiben stät und sind unanfechtbar (129). Für 
einzelne Rechtsgeschäfte ist; wenn sie wirksam sein sollen, 
das Zeugniss zweier Kathmannen das ausschliesslich zu- 
lässige, daher unerlässliche Beweismittel; namentlich für 

T. Bunge, Die Stadt Riga. 23 
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die Bestellung eineB Pfandrechts an Immobilien (130), für 
die Absonderung eines Kindes von Seiten der Eltern (131); 
für die Bestellung einer Morgengabe (132)9 Air Testa^ 
mente (138); fUr die Stundung der von einem Verstorbenen 
zu leisten gewesenen Zahlung (134), für die Bestellung 
eines Stellvertreters im Process (135). Auch der als leib- 
eigen in Anspruch Genommene kann die Thatsache, dass 
er seit Jahr und Tag Bürger der Stadt sei, nur durch 
das Zeugniss zweier Rathmannen erweisen (136). Für 
andere Rechtsgeschäfte ist mit dem Zeugnisse der Rath- 
mannen von gleicher Wirkung das Zeugniss von W e i n - 
kaufsleuten (137), d. i. von unbescholtenen besitzlichen 
Bürgern, welche bei der Abschliessung eines Rechts- 
geschäfts ausdrücklich zu Zeugen berufen waren, und 
ihren Namen davon führten, dass sie nach erfolgtem Ab- 
schlüsse des Geschäftes mit einem Trünke Weines be- 
wirthet wurden (138). 

i) Das Privatzeugniss. 

In allen Fällen, in welchen nicht das Zeugniss von 
Rathmannen und Weinkaufsleuten als unerlässich erfordert 
wird, können Thatsnchen auch durch Privatzeugniss be- 
wiesen werden (139). Die Zeugen müssen jedoch be- 
sonders befähigt, sie müssen unbescholtene (biderbe, ehr- 
liche, gute) Leute (140) und mit Grundstücken angesessene 
Bürger sein (141). Insbesondere wird verlangt, dass der 
Werth ihres Grundbesitzes dem des zu bezeugenden 
Streitgegenstandes entspreche (142). In einem Rechts- 
streite zwischen Russen (aus Smolensk) und Deutschen 
müssen die Zeugen beiden Nationalitäten — einer jeden 
je einer — angehören (143). — Wer einmal ein fal- 
sches Zeugniss abgelegt, darf nicht wieder als Zeuge 
auftreten (144). Der Gesellschafter einer Partei, des- 
gleichen jeder, der ein Interesse an der Streitsa^^he hat. 
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ist zum Zeugniss in dieser Sache unfähig (145) ^ ebenso 
derjenige^ der einer Partei als Rathgeber beigestanden and 
mit deren ,yHeimlichkeit", d. i. ihren Geschäftsgeheimnissen! 
bekamit geworden ist (146). Endlich werden in der Regel 
nur Männer als Zeugen genannt oder doch voraus- 
gesetzt (147) y und zwar scheint zur Erbringung eines 
genügenden Beweises das Zeugniss von zwei Männern 
erforderlich gewesen zu sein (148). Diese strengen Re- 
quisite sind geeignet, auf die Vermuthung zu führen, dass 
im Civilprocess, wenigstens bei Klagen um Schuld (149), 
nur Zeugen zulässig gewesen, welche bei der Begründung 
des streitigen Rechtsverhältnisses , zum Behufe der Con- 
statirung der zu bezeugenden Thatsache, ausdrücklich zu- 
gezogen worden waren, nicht auch solche, welche nur 
zufällig von derselben Kenntniss erhalten liatten (150). 

Wer sich zum Zeugenbeweise erboten — sich „«y/«« 
tuges vorromet^^ — hat (,151), muss, sobald ihm dieses 
Beweismittel zuerkannt — y^gedeUt^^ — ist (152), alle seine 
Zeugen auf einmal benennen (153), wobei es dem Gegner 
gestattet ist, einige derselben „aufzutreiben'', d. i. aus ge- 
setzlichen Gründen zurückzuweisen (lö4). Die zu ver- 
hörenden Zeugen muss der Beweisführer, wenn sie in der 
Stadt oder deren Mark anwesend sind, zum nächsten Ge- 
richtstage vorführen (155) ; sind sie ausserhalb der Stadt- 
iQftrk, aber binnen Landes, wohnhaft, in sechs Wochen; 
befanden sie sich ausserhalb Landes, binnen Jahr und 
Tag (156). Wer die Vorstellung der Zeugen in dem der- 
gestalt anberaumten Termine versäumte, ohne echte Noth 
nachweisen zu können, war nicht nur yjtuchborstich^^ 
^« h. er verlor nicht nur das Recht des Zeugenbeweises, 
sondern er wurde auch für sachfällig erkannt (157). Wenn 
übrigens ein als Zeuge aufgeführter Bürger, weil er zur 
Zeit in Geschäften verreist ist, nicht gestellt werden kann, 

so schadet dies dem Beweisführer an seinem Rechte 
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nicht (158). Wenn die Gegenpartei , obschon ihr der 
Termin der Zeugenvernehmung bekannt gegeben worden, 
sich zu demselben nicht einateUt^ so soll der Vogt auch in 
ihrer Abwesenheit die Zeugen verhören und ,,dem guten 
Manne richten'^^ d. i. die Vollstreckung des Beweisurtheils 
anordnen (159). — Wenn mehrere Zeugen in ihren Aus- 
sagen sich widersprechen, so haben der Vogt und seine 
Beisitzer die Befugniss, dieselben vor den ganzen Bath 
zu senden, in dessen Belieben es dann steht, die Zeugen 
öffentlich oder ^^tille^^ d. i. bei geschlossenen Thüren, zu 
vernehmen (159, a). — Dass die Zeugen vor ihrer Ver- 
nehmung in Eid genommen wurden, ist zwar nirgends 
ausdrücklich ausgesprochen, jedoch mehr als wahrschein- 
lich (160). 

k) Urkunden. 

Des Beweises durch Urkunden geschieht in den 
Rechtsquellen am seltensten Erwähnung. Die älteren, für 
Reval und Hapsal ausgefertigten Recensionen des Stadt- 
rechts schweigen von ihnen gänzlich. Die umgearbeiteten 
Statuten führen nur in zwei Artikeln — und zwar in 
einem dem ursprünglichen Texte angehörigen (161) und 

• _ 

einem später hinzugefügten (162) — unter den Beweis- 
mitteln für Forderungen „nach todter Hand'' auch Briefe, 
d. i. Urkunden, auf, und in dem ersteren zugleich das 
Stadtbuch, y^des Stades Jtol^^. Unter diesem ist ohne 
Zweifel das jetzt sogenannte alte Rigische Schuldbuch zu 
verstehen (163), welches im Jahre 1286, vermuthlich in 
Veranlassung der Reception des Hamburgischen Stadt- 
rechts, eingeführt wurde (164). Dem letzteren ist zwar 
auch schon ein Erbebuch bekannt (165); die Rigischen 
umgearbeiteten Statuten haben jedoch die bezüglichen 
Stellen weggelassen, weil ein solches Erbebuch erst lange 
nachher bei dem Rigischen Rathe eingerichtet wurde (166). 
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Den bei dem Käthe geführten Stadtbüchem muss ohne 
Zweifel dieselbe Beweiskraft beigemessen werden, wie dem 
Zeugnisse der Rathmannen. 

I) Das Urtheil und dessen Vollstreckung. 

Jedes im Laufe der Verhandlung von den Urtheilem 
9,gefundene^^ Urtheil (167), also insbesondere auch das 
entscheidende Beweisurtheil, erhält, wenn dasselbe von 
den anwesenden Betheiligten nicht auf der Stelle ange- 
fochten wird, Rechtskraft (168). 

Bei Rechtsstreiten unter Bürgern (169) geniesst der 
zur Zahlung oder zu einer sonstigen Leistung Verurtheilte 
eine Frist von vierzehn Tagen (170). Hält er diese nicht 
ein, 80 muss er dem Richter eine Wedde von 4 Oer er- 
legen, und erhält den Befehl, „oier dwemachl'^^ d. i. binnen 
24 Stunden (171), seiner Verbindlichkeit nachzukommen. 
Leistet er auch dann noch nicht Folge, so verfällt er in 
eine abermalige Wedde von 4 Oer, und der Vogt begiebt 
sich, in Begleitung seiner Beisitzer, in seine, des Ver- 
Qrtheilten, Wohnung und schreitet zur Zwangsvollstreckung, 
zunächst durch Auspfändung (172). — Hatte es sich um 
eine Darlehnschuld gehandelt imd der Beklagte sich zu 
<ler8elben bekannt, so ward ihm überhaupt nur eine Zah- 
lungsfrist „ovtr dwemacht^^ bewilligt (173). 

Muss die Vollstreckung in ein Erbe erfolgen, weil 
^er Auszupfändende weder Geld , noch bewegliche Pfän- 
dungsobjecte besitzt (174), so wird mit dem Erbe wie mit 
einem Pfände verfahren (175). Zunächst muss der ob- 
liegende Theil am nächsten Gerichtstage das Erbe vor 
Gericht „aufbieten" und dann dieses Aufbot im Laufe von 
sechs Wochen dem Gegner gegenüber, in Gegenwart von 
Zeugen, dreimal wiederholen. Ist dies geschehen und 
dem Bathe bekanntgegeben worden, so wird der Sieger 
^on dem Vogt und dessen Beisitzern in das Erbe 
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;,gewältigt'', d. h. ihm wird die Gewalt, die Herrscl 
über dasselbe zugesprochen^ und der Besitzer angewie 
^^auszufahren'S d. i. das Erbe zu räumen. Bleibt letzt 
dessenungeachtet noch vierzehn Tage in dem Erbe sit 
so hat er „für die Gewalt** der Stadt eine Busse von 2 
Mark Silbers zu entrichten^ und erhält den Befehl, bin 
acht Tagen auszuziehen. Leistet er auch diesem Bef 
keine Folge ; so wird er abermals mit zwei Mark Sil 
gestraft und zum drittenmal aufgefordert, das Erbe 
verlassen ; und, falls er sich weigert , ins Gefängniss 
geführt; die Bewohner des Erbes werden hinausgetric 
und letzteres dem obsiegenden Theile übergeben (176 
Wenn der Verurtheilte auch kein Erbe besitzt 
ebensowenig einen Bürgen für seine Schuld stellen h 
so wird, wenn letztere mehr als einen Ferding betr 
die Person des Schuldners dem Gläubiger als Pfand ül 
antwortet (177). Nach dem älteren Recht wurde 
Schuldner als förmlich „zu eigen gegeben" angesel 
und war dem Gläubiger gestattet, denselben an bei 
Füssen gefesselt zu halten. Waren ihm nur an ein 
Fusse Fesseln angelegt, und ein anderer Gläubiger 
ihn so an, so hatte letzterer das Recht, ihn als eigei 
sich zu nehmen (178). Das neuere Recht gestattet 
Gläubiger zunächst nur, den Schuldner in des Stadtb 
Haus zu setzen , und ihm — falls er nicht freiwillig 
Mehreres thun will — Wasser und Brot reichen zu la< 
Er darf ihn jedoch auch, mit des Vogts Genehmig 
zu sich ins Haus nehmen. Lässt er ihn freiwillig gc 
indem er ihm zur Zahlung Frist giebt, oder entläuft 
derselbe eigenmächtig, so wird er, der Schuldner, dad 
von seiner Verbindlichkeit nicht befreit ; er bleibt vieli 
des Gläubigers „Pfand für sein Geld", bis er ihn 
ständig befriedigt hat (179). — Frauen dürfen nicht 
Schulden zu Pfand gegeben werden: dem Gläubige 
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nur gestattet y seiner Schuldnerin zu jeder Zeit ihr Ober- 
kleid zu nehmen, bis er sein Geld hat (180). 

Ist der zahlungsunfähige Schuldner flüchtig geworden 
oder gestorben, so haben seine Gläubiger jooii obrigkeit- 
licher Genehmigung sich an das von ihm zurückgelassene 
Vermögen, beziehungsweise an seinen Nachlass, zu hal- 
ten (181). Beicht die Masse zur Befriedigung sämmtlicher 
Forderungen nicht zu, so werden diese „nach MarkzahP', 
d. L nach Verhältniss ihres Betrages, gekürzt (182). Vor- 
her müssen aber die Forderungen für Hausmiethe, gare 
Kost und verdienten Lohn voll befriedigt werden (183). 
Demnächst gemessen Russen aus Smolensk das Privilegium, 
dasB, wenn sie als Gläubiger mit Deutschen concurriren, 
ihre Forderungen für gegebenen Credit vor denen der 
Deutschen berichtigt werden müssen (184). — Ist die Ver- 
theilung der Masse dergestalt „mit Vollwort des Vogts 
und der Rathmannen'^ bewerkstelligt worden, so hat es 
dabei sein Bewenden, so dass später etwa angemeldete 
Forderungen unbeachtet bleiben (185). 

2. Urtheilscheltung. Verfahren in der höheren 

Instanz*). 

Gegen ein vor Gericht gefundenes ürtheil ist ein 
Widerspruch nicht statthaft. Der mit demselben un- 
zufriedene Betheiligte ist jedoch befugt, das ürtheil „auf 
das Haus, vor den Rath, zu schelten" (186), d. h. die Ent- 
scheidung der Sache durch den Rath, als höheres Gericht, 
IQ Anspruch zu nehmen. Dies muss aber, damit das 
Ürtheil nicht rechtskräftig werde, sofort nach dessen Er- 
öffnung geschehen (187), und das dergestalt gescholtene 
Ürtheil am nächsten Freitag auf das Haus, vor den Rath, 
gebracht werden. Wird der Scheltende dies zu thun 
durch echte Noth verhindert, so geniesst er Frist bis zum 
nächstfolgenden Freitag; bleibt er aber auch dann aus. 
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Bo wird er eachfallig (188). Sind beide Parteien, dnrch 
Voraprecher vertreten, erschienen und haben ihre Vorträge 
gehalten (189); so prüft der Rath zu beliebiger Zeit die 
Sache (190), entscheidet in derselben nach Stimmen- 
mehrheit (191), und sendet das von ihm gefundene Urtheil 
an das Gericht erster Instanz, zur Eröffnung an die Par- 
teien (102); dem unterliegenden Theile wird die Ent- 
richtung einer Wedde von 4 0er auferlegt (193). 

Auch diesem Urtheile des Rathes darf kein Wider- 
spruch entgegengesetzt werden (194) ; wohl aber darf das- 
selbe ,,an das Buch gescholten^' werden, d. h. der unzu- 
friedene Theil darf auf das Rigische Statutenbuch sich 
berufen: „Spricht dann das Buch, wie der Rath es ge- 
funden, so büsst der Scheltende eine Mark Silbers; findet 
es sich, dass das Recht (d. i. eine auf den Streitgegenstand 
bezügliche Bestimmung) in dem Buche nicht enthalten^ 
so soll das Urtheil bei Kraft bleiben, und der es ge- 
scholten, eine Wedde von zehn Mark Silbers zahlen; 
spricht endlich das Buch anders, als der Rath gefunden, 
so ist vom Scheltenden keine Wedde zu entrichten" (195). 
Dass in diesem letzteren Falle von dem Rathe ein neues, 
„dem Buche'' entsprechendes Urtheil gefunden werden 
musste, sprechen die Statuten zwar nicht aus; allein es 
versteht sich von selbst. — Eine weitere Berufung, als 
an das Buch, fand nicht statt. 

III. 

AusserordentlicheH Verfahren in Civilsaehen. 

1. Im Allgemeinen. 

Einzelne Ausnahmebestimmungen von dem bisher dar- 
gestellten Verfahren sind bei entsprechender Gelegenheit 
bereits angegeben worden. Hier kommen nur noch die 
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£]genthümlichkeiten in Betracht bei dem Verfahren 
i) nach Gastrecht, 2) in BeBchlagssachen und 3) in Be- 
sitz- and Gränzstreitigkeiten. 

2. Verfahren nach Gastrecht. 

Die Gäste, d. i. Fremde, Nichtbürger, sind insofern 
l>^günstigt, als, wenn auch nur eine der Parteien — es 
sei der Kläger oder der Beklagte — zu ihnen gehört, 
vollends aber, wenn beide Theile Gäste sind, das Verfahren 
^Q^h Möglichkeit beschleunigt werden soll. Wenn daher 
11^ solchen Fällen ein Eid zu leisten ist, so kann dies zu 
l^der Zeit, auch an gebundenen Tagen, geschehen (196). 
^^e Schuld, die ein Gast von dem anderen, oder ein 
ürger von einem Gaste oder ein Gast von einem Bürger 
fordern hat, muss der Schuldner, bei BefUrchtung so- 
*c>rtiger Execution, binnen 24 Stunden („over dwernacht^') 
■^«zahlen (197). Von einigen Vorzugsrechten der Russen 
^Xi8 Smolensk ist schon früher die Rede gewesen (198). 

3. Verfahren in Beschlagssachen. 

Gegen Schuldner, welche der Flucht oder der Bei- 
^eitschaffung ihres Gutes verdächtig (199), desgleichen 
Solche, welche nur vorübergehend in Riga anwesend 
^ind (200), kann der Gläubiger sich dadurch sichern, dass 
«r durch den Vogt des Schuldners Gut „bekümmern*', 
d. i. dessen BeiseitschaflFung und Veräusserung unter- 
sagen (201), oder die Person des Schuldners „besetzen", 
d. i. demselben verbieten lässt, die Stadt zu verlassen. 
Uebertritt der Schuldner dieses letztere Verbot, so verfällt 
er in eine Wedde von 3 Mark zum Besten der Stadt (202). 
Wer bekümmertes Gut ohne richterliche Genehmigung an 
sich nimmt, hat nicht nur der Stadt 1 Mark und dem 
Vogt 4 Oer als Wedde zu entrichten, sondern muss auch 
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das beseitigte Gut wieder zur Stelle schaffen (203). Wenn 
der Herr des Hauses, in welchem das bekümmerte Gut 
sich befindet, letzteres mit Willen fortbringen lässt, so 
verfällt er in dieselben Wedden von 1 Mark und 4 Oer 
und haftet dem Gläubiger für das beseitigte Gut (204). 
Erbietet sich jedoch der Hauswirth des mit Bekümmerung 
bedrohten Schuldners, für die Schuld zu haften, so muss 
der Gläubiger sich daran genügen lassen, sofern der Wirth 
hinlänglich sicher ist (205). 

4. Verfahren in Besitz- und Gränzstreitig- 

keiten. 

Dass Besitz- und Oränzstreitigkeiten in der Stadt- 
mark nicht anders, als vor drei Schiedsrichtern zu ver- 
handeln und in welcher Weise letztere zu bestellen sind^ 
ist bereits früher erwähnt worden (206). üeber das Ver- 
fahren findet sich nur angedeutet, dass die Schiedsrichter 
den Streit nach ihrem billigen Ermessen (arbürium) ent- 
scheiden sollen (207), und dass die Vernehmung von 
Zeugen dabei unzulässig ist (208). Sind die Schiedsrichter 
untereinander nicht einig, so gilt der einmüthige Aus- 
spruch zweier von ihnen gegen den dritten ; sind alle drei 
verschiedener Meinung, so entscheidet das Loos (209). 
Ist einer von ihnen zur Zeit verhindert, an der Verhand- 
lung Theil zu nehmen, so hat der übereinstimmende Aus- 
spruch der beiden übrigen volle Geltung (210). Dem 
Schiedssprüche müssen die Parteien, bei Strafe der Ex- 
communication , sich unbedingt unterwerfen (211). Für 
ihre Müh waltung erhalten die Schiedsrichter von den 
Parteien eine massige Entschädigung (212). 
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IV. 

Verfahren in Strafsachen. 

1. Einleitung. Richterliche Thätigkeit in 

Strafsachen. 

Obscbon von den ersten Anfängen der Stadt an jede 
Selbsthülfe daselbst untersagt, das Fehderecht aus- 
geschlossen war (213), so blieb doch auch in StraffäUen 
die Thätigkeit des Eichters, der Regel nach^ darauf be- 
schränkt, das auf Anklage des Verletzten oder dessen 
Angehörigen anhängig gemachte Verfahren zu leiten und 
das von den ürtheilern gefundene ürtheil zu voll- 
strecken (214). Auch in Strafsachen durfte er, gleichwie 
in Civilsachen^ die Betheiligten nicht zur Erhebung einer 
Anklage zwingen ; vielmehr war es diesen nicht verwehrt, 
wegen etwaniger Privatgenugthuung sich mit ihrem Gegner 
aussergerichtlich zu vergleichen (215). War jedoch zu- 
gleich ein öffentliches Interesse verletzt worden, so dass 
dem Thäter auch die Erlegung einer Wedde oder andere 
öffentliche Genugthuung oblag (216), so war der Richter 
auf deren Leistung zu dringen von Amts wegen ver- 
bunden (217). Aber auch in anderen Fällen war ein 
amtliches Einschreiten des Richters vorgeschrieben : nament- 
lich, wenn ein Rathmann zu einer Schlägerei unter Bürgern 
hinzukam (218), bei offenbaren ^ d. i. öffentlich verübten 
Missethaten und wenn ein Gerüfte erhoben worden 
war (219), wenn ein Diebstahl bekannt und der Dieb er- 
griffen wurde (220). Hierher muss auch gerechnet werden, 
dass dem Rathe oblag, über die Sittlichkeit der Bürger 
zu wachen und insbesondere Ehegatten, welche „wegen 
Unkeuschheit berüchtigt" ßind, zur Verantwortung zu 
ziehen (221). In allen diesen Fällen wurde jedoch kein 
Untersuchungsverfahren eingeleitet ; vielmehr trat — wenn 
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kein Privatankläger sich fand — entweder der Richter 
selbst als Ankläger auf, oder es wurde — wohl vom 
Rathe — ein öffentlicher Ankläger bestellt und im Uebrigen 
die Sache ganz nach den Regeln des Privatanklage- 
processes verhandelt (222). 

2. Die Anklage. 

Die Anklage war ihrer Form nach verschieden, je 
nachdem handhafte That vorhanden war oder nicht. Unter 
handhafter That — in den Quellen hantdadige 
dat (223), versehe (d. i. frische) dal (224), desgleichen 
openbare schult (225) genannt — ist der Fall zu ver- 
stehen, wenn der Verbrecher bei Begehung der That 
öffentlich ertappt — hegrepen (226) oder hesen (227) — 
wird, er mag nun dabei ergriffen worden oder geflüchtet 
sein. Es wird aber auch schon als handhafte That an- 
gesehen, wenn Jemand — im Falle eines Todtschlages 
oder einer Verwundung — mit scharfen Waffen betroffen 
wird, oder wenn gestohlene oder geraubte Sachen in 
seiner Wohnung und unter seinem Verschlusse gefunden 
werden, nachdem er, darüber befragt, es geleugnet (228). 
In allen Fällen der Art musste die Klage mit Ge rufte, — 
ruehie (229), gesehrichle (230), — d. i. mit öffentlichem 
Hülfsgeschrei (231), erhoben werden. Zu dessen Erhebung 
ist insbesondere auch der Wirth einer Herberge ver- 
pflichtet, wenn in dieser ein Friedensbruch begangen 
worden und er nicht im Stande ist, den oder die Schul- 
digen aufzuhalten (232). Sobald ein Gerüfte erschallt, 
sind sämmtliche Nachbarn verbunden, herbeizueilen und 
den Verbrecher zu verfolgen. Wer von ihnen sich nicht 
einfindet, ist strafbar, er beschwöre denn, dass er das 
Geschrei nicht gehört (233). 

Ist keine handhafte That vorhanden, so darf auch 
nicht mit Gerüfte, sondern nur einfach geklagt werden (234). 
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3. Ueberführung und Entlastung des Ver- 
brechers. 

Ist der Verbrecher auf handhafter That ergriffen, so 
wird er, in Begleitung der auf das Gerüfte hinzu- 
gekommenen Personen, vor Gericht gefuhrt, und, wenn 
diese Personen ihr Zeugniss seiner Schuld beschwören, 
als überführt; angesehen und sofort verurtheilt (235). Eine 
Bürgschaft für den Verbrecher ist, wenn es diesem an's 
Leben geht, nur mit Einwilligung des Anklägers zu- 
lässig (236). 

Ist dagegen der Angeklagte nicht auf frischer That 
betroffen worden, so kann er, sofern er unbescholten ist, 
je nach Umständen ^ durch seinen Eineid oder durch Eid 
mit Gehälfen der Anklage entgehen, falls nicht der An- 
kläger durch geeignete Beweismittel ihn der Schuld über- 
führt (237). 

Was zunäx^hst den von dem Ankläger zu führenden 
Beweis anlangt, so wird zwar nur in wenigen Stellen der 
Stadtrechte, insbesondere in dem Eigisch - HapsaPschen, 
ausdrücklich gefordert, dass er durch Zeugen, welche bei 
der Begehung der That zugegen gewesen, erbracht werden 
soll (238). Allein wenn es auch sonst gewöhnlich nur 
einfach heisst: „kann man ihn (den Angeklagten) nicht 
^yV orw innen y ovtnvinneriy overgan'^ (239), so dürfte auch 
damit kein anderer^ als Zeugenbeweis, gemeint sein. Nur 
in einem einzigen Falle wird dem Ankläger gestattet, 
seine Anklage durch seinen Eineid wahrzumachen: wenn 
er nämlich vor Gericht „Blau und Blut*', d. i. die ihm 
zugefügten Wunden, aufweist. Solcher Anklage kann der 
Angeklagte nur dadurch entgehen, dass er mit zwei 
Zeugen, unbescholtenen besitzlichen Bürgern, beeidet, dass 
er zur Zeit der That sich an dem Orte, wo sie begangen 
worden, nicht befunden (240). 
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Bei dem, dem nicht Überführten Angeklagten gestatteten 
BeinigungB- oder Entlastungseide entscheidet 
darüber, ob jener diesen Eid allein oder mit Eidhelfem 
und mit einer wie grossen Zahl von solchen zu leisten 
hat; die geringere oder grössere Schwere des ihm zur liast 
gelegten Verbrechens, also auch das Maass der dafür an- 
gedrohten Strafe oder zu entrichtenden Busse (241). Hier 
weichen indess die verschiedenen «Bedactionen der Stadt- 
rechte zum Theil von einander ab, und erscheinen nament- 
lich die strengeren Forderungen des älteren Rechtes in 
den umgearbeitcn Statuten mitunter gemildert. Die höchste 
Zahl von Eidhelfem^ nämlich zwölf; verlangt das älteste 
Stadtrecht bei der Anklage auf Raubmord und auf Noth- 
zucht, Verbrechen, welche mit Todesstrafe bedroht 
sind (242). Dieselbe Zahl von Eidhelfem erfordert auch 
das Rigisch - Hapsarsche Stadtrecht in den Fällen von 
Mordraub; von Tödtung mit und ohne ^jvoruate^^ (243), 
von Hausfriedensbruch; wenn damit Tödtung verbunden 
ist (244); und von Nothzucht (245). Die umgearbeiteten 
Statuten setzen die Zahl der Eidhelfer in den gedachten 
Fällen — und zwar in dem des Hausfriedensbruches ohne 
Unterschied -^ auf sechs herab (246), und verlangen 
ausserdem dieselbe Zahl für den der Begünstigung eines 
Mörders Angeklagten (247). Das Rigisch - HapsaFsche 
Stadtrecht verordnet sechs Eidhelfer nicht nur in dem 
eben angegebenen Falle (248); sondern auch bei Anklagen 
auf vorsätzliche Verwundung (249), auf Hausfriedens- 
bruch mit Körperverletzung durch Lähmung (260) und 
auf Hülfeleistung beim Hausfriedensbrüche, wenn bei 
diesem eine Tödtung vorkam (251). Drei Eidhelfer 
werden gefordert im Rigisch- Hapsarschen Rechte für de- 
hülfen bei einer vorsätzlichen Verwundung (252), in den 
umgearbeiteten Statuten für den Gehülfen beim Todt- 
schlage (253) und beim Hausfriedensbruche (254); zwei 
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•Bidhelfer im Bigisch-Hapsarschen Recht für den Gehülfen 
beim Todt8chlage (255); im Falle einer verunstaltenden 
V^erletzung des Antlitzes (256), der Lähmung eines Gliedes 
des Körpers (257)9 des Abhauens der Nase oder eines 
Otres, des Ausstechens eines Auges (258), der Freiheits- 
beraubung (259), der Fälschung eines Maasses (260) und 
t>ei der Anklage auf Ehebruch (261). Nach den um- 
gearbeiteten Statuten muss der von dem Rathe wegen 
iTukeuschheit zur Verantwortung gezogene Ehegatte sich 
i^t zwei Eidhelfem vom Verdachte reinigen (262). Der 
einfache Eineid des Angeklagten genügt nach dem 
^^igisch - Hapsal'schen Rechte ^ wenn er beschuldigt wird 
^er Herausforderung zum Zweikampfe (263), der Drohung 
^xirch Zücken einer Waffe (264), schwerer Injurien (265) 
'U.iid der Theilnahme an einem Hausfriedensbruche, wenn 
dabei kein Todtschlag vorgefallen (266); nach den um- 
gearbeiteten Statuten endlich bei der Anklage um Frei- 
Ixeitsberaubung (267). Nach denselben bleibt auch straf- 
los derjenige, der auf das erhobene Gerüfte nicht herbei- 
geeilt ist, wenn er beeidet, dass er dasselbe nicht 
gehört (268) , der Wirth einer Herberge , der bei einem 
in derselben begangenen Friedensbruche den Friedens- 
iDrecher nicht angehalten, wenn er beschwört, dass er das 
Crerüfte erhoben (269), und derjenige, welcher einen Fried- 
losen beherbergt, wenn er seine Nicbtkenntniss der Fried- 
loslegung eidlich erhärtet (270). — Es bleibt eine Reihe 
Ton Verbrechen übrig, hinsichtlich deren über den Un- 
schuldsbeweis des Angeklagten eine Bestimmung in den 
Quellen sich nicht findet, und besonders auffallend ist es, 
dass sie für die des Diebstahls und des Raubes Beschul- 
digten fehlt. Dass in solchen Fällen der Reinigungseid 
als überflüssig erachtet gewesen, ist nicht wahrschein- 
lich (271), und bleibt daher nur die Annahme übrig, dass 
es dem Ermessen des Gerichts anheimgestellt war, nach 
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der Analogie der gesetzlich normirten Fälle in den 
bestimmt gelassenen Ober die Art des Entlastungseides ^ 
entscheiden (272). 

, 4. Flucht des Verbrechers. Friedlosigkei 

Sühne. 

Wenn der eines schweren Verbrechens — Ungericht 
Angeklagte die Flucht ergreift, so wird er sofort friedlo^^ 
gelegt (273). Will er das Verbrechen durch Erlegung 
der Busse sühnen, so muss er sich an den Bath wenden^^^^ 
welcher die Vermittelung mit den Anklägern über — ' 
nimmt und die Busse feststellt. Wollen die Ankläger^ 
dieselbe nicht annehmen, so nimmt der Bath sie in Em- ' 
pfang und bannt dem Angeklagten Frieden (274). 



Anmerkungen zum sechsten Abschnitt 



*) S. überhaupt y. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens 
Xind Gerichtsverfahrens in Liy-, Est- und Curland. Beval 1874. 8. 

1) Diplom König Heinrichs vom 1. December 1225 (Ü.-B. 
^r. 67): ^^Henrictts , D. g. Romanorum rex etc. Ad petüionem 
^Ibertif venembüis Ldvoniensis episcopi^ marchiam unam per 
totum eiu8 episcopatumt per Ldvoniam <&c. in^tituimus^ et eun- 
dem ipsi principatum, iure aliorum principumf mnnificentia regali 
concessimus etc,^* Aehnlich lautet das gleichzeitig dem Bischof 
Hermann von Dorpat ertheilte Investiturdiplom, U.-B. Nr. 68. 

2) Sachsenspiegel III, 65, 1: ,^Die marcgreve dinget bi 8 ine 8 
8elve8 hulden^^ Das. H, 12, 6: „— ■ — Dit is dar umme, dat 
in der marke nein honinges han nis,^* Vergl. besonders die Schil- 
derung der Verhältnisse in der Mark Brandenburg bei H. Hälschner, 
Geschichte des Brandenburg-Preussischen Strafrechts S.' 5 — 14. 

3) S. das älteste Livland. Bitterrecht Art. 60 (mittl. LB. Cap. 88) : 
,J)e biechop en mach eine werltlike manne nicht bannen umme 
toerUlike sähe, he vorvolge denn de aake mit werltlücem rechte^ 
aindt he dat werltlike mit dem geistliken he/t.*' 

4) Nicht bloss auf das Gerichtswesen war die Eigenschaft der 
Livländischen Territorien als Beichsmarken von dem entschiedensten 
Einfluss, sondern auch auf die Entwickelung der Standesverhält- 
nisse, die Kriegsverfassung und manche andere Institute des öffent- 
lichen Bechts. — Nachdem der Verfasser dieses den auch von ihm, 
insbesondere in seiner Geschichte des Gerichtswesens in Livland, 
begangenen Unterlassungsfehler erkannt, benutzt er diese Gelegen- 
heit, darauf aufinerksam zu machen, obschon die Sache für die hier 
behandelten städtischen Verhältnisse irrelevant ist. 

5) S. oben S. 76 u. 81. 

6) Die nachstehenden Bestimmungen über die Gerichtsbarkeit 
des Vogts sind enthalten in der Entscheidung des Legaten, Bischofs 
Wilhelm von Modena, vom December 1225 (U.-B. Nr. 75), wo es im 
Allgemeinen heisst: „ille vero iudex (civitatis) de omni causa 

▼. Bunge, Die Stadt Riga. 24 
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temporali cognoscat — — in rivitate vel intra marchiam cwi- 
tatis}^ Ob die Gerichtsbarkeit in der Mark schon in diesem Zeit- 
räume auf die Landvögte übergegangen, ist mindestens angewiss. 
Vergl. oben 8. 84. 

7) Ueber dessen Anstellung und Investitur s. oben 8. 83. 

8) Urk. des Ordensmeisters vom 16. August 1330 (U.-B. Nr. 744): 
y^Vortme wer izy dat unse voget oder ein ander brvder von einer 
vjein hi dem rechte nicht sin wolde, noch in mechte, waz denne 
von der stadt voget vnrd gerichtet^ dat aal haben volle macht] 
äv/nder waz an hals oder an haut get^ do sollen unse voget oder 
ein brvder ober wesen,^ 

9) Urk. vom December 1226 (U.-B. Nr. 75): .filericl vero, vel 
alias viri religiosi, ut magister et fratres eins, vel hospitalarii, ut 
8. Spiritus et s. Lazari, de nulla causa teneantur aub predicto 
civitatis iudice respondere.** Eine Ausnahme machten übrigens 
mindestens Delictssachen der Ordensbrüder. 8. die iblgende Anm. 
Wegen ^er Cleriker vergl. auch noch die Urk. Erbischof Alberts II. 
▼om J. 1262 (Ü.-B. Nr. 365). 

10) Das.: yyHomines autem^ qui sunt de iv/risdictione episcopi 
vel aliorum, qui ab episcopo feudum ienent, ut magister, prepositus 
et aliif non teneantur suh predicto iudice respondere, nisi de con- 
tractibus et delictis, in cimtate vel intra marchiam civitatis com- 
missis et contractis.^*" Urk. des Ordensm. vom 16. August 1330 (U.-B. 
Nr. 744): ,fik wer dat, dat em>an van den unsen in der siadt 
breke, den sal man richten na der Stades rechte.^^ 

11) Urk. Nr. 75: „6V autem episcopus, prepositus, magister et 
abbas de Dunemont habverint domos aut agros intra marchiam 
civitatis, et in his contractvm fuerit aliquid vel commissum, sub 
eoy cuius fuerit domus vel ager, terminetur,*^ 

12) Das.: „Et si qui« civis in iurisdictione episcopi, prepositi 
vel maglstri possessiones habuerit, vel ibi contraxerit seit delietuvi 
commiserit, teneatur sub eo, cuius fuerit iurisdictio, respondere,^ 

13) 8. die Verordnung über die Pilger in den umgearb. Sta- 
tuten, oben 8. 121 Anm. 255. 

14) Urkk. des Legaten, Hischofs Wilhelm von Modena, vom 
J. 1226 (U.-B. Nr. 78). Wir finden diese Bestimmungen nicht nur 
im J. 1262 noch in voller Geltung (U.-B. Nr. 365), sondern auch 
noch im J. 1383 (U.-B. Nr. 1190. 91. 96. 99. 200. 202. 3. 5. 6), 
also mindestens bis gegen den 8chluss des 14. Jahrhunderts. Wie 
es übrigens damit während der Fehden der 8tadt mit dem Orden 
gehalten worden, ist aus den Quellen nicht zu ersehen. 

15) 8. oben 8. 94. 

16) B. 43. D. I, 3, 1. 
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17) D. VII, 5, 2: tJJnde so tvat klage wpateit van testamente, 
dat sal de rat richtend 

18) D. I, 5. IV, 1, 1. S. oben S. 260 Anm. 99. 

19) S. oben S. 266 Anm. 137 u. 138. 

19,a) S. z. B D. IX, 4, 2 und unten das Verfahren in Straf- 
sachen. Von der Theilnahme des Rathes bei der UrtheilsvolU 
Streckung (D. IV, 5) wird unten die Rede sein. — Ueber die Sorge 
des Bathes für die Bewahrung Geisteskranker s. D. I, 25. 

20) D. I, 2 fgg. S. unten die Darstellung des Gerichts- 
verfahrens. 

21) D. II, 1: .^De voget sal hören vor richte iwier manne 
rede unde enem manne tvachen erer twier rede vragen en recht 
ordel. He en sal ok nenem manne schaden ofte helpen io siner 
klage oder to siner anttvorde.^* S. auch noch D. I, 10. II, II. 14. 
18. 24, und vergl. überhaupt die Aufzählung der richterlichen 
Functionen bei C. G. Homeyer, Der Richtsteig Landrechts 
(Berlin 1857. 8.) S. 415 fg. 

22) Ueber ihre Bestellung s. oben S. 84. 

23) D. II, 2 : „De ratmanne, de hi deme vogede sittet^ de »ittet 
dar hi creme ede, dat se dat hewaren^ dat ielikem manne rechte 
sehe, et si van welken saken dat et si, armen unde riken, vrunden 
unde vromeden, al gelike. Se scoln ok dat hewaren, dat men 
nenem manne unrechte do und nenen manne to vare holde ofte 
vorsnelle,^* Vergl. noch D. II, 11. S. auch schon A. 48: ,fDemum 
statuimus, quod nullus iudicum captiose aliquem iudicabit, quod 
theutonice sonat thovare.^*' 

24) S. über diese Bedeutung des Wortes vare besonders Ho- 
meyer's Sachsenspiegel TI, 1 S. 618 fg. Vergl. auch Walter* s 
Deutsche Rechtsgeschichte S. 677. 

25) S. dergl. ,in D. I, 2. 5. II, 1. 

26) Ueber die Urtheiler und den Urtheilsmann bei den Mann- 
gerichten s. ▼. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens S. 9 fgg. 

27) Dafür sprechen insbesondere in D. II, 1 (oben Anm. 21) 

die Worte: „De voget sal enem manne vragen en 

recht ordel," Dass der Anspruch eines einzigen Mannes zur 
Fällung eines Urtheils genügt habe, ist nämlich gar nicht denkbar: 
unter „einem Manne*', den der Vogt befragen soll , kann also nur 
ein Vermittler zwischen ihm und den Rechtsfindern, mit anderen 
Worten ein Urtheilsmann, der von jenen das Urtheil einholte, 
verstanden werden. 

28) U.-B. Nr. 242, 7. 950, 11. 28. 1276, 18. 1463, 5. Vergl. 
oben S. 94 

29) D. I, 2: ,yKumt en ordel uppe dat hus vor den raat 

unde de ratmanne dar en ordel up vindet etc.^^ Daher werden 

24* 
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die Bathsglieder auch Schöffen, scahini^ genannt. 8. oben S. 10S 
Ann). 75. 

30) D. I, 0. 30. 

31) Unmöglich ist es nicht, dass der Vogt, als Inhaber der 
städtischen Gerichtsbarkeit, in Rechtssachen auch im Käthe die 
Verhandlungen leitete, da dies mit seiner Stellung als Richter erster 
Instanz kcineswcges unverträglich ist. War dies der Fall, so würde 
daraus die ihm urkundlich eingeräumte bevorzugte Stellung unter 
den Rathsgliedern (s. oben S. 83) sich leichter erklären lassen« 

32) D. II, 12. 13. 

3.i) Dafür spricht vor Allem der Umstand , dass bis auf den 
heutigen Tag in Riga viermal im Jahre, an je drei aufeinander 
folgenden Freitagen, offenbare Rechtstage gehalten werden, 
an denen vor dem Rathe Auflassungen von Immobilien und Auf- 
schreibungen von Immobiliar- Hypotheken vorgenommen werden, 
ausserdem gleichzeitig, an den vorhergehenden Mittwochen, offen- 
bare Gerichtstage, an denen vor dem Vogteigericht die Zwangs- 
versteigerung von Immobilien vollzogen wird (Provincialrecht der 
Ostseegouvernements vom J. 1845 Th. I. Art. 469. v. Bunge, 
Liv- und Estland. Privatrecht § 123. 164. 168). £s sind dies Ein- 
richtungen, die so ganz dem aus den Altdeutschen Volksgerichten 
hervorgegangenen „echten Diug*^ des Deutschen Mittelalters ent- 
sprechen, dass man sich zu der Annahme veranlasst sieht, sie hätten 
sich mit den Anfängen Deutschen Lebens in der Dünastadt dort 
eingebürgert. Denn es ist doch kaum denkbar, dass diese den 
Verkehr wenig fördernden Institutionen erst in einer weit späteren, 
die alten Formalitäten immer mehr beseitigenden Zeit in Aufnahme 
gekommen sind. Und dennoch reicht die früheste sichere Kunde 
über die Hegung von offenbaren Rechtstagen in Riga nicht über 
die Mitte des sechszehnten Jahrhunderts hinauf (s. Napiersky, 
Rig. Rechtsquellen S. 240 Nr. 9*0» und bis dahin beweisen die 
Erbebücher, dass gerichtliche Auflassungen zu jeder Zeit des Jahres 
und an allen Wochentagen vorgenommen wurden.' S. oben S. 261 
Anm. 101. Schon aus diesem Grunde dürfte es bedenklich »ein, 
in dem aus dem Hamburgisch-Rigischen Stadtrecht (C. VI, 5. 6) 
entnommenen y^ethdag^ in D. II, 12. 13 das „echte Ding^ zu er- 
blicken, wie dies bisher geschehen (G. Oelrich's Glossar zum 
Rigischen Recht S. 273 fg. und Schiller-Lübben, Wörterbuch I, 
625 fg.)* Die besagten, übrigens mehrfach dunkeln Artikel handeln 
zunächst von der Eidesleistung und werden daher in der Lehre 
vom Beweise ihre Berücksichtigung finden. S. insbesondere unten 
Anm. 122. 

34) D. I, 2: „KuTiit en ordel uppe dat hua vor den raat etc,^ 
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4: ,fSo wanne de raat en ordel van deme hus sendet vor 
at richte.^* 

35) D. I, 8, 2: tfUnde dat (ordel) sal he (d. i. der Appellant) 
"^^ppe dat hus bringen des nagesten vridagesJ'^ Im Falle der 
^Behinderung ^fSal he et over vorebringen to deme anderen na^ 
festen vridage.^^ 

86) Aus der wiederholten Betonung, dass das Urtheil des Vogts 
9,anf das Haus** gebracht, das Urtheil des Rathes „von dem Hause*' 
an den Vogt gesandt werden soll, könnte vielleicht wenigstens 
80 viel geschlossen werden, dass der Vogt sein Gericht nicht auf 
dem Rathhause hegte. — Daraus, dass in der Folge die o£fenbaren 
Gerichtstage am Mittwoch stattfanden, dürfite der Schluss nicht 
unstatthaft sein, dass dieser Wochentag schon früher den regel- 
mässigen Sitzungen des Vogtgerichtes gewidmet war. Ausserdem 
musste jedoch der Vogt, wenn es erforderlich war, zu jeder Zeit bereit 
sein^ das Gericht zu hegen. Vergl. D. II, 12. 

87) Ueber diese s. v. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens 
S. 15 fgg. 

38) D. II, 12. 

39) S. das Erbebuch an nicht wenigen Stellen. 

40) D. lU, I a. E.: ,yUnde so steit et an dem rade, ofte se 
den tuch openbare oder stille hören ivillen. 

41) S. die Urkunden der Bischöfe Albert und Nicolaus von den 
Jahren 1225 und 1251, U-B. Nr. 73 und Reg. Nr. 255. 

42) D. I, 12: „So welik unse borgere den anderen unsen bor- 

gere vorklaget oder sake tuiU vor en gestlik recht umme 

alsodane scult, alse wertliken rechte tohoretj und bringet ene an 
scaden, unde wert he darumme vorklaget^ unde wert he des vor' 
tugety he sal dat beteren der stat mit III, mark siUvers^ unde sal 
ene darto ute deme scaden nemen, dar he ene in gebracht hevet.^^ — 
Dem Bestreben der geistlichen Gerichte, die zur Religion und 
Kirche irgend Beziehung habenden weltlichen Sachen vor ihr Forum 
zu ziehen (v. Bunge, a. a. 0. S. 33 fg.), wurde vom Rathe auch 
durch besondere Bestimmungen (z. B. D. YH, 5, 2, oben Anm. 17) 
entgegengewirkt. Vergl. auch noch die Urk. Erzbischof Alberts 
vom J. 1262, U.-R Nr. 365. 

43) Urk. des Bischofs vom 6. Mai 1232 (U.-B. Nr. 126). Im 
Eingange wird referirt, wie der Bischof die Bürger wiederholt er- 
mahnt: jfUt testes synodales secundum consuetudinem ecclesie sta- 
tuerent*\ wie der Rath erklärt habe, er wolle erst die Einwilligung 
der Wisby'schen Consuln einholen, wie diese erfolgt sei u. s. w. 
Vergl. auch die Urk. vom 9. August 1231, U.-B. Nr. 109. 

44) Urk. vom J. 1262, U.-B. Nr. 365. 

45) Streng genommen, wird mit dem Ausdruck immer nur die 
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eine Partei in ihrem Gegensatz zu der anderen bezeichnet; er be- 
deutet daher zanächst die Gegenpartei, den Gegner. D. I, 10. 11. 
II, 22. 8. auch die Citate in der Anm. 100 oben S. ISO. 

46) D. II, 6: „En jewelik man mot wol eines etdves wart 
gpreken vor richte, dat uppe gelt geil.** Diese charakteristiiche 
Beschränkung findet sich in der Quelle (C. VI, 26) nicht. Sie er- 
klärt sich vielleicht aus der ßesorgniss, dass die Parteien durch 
Versäumniss der processualischen Formalitäten, welche nur den 
Vorsprechern geläufig waren, in wichtigeren Sachen unverhältniss- 
mässige Verluste erleiden könnten, und zugleich ans dem änssertt 
massigen Honorar der Vorsprecher. S. Anm. 48 und vergl. 
Y. Maurer, Geschichte der Städteverfassung III, 599 fgg. 

47) Wahrscheinlich wurden sie auch in Riga, wie z. B. in 
Lübeck (Lüb. St.-£. für Keval von 1286. Ergänzung Art. 218), 
förmlich in Eid genommen. 

48)' D. II, 3: f,En vorsprake sal hebben vj are, dat he enem 
manne an sin lif spreke, unde iiij ore an sine sunt; tmde van 
ener slichien klage iij penninge Imbisch. Wert aver en ordel be- 
scheiden uppe dat hus, daraf so sal (he) hebben j ore.*^ Bedeutend 
höher sind die Taxen in C. VII, 27 und im Lüb. St.-R. a. a. 0. 
angesetzt. 

49) Vergl. D. VII, 4. 

50) D. II, 1. 

51) I). II, 5. 

52) D. VII, 4. 

53) D. II, 21 : „De voget mach neuen man dwingen to klagende 
vor jenigen broke, et ne si eme geklaget , oder apenbare wunden 
sin oder scrichte}'' Vergl. auch I, 23 und v. Maurer a« a. 0. 
III, 619 fgg. und oben S. 363 fg. 

54) Aus den heimischen Rechtsquellen erfährt man über diese 
im Deutschen Mittelalter allgemein beobachteten Förmlichkeiten 
nur wenig (s. Anm. 55); dass sie aber auch in Riga in vollem 
Umfange in Uebung waren, darf mit Bestimmtheit vorausgesetzt 
werden. S. die Schilderung derselben bei G. Homeyer, Der Richt- 
Bteig Laudrechts S. 430 fgg., 434 fgg. Vergl. auch v. Maurer 
S. 598 fgg., F. Walter 's Deutsche Rechtsgeschichte § 677. 

55) I>. II, 1. S. oben Anm. 21. Vergl. auch III, 12, 1: 
„ ofle he dat bewaret mit ordelen,** 

56) 8. besonders Homeyer a. a. 0. 

57) A. 26. B. 36: „Item we rechtes bogert, de sal ein loten 
ror baden den avendes efte des morgens mit den walbaden* D. II, 14: 
„£>o wanne en man vor gerichte geboden wert bi des Stades 
boden etc.** D. II, 18: „Were dat jeman geladen worde vor den 
voget mit des Stades boden.** 
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58) D. n, 16, 1: „So we den andern ludet vor dat richte 
unde en kumt he nicht vore, he sal heteren dem vogede mit 

/. ore, — § 3. Und wert en man dre toarve vorehoden^ 

und en kumt he nicht vore, de voget unde de raai scoln to sinen 
weren gan und richten eme to hof unde to huse^ unde de 
voget 8cal nemen en pant vor iiij. ore vor sinen broke.^* Diesem 
Artikel liegen B. 36 u. 38 und C. YU, 5 zum Grunde; von beiden 
Quellen abweichend sind jedoch die ausgezeichneten acht Worte. 
B. 36 hat statt dessen : ^^und schal dar richten de sake na rechte*^, 
B. 38: ,yeme richten to hus^*' und C: ,,und solen dem manne 
rechtes helpen.^'' Alle diese Wendungen können in keinem anderen 
Sinne, als dem im Texte angegebenen, verstanden werden. — Ganz 
eigenthümlich ist die bezügliche Bestimmung des ältesten Stadt- 
rechts: A. 26: j^Quicunque a precone citatus ad iudicium venire 
contempserit. e^ ille actor. si ius suum executus est coram iudice, 
illum, ubicunque invenerit^ sine verberibvs et lesione ducat ante 
iudicem violenter,*^ 

59) D. I, 13. 

60) Das. II, 15. 2. 

61) Das. m, 11. 14. 

62) Das. I, 3. n, 13. m, 14. 

62, aj D. n, 18: „Were dat jeman geladen worde vor den 
voget mit des Stades boden, hedde he nen erve in desser stat, wolde 
mens eme nicht vordragen, dat he antworde geve, darvore musste 
he enen borgen setten.^^ Jüngere Abschriften haben statt: j,nicht 
vordragen^^ : ^^keinen geloven geven,^'' Allein auch die Quelle des 
Artikels (B. 37) liest ,,vordregen^\ welches Wort nicht wohl anders, 
als im Texte geschehen, gedeutet werden kann. 

62, b) Das. 11, 22. 

62, c) Ebendas. 

62, d) D. IV, 15. 

62, e) D. n, 18. 22. 

62, !>• n, 22, 2. 

62, g) D. m, 3. 

62, h) D. m, 4. 

63) S. Homeyer, Der Richtsteig Landrechts S. 47 fg., 439 fg. 
und besonders die gründlichen Untersuchungen von P. La band, 
Die vermögensrechtlichen Klagen nach den Sächsischen Rechts- 
quellen des Mittelalters (Königsberg 1869. 8). S. 1—9. 

64) S. z. B. D. I, 10. 12. 14. II, 6. 7. 24. m, 6. 13. 17. 
VII, 8. 

65) S. oben S. 217 fgg. 224 fg. 226 fgg. 

66) Hier muss noch hinsichtlich der Klagen um fahrende Habe 
bemerkt werden, dass die in den Sächsischen Rechtsbüchern 
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hervorgehobene Klage ^,mit anevang^*' und das damit in Zu- 
sammenhang stehende ^^und er winden^'' dem Bigischen Stadt- 
recht durchaus fremd sind Von den vielen davon handelnden Ar- 
tikeln des Sachsenspiegels ist zwar der wichtigste (11, 30) zum 
grossen Thcile wörtlich in das Hamburgisch -Rigische Stadtrecht 
(C. X, 5) geflossen, allein gerade Alles, was den „anevang*^ betrifft, 
und diesfis Wort selbst, geflissentlich weggelassen, und ebensowenig 
ist in diesem Stadtrecht irgend vom „underwinden'^ die Bede. In 
den umgearbeiteten Statuten hat nicht einmal der so umgeformte 
Artikel des Hamburgisch-Kigischen Stadtrechts Aufnahme gefunden. 
Vergl. auch noch v. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens S. 44 
Anm. 189 und S. 327. 

67) S. Laband a. a. 0. S, 10—26. 

68) D. II J, 17: ,jWere dat also, dat en deme andern schult 
geve mit ener slichten klage. ^ de schal eme nen edder ja seggen,** 
Dass unter einer j^alichten klage^^ die einfache, ohne Angabe des 
Klagegrundes erhobene Klage zu verstehen ist, ergiebt sich be- 
sonders daraus, dass in D. VII, 13 der ^jslicht&n klage^^ entgegen- 
gesetzt wird die „klage mit breven*\ d. i. die auf eine Urkunde 
sich gründende Klage. 

69) Z. B. bei der Klage auf Schadensersatz. D. I, IS: „8o 
war en den anderen schuldiget umme scaden, den scatlen sal he 
henomen^^^ d. i. genau bezeichnen, aufweisen, darlegen. In 
dieser Bedeutung erscheint da» Wort henf/men öfters in den Sta- 
tuten, z. B. D. II, 13. 16. III, 12. V, 6. Damit gleichbedeutend 
wird auch der Ausdruck hewisen gebraucht: J). YL^ 12. 17. 
IV, 4, 4. V, 18. VI, 8 u. a. 

70) In D. III, 17 heisst es nach den in der Anm. 68 abgedruckten 
Worten weiter: „«^ ne v^ere also^ dat de andere dat hetugen 
rauchte j dat he der sake unschuldich si, dar he eme schult 
umme gevety 

71) I). VII, 8. 

72) D. III, 6. S. unten Anm. 160. 

73) Laband a. a. 0. S. 11 fgg. 

74) D. II, 1, 4: „En man mot ok wol hehben dre achte^ er he 
antworde dot, und so sal he antworde geven^ lieber die Be- 
deutung des Wortes ,yachte^* s. v. Bunge, Geschichte des Ge- 
richtswesens S. 43 Anm. 186. 

75) I). II, 14. Das tiltere Recht (B. 39. 40) ordnet für diesen 
Fall, nächst der Wcddc, nur die gewaltsame Vorführung des Ding- 
flüchtigen an. 

76) D. II, 20. Hierauf dürfte wohl auch der nachstehende, 
auf den in der Anm. 53 abgedruckten folgende Satz des Art. 21 
zu beziehen sein: „Mer vjere dat sik lüde heinliken vorevenclen 
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oder openbare, jodoch sal dat richte sin recht heholden,^^ Der 
letzte Satz ist ohne Zweifel von den Gerichtsgefallen zu ver- 
stehen. — Unrichtig aufgefasst ist übrigens die ganze Stelle bei 
V. Bunge a. a. 0. S. 35. 

77) A. 15. B. 31. 44. D. I, 31. IV, 1. V, 1. VII, 10 — 13. 
S. oben S. 97. 153. 217. 219. 220. 227 229. 252. 253. 

78) D. n, 16: „5ö war en man vppe den andern klaget und 
de andere uppe en weder klagen wil, de erat klaget, de ne darf 
dem andern nicht antworden, he ne si erst van eme komen mit 
rechte, Mer he sal eme benomen, wo manige schult he eine geven 
wil, und so hevet he to dren dinkdagen^ jo to deme dinkdage, 
dre klage ^ so mach de andere also manige klage na hebbenj''' — 
D. n, 11, wörtlich entlehnt aus C. V, 8, handelt, wie es scheint 
von dem verwandten Falle, wenn beide Parteien gleichzeitig gegen 
einander Klage erheben wollen: „5o wanne twe man vor richte 
komet met ener klage und twidrachtich werdet^ unde se dat teet 
an den voget unde an den rat^ de bi eme sittet, unde so wes de 
voget unde de ratmanne bekennen, dat sal stede wesen. Et ne 
were also, dat se nicht endrachtich weren, so were degene, de 
uppe se toch , sine klage nager to beholdende , dan se eme jenich 
man aftowinncnde si,^^ Der überaus dunkele Sinn dieses Artikels 
erhält auch keine Aufklärung aus den jüngeren Redactionen des 
Elamburger Statuts (von den Jahren 1292 und 1497), da ihn die- 
selben in durchaus unveränderter Gestalt aufgenommen haben. 

79) Vergl. D. I, 10. S. auch II, 17. 24. 

80) D. III, 13: y^So we deme anderen scult gevet umme gelt, 
mach he des nicht vortugen, he m.ach des untgan mit sines sulves 
hant in den hilgen.^^ Dass unter dem „vertugen*^ wie v. Bunge 
(a. a. 0. S. 78 Anm. 396) und Hildebrand (Schuldbuch S. X 
Anm. 3) annehmen, nur der Beweis durch das Zeugniss von ßath- 
mannen und Weinkaufsleuten zu verstehen sei, lässt sich nicht 
rechtfertigen, da dies Beweismittel hier nicht, wie sonst in den 
Statuten immer, ausdrücklich hervorgehoben wird. S. auch D, HI, 17 
(oben Anm. 68 u. 70) und unten Anm. 118. 

81) Vergl. D. III, 12, 2. S. unten Anm. 153. 
81, a) Vergl. D. III. 11. 14 u. a. 

82) S. überhaupt La band a. a. 0. S. 25 fgg., 43 fgg., der die 
abweichenden Ansichten der früheren Schriftsteller über die ße- 
weistheorie des Deutschen Mittelalters gründlich widerlegt hat. 

83) Dass das Wort ^fiewisen^' in den umgearbeiteten Statuten 
eine andere Bedeutung als das Hochdeutsche „beweisen" hat, ist 
bereits oben (Anm. 69) bemerkt worden. 

84) D. III, 3. IX, 26. 
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85) B. 17. D. I, 14. IV, 3. Zuweilen hat tugen auch die engere 
Bedeutung, durch Zeugen beweisen: D. I, 18. III, 8. B. 12. 

86) D. I, 12. III, 4. 13. 17. Auch diese Ausdrücke sind mit- 
unter vom Zeugenbeweise zu verstehen: D. III, 5. ö. VI, 3. 
IX, 20. 

87) B. 29. 33. 44. D. II, 10. IV, 1, 4. 8. Eine engere Bedeutung 
hat das Wort in D. II, 1 1 u. VI, 8. 

87, a) A. 15. 18. 

88) B. 44. D. IV, 1, 4. 6. 

89) A. 18. 

90) A. 6. 11. 13. 23. 29. 

91) B. 16. 21. 22. 48. 51. D. IX, 7. 8. 26. 

92) B. 11. 14. 17. 20. D. V, 20. VI, 3. 10. IX, 1. 6. 7. 8. 21. 

93) D. IX 20. 

94) B. II, 8. 10. 

95) D. I, 18. III, 13. VI, 5. 10. 12. IX, 7. 8. 

96) B. 22. 26. 86. 54. D. I, 18. VI, 10. 12. 

97) B. 11. 13. 18. D. IX, 6. 

98) B. 14. 16. 17. 19. 20. 41. 42. 48. 58. 

99) A. 2. 85. 

100) Urk. Bischof Alberts vom J. 1211 (U.-B. Nr. 20): ,,Nullum 
eorum (seil, mercatorum^ Dunam et ceteros portus Livonie frtr 
quentantium) ad ferrum candens et duellum arctari,^^ Urk. des 
Legaten, Bischofs Wilhelm von Modena, vom December 1225 
(U.-B. Nr. 75): „Cives (Rigenses) liheri aint in predictis quatuar 
capüulis , seil, a ferro , teloneo , naufragio et duello}^ Urk. des 
Erzbischofs Albert II. vom 12. September 1256 (U.-B. Nr. 3027). 
S. auch die Handelsveii;räge mit Smolensk von den Jahren 1229 
und 1255 (Hansisches U.-B. Nr. 232 u. 398). — Die älteren Stad^ 
rechte (A. 6 u. B. 17) stellen die Herausforderung zum aussergericht- 
lichen Zweikampf unter Strafe. S. oben S. 318 fg. Vcrgl. noch 
E. Pabst, Beiträge I, 183 fgg. 

101) Vergl. besonders J. W. Planck, Das Bccht zur Beweis- 
führung, in der Zeitschrift für Deutsches Recht X, 205 fgg. 

102) D. I, 12, 2. 3. 8. auch 11, 18: „«m recht loven'^, d. i. sich 
zum Eide erbieten. 

103) D. I, 18. 

104) B. 13. 46. 57. D. I, 20. 21. III, 12. 13. XI, 3. 

105) D. I, 20. II, 24. IX, II. 
lOü) D. 11, 13. 

107) D. VI, 3. 

108) D. IX, 18. 

109) B. Vi, 24. 25 u. a. D. I, 20. II, 13. 19. 24. III, 2. 14. 
VI, 5. 8. 12 u. a. m. 
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110) Daher im Lateinischen: „in reliquits^^ A. 23. 

111) A. 47. B. 13. 24. 29. 33. D. II, 19. III, 13. IV, 1, 4. 
VI, 10, IX. 20. 

112) Im Hamburgisch - Bigischen Stadtrecht fehlt eine bezüg- 
liche Bestimmung nicht, wiewohl sie zunächst dem Strafprocess 
angehört. Es heisst in C. V, 12: „/« he ein unberopen man 
und gevet men efne scult darumme (um Diebstahl oder Raub), 
mach he des untgan mit sime rechte^'' 

113) Für die Geltung des Satzes im Liv ländischen Landrecht 
zeugt das mittlere Livländische Ritterrecht Cap. 39. S. auch den 
Sachsenspiegel I, 39. 

114) B. 58. D. I, 18, 1. 20. 21. Ill, 13. VI, 5 u. a. Dieser Eid 
ist übrigens nicht bloss ein Reinigungseid bei Klagen um Schuld; 
auch der um Gut Beklagte kann sein Recht auf die beanspruchte 
Sache durch seinen Eid ^fieholden^\ d. i. beweisen: A. 15. 18. 
B. 31. 33. 44. D. II, 19, 2. IV, 1, 4. 

115) D. VI, 8, 2. Vergl. A. 23. 

116) B. 29, oben S. 268 Anm. 171. Vergl. auch noch B. 46. 

117) D. I, 3, 2. II, 13, 2. III, 14, 2. 

1 1 8) Am Allgemeinsten und Bestimmtesten spricht sich daiüber 
— allerdings, wie es scheint, zunächst in Beziehung auf den Straf- 
process — aus B. 65: „T^e averwunnen wert van dem anderen 
an saken^ de he hegan heft^ efte mit bederven luden avertuget 
wert, de mach vor sik nen recht don kone (?) der aakeJ'* Einzelne 
Anwendungen macht: D. III, 13. VI, 10. Ohne Ausnahme ist 
übrigens diese Regel nicht: so wird in D. I, 18 dem um Schadens- 
ersatz Beklagten gestattet, dem vom Kläger zu viel Geforderten 
durch seinen Eid zu entgehen, und sodann hinzugefügt: „Men en 
mach negenen scaden tu gen up enen manJ"^ S. darüber unten 
Anm. 150. 

119) Ausdrücklich bestimmen die umgearbeiteten Statuten 
(II, 12, 3, Anm. 120) dies für den Fall, dass der Gegner des 
Schwörenden nicht vor Gericht erschienen ist ; daher ist es zweifel- 
haft, ob nicht im entgegengesetzten Falle der Gegner den Eid 
stäbt, wie dies bei v. Bunge, Geschichte des Gerichtswesens etc. 
S. 54 angenommen wird. Vergl. darüber Grimmas Deutsche 
Rechtsalterthümer S. 902 fg. 

120) D. II, 12, 3: „Z>e gene de sin recht don sal to ethdagen, 
de sal den eth don des anderen mandages na paschen, unde en 
is he dar nicht, deme de eth angeit, de voget sal eme staven, 
unde he sal sweren unde wesen ledich und loos.*^ S. darüber 
noch unten Anm. 122. 

121) D. II, 13: „Lovet en man deme anderen sin recht to 
deme elhdage, unde lastet he den eth to dere thit nicht, unde 
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hevet he erne sin gut voraalcet^ he nnl et eme (jeven. Mer wil he 
<Jat up den hilgen sweren^ dat eme not dede etc,^^ 

122) D. II, 12, 1 : „IHnnen der gebundenen thiit («. oben 8. 342) 
scal 7ien bürgere deme anderen sweren. Men nal den eth versten 
to den openen dagen^ dat ne were^ dat er en bewisen rauchte^ dat 
he vjechverdich vjere/^ Der hier und in der Anm. 120 cxtrahirte 
Art. 12 der umgearbeiteten Statuten ißt dem Hamburg -Rigischen 
Stadtrecht VI, 6 entlehnt, wo die bezüglichen Sätze deutlicher dahin 
lauten: ^^IHnnen d^r gebundenen thit aal nein borg er e deme anderen 

sweren, men aal aver den eth vernten to deme ethdage. Is 

ein man rede to lentende ninen eth to ethdage, also eme besceiden 
iSf unde ne is he dar nicht, den de eth avgeit, de voget sal eme 
staven, und he sal nweren unde v)esen ledich und los.*^ Noch 
klarer ist die mittelbare Quelle der Art. 12 u. 13 (Anm. 121), der 
Sachsenspiegel II, 10, 3; „/Jinnen gebundenen dagtm ne mut man 
nicht HVieren,^^ — — 6: „Swar men aver elde lovet^ die sal men 
lesten to me nesten ungebundenen (eine Handschrift des 14. Jahrh. 
liest: offen) dage,^^ Die wichtigste Abänderung dieser Ursprung- 
liehen Quelle besteht darin, dass das Hamburg- Rigische Stadtrecht 
aus den „ungebundenen Tagon^^ des Sachsenspiegels besondere „Eid- 
tage^ macht, welche anderweit nirgends vorkommen : die Rigischen 
umgearbeiteten Statuten haben diese auch aufgenommen, brauchen 
dafür aber auch die Bezeichnung „offene Tage^, welche in späterer 
Zeit für die sogenannten offenbaren Rechtstage üblich war (Na- 
piersky, Rcchtsquellen S. 241, 95), und idcntificirten damit — 
völlig räthselhaft — den zweiten Montag nach Ostern. Man kann 
doch kaum annehmen, dass für die Leistung von Eiden nur einzelne 
Tage im Jahre angesetzt waren, oder gar nur ein einziger! PZben- 
sowenig ist es wabrBcheinlich, dass Eide gerade an den offenbaren 
Rechtstagen, falls solche überhaupt damals gehegt wurden (s. oben 
8. 372 Anm. 83), abgelegt worden seien. Die Worte des Hamburg- 
Rigischeu Stadtrechts: y^ethdage, also eme besceiden t«^ lassen 
eher darauf schliessen, dass in jedem einzelnen Falle der Partei ein 
besonderer, und zwar ein möglichst naher, Termin zur Eidesleistung, 
ein ethdag, anberaumt wurde. 

123) S. besonders W älteres Deutsche Rechtsgeschichte § 057. 

123, a) In A (2. 35; ist zwar nur von „viri idonei^^ in B. (S. 
IL 14. 10. 20. 26. 27. 29 u. a.) nur von ,,bedarven lut/eu^ oder 
^,mannt'n^^ die Rede; allein die umgearbeiteten Statuten ^ VI. 3. 12. 
IX, 6. 7. 8) verlangen durchgängig, dass die Plidhelfer: erlike 
besetene borger*^ oder „rnanne^* seien. 

124) S. Nr. IV dieses Capitels und v. Bunge, Geschichte des 
(lerichtswesens S. 57. 

/ 
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125) B. 29. S. oben S. 227. 268 Anm. 171. S. 352. Eine ver- 
wandte Bestimmung enthalten A. i5 und B. 44; allein die „Nach- 
bam^S welche darnach mit dem Beklagten schwören sollen, er- 
scheinen offenbar als Zeugen einer Thatsache, nicht als blosse Eid- 
helfer. 

126) B. 5S: ^Jtem we na eines mannes dode mane.t umme schult, 
sine arven scholen de scfttdt letalen, ofte se solen sik darvan eint' 
ledigen mit twen lodarven mannen, de hant up den hilgen}^ Be- 
achtenswerth ist in beiden Fällen die Uebereinstimmung des Stadt- 
rechts mit dem Livländischen Landrecht. S. v. Bunge a. a. 0. 
S. 57 fgg., 80 fg. und dagegen O. Schmidt in der Dorpater Zeit- 
schrift für Rechtswissenschaft Jabrg. V S. 110 fg. 

127) D. VII, 8. S. oben S. 252 u. S. 283 Anm. 355. 

128) Dieses Zeugniss zweier Kathmannen vertritt die Stelle des 
im Mittelalter sonst üblichen Gerichtszeugnisses. Sachsensp. I, 7. 8. 
Mittl. Livländ. Ritterrecht Cap. 13. 76. Vergl. v. Bunge, Ge- 
schichte des Gerichtswesens S. 65 fg. 

129) D. I, 9 und die Citate in den folgenden Anmerkungen. 
Schon in dem ältesten Stadtrecht, A. 16, heisst es: ,,Si quis debitor 
est alteritbs et negat, si duo consules super eum testare possunt, 
non negabit, sed persolvet.*'' 

130) B. 33. D. II, 19. S. oben S. 266 Anm. 137. 

131) D. V, 13. 

132) S. oben S. 275 Anm. 252. 

133) D. VII, 5. 

134) D. VII, 12. 

135) D. II, 5. 

136) D. I, 31. 

137) D. I, 9: „So weliJe man nemt ratlude ove winkopeslude 
over ene vorworde, unde vellet also, dat et to klage queme, unde 
toge men uppe de lüde, und weren se der vorworde bekant, dat 
hieve al stede." S. auch D. III, 2, 15. VIF, 8. 

138) S. Grimm 's Rechtsalterthümer S. 191. 

139) Ueber eine Ausnähme von dieser Regel s. oben Anm. 118 
Und unten Anm. 150. 

140) B. 13. 24. 53. D. III, 15. 2. IV, 5. VII, 12. IX, 1. 20. 

141) D. II, 26. III, 6. 15. IX, 1. 20. 

142) D. III, 15. 2: Ok so mögen unse bederve besetene borgere 
ttigen also hoch, aUe ere erve wert is.^^ 

143) Verträoe mit Smolensk vom J. 1229 Art. 8 und von 1255 
im Hansischen Urkundenbuche Nr. 232 u. 39S. 

144) D. III, 7. S. auch B. 63, woselbst Meineidige überhaupt 
tür unfähige Zeugen erklärt werden. 

145) D. III, 8. 
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146) D. FII, 5. 

147) S. z. B. B. IS. 24. 63. D. II, 26. III, 5. 6. 7. 9. 15. 
IX, 1. 20. 

148) B. 13. 24. 53. D. II, 26. III, 12. IX, 20. 8. noch die in 
der Anm. N3 angeführten Verträge und was oben über daa Zeng^iss 
zweier Rathmannen gesagt ist. 

149) Bei Besitzklagen pflegen zunächst Nachbarn als Zengen 
aufgeführt zu werden (s. z. B. A. 15. B. 44. D. VI, 9.), deren 
Kenntniss des Besitzverhältnisses nicht darauf zu beruhen braucht, 
dass sie bei der Besitzergreifung ausdrücklich als Zeugen be* 
rufen waren. 

150) 8. besonders D. III, 6: „jS(7 war twene umme ene klage 

vor richte komet^ und de andere »preket^ dat he van dere 

klage ledich tti laten, o/te dat de klage geaet und geaonet si, unde 
mach he dat belugen mit u^en besetenen borgeren, de darto ge- 
laden weren, dat de klage geaet vnd geaonet ei, he aal ledich 
ain der aake.'*' Bestätigt wird die Vermuthung femer durch die 
in den Statuten so häufig wiederholte Mahnung, bei Verabredungen, 
sowie bei der Vornahme von irgend verbindlichen Handlungen — 
offenbar zur Sicherung des künftigen Beweises — Zeugen zuzuziehen. 
8. z. B. D. I, 8, 1. 9. 18, 4. IF, 5, 2. 19, 1. 26. III, 15. IV, 5, 1. 
V, 1, 13. VII, 5. 8. 12. 13. Endlich findet bei dieser Annahme 
auch die sonst schwer zu motivirende Ausschliessung des 2ieugen- 
beweises bei Schadenstandsforderungen (D. I, 18, oben Anm. 118) 
eine ganz einfache Erklärung. 

151) D. III, 11. 14. 

152) Ebendas. 

153) D. III, 12, 2: „//e (der Beweisfuhrer) aal aver to ener tiü 
ae al benomert vor deme richte.^^ 

154) D. III, 12, 1. 

155) D. III, 14, 1. 

156) D. III, 9. 

157) D. III, 9. 11. 14. 
108) D. m, 9, 3. 

159) D. III, 14, 3. Nach dem älteren Rechte, B. 67, wurde 
die ausbleibende Gegenpartei ohne Weiteres für überwunden er- 
kannt, es sei denn, dass sie sich „mit redlichen Sachen entschuldigt**, 
d. i. echte Noth nachweist. 

169,a) D. III, 1. 

160) Für Zeugen im Strafprocess findet sich eine bezügliche 
Bestimmung in D. IX, 20. Vergl. noch 0. Schmidt in der Dor- 
pater Zeitschrift V, 110. 

161) D. VII, 8. Es ist bemerkenswerth, dass in den diesem 
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Artikel zu Grunde liegenden Quellen — 'B. 58 und C. I, 2] — 
von Urkunden keiue Rede ist. 

162) D. VII, 13. 

163) Es giebt sich selbst diesen Namen in Nr. 1866. S. auch 
U.-B. Nr. 1044, b, 185. 

1 64) S. darüber Hildebrand, Einl. zum Schuldbuch S. IX fgg. 
u. XVn und L. Napiersky, Rechtsquellen S. LX. 

165) C. I, 8. VI, 2. Vergl. den aus ersterem entnommenen 
Artikel IV, 1 in D. 

166) S. ob^n S. 5. 

167) S. oben S. 345. 

168) D. I, 5: „ So tvat ordel vor deme richte ge- 

vwiden toert^ unde de to anttoorde is, deme dat angeit, unde wed- 
derredet he dat dar nichts et hlivet cd stede.**^ 

169) Ueber das Sonderrecht der Gäste s. unten das ausser- 
ordentliche Verfahren. 

17u) D. n, 17, 3: ,yMer van acult^ de en horgere deme anderen 
scvldich t>, 8al men betalen binnen xiiij dagen.^^ 

171) Ueber diese Bedeutung des Ausdrucks ,,over dwernacht^^ 
s. Schiller u. Lübben, Wörterbuch I, 614 und besonders die 
daselbst angeführte Stelle aus Fahne, Die Grafschaft und Reichs- 
stadt Dortmund m, 25. Vergl. auch Grimmas Rechtsaltei-thümer 
S. 224 Anm. 

172) D. n, 17, 4: „Si^ he darenhovene (s. Anm. 170), dat aal 
he beteren mit iiij oren, unde men sal eme dat andertoarve beden 
wer dwemacht, Unde sit he darenbovene^ dat sal he aver beteren 
deme vogede mit iiij oren, unde so sal ene de voget unde de rat 
panden uter were," Vergl. auch II, 7. 15, 8. 

173) D. II, 17, 1: tfUmme lenede penninge unde bewisede pen- 
ninge sal men jelikem manne betalen over dwernacht}^ Ob diese 
Bestimmung im Texte richtig wiedergegeben ist, steht dahin. 
Unterstützt wird diese Deutung durch die offenbar daraus ge- 
schöpfte Bestimmung der Rigischen Statuten vom J. 1673 II, 12, 3. 

174) D. II, 24. S. oben S. 232, 
176) Vergl. D. I, 14. 

176) D. IV, 5. Ueber das weitere Verfahren s. oben S. 224. 

177) A. 17. B. 53. D. I, 10. 

178) A. 34. 

179) D. I, 10. Dieser Artikel ist zwar (zum Theil dem Wort- 
laute nach) dem Hamburgisch -Rigischen Rechte (C. VII, 13) ent- 
nommen, allein durch Weglassung des im letzteren bewilligten RechtQ 
der Fesselung wesentlich gemildert worden. Vergl. auch B. 53. 

180) D. I, 11, 1. 

181) D. n, 7. Vergl. auch B. 29. 



384 Anmerkungen zum sechsten Abschnitt. 

182) ß. 29. Diese Bestimmung ist zwar in die umgearbeiteten 
Statuten nicht aufgenommen; dass sie aber fortgegolten habe, lässt 
sich schon aus der Ausnahmebestimmung in II, 27 (s. Anm. 183) 
folgern und findet in späterer Zeit Bestätigung. 

183) D. II, 27. — Ueber das Vorzugsrecht des älteren Pfand- 
gläubigers s. oben S. 223 fg. Hier muss noch, als singuläres Recht, 
nachstehende Bestimmung der Bcra der Goldschmiede vom J. 1860 
(U. - B. Nr. 969) Art. 4 angeführt werden : „ Vortmer wellich vril 
werden nulfhere des arnmetes der golUmede^ de aal hehben bob 
marh lod.ijea sulvers^ de eme allen e tohoren; dat ffal witlik weaen 
twen mannen, de vri besetene erve hebben^ de solen vor eme loven 
veer wehene; umme (1. unde) wer et., dat he binnen den veer wekenen 
toge weck und vorlate Bin werk, de twe man, de vor ene lovet 
hadden, sollen van sinem gude erst vuldun den radheren, efte he 
en wat schuldlch is, darna snllen se gehlen golt und stUver den 
luden, de dat em hebben antvmrdet; blift dar d£nne wat over, dat 
sal inen gelden den menen schuldeneren,^* 

184) Verträge mit Bmolensk von den Jahren 1229 und 1255 
im Hanseat. U.-B. Nr. 232 u. 398. 

185) D. II, 7. 

*) Vergl. J. C. Schwartz, Von der Beschaffenheit des Appel- 
lationswesens in der Stadt Kiga, zu den älteren Zeiten sowohl, als 
auch zu den neueren, in F. C. Gadebusch's Versuchen in der 
Livländ. Geschichtskunde und Bechtsgelehrsamkeit. Bd. I. Stck. 4 
(Riga 1781. 8). S. 6—66. 

186) D. I, 3, 1 ; jfWert en ordel vor richte gevunden, u/nde wil 
da/r jenich '/nan wedersjrreken , dat en doit nicht, he ne beschelde 
dat ordel uppe dat hus vor den raat,"' 

187) D. I, 6, oben Anm. 168. 

188} D. I, 3, 2: ,,Unde dat sal he uppe dat huB bringen tleB 
nagesten vridagcs, et ne beneme eme noth, dat he uppe dat hus 
nicht komen en mach, unde dat sal he waren uppe den hilgen, 
finde so sal he et over vorebringen to deme anderen nagesten vri' 
(läge, unde en doit he des nicht, so is he nedervellich siner klaget* 

189) D. 1, 2: „Kumt en ordel upjße dat hus vor den raat, unde 
de vor»])rakeii beide to anivwrde sin, unde beide overen draget (?) e/c.** 

190) I, 3, 3: „Ts aver en ortlel vor den raat gekomen, so ne 
hindert deme manne (der das Urtheil gescholten) nicht, v/nde bo 
steit et an deme rade, so wanne se dat ordel afsenden willet,^^ 

191) D. I, 2 a. £.: „Mer so wes de meste del van den rat- 
mannen bekennen, de an deme ordele seten, dat sal to rechte siede 
wesen^ 8. auch das. I, 1. 

192) D. I, 2. 3, 8. Anm. 189 u. 194. 

193) D, I, 3, 4. 
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194) D. I, 2 fährt nach den in der Anm. 189 abgedruckten 
Worten fort: yunde de raimanne dar en ordel up vimieij unde 
clat vor richte senilet, toxi ilai ieman wederepreken mit jenigen 
tugen, dat €lat ordel nicht also gevunilen loere, des en mach nicht 
sin.^*^ AuB den Worten : „mit jenigen tugen^^ muss gefolgert werden, 
dass, nachdem der Rath ein Urtheil gefanden, keine neuen Beweis- 
mittel vorgebracht werden dürfen, dasselbe nur aus Rechtsgründen, 
daher „an das Buch*', gescholten werden darf. 



195 
196 
197 
198 
199 
200 
201 
202 
203 
204 
205 
206 
207 



208 
209 
210 
211 
und 86. 
212 
213 
214 
215 



D. I, 4. 

D. n, 12, 2. 

D. U, 17, 2. 

S. oben S. 354 u. 359. 

D. II, 7. 

D. II, 9 

D. II, 7. 9. 

D. II, 10. 

D. U, 8, 1. 

D. II, 8, 2. 

D. II, 9. 

S. oben S. 340. 

Urk. des Legaten, Bischofs Wilhelm .von Modena, vom 



15. März 1226, U.-B. Nr. 78. 



Desgl. vom Mai 1226, U.-B. Nr. 89. 

Desgl. vom 15. März 1226, U.-B. Nr. 78. 

DesgL vom 22. April 1226, U.-B. Nr. 85. 

Desgl. vom 16. März und vom 7. Mai 1226, U.-B. Nr. 79 



DesgL vom 15. März 1226, U.-B. Nr. 78. 

S. oben S. 286. 

Desgl. S. 341 und 345. 

D. n, 21. Vergl. auch VI, 4, 1. Was oben, S. 302, über 
den Vergleich in Strafsachen bemerkt ist, muss auf bereits an- 
hängig gemachte Sachen beschränkt werden, über welche sich die 
Betheiligten ohne Genehmigung des Richters nicht vergleichen 
durften. S. D. II, 20 und überhaupt oben S. 349. 

216) S. oben S. 287 fg. 301. 

217) D. II, 21, oben S. 374 Anm. 53. 

218) D. I, 23. S. auch oben S. 306. 

219) D. U, 21. Ueber das Gerüfte s. unten. 

220) D. X, 9: f,Weret dat alsoy dat gvi vorstolen worde unde 
kwmJt men uppe dat gut, so schal dat gut weder gan^ unde wert 
de def begrepen, dar scal sik de voget mede beweten,*^ 
Vergl. auch B. 32. 

221) D. VI, 5, 2. 12: ,,Wil oh de raet jemende schult 
▼. Bange, Die Stadt Biga. 25 
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geven van unkuscheit wegen ^ id st man eder wif^ de mach de: 

untgan 8ulf dridde^ dat iei bi eren echte nen overeptl be- 

dreven hebben^ unde bliven darmede noetloes,^^ 

222) Vergl. überhaupt H. A. Zachariae, Handbuch des 
Deutschen Strafprocesses (Göttingen 1861. 8) I, 138 fgg. G. T« 
▼. Maurer, Geschichte der Stftdtererfassung IIT, 621 igi^, 

223) D. IX, 17. S. auch A. 4, und oben S. 331 Anm. 112. 

224) D. X, 7. 

226) D. IX, 2. X, 1. 

226) Dieser Ausdruck wird besonders häufig in den Quellen 
gebraucht. 8. z. B. B. 4. 6. 6. 16. D. VIII, 3. 7. IX, 2. 8 
X, 1. 7. 9. 

227) D. i. „gesehen**. 8. z. B. D. IX, 3. 6. 17. 

228) D. IX, 17: „De hantdadige dat ia degene, de mit der 
openbaren schult ofte mit varevluchi vorwunnen teert ^ ofte mit 
deme egachtigen wapene besen wert, unde oh efte he rof und du je 
in einen weren hevet^ dar he sulven den elotel to dreget, unde 
efte men cUima vraget unde he vorsaket.** Vergl. auch das. 
IX, 2. X, 1. 

229) B. 24. D. I, 22. IX, 11. 

230) D. IV, 12. 

231) B. 64 heisst es von der Genothzüchtigten : ,,8 ehr ig et se^ 
alle de den rop hören und darto kamen etc. D. VI, 3. 

282) 1). IX, 11. Ueber die Verpflichtung des Hausherrn, bei 
ausgebrochenem Feuer das Gerüfte zu erheben, s. oben 8. 127. 

238) D. I, 22. 

234) Dieser Gegensatz wird zwar in den 8tatuten nicht aus- 
drücklich angegeben, ist jedoch selbstverständlich. Vergl. Hö- 
rn ey er. Der Richtsteig Landrechts 8.446. Förmlich ausgenprochen 
findet sich der 8atz im 8ach«enspiegel II, 64, 6. 

236) A. 2. 3. 4. 8. B. 4. 6. 6. 27. D. VI, 3. IX, 3. 8. X, 1. 7. 

236) D. II, 22, 8: „Were dat et eme an dat liif geil, so ne 
mach he negenen borgen setten, et ne si mit willen der sakewolden,^ 
IX, 2: „For duve, vor rof, vor morth und des gelike ne mach 
nen man borge werden, dar en mit dere openbaren scult begrepen 
wert^' Ueber die Frage, ob bei handhafier That eine Sühne zu- 
lässig war, s. oben S. 303. 

237) In dieser Allgemeinheit finden wir den Grandsatz nur in 
B. 66 (s. oben 8. 879 Anm. 118) ausgesprochen; die umgearbeiteten 
Statuten enthalten nur eine Reihe von Anwendungen desselben auf 
einzelne Fälle. 8. die Allegate in den folgenden Anmerkungen. 

238) S. z. B. B. 8. 11. 14. 16. 17. 26. 27. 41. 67. D. VI, 10. 
IX, 1. 8. 8. auch oben 8. 291. 

239) B. 16. 20—22. 24. 26. 48. 61. D. V, 20. IX, 6. 7. 21. 
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240) D. IX, 20: ,,80 welik man blawe unde bloth hevet^ dat 
»dl he toisen {lerne vogede^ unde so is he nagere to overgande einen 
toedersaken mit eines stdvee Turnt tippe den hilgen^ dan he eme si 
to untgande, DcU ne toere also, dat de andere betugen mochte mit 
twen erliken hesetenen borgeren, de scoln dat sweren^ dat he dar 
to dere tut nicht ne were^ dar eme de sericheit beschach.^^ Vergl. 
auch B. 13. 18. 23. 

241) Die Stadtrechte befolgen übrigens bei diesen Feststellungen 
keinesweges ein so geregeltes Verhältniss der verschiedenen Factoren 
zu einander, wie dies z. B. C. A. Rogge (Ueber das Gerichts- 
wesen der Germanen S. 156 fgg.) für die alten Deutschen Volks- 
rechte nachgewiesen hat. 

242) A. 2. 38. Diese beiden Artikel sind übrigens die einzigen, 
in welchen das älteste Stadtrecht vom Beweise in Strafsachen über- 
haupt handelt. 

243) B. 7. 

244) B. 27 vergl. mit 25 u. 26. 

245) B. 54. 

246) D. VI, 3. IX, 8. In Beziehung auf die Tödtung ist dies 
in IX, 3. 4 zwar nicht ausdrücklich ausgesprochen, indess wegen 
der analogen Verhältnisse nicht zu bezweifeln, insbesondere mit 
Rücksicht auf IX, 6. S. die folg. Anm* 

247) D. IX, 6. 

248) B. 16. 

249) B. 11. 

250) B. 26. 

251) B. 27. 

252) B. 11. 

253) D. IX, 7. 

254) D. IX, 8, 4. 

255) B. 8 *, Dies ist der einzige Fall, in welchem das Hapsal- 
ache Recht weniger Eidhelfer verlangt, als die umgearbeiteten 
Statuten (IX, 7). Es liegt daher die Vermuthung nahe, dass in dem 
ohnehin mehrfach verstümmelten Texte jenes die Zahl „^t^^e** irrig 
ist, zumal man nach dem in anderen Fällen angenommenen Ver- 
liältniss des Gehülfen zum Hauptschuldigen hier den Ansatz* von 
sechs Eidhelfern erwarten mÜBste. 

256) B. 14.' 

257) B. 18. 

258) B. 20-22. 

259) B. 48. 

260) B. 61. 

261) B. 57. 

262) D. VI, 5, 2. 12. 

25* 
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263) B. 17. 

264) B. 19. 

265) B. 41. 42. 

266) B. 24—26. 

267) D. VI, 10. 

268) D. IX, 22. 

269) D. IX, 11. 

270) D. IX, 13. 8 auch oben B. 306. 

271) Nach Livlttndischem Landrecht z. B, musste der des 
Diebstahls Angeklagte sich durch seinen Eineid reinigen; wurde 
er zum zweitenmal desselben Verbrechens angeklagt, so konnte er 
nur „selbander auf den Heiligen" der Klage entgehen. Mittleres 
Livländ. Kitterrecht Cap. 131. 

272) £s gilt hier dasselbe, was oben S. 304 fg. in Betreff der 
arbiträren Strafen ausgeführt ist. 

273) D. II, 14, 3: „Unde wü men ene (den Dlngflttchtigen) 
heJclagen umme tmgerichte^ men idl ene tohant vredeloi leggen,** 
IX, 4, 1: „Were (lat aUo^ dat ein man imtqueme^ de enen tlot' 
ilach hedfle, rlen idl men vredeloi leggen}* Uebdr die Wirkungen 
der Friedlosigkeit s. oben S. 298 fg. 

274) D. IX, 4, 2: f^Wil he den dotslaeh beteren, dat ial he 

beden in tle etat deme rade^ so mach he heteren — tmde 

de rat aal darenbouen vögen aUodanige betring e^ de he do^ de den 

vrunden erlik si, § 4; „Afer were dat eake^ dat de vrunt 

der betringe nicht hebben ne vmlden^ io svlde de rat dat gelt 
v/pboren und bannen eme vrede etc.** B. auch oben 8. 302 fg. 
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Die Zahlen weisen anf die Seitenzahl. Sind swei Zahlen durch ein Comma yon einander 
getrennt, so bedeutet die erste die Zahl der Seite, die iweüe die der Anmerkung. 



A. 

Ablösung der Grundrente 222. 
263, 118. 

— der Strafe 302. 331, 108. 

Absonderung der Kinder 243. 
Deren Einfluss auf die Erb- 
folge 247 fg. 

Ackerbau s. Landbau. 

Adeliger Grundbesitz 164. 195, 
268. 216. 

Adoption 242. 

Advocatus s. Vogt, Stadtvogt. 

AUMy dessen Beweb 365. 

Aeltermänner 93. 341. 

Altstadt, alte Stadt Riga 11. 52, 
27. 67. 

Aelteste, seniores 108, 75. 

Amt s. Handwerksamt. 

Amtsherren 84. 94. 

Aneignung fremder Sachen 317 

feg- 
Anevang s. Klage. 

Anfall der Erbschaft, devoltUio 

251 fgg. 

Ängarta, angariae 88. 154. 

Anklage, Anklageverfahren 364 

%g- 
Anstalten, öffentliche, 82 fgg. 



Anstand in den Rathversamm- 
lungen 82. 

— bei Trinkgelagen 93. 

— auf der Strasse 128. 
Antwort des Beklagten 348. 
Anweisungen , kaufmännische, 

151 fg. 

Apotheken 133. 

Appellation s. Urtheilsscheltung. 

Arbeitslohn der Handwerker 234. 

Arbitrium 304. 362. 367 fg. 

Archidiaconus 343. 

Area 71. 135. 209. 

Arrest s. Beschlag. 

Arsenal 100. 

Artige 155. 

Aerzte 133. 

Auetor, warer 227. 

Aufbewahrungsvertrag, deposi- 
tum 236. 

Aufgebot der Kriegedienstpflich- 
tigen 100. 

Aufkäuferei 128. 

Auflassung , gerichtliche , Auf- 
trag, reaignatio 214. 220. 248. 
252. 274, 244 n. 45. 340. 372, 33. 

Aufruhr, Erregung von, 305. 

Ausfuhrhandel 148. 

Ausgaben der Stadt 137 fgg. 
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Austtätzige, Haus für, domus le- 

prosorum 174. 200, 382. 
Ausspruch, denti/nciatw 240. 
Autonomie s. Rath. 

B. 

Baden s. Stadtdiener. 

Badestuben 133. 293. 318. 

Banner der Stadt 100. Auf- 
pflanzung eines Banners 306. 

Bauplätze 70 fg. 

Bauten, Bauwesen 71. 127. 213 fg., 

Beamte 84. 

Befriedete Orte 293. 

Begrttbniss, unehrliches, 297. 

Begrepen 364. 

Beguinen, B.-Conyent 169. 

Begünstigung, Beschirmung, des 
Verbrechers 306. 307. 366. 

Beisitzer im Vogtgericht 84. 341. 

Beklagter 348 fg. 

Bekümmern, besetzen 361. 

Belagerungen der Stadt 10. 41. 

Benomen 376, 69. 

Berathung der Rinder 243. 

Bergelohn 153. 

Bescheltung s. Urtheibscheltung. 

Beschlag 361. 

Besitz beweglicher Sachen 226 fg. 

— unbeweglicher Sachen 211. 
S. Grundbesitz. 

Fpsitzstreitigkeiten 362. 382, 149. 
Besnier j Schnell wage 314. 
Beteren j beteringe 299. 
Betrug 314. 318. 
Beweis in Civilsachen 350 fgg. 

— in Strafsachen 291. 365 fgg. 
Beweismittel 350. 365 fg. 
Beweisurtheil 349 fg. 
Bewisen 376, 69. 
Bezichtigung, falsche, eines- Ver- 
brechens 316. 

Bibliotheken 172 fg. 
Bienenzucht 140. 183. 
Bigamie 321. 



Bischof und Erzbischof von Riga 
und dessen Verhfiltniss zur 
Stadt 7 fgg. 19 fg, 66, 97. 100 
fg. 107, 73. Dessen Gerichts- 
barkeit 338. 343. 

Bischofshof, curia episcopi 166. 

Blau und Blut 320. 366. 

Blidschap s. Familienfeste. 

Biossziehen 321. 

Bode^ Bude 71. 

Bollwerke 23. 103, 16. 

Borg s. Credithandel. 

Borgerrecht 88. 114. 145. 

Botschaften, Sendeboten 83. 138. 

Brandmarken 296. 

Brauerei 140. 

Briefe s. Urkunden. 

Brotbänke, icamna piston'.i& 
135. 160. 

Brüche, broke 288. 299. 

Brücken 23. 70. 72. 105, 46. 

Brüderschafiten s. Genossenschaf- 
ten. 

Brunnen, fontes, putei^ sode 161 . 

Brutlacht s. Hochzeiten, 

Buch 8. Urtheilsscheltung. 

— , schwarzes, Z\%* 

Büchsenkraut 100. 

Bürger, burgenaie, civis, urbanus 
9. 12. 86 fgg. Deren Rechte 
überhaupt 87. 343. Gerichts- 
stand 339 fg. Kriegsdienst 99. 
Lehnsdienst 98 fg. Lehnsfähig- 
keit 88. Schutz von Seiten des 
Rathes 82. Rüstung 100. Vor- 
recht zum Grundbesitz 2 14 fgg. 

Bürgergeld 86. 136. 

Bürgerliche Lasten 88. 

Bürgerliche Nahrung 84. 81 fg. 
87. 138 fgg. 

Bürgermeister 78. 83. 

Bürgerrecht, buncap, dessen Ge- 
winnung 81. 86. 95. 143. Ver- 
lust 87. 299. 305. 
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Borgersehaft, ab Gemeinde 88 

fgg. 
Bürgschaft 188, 172. 220. 236. 

273, 234. 

— im CivilgerichtoyeiffthreD 347. 

— im Strafverfahren 365. 
Bvrse 71. 

Bursprake, cimloquium^ pleH- 

loguium 78. 81. J26 fg. 308. 
Bussen 299 fgg. 366. 
Büttelei, bodelie 159. 

C. 

Camera civitatis s. KSmmerel 

Capitel 8. Domcapitel. 

Captio 8. Vare, 

CeUarium vinarum 8. Stadtwein- 
keller. 

Cengus 8. Grandzins. 

Centner 158. 

Chroniken 3. 

Civiloquium s. Bursprake. 

dvis s. Bürger. 

CoUecta s. Schoss. 

Commissionshandel, sendete 161. 

Commodaium s. Leihvertrag. 

Commune civitatis , communitas 
8. universitas civium 88. S. 
Stadtgemeinde. 

Compagnien s. Genossenschaften. 

— der Kaufleute 90. 

— des Herrn Kreyge 90 fg. 141. 
Confiscation 301 fg. 
Coniuncta mantu, communis 

manus s. Gesammte Hand. 
Consilium s. Kath. 
Consistorium 159. 192, 233. 
Consules s. Bathmannen. 
Contrapositio s. Gesellschafts- 

handeL 
Conventionalpön 233. 
Credithandel , Handel auf Borg 

149 fgg. 236. 
CriminalT'echt s. Strafrecht. 



Curia s. Hof. 

Corland, Biga's Besitzungen da- 
selbst 15 fg. 
Cyrurgicus s. Aerzte. 

D. 

Darlehnsvertrag , mutuum 222. 
235 ig. 272, 229. 

Decher, deker 157. 

Denominatio s. Aussprach. 

Depositum s. Aufbewahrung^ 
vertrag. 

Deutsche Einwohner 74. 

Deutscher Orden s. Orden. 

Devolutio 8. Anfall. 

Diebstahl 317 fg. 363. 367. 8S8, 
271. 

Dienst, öffentlicher, 88. 

Dienstbarkeiten 221. 

Dienstboten 86. 

Dienst- oder Gesindevertrag 235. 
359. 

Digitus s. Zollmaass. 

Ding, dink, 226. 231. 372, 33. 

Dingflüchtigkeit 348. S. auch 
Flucht. 

Dobbden s. Würfeln. 

Domcapitel, Rigisches, 9. 165. 
Dessen Streitigkeiten mit der 
Stadt: wegen der Stiftspforte 
47 fgg.*, wegen der Pauls- 
kirche 167; wegen der Petri- 
schule 170 fg.; wegen der 
Häuser des Capitels in der 
Stadt 258, 73. 

Dominicaner 167 fg. 

Domkirche, cathedra 9. 11. 165. 

Domschule 170. 

Domus s. Hu8, 

Drohung mit Waffen 3J4. 

DrunkCi drenke^ s. Trinkgelage. 

Duiba 327, 60. 

Düna, Strom 7 fg. 23. 



392 



Sachregister. 



Dünamünde, Kloster, 84. 86. 

88. 41. 
Dust, Trupp 130. 

E. 

Echte ding s. Gerichte, 

Echte Noth s. Noth. 

Ehe, deren Schliessung und Auf- 
lösung 235. 237. 241. 

— , zweite, 239. 240. 

Ehebruch 260. 292. 297. 321. 
325, 32. 363. 367. 

Ehefrau, Haftung für des Ehe* 
mannes Schulden 252. Ver- 
äusserungsbefugniss 288. 249. 
274, 245. 

Ehegatten, gemeinsamer Erwerb 
217. Unkeuschheit 363. 

Eheliche Geburt 92. 242. 

Eheliches Güterrecht 288 (gg. 

Eheliche Vormundschaft s. Vor* 
mundschaft. 

Ehre 298. 829, 90. 

— , Verbrechen gegen die, 319 fg. 

Ehrenstrafen 298 fg. 

Eid, dessen Form 342. 352. 

— beim Grunderwerb 220. 261, 
102. 

— als Bestärkungsmittel der Ver- 
träge 233. 

— der Partei, als Beweismittel 
im Civilveriahren 350. 351 fg,^ 
im Strafverfahren 365 fg. 

— der Zeugen 856. 

— mit Gehilfen s. Eidbelfer. 
Eidhelfer, Mitschwörende 353. 

365 fgg. 
Eigene Leute s. Unfreie. 
Eigenthum 211. 
Eineid s. Eid. 
Einfuhrhandel 149. 
Einkünfte der Stadt 184 fgg. 
Einreden 848. 



Einspruchsrecht gegen Veräoifa* 

rangen 217. 220. 
Einwohner, Classen derfelben 

85 fgg. Nationalität 78 fgg. 
Eisenprobe 851. 
Elendes Haus 174. S. auch 

Aussätzige. 
Elle 156. 
Ellerbrok 78. 
Eltern, deren Verhältniss tu den 

Kindern 237. 241 fgg. 244. 
Enthauptung 295. 
Entlastungseid des Angeklagten 

866 fg. 
Erbe, das, erve^heredUai 71. 209. 
Erbe, der, 2S3, 347. Dessen Haf- 
tung 251 fgg. 
— , des nächsten Erben Einspmch 

gegen Veränsserangen 212. 

216 fg. 
Erbebuch 5. 206, 221. 288. 262, 

106. 856. 
Erbföhigkeit 250 fg. 
Erbfolge der Blutsverwandten 

245 fgg. 

— der Ehegatten 239 fg. 
Erbgut 216 fg. 
Erbloses Gut 136. 253. 
Erbrecht 245 fgg. 
Erbschaft, deren Anfall und Er* 

Werbung 250 fgg» 

— eines Selbstmörders 310. 

— eines zum Tode Verurtheilten 
330, 99. 

Erbschaftsschulden 251 fgg. 

Erbtheilung 253. 

Erbvertrag 248 fg. 

Erbzins s. Grandzins. 

Erde 209. 

Erdvaste gut 209. 

Ermessen, rioherlichet, s. Ar» 

bUrium. 
Erniedrigung durch die Ehe 92. 

237. 
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Ernten 138. 134. 179, 59. 

Erve ■. Erbe. 

EnbiBchof von Riga 0. Bischof. 

Erzvogt 112, 120. 125. 

Ethdag 342. 352. 372, 33. 380, 

122. 
Ewiger Zins s. Grundzins. 
Execution s. Urtheil. 
Expedüio s. HeerfSahrt. 

F. 

Fackeltragen 132. 

Faden, vcuUm 156. 

Fahren, Schaden durch, 294. 

Fahrende Habe 225. 

Fahrlässigkeit 290. 

Fallrecht 247. 

Fälschung 314 fgg. 367. 

Familienfeste, hlidsehap 131 fg. 

Familienrecht 237 fgg. Kränkung 
der Familienrechte 325, 34. 

Fastnachtsspiele 131. 

Fehden : mit dem Deutschen Or- 
den 23 fgg. In Folge des 
Wedekind'schen Mordes 45 fgg. 

Fehderecht 286. 363. 

Fehler, verborgene, des Kauf- 
gegenstandes 234. 

Feier- und Festtage 129 fgg. 342. 

Feindliche Angriffe auf die Stadt 
10. 18. 25 fgg. 41 fgg. 

Ferding 155. 

Feste, öffentliche, 129 fgg. 

Feuerglocke s. Sturmglocke. 

Feuerlöschanstalten 82. 127. 307. 

Feuersbrünste 1 1. 18 25. 55, $4,a. 
71. 127. 324, 21. 

Fidea^ fide data 233. 

Finanzverwaltung 134 f^g» 

Finden 228. 318. 

— des Rechts s. Rechtsfinder. 

Fischerei, Fischhandel 129. 140. 
183, 100. 229. 

Flächenmaasse 156. 



Fleischbänke, -Scharren, macella 
135. 160. 

Fleischesverbreohen 321 fgg. 

Flucht des Schuldners 318. 348. 

— des Verbrechers 303. 313. 
328, 77. 368. 

Flussufer, deren Benutzung 153. 

Folger 8. Mitschuldige. 

Föns s. Brunnen. 

Forum s. Markt, Kohlenmarkt. 

Franciscaner Mönche 168. 

Franciscanerinnen 198, 304. 

Frauen s. weibliches Geschlecht 

Freiheit, Verbrechen gegen die, 
97 319. 320. 367. 

Freiheitsstrafen 297. 

Fremde 82. 86. 94 fgg. 117, 180. 
118, 192. 332, 129. Grund- 
erwerb 2 1 4 fgg. 25 1 . 307. Handel 
138 ig. 181 fg. 272, 217. Vor- 
zugsrechte im gerichtlichen 
Verfahren 354. 359. 361. 

Friede, gebotener, 306. 

— , besonderer, s. Befriedete 
Sachen. 

Friedebannen 368. 

Friedensbruch 287. 28S. 306. S. 
auch Hausfriedensbruch. 

Friedensstörung 305. 

Friedlosigkeit 291. 298 fg. 306. 
367. 368. 

Funia 156. 

Fuss, Abhauen desselben 296. 

Fussmaass 156. 

G. 

Gartenbau 140. 179, 61. 

Gäste S6. 95. S. auch Fremde. 

Gastrecht, Verfahren nach, 361. 

Gebäude s. Bauten und Grund- 
stücke. 

Gebundene Tage, Zeit 352. 380, 
122. 

Gefängniss 297. 358. 
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Gehilfen des Verbrechers s. Mit- 
schuldige. 

Geisteskranke 244. 290. 871, 19, t. 

Geistlichkeit, geistliche Hand 86. 
Deren Erbfähigkeit 250. 251. 
Gerichtsbarkeit338.348. Grund- 
besitz 214. 220. 261. 257. 258 
262, 118. 

Geldstrafen 299 fgg. 

Gemeinde s. Stadtgemeinde. 

Generalhypothek 226. 

Genossenschaften, Brüderschaf- 
ten, Compagnien 82. 90 fgg. 

Gerdeleute 94. 

Gerichte, deren Bestand und 
Unterordnung 339 fgg. Fremde 
G. 87. 306. Geistliche G. 348. 
üngebotene G., echte ding 342. 
Weltliche G. 339. 

Gerichtsbarkeit 81. 338 fgg. G. 
des Bischofs 76 (g. 338 fg. G. 
der Reichsgerichte 838. 
GerichUgefälle 186. 180, 69. 301. 

8. auch Wedden. 
Gerichtshegung 342 fg. 
Gerichtsinstanzen 339 fgg. 
Gerichtsstand s. Zuständigkeit. 
Gerichtstage, offenbare, 372, BB. 
Gerüfte, geruchte,ruchte, schrick- 

te 127. 846. 863. 864. 367. 
Gesammte Hand, samendehant^ 

coniuncia^ commvnis manua^ 

beim Besitz 218. Bei Vei trägen 

232. 271, 205. 273, 234. 

Geschlechtsvormundschaft 243fg. 
Gesellen s. Handwerksgesellen. 
Gesellschaftshandel, wedderleg- 
♦ /7«w/7e, contrapoeitio 1.51. 263. 
Gesindevertrag s. Dienstvertrag. 
Getränke verkauf 141. 
Gewährleistung 220. 
Gewalt, höhere, 289. 
Gewaltthätigkeiten 312 igg. 



Gewerbe und Recht zu deren 
Betriebe 138 fgg. 

Gewere 238. 266, 80. 37. 

Gewichte 82. 168. 

— , falsche, 814. 

Giftmischerei 308. 

Gilden 89. 90 fgg. 161 fg. G. des 
heil. Kreuzes 90. Grosse G. 90. 
Kleine G. 91. G.-Aeltermann 
und Beisitzer 98 fg. Deren 
Gerichtsbarkeit 340. 34 1 . Gilde- 
stuben s. Stuben. Rnssiscbe 
Gildestube 162. 

Gläubiger, Vorzug einzelner, 369. 
Gothländisches Recht 12. 111, lOl. 
Gottespfennig 233. 234. 271, 211. 
Gottesurtheil 87. 350 fg, 
Gränzstreitigkeiten 340. 362. 
Graue Mönche 168. 
— Schwestern 198, 804. 
Orund, liggender, 209. 

Grundbesitz des Adels 216; der 
Geistlichkeit und der Kirche 
214. 220. 261 ; der Privatper- 
sonen 210. 211; gemeinsamer 
G. mehrerer Personen 218 fg. 

— , dessen Erwerbung 219 fgg. 
Theilung 218. Veräuwemog 
214 fgg. 216 fg. 248. 260. 307. 
Verleihung 82. 210. 261 , 100. 
Zinspflichtigkeit 212 fg. 

Grundbesitzer, Grundherr, dessen 
Rechte 210. 212; insbes. Ge- 
richtsbarkeit 339 fg.; Vorzugs- 
rechte im gerichtlichen Ver- 
fahren 347. 

Grundeigenthum 210. 
Grundrenten, redditvs 221 fg. 
257, 49. 262, 112. 

Grundstücke, Arten und Be- 
nennungen 208 {gg. 

Grundzins, Erbzins, Wortzins, 
ewiger Zins, census annuua, 
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arecUiSf perpetuvn 1S5. 179. 
213. 261, 100. 262, 112. 
Gut, bonum 209. 226. 

H. 

Hafen von Riga 7 fg. 

Häfen, deren Benutzung 153. 

Haft, gefängliche, 297. 

Haftung für Schulden und Schä- 
den 154. 251 fg. 293 fg. 

Hamburgisch • Rigisches Stadt- 
recht 205. 206. 285. 

Hand, Abhauen derselben 296. 
Durchstechen 334, 155. 

— muss Hand wahren 226 fgg. 
— , geistliche, s. Geistlichkeit 
— , gesammte, s. Gesammte Hand. 
— »todte, 262. 353. 

Handel 16 fgg. 143 fgg. Dessen 
Arten 148 fgg. Richtung 144 
fgg. Recht zu dessen Betriebe 
138 fg. 

— in Kriegszeiten 154. 
Handelspolizei 128. 
Handelsprivilegien 16 fgg. 152 

Handelsstrafen 159 fg. 
Handhafte That, hantdadigef ver- 
sehe daty openbare schult 303. 

325, 34. 331, 114. 364. 
Handschlag 233. 
Handwerker, deren Rathsfähig- 

keitbO. 110,90. Unzuverlässig- 

keit 148. 
Handwerker-Scra*en 90 fg. 118, 

194. 
Handwerksämter, -Ztinfte 90 fg. 

139. 141 fgg. Deren Häuser 

162 fg. 
Handwerkslehrlinge u. -Gesellen 

141 fg. 
Handwerksmeister 120, 232. 141 

%g- 
Hängen, Strafe des Hängens 295. 



Hanse, Riga's Betheiligung an 

derselben 17. 144. 148. 
Hausarme 175. 
Häuser 71 fg. 159 fgg. 240. Haus 

zu den sieben Thürmen 164. 
Hausfriedensbruch 312 fg. 366 fg. 
Haushalt, selbständiger, 243. 
Hausmiethe 234 fg. 272, 218. 324, 

21. 335, 164. 359. 
Hausrecbt 292. 321, 34. 
Hausthiere, Schaden durch, 294. 
Heerfahrten, Reisen, expeäitumes 

18. 99. 
Heimsuche 334, 162. 
Herediias s. Erve. 
Heringshandel 149. 
Herr, Prädicat, 79. 82. 118, 191. 
Heuer, hure s. Hausmiethe. 
Hochzeiten, brutlacht 131. 
Hof, curia 209. 
Hohlmaasse 157. 
Hölmer 72. 
Holznutzung 153 fg. 
Holzsack 181, 83. 
Honigbäume s. Bienenzucht. 
Hopfenbau 140. 
Hospital, Siechenhaus : zum hei!. 

Geist 1 73 fgg., zu St. Georg oder 

St Jürgen 175, zu St. Lazarus 

173. 
Hufe, mansus^ 135. 156. 
Hungersnoth 11. 
Hure s. Heuer. 

I. (j.) 

Ja oder nein! 348. 

Jagd 269, 177. 

Jahr und Tag 97. 153. 217. 219. 

220. 227. 229. 252. 253. 
Jahrjunge 184, 108. 
Immobilien s. Grundbesitz und 

unbewegliche Sachen. 
Infirmt, Sieche 200, 329. 
Ingedom 226. 2V.K 
Injurien 319 fg. 367. 
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Irrthum 291. 
Jugerum 8. Morgen. 
JuDgfraa s. weibliches Gescbiecbt. 
JuriBdidion 0. Gericbtsbarkeit. 
Jus cimle 114, 145. 328, 73. 
JuBtitia civitatis 88. 

Kak 8. Pranger. 

Kalandsbrüderscbaft 91. 162. 

Kalkofen 136. 160. 

Kalksack 181, 83. 

Kämmerei, Kammersack, oamera 
civitatis 181, 83. 

ELämmerer, Stadtkämmerer 4. 78. 
83 fg. 137 fg. 160. 

— der Gilden 94. 

Kauffrau 238. 244. 

Kauileate, merccUores 86. 114, 142. 

Kaufvertrag 233 fg. 

Ketzerei 308. 

Kinder s. Eltern. 

Kindtaufsfeier 131. 

Kirchen 165 fgg. Kirche zu St. 
Andreas 166; zu St. Catbarina 
168; zum heil. Geist 169; zu 
St. Georg 166; zu St. Gertrud 
170; zu St. Jacob 167; zu St. 
Johannes 167; zu St Marien 
9. 11. 165 fg.; zu St. Nicolaus 
170; zu St. Paul 167; zu St. 
Peter 166 fg. 

Kirchenraub 319. 

Kirchenverfassung 100 fg. 

Kircbenversammlung 124. 

Kirchenzehnte 87. 

Kirchgang d. Wöchnerinnen 131. 

Kistenpant 226. 229. 

Klage 347 fg. Zwang zur K. 345. 
K. miianevang 375, 66. Schlich- 
te K. 348. 376, 68. S. auch 
Anklage. 

Kleiderordnungen 131 fg. 

Kleinhandel, pltickinge 182, 91. 



Klöster 165 fgg. Kloster der 
Cistercienserinnen zn St. Mmria 
und Jacob 168 fg. Kl. der 
Dominicaner oder Prediger* 
bräder zu St Jobannes 167 fg. 
Kl. der Franciscaaerinnen oder 
grauen Schwestern 198, 304. 
Kl. der Mlnoriten oder Francis- 
caner zu St Catbarina 168. 

Klostergeistliche 250. S. auch 
Geistlichkeit. 

Knechte 85. 86. 142. 

Koblenmarkt, forum carbanum 
67. 

Körperverletzungen 310 fgg. 

Koste, Schmausereien 130. 132. 
138. 143. 

Kriegscontrebande 154. 

Kriegsverfassung 98 fg. 

Krttdf Specereien 130. 

Külmd 157. 

L. 

Ladung vor Gericht 346. 

Lagena s. Tonne. 

Lähmung 310. 366. 

Land 209. 

Landbau 140. 

Landerwerb in Curland und auf 

Oesel 14 fgg. 
Landeseingeborene 74 fg. 86. 
Landesherr 76 fg. 107, 73. 338. 

S. auch Bischof. 
Landvögte 5. 84. 184. 137. 
Längenmaasse 156. 
Last Maass und Gewicht 158. 
Latro 334, 146. 
Leben, Verbrechen gegen das, 

308 fgg. 
Lebensmittel 128. 
Lebtagsrechte 221. 
Legitimation 242. 277, 274. 
Lehnsdienste 98 ig. 
Lehrlinge, Jahrjungen 141* 
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Leibeigene s. Unfreie. 

Leibefistrafen 296. 

Leichenbegängnisse 92. 

Leihvertrag, cammodatum 286. 
272, 229. 

Leproai s. Aussätzige. 

Liber reddüuum 4. 261, 100. 262, 
115. 

Libraria 199 316. 

Liefemngskäufe 149. 

Liespunt, Liviseh punt 158. 

Linealgradualfolge 246. 

Litthauen: Bündnisse mit Lit- 
thauen 28 fgg. 35. 38 fgg. 75. 
Handel nach Litthauen 147. 

Liven 74. 106, 53. 55. 

Lot, lop, lopo 157. 191, 215. 
216. 

Loskopen s. Ablösung. 

Loth 155. 

Lübischer Hof 117, 176. 168. 
194, 259, a. 

Luxuspolizei 129 fgg. 

M. 

Maasse 82. 156 fgg. 

— , falsche, 314, 367. 

Macella s. Fleischbänke. 

Magdalenenkloster 197, 296. 

Mägde, ledige, 132. 

Maigraf 131. 

Mannbusse 299 fg. 333, 142. 

Manaionea 71. 

Mansua s. Hufe. 

Mark, marca, Münze 154 fg. 

Mark 'der Stadt, marchia dvitaJti» 

8. Stadtmark. 
Marken des Deutschen Reiches 

338. 
Markpunt 158. 
Markt 82, 87. 128. 
Marktkauf 227. 
Marktplatz, forum 67. 159. 
Marktpolizei 128 fg. 



Marstall 139. 160. 193. 242. 
Mauer s. Ringmauer. 
Mediastinus s. Pranger. 
Medicinalpolizei 132 fg. 
Meineid 316. 336, 181. 
Meister s. Handwerksmeister. 
Meisterstiick 143. 
Mendey menede 78. 109, 81. 130. 

178, 44, a. 
Mercatores s. Kaufleute. 
Miethe s. Dienstvertrag und 

Hausmiethe. 
Missgriff 291 fg. 318. 
Miterben 253. 

Mitgift 218. 237. 238. 273, 243. 
Mitschuldige 292. 366 fg. 
Mitschwörende s. Eidhelfer. 
Mobilien s. bewegliche Sachen. 
Modtoille 229. 
Mord 309 fg. 333, 146. 366. S. 

auch Raubmord. 
Morgen, iugerum 156. 
Morgengabe 237. 239. 248. 273. 

243. 
Mühlen 136. 160. 
Mündigkeit 242. 243. 277, 268. 

278, 280. 
Mündlichkeit s. Terfahren. 
Münze, Münzstätte 160. 
Münzen, Münzwesen 82. 154 fgg. 
Münzfälschung 815. 335, 177. 
Münzgefälle 136. 
Münzmeister 315. 
Musik 130. 

N. 

Nachbarrechte 214. 
Nachlass s. Erbschaft. 
Nackender Brief 63, 162. 
Neustadt, neue Stadt 11. 67. 
Normalmaasse 156. 
Notaria civitatis^ casaacriptorum 

159. 
Notarius s. Rathsschreiber. 
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Noth, echte, 217. 34Ö. 352. 369. 
Nothwebr 292. 
Nothzucht 822. 866. 
Nunili §. Stadtdiener. 

0. 

Obervogt J 12, 120. ' 

Obrigkeit der Stadt 76 fgg. 

OiOfenbare Gerichts- und Becht«- 
tage 372, 33. 

Oeflfentlicbkeit •. Verfahren. 

0er 155. 

Oesel, Biga's Besitzungen da- 
selbst 14. 

Ohrabschneiden 296. 334, 152. 

Orden, geistliche, s. Geistlichkeit 
und Klöster. 

Orden, Deutscher, dessen Be- 
sitzungen in der Stadt 163. 
166. 216. Fehden mit der 
Stadt 23 fgg. Friedliches Ver- 
hältniss zur Stadt 20 fgg. 80. 
86. 99. Gerichtsbarkeit 339. 
Unterwerfung der Stadt durch 
den Orden 41 fgg. 

Orden der Schwertbriider, dessen 
Verhältniss zur Stadt 18 (gg. 
80. 86. 99. 
Ordensschloss 163. 
Ordnungspolizei 127 fg. 
Overgofif coerwinnen 365. 
Overkojpen, overschriven, over- 
witen 152 

P. 

Parteien im Proccss 34 1 Deren 

Ungehorsam 346. 
Pässe 153. 
Patriciat 110, 89. 
PersehuB 72. 105, 40. 
Pes s. Fuss. 
Petrischule 171. 

Pfalz , bischöfl «che , palatium 
episcopi 165. 



Pfandbesitz 223. 264, 135. 
Pfandrecht an Immobilien , #e^- 
tinge 223 fgg. 

— an beweglichen Sachen 229l 

feg. 
— , gerichtliches, 224 fg. 
Pfe£Perzins 257, 50. 
Pfennige 155. 
Pferdekauf 234. 
Pferdemühlen 160. 193, 245. 
Pforten 65 fg. 82. 
Pfundgeld, Pfandzoll 137. 
Pilger, peregrini 86. 96. 108, 76. 

114, 142. 340. Deren Vogt 

96. 340. 341. 
Plätze, öftentliche, 67. 
Plebüoquium s. Bursprake. 
PltLckinge s. Kleinhandel 
Polizeirerwaltong 126 fgg. 
Praeco 85. 
Prahm, Holzmaass 166. Prahm- 

holz 190, 209. 
Pranger, hak^ npediastinu§ 160. 

297. 301, 61. 62. 

Praetorium 159. 192, 216. 261. 
102. 

Privatrecht 208 fgg. 
Privatzeugniss s. Zeugnist. 
Process s. Verfahren. 
Procurator der Stadt 117, 174. 
Proprivs 211. 
Provisor s. Vormund. 
Punder, punt 158. 



Quellen der Geschichte Biga's 

3 fgg. 
— der Bechtsgeschichte 206 fgg. 

B. 

Bädern 295. 326, 46. 

Bath , radf oonsüium 77 fgg. 
Dcisen Autonomie 81. 117, 
175. Einsetzung 13. Gerichts- 
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barkeit 8J. 340. 341. Grund- 
besitz 77. 82. 134. 210. 216. 
Organisation 7 7 fgg. Sitzungen 
342. Wirkungskreis 81 fg. 125. 

Rath, als zweite Instanz 340. 
341 %. 359 fg. 

— , als Oberhof 81. 

— j alter und junger, sitzender, 
wechselnder, 77 fg. 79. 

Rathbaus, contistorium^ praetO' 
rium 159. 342. 

Batbmannen, constdesjrathman- 
ni, tcabini 13. 77. 82. 108, 75. 
301. 330, 95. Abtreten der 
den Parteien verwandten Batb- 
mannen 342. Abstimmung 
360. Amtseid 80. Ehrenrechte 
79. Zeugniss der Bathmannen 
232. 275, 252. 281, 323. 353 fg, 

Batbsfiihigkeit 79 fg. 110, 89 
u. 90. 

SathsschreibeT, Stadtscbreiber, 
notarius, 9criba civitcUis 84. 
113, 182. 

Baftsmia 78 fgg. 

Bamb 319: . 

Saubmord 319. 333, 146. 366. 

Becht, Strafen am, 298. 

Bechtlosigkeit 298. 328, 73. 

Bechtsfinder 341. 

Bechtsgeschichte 203 fgg. 

Bechtsquellen 205 fg. 

Bechtstage, offenbare, 261, 101. 
372, 33. 

Beddüus s. Grundrente. 

Redimere, reemcre s. Ablösung. 

Beep 156. 

Beinigungseid 365 fg. 

Beisen s. Heerfahrten. 

Beiten, Schaden durch, 294. 

Religion, Verbrechen gegen die, 
308. 

Beute 8. Grundrente« 

Bentenkauf 222. 



Beprasentationsrecht 247. 280, 
306. 

Besenbof 165. 

Resignatio s. Auflassung. 

Betractrecht 217. 

Bichter s. Gerichte, Vogt, Stadt- 
vogt 

Bigebach 8. 23. 73. 128. 

Bingmauer 8 fg. 65. 67. 82. 301. 

Bitterbürtige 86. 

Bitterorden s. Orden. 

Boland, Bubindssfiule 159. 

Bösen, Familie von, 164.200, 33: . 

Bosenhof und Bosengarten 164. 
194, 267. 264, 135. 

Ruckte s. Gerüfte. 

Bussen 75. 272, 217. 354. 

Bussischer Convent 75. 170. 17 . 

Bussisches Dorf 75. 

Bussische Gildestube 162. 

Bussische Kirche 75. 170. 

Bussische Strasse 75. 

Bussland, Handel nach, 145 fgg. 

S. 

Sachen, bewegliche, 225 fgg. 358. 
— , unbewegliche, 208 fgg. 
SachtäUigkeit 346. 352. 355. 360. 
Sackstrasse, deren Verpföndung 

263, 122. 
Sakewolde 154. 344. 373, 45. 
Samende Hand s. Gesam rr'-« 

St. Jürgenshof 24. 163. 166. 

St. Jürgenspit'*' s. Hospitp . 

Sartago 226. 

Satin 155. 

Sealini s. Bathmannen. 

Scamna piatot am s. Brotbänk^. 

Schaden und Schadenersatz 127. 

236. 289 fgg. 293 fg. 
Schaffer 94. 
Schaathoyken 321. 
Schelinge 323, 9. 
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Scbeltung 8. UrtbeiUscheltuDg. 
Schenk 120, 232. 
Schenkung 0. Vergabang. 
Schick 191, 224. 
Schiedsrichter 340. 362. 
Schiffe, deren Verpfändung 230. 

270, 1S7. Theilung 226. 
Schiffbruch 153. 
Schiffsflagge 81. 307. 
Schillinge 155. 328. 80. 
Sckippunt 158. 

Schläge, Schlägereien 311. 363. 
Schlagen auf dem Tische 296. 
SchlosB 8. OrdensschloBs. 
Scbnellgalgen 327, 60. 
Schnei Iwage s. Besmer. 
Schoduvel 131. 

Schoss und Steuer 87. 88. 136 fg. 
Schrichte 8. Gerüfte. 
Schuld nach todter Hand 252. 353. 
Schuldbuch 4. 200. 356. 
Schuldner, deren persönliche 

Haftung 154. 304. 358. 
— ,- Zahlungsunfähigkeit 359. 
Schulen 170 fgg. 
Schult, openbaref 0. Handhafte 

That. 
Scbuppestuhl 296. 322. 327, 60. 
Schützentrünke 131. 
Schwächung und Schwängerung 

96 fg. 237. 322. 
Schwarzenhäupter 118, 189. 123, 

270. 
Schwarzes Buch 318. 
Schwertbrüder s. Orden. 
Scra'en 81. 90 fgg. 110. 194, 141. 
Scriba civitatis s. Rathsschreiber. 
Seekriege loo. 
Seelmessen 262, 113. 
Seeraub 319. 
Seestrand , dessen Benutzung 

153. 
Seiger s. Uhr. 
Selbsthilfe, euljrichte 286. 363. 



Selbstmord 310. 330, 99. 

Selen, Selonea 74. 

Semgallen, Riga's Besitzungen 

daselbst 15 ig. 
Send, Sendgeriebt, Sendzeugen, 

sy nodos ^ testes synodales 343. 
Sendeboten s. Botschaften. 
Sendeve s. Commissionshandel. 
Sicherheitspolizei 126 ig. 
Sieche, infirmi s. Hospital. 
Sieden in der Pfanne 295. 
Siegel des Hathes 80 fg. 
Singende Frauen 197, 296. 
Sittenpolizei 129 fgg. 363. 
Sode s. Brunnen. 
Spebank 327, 61. 
Spielleute 178, 34. 
Sponsalis thesaurus 273, 243. 
Stadt Biga, deren Bündnisse 

mit Litthanen 28 fgg. 35. 

39. fgg. Fehden mit dem 

Deutschen Orden 23 fgg. Deren 

Gründung 7 fgg. Eechts- 

streitigkeiten 15 fg. 19 fg. 

21 fg. 31 fgg. 36 fgg. 258, 73. 
Stadtbücher 4. 206. 223. 229. 

266, 138. 356. 
Stadtdiener, baden, wallbaden, 

nuntü 84. 118, 189. 159 fg. 
Städtetage, Livländische, 144. 
Stadtgebiet 65 fgg. 
Stadtgemeinde 81. 85 fgg. 88 fgg. 

Deren Grundbesitz und Häuser 

161 fg. Organisation 89. 

Theilnahme am Stadtregiment 

88 fg. 
Stadtgräben 70. 104, 30. 
Stadtherberge 160. 
Stadtmark 12. 72. 87. 
Stadtrecht, Imu civitatis, dessen 

Verleihung «1 Biga 11 fgg. 
Stadtrechte, Steinten 78. 81. 

205 fg. 360. 
Stadtricbter, StadtTOgt, iudex 
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seu advocatu» civüaUsy dessen 

Ernennung 76. 78. Gterichts« 

barkeit 81. 83. 286. 338 fgg. 

Investitur 83. 33S. Theilnahme 

an den GerichtsgefSllen 30 J. 

Zuständigkeit 339. — S. auch 

Vogt. 
Stadtschreiber s. Bathsschreiber. 
Stadtverfassung 65 fgg. 
Stadtvermögen 134 fgg. 
Stadtverwaltung 125 fgg. 
Stadtwage 136. 160. 
Stadtweide 73. 
Stadtweinkeller, vinarium civücL- 

t%8^ ceUarium vinorum 160. 
Stäupen 296. 
SUgele 70. 
Stellvertreter im gerichtlichen 

Yerßihren 344. 
Stenhus 71. 

Steuerfreiheit 117, 177. 134. 
Steuern s. Schoss. 
Sieven 93. 

Stiftspforte 47 fgg. 66. 
Stiftungen 82. 173 fgg. 
Stig 167. 
Stof 157. 
Strafen 295 fgg. Deren Umwan- 

delung 302 fg. 
— , arbiträre, 304 fg. 
— , verstümmelnde, 296. 
— am Vermögen 299 fgg. 
Strafbarkeit der Verbrechen 

289 fgg. 
Strafgewalt, öffentliche, 286. 
Straflosigkeit 292. 367. 
Strafrecht 285 fgg. 
Strafsachen, deren Zuständigkeit 

339 fgg. 
Strafverfahren 363 fgg. 
Strand, Strandung, gestrandete 

Sachen 153. 228 fg. 
Strandraub 153. 319. 
Strassennetz 68 fgg. 

T. Bange, Die Stadt Biga. 



Strassenpolizei 128. 

Stuben von Münster und von 
Soest 161. 

Sturm- und Feuerglocke 100. 127. 

Sühne 299. 368. S. auch Ver- 
gleich. 

Sühnebrief 63, 163. 

Sulfrecht s. Selbsthilfe. 

Syndicua 13. 76. 88. 

Sjnodalgericht s. Send. 

T. 

TederUum 158. 

Tanz 130. 

Taufe s. Kindtaufe. 

Tauschhandel 149. 

Tempel 164. 

Tendelinch 157. 

Testament 249 fg. 340. 

That 8. flandhafte That 

Theilung von Sachen 218. 226. 

Thiere s. Hausthiere. 

Thore s. Pforten. 

Thürme 66 fg. 82. 

Timher, timmer s. Zinmier. 

Todesstrafen 295. 

Todte, der, erbt den Lebendigen 

283, 345. 
Todte Hand s. Hand. 
Todtenfeste 92. 
Tödtung, Todtschlag 292. 308. 

366. 387, 246. 
Tonne, lagena 157. 
Torfacht egen 210. 211. 
Transithandel 148. 
Treuegelöbniss 233. 
Trinkgelage, drunke , drenke 

93. 129 fg. 

ü. 

Ueberschwemmungen 23. 
Undeutsche 73. 92. 97. 106, 54. 

140. 187, 237, 
Uhr, seiger 159. 

26 
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Ulna 8. Elle. 

Underw luden 376, 66. 

Unehelich Geborene 237. 250. 

Unfreie, eigene Leute 85 fg. 
96 fg. 358. 

Ungehorsam der Parteien 346. 

Ungeld, angaria et perangaria 
154. 

Ungericht 288. 382, 9. 368. 

Universalsucccssion 251. 

UnkeuBchheit 363. 367. 

Unterhaltungen, gesellige, 02 fg^. 

Untersuch ungs verfahren .'^63. 

Unwissenheit 291. 

ürbanuß s. Bürger. 

Urkunden, Briefe, als Beweis- 
mittel im gerichtlichen Ver- 
fahren 856. 

— , als Gcschichtsqucllen 4. 20«. 

Urtheil 357. 359. 

Urtheiler, UrthcÜHmann 341. 

Urtheilf ragen 345. 

Urtheilsscheltung an das Buch 
'M\0. 885, 194. U. an den Kath 
359. 

ütemilia 226. 

V. 

Vadem s. Faden. 

Vadimoniurn 229. 

Va/re, captio 341. 

Varende gut, varende habe 225. 

Väterliche Hechte 242. 

Veräusserung s. Grundbesitz. 

Verbrechen und Vergehen über- 
haupt 287 fgg. Einzelne V. 
305 fgg. Oeftcntlich begangene 
863. 

Verbrennen, Strafe des V.*s 295. 

Verfahren, gerichtliches, über- 
haupt 345 fgg. Dessen Förm- 
lichkeiten 341. 345. Mündlich- 
keit 345. OefFentiichkeit 348. 

— in Beschlagsachen 861 fg. 

— in Civilsachen 346 f^^g. 



Verfahren in Strafsachen 363 fgg. 

— ausserordentliches 360 fgg. 

— summarisches 346. 361. 
nach Gastrecht 361. 

— mit Urtheilen 845. 
Verfassung der Stadt 65 fgg. 
Verfestung 828 76. 
Verführung einer Jungfrau 237. 

S. auch Schwächung. 
Vergabung 248. 
Vergehen s. Verbrechen. 
Vergleich der Parteien in Civil- 

Sachen 349. In Strafsachen 

302. 308. 331, 110. 363. 885, 

215. S. auch Sühne. 
Verjährung der Klagen 349. 

S. auch Jahr und Tag. 
Verlübniss, fälschliche Ansprache 

aus einem, 316. 
Vermächtnisse 249. 
Vermögensstrafen 299 fgg. 
Verpflegungspolizei 182. 
Verrätherei 333, l36. 
Verstümmelung v. Glied maassen 

310. 
Versuch eines Verbrechens 2S9. 
Verträge, deren Bestärkung '2'li. 

Erfordernisse 231 fg. Erfül- 

lung 232 fg. 
Vertragsrecht 230 fgg. 
Verwaltung der Stadt 1 25 fgg. 
Verweisung aus der Stadt 297. 
Verwundung 289. 292. 311. 

.366 fg. 
Vicarien 262, 113. 
Vinarium s. Stadtweinkeller. 
Vlocke und verde 292. 
Vlotvare gut 226. 
Vogt, advocatus, bischöflicher, 

12. 76. S. auch Stadtrichter. 

— der Pilger , advocatus perc- 
grinorum 96. 340 fg. 

Vorbedacht, voraate 291. 814, 25. 
Vorbarg 103, 16. 
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Vorkäuferei 128. 
Vorkaufsrecht 213. 217. 219. 
Vorladung s. Ladung. 
Vormünder, provisores. Deren 

Bestellung 244fg. Pflichten 245. 
Vormundschaft über Unmündige 

243 fgg. 

— eheliche 238. 242. 

— testamentarische 241. 244. 

— des Vaters 242. 
Vorrathsmagazine 133. 
Vorsate 291. 314, 25. 
Vorsprecher, vorsprake 344. 360. 
Vorstädte 73. 106, 50. 
Vorwort 231. 
Vorzugsrechte 213.216.217. 219. 

223 fg. 232. 234. 235. 244. 

W. 

Waarenfälschung 315 fg. 

Waarenhandel 148 fg. 

Wachdienste 88. 98. 127. 

Waffen, Tragen derselben 302. 
Drohung mit, 314. 

Wage s. Stadtwage. 

Wahl,WahIordnung s.Rathswahl. 

Wappen der Stadt 80 fg. 

Wedde 126. 290. 299. 301. 329,84. 

WedderJcopen s. Ablösung. 

Wedderlegginge s. Gesellschafts- 
handel. 

Weg, reiner, 152. 

Wege in der Stadtmark 72 fg. 

Weibliches Geschlecht 243fg. 358. 

Weide s. Stadtweide. 

Weidegerechtigkeit 154. 

Weinhandel 149. 

Weinkaufsleute 232. 354. 

Weinkeller s. Stadtweinkeller. 

Werfen ins Wasser 309. 

Wergeid 329, 86. 

Widerklage 349. 

Wiederholung eines Verbrechens 
291. 



Willensbestimmung und Wiilens- 
richtung des Thäters 289fgg. 29 1 . 
Willküren 81. 
Windmühlen 160. 
Wittenstein, Schloss, 194. 
Wittwe239fg. 244. 249. 251. 252. 
Wittwenstift 198, 303, a. 
Wittwer 239 fg. 

Wohlthätigkeitsanstalten 173 fgg. 
Wort, wurt 71. 209. 257, 49. 
Wortzins s. Grundzins. 
Würfeln, dolbelen 93. 128. 131. 

Z. 

Zahlenmaasse 157. 
Zahlung 232. 
Zahlungsanweisung 152. 
Zahlungsunfähigkeit 304. 305. 

358 fg. 
Zauberei 308. 
Zehnte 135. 
Zehntfreiheit 87. 
Zeugen, berufene und zufällige, 

231 fg. 355. 
Zeugniss von Rathmannen und 

Weinkaufsleuten 232. 353 fg. 

Z. V. Privatpersonen 354 fg. 362. 
— in Strafsachen 365. 
— , falsches, 316. 
Zimmer, timberj timmer 157. 
Zins s. Grundzins. 
Zinsen, Zinsfuss 222. 263, 119. 

272, 231. 
Zollfreiheit 87. 154. 
Zollmaass, digitus 156. 
Zücken eines Messers, einer 

Waffe 289. 314. 367. 
Zufall, Schade durch, 230. 236. 289. 
Zunft s. Handwerksamt. 
Zuständigkeit d. Gerichte 339 fgg. 
Zwang zur Klage 345. 363. 
Zweikampf, Herausforderung 

zum, 313. 367. 
— , gerichtlicher, 351. 



Berichtigungen. 



dt« 


1 4 Zeile 2 


Ton unten lies BötJ^/Uhr 


n 


10 


n 


3 und 4 lies beabsichtigten. 


n 


47 


n 


20 


Ton oben statt Jetzt lies Jüngst 


n 


62 


n 


16 


„ „ lies Gedimin 


n 


62 


n 


10 


„ unten „ 


egerü, 


n 


68 


n 


16 


„ oben „ 


tnaeellorumf 


»f 


79 


n 


2 


»» 91 19 


Beral 


«> 


81 


n 


2 


11 1f W 


Jahrhunderts aufbehalten. 


n 


103 


n 


8 


Ton unten Schuhpforte 


n 


106 


n 


8 


„ „ lies Urkunden: 


» 


111 


»» 


8 


11 91 11 


I, 7 a. E. 8, 2. 


»» 


117 


«> 


7 


V 19 91 


Zusatzartikel 


»» 


126 


»» 


16 


„ unten „ 


Urschriften 


») 


180 


n 


12 


19 19 11 


Weihnachten 


>» 


156 


19 


15 


91 11 11 


Par. (Pariser) 


»» 


159 


91 


12 


11 11 11 


im Stande 


» 


167 


99 


1 


„ oben „ 


höchst 


»> 


174 


» 


4 


11 W 1f 


einem 


>» 


193 


M 


10 


„ unten „ 


quod 



7- 



TUntwcht HofbuehdraektTt!« Stsplum OtUwl A Co. ia ▲ItenVurf • 



^ 






I 



«j»- 



I 



*f 



.< 



Ell 



*. 



p 

I 



v* 



I« 






» * 



*A 



t% 









r.'7' 






■*0 



.X 






^^/ 






4 



■ I. 













